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Affe nackt

Seit der homo sapiens die Erde, verwurzelt und gegründet im Schoße des
bereits viel länger existierenden und die menschliche
Entfaltungsgeschichte mitbegründeten fellfreien Entwicklungspools homo
erectus, in einer erdgeschichtlich doch überschaubaren Zeit erobert
und für seine Herrschaft und raubgestützte Lebensweise und
Existenzbewältigung mit all ihren Ressourcen in seinen kriegerischen
Besitz zu nehmen sich anschickte, geschah dieses dann auch in einem
Bruchteil jener Zeit, in der sich auf diesem Planeten Leben und dessen
Voraussetzungen gegen große Katastrophen geographischen und kosmischen
Ausmaßes durchsetzen konnten.

Glaubt man den neuesten Forschungen, so können erste Spuren seiner
Existenz bis 300.000 Jahre zurückverfolgt werden.
Zivilisationstechnisch scheint sich dieser homo sapiens nicht nur
mechanisch und architektonisch gegen viele Möglichkeiten anderer
Lebensentwürfe mit seinen sich selbst und erdberaubenden Präferenzen
schlußendlich durchgesetzt zu haben, sondern es wird ihm auch noch
gerne die Deutung über die essentielle Wucht der endlich alles Leben
zerstörenden und letztinstanzlichen Vernichtungsgewalt allzu
leichtfertig zugesprochen.

Woher allerdings will eine solche Selbstwahrnehmung, derartige
Voraussagen treffen zu können, denn wissen, ob nicht eine wirklich
nennenswerte und in der Gewaltentfaltung auf das Nötigste reduzierte,
geradezu als friedlich und ausgeglichen zu bezeichnende
Lebensentwicklung erst an dieser Stelle ihren Anfang nehmen und
erfolgreich fortsetzen kann?

Ihre Schattenblick-Redaktion


22. März 2019
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KOHLEALARM/582: Klimakampf und Kohlefront - Sternmarsch für den Erhalt der Dörfer ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 21. März 2019

Dörfer retten und Klima schützen: Zivilgesellschaftliche Organisationen
rufen zur Teilnahme am Sternmarsch von "Alle Dörfer bleiben" am 23. März
auf



Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Greenpeace, die
Klima-Allianz Deutschland und 350.org rufen dazu auf, sich am 23.3. dem
Sternmarsch der Initiative "Alle Dörfer Bleiben" anzuschließen und sich
schützend vor die Orte am Braunkohletagebau Garzweiler zu stellen.

Termin: Sternmarsch von "Alle Dörfer Bleiben"

Zeit: Samstag, 23.3., Start ab 14 Uhr

Ort: Startpunkte in Berverath, Kuckum/Unterwestrich, Immerath,
Hochneukirch, Kaulhausen, Wanlo und Holzweiler

Endkundgebung um 16:30 Uhr in Erkelenz-Keyenberg

Auch wenn der Kohleausstieg mit dem Kompromiss der Kohlekommission vor der
Tür steht, droht vielen Dörfern die Abbaggerung für den Abbau
klimaschädlicher Braunkohle. Am Tagebau Garzweiler im Rheinland sollen fünf
noch bewohnte Dörfer zerstört werden. Damit diese Orte erhalten und
lebenswert bleiben können und das Klima geschützt wird, veranstalten
Anwohner der betroffenen Dörfer über die Initiative "Alle Dörfer Bleiben"
den Sternmarsch am 23. März.

"Wir leben weiter mit der Unsicherheit, ob wir bleiben können oder dazu
gedrängt werden, unser Zuhause zu verlassen. RWE setzt uns massiv unter
Druck - obwohl die Empfehlungen der Kohlekommission ermöglichen, unsere
Dörfer zu erhalten. Sie wollen bewirken, dass wir aufgeben - wir aber
wollen bleiben. Um die Dörfer zu retten, brauchen wir Unterstützung. Viele
Tausende haben sich letzten Sommer schützend vor den Hambacher Wald
gestellt. Wir rufen diese Menschen auf, zum Sternmarsch nach Keyenberg zu
kommen", so David Dresen aus Kuckum.

Der BUND, Greenpeace, die Klima-Allianz Deutschland und 350.org begrüßen
den Sternmarsch und rufen dazu auf, sich den Protesten für den Erhalt der
Dörfer und gegen ein weiteres Anheizen der Klimakrise anzuschließen. Die
Organisationen fordern von der Bundesregierung, zusätzlich zu den bereits
angemeldeten Abschaltungen schnell drei Gigawatt Braunkohlekapazitäten an
den Standorten Neurath und Niederaußem stillzulegen und für den Erhalt des
Hambacher Waldes und der bedrohten Dörfer zu sorgen. Die Landesregierung
von NRW muss im zweiten Schritt die Tagebauplanung so ändern, dass die
Dörfer Keyenberg, Kuckum, Unter- und Oberwestrich und Berverath am Tagebau
Garzweiler erhalten werden. Gleiches gilt für den Tagebau Hambach und den
angrenzenden Wald. Bundes- und Landesregierung sind aufgefordert, RWE jetzt
Einhalt zu gebieten. Denn der Konzern schafft weiterhin Fakten, treibt die
Zerstörung von Dörfern weiter voran und setzt Betroffene für die Umsiedlung
unter Druck.

Informationen zum Sternmarsch am 23.3.:

Ab 14 Uhr starten Demonstrationszüge an unterschiedlichen Orten im Raum
Garzweiler und ziehen in "Sternschweifen" nach Keyenberg. Das Dorf liegt
direkt an der Abrisskante und soll als erstes dem Tagebau weichen. Es gibt
außerdem Fahrraddemos ab Horrem und Mönchengladbach. Die Initiatoren des
Demonstrationszuges ab Immerath betonen, dass sowohl der Hambacher Wald als
auch die bedrohten Dörfer erhalten werden müssen. In Keyenberg findet ab
16:30 Uhr eine gemeinsame Abschlusskundgebung statt, u.a. mit Redebeiträgen
von Betroffenen aus Keyenberg, Antje Grothus (ehem. Mitglied der
Kohlekommission) und Michael Zobel (Organisator von Waldspaziergängen).

Weitere Informationen, sowie eine Übersicht der geplanten
Demonstrationszüge, finden Sie unter: 

www.alle-doerfer-bleiben.de/aktionen/sternmarsch.

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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KOHLEALARM/581: Klimakampf und Kohlefront - Marsch gegen Verlust der Heimat ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 21. März 2019

Sternmarsch für den Erhalt aller Dörfer im Rheinischen
Braunkohlerevier

Tausende Teilnehmende erwartet



Erkelenz. Um gegen die Zerstörung von Dörfern für den Braunkohleabbau zu
demonstrieren, ruft die Initiative "Alle Dörfer Bleiben!" am 23. März zu
einem Sternmarsch aus den Dörfern am Tagebau Garzweiler in den akut
bedrohten Ort Keyenberg auf. Zur Veranstaltung werden mehrere tausend
Teilnehmende aus ganz Deutschland erwartet.

"Mit der Aktion setzen wir uns für den Erhalt aller Dörfer ein. Hier in der
Region sind Keyenberg, Kuckum, Ober- und Unterwestrich sowie Berverath
bedroht. Es kann nicht sein, dass trotz des Klimawandels immer noch Orte
für die Kohle abgebaggert werden. Wir setzen uns gemeinsam und entschlossen
für den Erhalt aller Dörfer ein. Wir rufen die Menschen auf, sich mit uns
schützend vor die Häuser zu stellen." so Barbara Ziemann-Oberherr aus
Keyenberg.

Ab 14 Uhr starten am Samstag Demonstrationszüge von verschiedenen Orten im
Raum Garzweiler und treffen sternförmig in Keyenberg zusammen. Dort findet
eine Abschlusskundgebung mit Redebeiträgen von Tagebaubetroffenen, dem
ehemaligen Mitglied der Kohlekommission Antje Grothus sowie Schülerinnen
und Schülern von Fridays for Future statt. Weitere Programmpunkte sind das
Musik-Ensemble "Beets'n'Berries" aus der Region und eine Ausstellung zu
Umsiedlungen und dem lokalem Widerstand. Für das leibliche Wohl ist
gesorgt.

Mit der Aktion soll auch die schwierige soziale Situation für die Menschen
vor Ort thematisiert werden. "Die drohende Abbaggerung ist ein extrem
schmerzhafter Prozess für uns. RWE provoziert hier mit gezielten Aktionen
eine soziale Spaltung und macht uns das Leben schwer. Wir fordern, dass
alle Orte erhalten und lebenswert bleiben, aber die Menschen, die umsiedeln
möchten, sollen weiterhin gehen können, ohne einen Nachteil zu haben." so
Barbara Ziemann-Oberherr weiter.

Ähnlichen Situationen sind auch Menschen im Leipziger Revier und in der
Lausitz ausgesetzt. In Pödelwitz und Mühlrose schaffen Mibrag und LEAG
bereits Fakten, ohne eine Abbaugenehmigung. Aus beiden Revieren reisen
Betroffene an, um sich solidarisch zu zeigen. "Ich bin aus der Lausitz
hergekommen, um heute mit den Rheinländer*innen für den Erhalt unserer
Dörfer zu streiten. Wenn wir etwas bewegen wollen, können wir das nur
gemeinsam. Mir geht es auch darum beteiligt zu werden, wenn über die
Zukunft der Regionen verhandelt wird. Wir müssen vermeiden, dass nochmal
ein Konzern so viel Macht bekommt, stattdessen brauchen wir vielfältige
Beteiligungsmöglichkeiten für die Menschen vor Ort." so Adrian Rinnert aus
der Lausitz.

"Alle Dörfer Bleiben!" ist eine bundesweite Initiative, in der sich
Betroffene aller Braunkohle-Reviere mit Aktiven aus der
Klimagerechtigkeitsbewegung gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und
Klimazerstörung einsetzen. "Für uns bedeutet Klimagerechtigkeit, dass keine
Menschen für die Profite von Konzernen ihr Zuhause verlieren. Weder hier
durch die Tagebaue, noch in anderen Teilen der Welt, wo die Folgen des
Klimawandels die Lebensgrundlagen der Leute zerstören. Immer mehr Menschen
wehren sich gegen diese Zustände: Die Betroffenen der Tagebaue kämpfen
dafür, dass ihre Dörfer bleiben und seit Monaten streiken auf der ganzen
Welt hunderttausende Schüler*innen für das Klima. Das macht mir Hoffnung."
erklärt Christopher Laumanns von "Alle Dörfer Bleiben!".

In den nächsten Monaten sind in allen drei Revieren weitere Aktionen
geplant. Informationen zu "Alle Dörfer Bleiben!" und den weiteren
Aktivitäten finden sich unter www.alle-doerfer-bleiben.de.

Auch zivilgesellschaftliche Organisationen wie die Klima-Allianz
Deutschland, der BUND und Greenpeace unterstützen die Anliegen der
betroffenen Menschen und rufen in einer gemeinsamen Erklärung dazu auf, den
Sternmarsch zu unterstützen.

www.alle-doerfer-bleiben.de/aktionen/sternmarsch

www.twitter.com/AlleDoerfer

www.flickr.com/photos/164655810@N04/

www.youtube.com/channel/UCJxEuppBPqfpGZ5vrRQE_eA/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 21.03.2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/580: Klimakampf und Kohlefront - Lausitzer Intitiative marschiert mit ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 19. März 2019

Lausitzer nehmen an kohlekritischem Sternmarsch im Rheinland teil



Cottbus, 19.03.2019. Am Sonnabend nimmt eine Delegation von Lausitzer
Bürgerinitiativen am Sternmarsch der Dörfer im Tagebaugebiet Garzweiler
(Nordrhein-Westfalen) teil. Die Fahrt ins Rheinland wird von der
Umweltgruppe Cottbus der GRÜNEN LIGA organisiert.

"Der Lausitzer Widerstand gegen neue Tagebaue hat sich über zehn Jahre bei
einem Sternmarsch der vom Tagebau Jänschwalde-Nord bedrohten Dörfer
getroffen - jetzt sind Atterwasch, Kerkwitz und Grabko gerettet. Wenn nun
erstmals im Rheinland ein Sternmarsch der Dörfer stattfindet, darf eine
Delegation aus der Lausitz nicht fehlen." sagt René Schuster von der GRÜNEN
LIGA.

Um am Sternmarsch teilzunehmen, beginnt die Fahrt aus der Lausitz bereits
gegen vier Uhr morgens in Cottbus.

Am 23. März organisiert das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" einen Sternmarsch
der vom Tagebau Garzweiler betroffenen Dörfer, deren Umsiedlung teilweise
bereits begonnen wurde.

Bereits seit 2006 haben sich die Initiativen der Tagebaubetroffenen beider
Reviere immer wieder gegenseitig besucht und sich bei Menschenketten,
Kundgebungen und Tagungen unterstützt. So hatte im Herbst 2016 eine
Lausitzer Delegation in Kuckum einen typischen Lausitzer Apfelbaum
("Gubener Warraschke") gepflanzt und dafür eine rheinische Apfelsorte
("rheinische Schafsnase") mit nach Proschim genommen.

Allerdings müssen sich die Lausitzer Aktiven am Sonnabend aufteilen: In
Berlin diskutiert die Bundesmitgliederversammlung der GRÜNEN LIGA
zeitgleich neben anderen Themen ebenfalls den Stand der Braunkohlepolitik
in Deutschand.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 19.03.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/579: Klimakampf und Kohlefront - öffentlicher Appell ignoriert ... (LoB)


Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle" - 17. März
2019

Stommelner Appell: LoB wartet auf Antwort



Offensichtlich ignoriert Ministerpräsident Laschet ein Anliegen vieler
Bürger im rheinischen Braunkohlerevier. Das Aktionsbündnis Stommelner
Bürger "Leben ohne Braunkohle" (LoB) hatte bereits im Januar einen offenen
Brief an Ministerpräsident Laschet gesendet und wartet bisher vergeblich
auf Antwort. Mit dem Brief war der sogenannte Stommelner Appell mit den
Unterschriften von über 600 Bürgern und mit Unterstützung zahlreicher
Gruppierungen übersendet worden.[1]

Mit Hinweis auf Vereinbarungen im Koalitionsvertrag wird der
Ministerpräsident darin aufgefordert, sich der Problematik der Folgeschäden
des Braunkohleabbaus anzunehmen.

Auslöser des Stommelner Appells war ein Informationsabend des
Aktionsbündnis mit dem Titel: "Die Spätfolgen der Braunkohle - Wer zahlt
die Zeche?"

Dabei wurde darüber informiert, dass der Braunkohleabbau neben den
aktuellen Problemen auch in Zukunft nach seinem Ende ungeklärte Risiken
schafft.

Dazu zählen neben den nicht reparablen Landschaftsschäden und weiter
auftretenden Bergschäden auch die drohende Schädigung und der weitere
Verlust von Millionen Kubikmetern wertvollen Grundwassers

Um Schaden von der Umwelt abzuwehren wird es unumgänglich sein, auch nach
Tagebauende dauerhaft Sümpfungen aufrechtzuerhalten, um zu vermeiden, dass
Schadstoffe die jahrzehntelang in ausgekohlten Tagebauen deponiert wurden,
in das wieder ansteigende Grundwasser gelangen.

Bisher existiert weder für die Beseitigung von Bergschäden noch für den
Schutz des Grundwassers eine Regelung.

Angesicht der Tatsache, dass der Bergbaubetreiber hohe Entschädigungssummen
für sein vorzeitiges Ende verlangt, fordert das Aktionsbündnis, dass hier
eine Gegenrechnung aufgemacht werden muss , um die verursachten Schäden
auszugleichen

Während im Bereich des Steinkohlebergbaus eine Sicherung in Form eines
Ewigkeitslastenfonds eingerichtet wurde, existiert ein solcher für das
Rheinische Braunkohlenrevier nicht. Um die Folgekosten für Mensch und
Umwelt nicht auf unsere Kinder und Enkel abzuwälzen, ist es an der Zeit,
den Verursacher dafür jetzt in die Pflicht zu nehmen.

Deshalb hatte das Aktionsbündnis Herrn Laschet und seine Landesregierung in
dem Brief gefragt:

"Welche Vorkehrungen treffen Sie, um Schäden von den Betroffenen jetzt und
in Zukunft abzuwenden?"

Da bisher keine Antwort aus Düsseldorf vorliegt, hat das Aktionsbündnis
seinen Appell nun auch online gestellt. Jetzt können auch bundesweit Bürger
den Appell unterstützen [2].

 * 


Stommelner Appell 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident,

der Braunkohletagebau hinterlässt schon seit Jahrzehnten großflächige,
nicht wiederherstellbare Schäden. Dazu gehören neben nur unzulänglich
reparablen Landschaftsschäden und Bergschäden durch Bodenabsenkungen
auch die Gefährdung des nun wiederansteigenden Grundwassers durch
Altlasten wie Kraftwerksaschen, Restmüll, Munitionsrückstände etc.
Diese seit mehr als fünfzig Jahren teilweise nicht sachgerecht
gesicherten Rückstände stellen eine permanente Gefahr für die
kommenden Jahrzehnte dar.

Wer für diese Schäden in Zukunft - auch nach dem Ende des
Braunkohleabbaus - aufkommt, ist völlig ungeklärt. Während im Bereich
des Steinkohlebergbaus eine Sicherung in Form eines
Ewigkeitslastenfonds eingerichtet wurde, existiert ein solcher für das
Rheinische Braunkohlenrevier bisher nicht. In Ihrer
Koalitionsvereinbarung von 2017 heißt es unter anderem: "Wir wollen
die Rechte aller Bergbaubetroffenen schützen." Um auch die
nachfolgenden Generationen - also unsere Kinder und Enkel - vor
unübersehbaren Belastungen wenigstens finanziell zu schützen, fordern
wir folgende Maßnahmen,


	Möglichst lückenlose Erfassung aller deponierten Altlasten

	Sanierung aller Deponien, die das Grundwasser potentiell gefährden können

	Verpflichtung des Bergbaubetreibers, alle dafür erforderlichen Maßnahmen umzusetzen

	Einrichtung eines Fonds, vergleichbar der RAG-Stiftung im Steinkohlebergbau, um die Ewigkeitslasten zu kompensieren.



Herr Ministerpräsident wir appellieren an Sie, nehmen Sie sich
persönlich des Problems an.

Mit freundlichen Grüßen

Unterzeichner:

Name Adresse Unterschrift


Link zum Appell

https://weact.campact.de/petitions/stommelner-appell-folgen-des-braunkohletagebaus-transparent-machen


Anmerkung:

[1] siehe im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / Umwelt → Brennpunkt →

KOHLEALARM/540: Klimakampf und Kohlefront - Finanzierungsversicherung ... (LoB)

 * 

Quelle:

Presseinformation, Stommeln 17.03.2019

Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle"
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KOHLEALARM/578: Klimakampf und Kohlefront - Kirche an die Front ... (Antje Grothus)


GEMEINSAME PRESSEMITTEILUNG - 18. März 2019

"Die Kirche(n) im Dorf lassen"

Unterschriftenaktion zum Schutz bedrohter Dörfer und deren
Bewohner*innen adressiert an die Katholische Kirche



Erkelenz / Kerpen, 18.03.2019. Auch über ein Jahr nach der Zerstörung des
Immerather Doms sind die erschütternden Bilder vom Abriss der Kirche
unvergessen. Schaufelradbagger des Tagebaus Garzweiler fressen sich weiter
mit großer Eile insbesondere auf noch bewohnte Ortschaften zu.

RWE schafft in den Dörfern, die der Energiekonzern für die Kohleförderung
vernichten will, ungehindert weiter Fakten, obwohl die Kohlekommission der
Bundesregierung ihre Empfehlungen vorgelegt hat und die Regierung im Laufe
des Jahres 2019 die für den Ausstieg notwendigen Rahmenbedingungen
beschließen wird. Der Erhalt sieben weiterer Ortschaften und ihrer fünf
Kirchengebäude am Rande der Tagebaue Garzweiler und Hambach (Keyenberg,
Kuckum, Berverath, Ober- und Unterwestrich sowie Morschenich und Manheim)
ist mit dieser Empfehlung gut möglich und zur Vermeidung sozialer und
wirtschaftlicher Härten unabdingbar.

Der katholischen Kirche kommt dabei eine Schlüsselrolle zu: Weigert sie
sich, ihre Gotteshäuser zu veräußern, zu entwidmen und damit zum Abriss
frei zu geben und lässt sie sich gegebenenfalls auf ein
Enteignungsverfahren ein, könnte sie die Zerstörung der betroffenen Kirchen
und Dörfer aufgrund des beschlossenen Kohleausstieges höchstwahrscheinlich
ganz verhindern.

Auf Initiative von Bewohner*innen der betroffenen Dörfer und mit
Unterstützung des Katholikenrats der Region Düren, des Diözesanrats im
Bistum Aachen, der Initiative "Kreativ gegen Kohle" sowie engagierter
Einzelpersonen wurde deshalb ein Appell an die Verantwortlichen der
katholischen Kirche, stellvertretend an die Bischöfe Dr. Dieser und Dr.
Wölki, verfasst. "Es ist höchste Zeit, dass die katholische Kirche sich
schützend vor die betroffenen Anwohner*innen stellt", meint Antje Grothus:
"Immer größer wird die Zahl der Menschen, die entsetzt reagieren, wenn sie
begreifen, in welchem Ausmaß der Braunkohle-Abbau mitten in NRW die Umwelt,
die Kultur und das Herz der Heimat bedroht und zerstört - und welche Rolle
die Bistümer Aachen und Köln und die betroffenen Pfarreien dabei spielen."
Unterstützt wird die Unterschriftenaktion, die in der Bevölkerung auf
großen Zuspruch stößt, mittlerweile auch vom Katholikenrat der Bistumsregion
Mönchengladbach und dem Institut für Theologie und Politik (ITP) aus
Münster.

Der Appell ist keine Online-Petition mit großen Unterschriftenzahlen, doch
hinter jeder der inzwischen fast dreitausend in Handarbeit gesammelten
Unterschriften steht ein persönliches Gespräch, stehen persönliche
Geschichten und Erinnerungen.

Leider sind bis jetzt weder der Bischof von Aachen noch der Erzbischof von
Köln bereit, diese Unterschriften persönlich entgegenzunehmen und sich mit
der Betroffenheit der Menschen aus den Dörfern in einem Gespräch
auseinanderzusetzen.

"Schon als kleines Kind hatte ich das Gefühl, in meiner Keyenberger Kirche
an einem besonderen Ort zu sein", sagt Ingo Bajerke, engagierter Katholik
und Lektor aus Keyenberg. "Wenn mich Sorgen plagen, setze ich mich in die
Kirche und finde dort meine Ruhe. Das Gefühl, an einer Stelle zu sein, die
schon Menschen vor 1300 Jahren aufgesucht haben, um auch um Hilfe zu
bitten, macht mich ehrfürchtig. Diesen Seelenort zu verlieren, ist für mich
unvorstellbar und ich bete, dass es nicht dazu kommen mag."

Die Menschen aus den Dörfern und Kirchengemeinden, die ihr Zuhause erhalten
möchten, fordern die katholische Kirche auf, das jahrzehntelange Schweigen
zugunsten des Braunkohlekonzerns RWE endlich zu beenden und sich auch um
die Schicksale der tagebaubetroffenen Anwohner*innen zu kümmern.

Alle sind eingeladen, diese Aktion zu unterstützen und sich am 23.03.2019
beim Sternmarsch "Alle Dörfer bleiben" ein eigenes Bild über die Lage in den
Dörfern zu machen. Selbstverständlich werden auch an diesem Tag weitere
Unterschriften gesammelt.


Weitere Informationen sowie die Unterschriftenlisten mit dem
Original-Appell an die Kirchen-Verantwortlichen finden Sie unter:

http://verheizte-heimat.de/2018/07/08/unterschriftenaktion-die-kirchen-im-dorf-lassen-findet-grossen-zuspruch-mit-listen-zum-download/

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 18.03.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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SEMINAR/3174: Leer - "Bewerbungsmappe - Wenn der Personaler mehr will" am 29.3.2019


Landkreis Leer

Bewerbungsmappe: Wenn der Personaler mehr will 



Die Koordinierungsstelle Frauen und Beruf in Leer bietet am 29. März
in der Zeit von 8.30 bis 13 Uhr eine kostenfreie Veranstaltung zum
Thema "Bewerbungsmappe: Wenn der Personaler mehr" an.

Wie kann man sich aus der Flut der Bewerbungsangebote, die bei vielen
Personalern auf dem Tisch landen, positiv abheben? Indem man den
Blickwinkel der Personaler einnimmt, die Talente und Fähigkeiten
positiv hervorhebt und die Bewerbung auf die Bedarfe des Unternehmens
abstimmt, sagt Maria Koriath, die die Beratung anbietet.

Interessierte Frauen können sich unter Telefon 0491 999028-22 oder per
Mail an koordinierungsstelle@lkleer.de anmelden.

Koordinierungsstelle Frauen und Beruf

Mühlenstraße 135

26789 Leer

www.frauen-beruf.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 20. März 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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TREFF/1348: Hannover - Rasha Abbas über ihre Arbeit zwischen Heimat und Exil, 1.4.2019


SCHAUSPIEL HANNOVER

Arabesques

Rania Mleihi im Gespräch mit Künstler*innen über ihre Arbeit zwischen
Heimat und Exil

Montag, 01.04.19, 20:00 Uhr, Cumberland

in deutscher und englischer Sprache



In ihrer Gesprächsreihe Arabesques begrüßt die Dramaturgin Rania
Mleihi diesmal Rasha Abbas. Die Journalistin und Autorin hat sich mit
ihren komischen und surrealen Geschichten einen Namen gemacht. Für
ihre 2008 veröffentlichte Kurzgeschichtensammlung Adam hasst das
Fernsehen wurde sie mit dem Preis für neue Autoren beim Damascus
Capital of Arab Culture Festival ausgezeichnet.

Mit freundlicher Unterstützung der Bundeszentrale für politische
Bildung.

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse April 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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TREFF/1347: Berlin - Ursula März und Yoko Tawada über Colettes »Chéri«, 30.04.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für April 2019

Di 30.4., 19:30 Uhr

Reihe - Eine Frau wird älter

Ursula März und Yoko Tawada über Colettes »Chéri« (1920)

7 EUR / erm. 4 EUR



Im Gespräch mit Daniela Dröscher

Nach dem schönen Auftakt unserer neuen Reihe mit Ulrike Draesner,
Hannah Lühmann und Daniela Dröscher, die sich über ihr eigenes
Älterwerden und den Roman »Das gefährliche Alter« (1910) der
dänischen Schriftstellerin Karen Michaëlis unterhielten, sprechen in
der zweiten Ausgabe die Autorinnen Ursula März und Yoko Tawada mit
Daniela Dröscher über Colettes »Chéri« von 1920, einem Roman über die
49-jährige Léa und ihre Liebesaffäre mit einem 30 Jahre jüngeren
Mann. Sexualität und Alter werden dabei ebenso zur Sprache kommen,
wie die veraltete Vorstellung, ältere Frauen sollten keine jüngeren
Liebhaber haben.

In unserer Reihe treten Autor*innen der Gegenwart und
der Vergangenheit miteinander in Dialog, um zu erforschen, wie es
kommt, dass vermeintlich vor allem Frauen älter werden, warum es in
der Gesellschaft dafür von »verblüht« bis »der Lack ist ab« nur
negativ konnotierte Metaphern zu geben scheint - und welche Bilder
die Literatur vielleicht noch dafür bereit hält.

Nächster Termin: 21.5.2019, 19:30 Uhr Daniela Krien (»Die Liebe im
Ernstfall«,2019) im Gespräch mit Gabriele von Arnim über Silvia
Bovenschens »Älter werden« (2006)

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für April 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1346: Berlin - Najat Abdul Samad über Elias Khourys »Das Tor zur Sonne«, 05.04.19


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für April 2019

Fr 5.4., 19:30 Uhr

Reihe - My favorite kitab

Najat Abdul Samad über Elias Khourys »Das Tor zur Sonne«

7 EUR / erm. 4 EUR



Im Gespräch mit Ramy Al-Asheq

Der libanesische Schriftsteller Elias Khoury ist einer der
bekanntesten Autoren der arabischen Welt. Sein 1998 erschienener
Roman »Bab al-Shams« (»Das Tor zur Sonne«) gilt als eines der
wichtigsten Werke über die »Nakba«, die Vertreibung der
palästinensischen Bevölkerung im Zuge der Staatsgründung Israels
1948. Kern der Erzählung ist das Massaker an palästinensischen
Flüchtlingen in Sabra und Schatila, das 1982 von libanesischen
Milizen verübt wurde.

Für sein Werk wurde Khoury mit dem Palästina-Preis ausgezeichnet.
Über das Buch unterhält sich der Lyriker und Journalist Ramy Al-Asheq
mit der syrischen Ärztin und Schriftstellerin Najat Abdul Samad, die
zahlreiche Artikel veröffentlicht hat sowie den Roman »La Ma'a
Yarwiha«, der 2018 mit dem Katara Award ausgezeichnet wurde.

In arabischer Sprache mit deutscher Simultanübersetzung von Leila
Chammaa

Elias Khourys »Das Tor zur Sonne«, Klett-Cotta, 2004

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für April 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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MESSE/670: Halbzeit - Leipziger Buchmesse mit 82.000 Besuchern (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (21. bis 24. März
2019)

Pressemeldung vom 22. März 2019

Halbzeit: Leipziger Buchmesse mit 82.000 Besuchern



Es weht der Bücherfrühling durch die Hallen - und das beflügelt Aussteller,
Besucher und Autoren gleichermaßen. In den ersten zwei Tagen der Leipziger
Buchmesse mit dem Lesefest Leipzig liest, der Manga-Comic-Con und
Antiquariatsmesse kamen 82.000 Besucher (2018: 81.000) auf das Leipziger
Messegelände. Noch bis Sonntag können Besucher über 2.500 Aussteller sowie
mehr als 3.600 Autoren treffen.

Schon in den ersten beiden Tagen wurden zahlreiche Preise vergeben,
darunter der Preis der Leipziger Buchmesse, der Leipziger Lesekompass oder
der digital publishing award. In zahlreichen Lesungen fanden faszinierende
Begegnungen zwischen Autoren und Publikum statt. In vielfältigen
Fachgesprächen wurden die brennenden Fragen der Branche diskutiert.

Parallel zur Leipziger Buchmesse öffnete die sechste Manga-Comic-Con (MCC)
und zog Tausende Fans gezeichneter Geschichten in den Bann. Sie feierten
oft in farbenfrohen Kostümen die hochkarätigen Stars der internationalen
Manga- und Comicszene sowie deutsche Nachwuchskünstler.

Noch bis Sonntag können sich Fachpublikum und Lesebegeisterte in fünf
Hallen zu den Neuheiten des Frühjahrs auf der Leipziger Buchmesse
informieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22. März 2019

Leipziger Messe GmbH

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

Telefon +49 341 678-0, Telefax +49 341 678-8762

E-Mail: info@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet: http://www.leipziger-messe.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BUCH / FAKTEN





MESSE/669: Preis der Leipziger Buchmesse verliehen (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (21. bis 24. März
2019)

Pressemeldung vom 21. März 2019

Und die Gewinner sind:

Anke Stelling, Harald Jähner und Eva Ruth Wemme erhalten Preis der
Leipziger Buchmesse



Unter dem Applaus der geladenen Gäste kürte die Jury der Leipziger
Buchmesse die drei diesjährigen Gewinner des Preises der Leipziger
Buchmesse. In der Kategorie Belletristik wurde Anke Stelling für ihr Werk
"Schäfchen im Trockenen" ausgezeichnet. Über den Preis in der Kategorie
Sachbuch/Essayistik freute sich Harald Jähner für das Buch "Wolfszeit.
Deutschland und die Deutschen 1945 - 1955". Die Auszeichnung in der
Kategorie Übersetzung ging an Eva Ruth Wemme für die Übersetzung des Werkes
"Verlorener Morgen" von "Gabriela Adameşteanu" aus dem Rumänischen. Die
Jury unter dem Vorsitz von Jens Bisky wählte aus 359 eingereichten Titeln
aus.

Kategorie Belletristik

Anke Stelling | Schäfchen im Trockenen | Verbrecher Verlag

Zur Begründung:

"Schäfchen im Trockenen" ist ein scharfkantiger, harscher Roman, der wehtun
will und wehtun muss, der protestiert gegen den beständigen Versuch des
besänftigt Werdens, der etwas aufreißt in unserem sicher geglaubten
Selbstverständnis und dadurch den Kopf frei macht zum hoffentlich klareren
Denken.

Die Autorin:

Anke Stelling lebt als Autorin in Berlin. Sie hat das Kinderbuch "Erna und
die drei Wahrheiten" (cbt bei Random House, 2017) sowie sieben Romane, zwei
davon gemeinsam mit Robby Dannenberg, verfasst, die bei Ammann, Fischer und
im Verbrecher Verlag erschienen. "Bodentiefe Fenster" (2015) stand auf der
Longlist des Deutschen Buchpreises und bekam den Melusine-Huss-Preis auf
der Hotlist für Bücher aus unabhängigen Verlagen.

Kategorie Sachbuch/Essayistik

Harald Jähner | Wolfszeit. Deutschland und die Deutschen 1945 - 1955 |
Rowohlt Berlin

Zur Begründung:

Wer hätte gedacht, dass ein Land in Schutt und Asche, voller Schuld und
Schande, eine narrative Wundertüte sein kann? Harald Jähner beleuchtet die
deutsche Nachkriegsgeschichte neu. Er nimmt uns mit in völlig zerstörte
Innenstädte. Er erzählt von Ausgebombten, von Trümmerfrauen und von
landauf, landab verhassten Vertriebenen aus den deutschen Ostgebieten.
Durch den Frauenüberschuss nach dem Krieg kam es zuerst zu einer
Scheidungswelle und dann zu einer Heiratswelle. Und Beate Uhse klärte die
Leute auf, bevor sie ihr Versandgeschäft für Ehehygiene startete. Selten
hat ein Sachbuch Anschaulichkeit, dramaturgisches Gespür und Eloquenz so
gekonnt in sich vereint. Wer dachte, über die Nachkriegszeit schon alles
gewusst zu haben, wird hier noch fündig werden.

Der Autor:

Harald Jähner ist Journalist und Kritiker und war bis 2015 Feuilletonchef
der Berliner Zeitung. Zuvor arbeitete er als freier Mitarbeiter im
Literaturressort der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, als Leiter der
Kommunikationsabteilung im Haus der Kulturen der Welt und als Redakteur bei
den Berliner Festspielen. Seit 2011 ist er Honorarprofessor für
Kulturjournalismus an der Universität der Künste Berlin.

Kategorie Übersetzung

Eva Ruth Wemme | Verlorener Morgen von Gabriela Adameşteanu | Die Andere
Bibliothek

Zur Begründung:

Eva Ruth Wemme hat sich schon im vergangenen Jahr mit "Humbug und
Variationen", humoristischer Kurzprosa und Szenen des rumänischen
Nationalabsurdisten Ion Luca Caragiale als spracherfinderische, den
gewagtesten Wortverdrehungen gewachsene Übersetzerin hervorgetan.
Adameşteanus "Verlorener Morgen" bringt ihr schöpferisches Talent erneut
zum Vorschein. Denn zu den Zeitebenen, die hier aufeinanderprallen, kommen
die Sprachebenen. Was die verarmte und in der Ehe mit einem Faulpelz
vereinsamte Schneiderin Vica Delca, eine Frau von 70 Jahren, erst auf dem
Weg zu ihrer Schwägerin und dann zur etwas bessergestellten Tochter ihrer
früheren Arbeitgeberin an einem einzigen langen Bukarester Wintertag so
alles denkt und erinnert, reicht von saftigen Flüchen bis zum Sprachunfall
in schiefen Sätzen. Eva Ruth Wemme hat dieses charmante Ätzen und Giften in
ein überzeugendes Deutsch gebracht.

Die Autorin:

Eva Ruth Wemme arbeitet als Übersetzerin aus dem Rumänischen, Autorin,
Regisseurin und Migrationsberaterin in Berlin. Für ihre Übersetzungen von
Werken u.a. Mircea Cărtărescus, Nicoleta Esinencus, Nora Iugas und Ion Luca
Caragiales erhielt sie mehrere Stipendien u.a. des Deutschen
Übersetzerfonds. Ihre eigenen literarischen Arbeiten erscheinen im
Verbrecher Verlag, zuletzt "Amalinca" (2018).


Über den Preis der Leipziger Buchmesse
Der mit insgesamt 60.000 Euro dotierte Preis der Leipziger Buchmesse ehrt
seit 2005 herausragende deutschsprachige Neuerscheinungen und Übersetzungen
in den Kategorien Belletristik, Sachbuch/Essayistik und Übersetzung. Der
Freistaat Sachsen und die Stadt Leipzig unterstützen den Preis der
Leipziger Buchmesse. Partner des Preises ist das Literarische Colloquium
Berlin. Medienpartner sind das Magazin buchjournal und Deutschlandfunk
Kultur. Der Jury gehören an: Jens Bisky (Vorsitz), Gregor Dotzauer, Tobias
Lehmkuhl, Wiebke Porombka, Marc Reichwein, Elke Schmitter und Katrin
Schumacher.




Leipziger Buchmesse im Internet:

www.leipziger-buchmesse.de

www.leipziger-buchmesse.de/buecherleben

www.preis-der-leipziger-buchmesse.de

Leipziger Buchmesse im Social Web:

http://www.facebook.com/leipzigerbuchmesse

http://twitter.com/buchmesse

http://www.instagram.com/leipzigerbuchmess

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. März 2019

Leipziger Messe GmbH

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

Telefon +49 341 678-0, Telefax +49 341 678-8762

E-Mail: info@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet: http://www.leipziger-messe.de
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MESSE/668: 7. Bibliothekskongress Leipzig 2019 - "Bibliotheken verändern" (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (21. bis 24. März
2019)

Pressemeldung vom 21. März 2019

7. Bibliothekskongress Leipzig 2019 - "Bibliotheken
verändern"

Fake News und verbale Ausfälligkeiten: Bibliotheken stellen sich als
Informationsvermittler gegen Spaltung der Gesellschaft

7. Bibliothekskongress gibt wichtige Impulse für die Zukunft /
Bibliotheken in der digitalen Welt unverzichtbar und diskursfördernd

Kongress: 18.-21. März 2019,

Fachausstellung: 18.-20. März 2019,

Leipziger Buchmesse: 21.-24. März 2019



Die Gesellschaft wandelt sich rasant. Bibliotheken begegnen dieser
Dynamik mit innovativen Konzepten für Medienzugang und Teilhabe. So
lautet das positive Fazit mit dem der 7. Bibliothekskongress in
Leipzig heute zu Ende ging. Vier Tage lang hatten sich mehr als 4.000
Teilnehmer von öffentlichen und wissenschaftlichen Bibliotheken im
Congress Center Leipzig getroffen, um gemeinsam das Motto
"Bibliotheken verändern" intensiv zu diskutieren und Lösungsansätze
konsequent auf den Weg zu bringen. Dabei stand die Positionierung als
sogenannter Dritter Ort - als Schnittstelle für Wissenserwerb und
Möglichkeit zur Teilhabe in der modernen Gesellschaft - genauso auf
der Tagesordnung wie Fragen rund um die Digitalisierung.

"Der Bibliothekskongress hat sprichwörtlich ein neues Kapital in der
Zukunft der Bibliotheken aufgeschlagen. Wir haben die digitale
Aufbereitung von Forschungsdaten und somit Themen wie Open Access,
Open Data oder Open Science intensiv beleuchtet. Zudem haben wir
eruiert, wie Blockchain-Technologien unsere Arbeit verändern werden",
lobt Dr. Heinz-Jürgen Lorenzen, Präsident des BID den hohen
Stellenwert der Veranstaltung. Er betont: "Mit unserem klaren Fokus
auf die Weiterentwicklung von Bibliotheken als Kommunikations-,
Interaktions- und Erlebnisräume schaffen wir attraktive Angebote für
die Alphabetisierung. Mit Blick auf die aktuellen technischen
Entwicklungen kommt die digitale Alphabetisierung - also der Zugang
sowie Kenntnisse über die sinnhafte Nutzung der digitalen Welt - als
zusätzliche Aufgabe für Bibliotheken hinzu. Dem stellen wir uns aktiv,
um als Ermöglicher für gesellschaftliche Teilhabe Verantwortung zu
übernehmen.



Partnerland Niederlande: Royales Engagement für Leseförderung

Zahlreiche Anregungen dafür gab es auch durch das Gastland
Niederlande. Denn mit der Etablierung der Bibliotheken als Dritter Ort
nehmen die Niederlande international eine Vorreiterrolle ein. Dies
zeigte die niederländische Prinzessin Petra Laurentien Brinkhorst, die
sich zugleich als ehrenamtliche UNESCO-Botschafterin für
Alphabetisierung engagiert, deutlich. Die Prinzessin erläuterte
beispielsweise die in den niederländischen Bibliotheken eingeführten
Sprachhäuser. In diesen wird die Alphabetisierung sowohl der
einheimischen Bevölkerung als auch von Migranten kontinuierlich
gefördert. Zudem können die Bürger dank e-Government in den
Bibliotheken zahlreiche Verwaltungsgänge komfortabel realisieren.


Bibliotheken für bessere Diskussionskultur und gegen Fake
News

Um die richtige Umsetzung ging es auch in den mehr als 260 Vorträgen
innerhalb der Plenarpanels. Hier richteten die Vertreter der
Bibliotheken nicht nur den Blick auf die eigene Branche, sondern
nutzten die Kompetenzen externer Profis, um den eigenen Horizont zu
erweitern. Besonderes Interesse erfuhr dabei der Vortrag der
renommierten niederländischen Architektin Francine Houben, die für
zahlreiche Bibliotheksbauten in aller Welt verantwortlich zeichnet und
aktuell bei der Sanierung der New York Public Library federführend
ist. Die bereits mehrfach ausgezeichnete Architektin besitzt große
Expertise bei der Gestaltung von Bibliotheken als Dritte Orte und
stellte zugleich ihre Initiative "Eye opener" vor. Diese soll
Entscheidern die "Augen öffnen", um Innovationen von Bibliotheken
konsequent voranzutreiben.

Gerade mit Hinblick auf die immer häufigeren unsachlichen und
emotional aufgeladenen Debatten in der Öffentlichkeit können
Bibliotheken eine wichtige Schnittstelle für respektvollen
Meinungsaustausch werden. Dr. Lorenzen: "Immer häufiger werden extreme
Meinungen ohne sachliche Argumente ausgetauscht und die Gesellschaft
auf diese Weise in zwei Lager getrennt. Als Bibliotheken wollen wir
uns dem verstärkt entgegenstellen. Wir brauchen neue Ideen für Inhalte
und Veranstaltungen. Auf dem Bibliothekskongress gab es zahlreiche
Impulse dafür. Jetzt gilt es diese in naher Zukunft umzusetzen."

Ein neues Denken und strukturierte Aktivitäten braucht es auch beim
Thema Fake News. Da waren sich die Teilnehmer nach den vier
Veranstaltungstagen einig. Denn immer häufiger werden gezielt falsche
Informationen über alle Kommunikationskanäle gestreut, um die
öffentliche Meinung zu beeinflussen oder um anders denkende Menschen
zu diskreditieren. Porträtfotos mit aus dem Zusammenhang gerissenen
Zitaten, die vielfach über soziale Netzwerke verbreitet werden, sind
dabei nur die Spitze des Eisberges. In ihrer Rolle als
Informationsvermittler müssen die Bibliotheken dem entgegentreten und
immer mehr Menschen dazu befähigen, Fake News von tatsächlichen
Nachrichten zu unterscheiden. Anregungen für entsprechende Formate für
die Arbeit vor Ort - insbesondere für die Jugend - gab es dazu in
Leipzig zur Genüge.


Positives Fazit und nächster Termin

Spannende Diskussionen, gewinnbringende Plenarpanels, ein
sechsprozentiges Teilnehmerplus und eine ausgebuchte Fachausstellung
mit rund 150 Ausstellern machten den 7. Bibliothekskongress zu einer
gelungenen Veranstaltung. Die nächste Bibliothekskongress in Leipzig
findet 2022 statt und wird wieder eng mit der Leipziger Buchmesse
verankert sein.


Über den Bibliothekskongress Leipzig

Der Bibliothekskongress (zugleich Deutscher Bibliothekartag) ist der
größte nationale Fachkongress in Europa. Als wichtigster Treffpunkt
der Informations- und Bibliotheksbranche für internationale
Fachbesucher aus dem Bibliothekswesen findet der Kongress im Vorfeld
der Leipziger Buchmesse in einem dreijährigen Turnus im Congress
Center Leipzig (CCL) statt. Die Fachausstellung dient mit einer
Gesamtnettofläche von 2.213 qm Messeausstellern als Forum, um ihre
Unternehmen, ihre Produkte und Dienstleistungen vorzustellen. Zu den
zentralen Ausstellungsbereichen gehören: Archivierungssysteme, Aus-
und Weiterbildung, Bibliotheks- und Informationssysteme,
Bibliothekseinrichtungen/Mobiliar, Bibliotheksmaterialien und
-zubehör, Buchhandel/Verlage, Datenbanken, Fachbücher und
-zeitschriften, Information-Retrievalsysteme, Konversion und
Digitalisierung, Mikroformen, OCR, Recherche- und
Informationsdienstleistungen, Restauration und Pflege, Scanner und
Codierung, Selbstverbuchungssysteme, Sicherheit und Sicherungssysteme,
Software, Verbände und Organisationen. Die Fachausstellung zum
Bibliothekskongress Leipzig wird vom Veranstalter Leipziger Messe GmbH
organisiert und durchgeführt.


Über Bibliothek & Information Deutschland (BID) e. V.

Bibliothek & Information Deutschland (BID) e. V. ist der Dachverband
der Institutionen- und Personalverbände des Bibliothekswesens und
zentraler Einrichtungen der Kulturförderung in Deutschland. BID
vertritt deren Gesamtinteressen auf nationaler und europäischer Ebene
sowie in internationalen Gremien.

Bibliothekskongress Leipzig im Internet:

bid-kongress-leipzig.de

Bibliothekskongress Leipzig im Social Web:

https://de-de.facebook.com/bibtag19/

https://twitter.com/bibtag19/

https://www.instagram.com/bibtag19/

 * 
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STANDPUNKT/187: Polizeigesetze - Mobilmachung gegen die eigene Bevölkerung (ZivilCourage)


ZivilCourage - Nr. 1 / 2019

Magazin der DFG-VK

Mobilmachung gegen die eigene Bevölkerung

Die Polizeigesetze der Bundesländer werden massiv verschärft

Von Felix Oekentorp



Szenario 1: Die pensionierte Religionslehrerin Margit A.
erfährt, dass ein öffentliches Gelöbnis in ihrem Ort stattfinden soll.
Das hat es seit 1945 nicht mehr gegeben, und sie ist empört. Aus den
Medien erfährt sie außerdem, dass es eine Kundgebung gegen dieses
Gelöbnis geben soll. So engagiert sie sich zum ersten Mal in ihrem
Leben politisch, die Beteiligung an den Bundestags-, Landtags- und
Kommunalwahlen nicht mitgezählt. Auf dieser Kundgebung wird sie
Zeugin, wie die Polizei massiv gegen Mitdemonstrierende vorgeht. Das
widerspricht ihrem Gerechtigkeitssinn, und so mischt sie sich ein. Als
sie dem Platzverbot nicht sofort Folge leistet, setzen die Beamten
Taser ein. Sie stirbt noch am Kundgebungsort.

Szenario 2: Der Aktivist Walter H. engagiert sich seit Jahren
gegen Rüstungsproduktion und -export. Er hat einen Job als
selbstständiger Mediengestalter, die Geschäfte gehen so halbwegs, es
reicht, um seine Familie zu ernähren. Als er von einem Skandal in der
örtlichen Rüstungsschmiede erfährt, beginnt er, eine symbolische
Blockade zu organisieren. Bei der Mobilisierung von Mitstreiter*innen
bleibt es nicht aus, dass die Polizei davon etwas erfährt und sein
Telefon abhört. Noch ist ungeklärt, ob und wer die symbolische
Blockade als Kundgebung anmeldet, es sind ja noch fast zwei Wochen, da
stehen die Beamten vor seiner Tür und nehmen ihn für 14 Tage in
Unterbindungsgewahrsam. In den Zeitraum fällt die Abgabe seines
laufenden lukrativen Projekts, statt eines stattlichen Honorars fällt
eine saftige Vertragsstrafe an.

Szenario 3: Umweltaktivist*innen blockieren einen Bagger im
Tagebau Garzweiler. Sie werden wegen angeblichen Hausfriedensbruchs
festgenommen. Bei einigen von ihnen lässt sich die Identität nicht
feststellen. Das Gericht ordnet eine Gewahrsamnahme für die Dauer von
fünf Tagen an.

Nicht möglich? Zu weit hergeholt? Leider nicht! Wir haben es
mit unserem Bündnis "Polizeigesetz NRW stoppen" nicht geschafft, das
sogenannte Sicherheitspaket 1 zu verhindern. Im Frühjahr 2018 hatte
CDU-Innenminister Reul seine Überlegungen auf den Tisch gelegt, am 7.
Juli gab es dagegen eine Großdemo in Düsseldorf mit 20.000
Teilnehmer*innen. Danach wurde hinter den Kulissen weiter gearbeitet,
sowohl im Landtag als auch außerparlamentarisch.

Zu Szenario 1: Als angeblich nichttödliche Waffe werden die im
Gesetz korrekt benannten Distanzelektroimpulsgeräte, landläufig nach
dem ursprünglichen marktführenden Hersteller Taser bezeichnet,
gewertet. Pirmasens liegt in Rheinland-Pfalz, an der Grenze zum
Saarland, also nicht in NRW. Dort wurde nach zahlreichen
nachgewiesenen Todesfällen mit diesen Waffen in den USA der
Gegenbeweis zur Nichttödlichkeit dieser Taser erneut erbracht, diesmal
auch in Deutschland, am 18. Januar 2019. (Anm. d. Red.: Vgl. z.B.

www.spiegel.de/panorama/justiz/pirmasens-mann-stirbt-nach-taser-einsatz-der-polizei-a-1249310.html)

Zu Szenario 2: Im neuen Paragraf 38 Absatz 2 Satz 1
Polizeigesetz NRW ist festgelegt, dass die Dauer des Gewahrsams auf 14
Tage ausgedehnt werden kann, wenn der Verdacht auf Vorbereitung einer
Straftat vorliegt. Also nicht eine Verurteilung als Strafe wegen eines
Gesetzverstoßes, sondern Knast auf Verdacht, nicht in der
Justizvollzugsanstalt, sondern in der Zelle im Polizeipräsidium.
NRW-Innenminister Reul hält diese Frist von zwei Wochen für "maßvoll",
und gemessen an der inzwischen möglichen Maximaldauer von drei Monaten
in Bayern und drohenden 74 Tagen in Niedersachsen ist es das wohl
auch.

Zu Szenario 3: Das Amtsgericht Erkelenz verfügte am Samstag, 9.
Februar 2019, die Gewahrsamnahme der AktivistInnen zur
Identitätsfeststellung bis zum Donnerstag, 14. Februar. Nach dem alten
Polizeigesetz NRW, abgeschafft zum Jahresende 2018, hätte eine
Maximaldauer von 12 Stunden Gewahrsam für die Identitätsfeststellung
gegolten.

Auf dem Weg in den Polizeistaat? NRW ist nicht einmal der
Vorreiter dieser bedrohlichen Entwicklung einer Aufrüstung des Staates
gegen seine Bevölkerung. Den Anfang machte Bayern im Mai letztes Jahr
mit der Vorlage im Landtag, dieses bayrische Polizeigesetz wurde im
Sommer 2018 beschlossen. Die Maximaldauer des sogenannten
Unterbindungsgewahrsams beträgt dort nun drei Monate. Maßlos ist das
und ohne Vergleich in anderen Bundesländern, bislang. Auch in anderen
Bundesländern drohen teilweise brutale Verschärfungen, wenn die
geplanten Änderungen beschlossen werden. Und mancherorts sind diese
bereits Gesetz.

Baden-Württemberg, Regierungskoalition: Grüne und CDU,
verschärfte sein Polizeigesetz bereits 2017. Nun sind Polizei und
Verfassungsschutz befugt, aufgrund eines Verdachts die private
Telekommunikation zu überwachen, auch per Staatstrojaner, die
Sicherheitslücken auch für kriminelle Hacker öffnen. Unter bestimmten
Umständen dürfen Sprengmittel gegen Personen eingesetzt werden, z.B.
Handgranaten, Sprenggeschosse, die aus Schusswaffen verschossen werden
können, und konventionelle Sprengmittel. Das erinnert an
Bürgerkriegsvorbereitung statt an Sicherheitspolitik. Eine
biometrische Analyse von Kameraaufnahmen im öffentlichen Raum ist zwar
nicht explizit benannt, aber auch nicht ausgeschlossen.

Brandenburg, Regierungskoalition: SPD und Linke: Vier Wochen
geplante Maximaldauer von Präventivhaft soll möglich werden, die
Schleierfahndung soll ausgeweitet werden, diese ist bislang nur im
Grenzgebiet zu Polen möglich. Das Gesetzgebungsverfahren läuft, die
erste Lesung war am 14. November 2018, jetzt liegt es beim Ausschuss
für Inneres.

In Thüringen, Regierungskoalition: Linke, SPD und Grüne,
beträgt die Maximaldauer der Gewahrsamnahme 24 Stunden ohne eine
richterliche Entscheidung, mit richterlicher Entscheidung sind es dann
doch 10 Tage. Trojaner sind erlaubt, und auch das Unterbrechen und
Verhindern von Kommunikationsverbindungen ist möglich. Das Verwanzen
von Wohnungen ist seit 2013 erlaubt.

Bremen, Regierungskoalition: SPD und Grüne: Spätestens am Ende
des Tages nach ihrer Ergreifung ist eine Person nach Paragraf 18 des
Bremer Polizeigesetzes freizulassen. So steht es im Gesetz, das
zuletzt im November 2017 geändert worden ist. Ein Bundesland wie im
Märchen, klein aber fein.

Berlin, Regierungskoalition: SPD, Linke und Grüne: Das
Allgemeine Sicherheits- und Ordnungsgesetz Berlin ist letztmals 2006
geändert worden, so will es uns gesetze.berlin.de in der Überschrift
zum ASOG weismachen, listet aber dennoch auch die Änderungen seitdem
akribisch auf. Im Jahr 2015 wurde die Möglichkeit der automatischen
Autokennzeichenerfassung und das Abhören durch technische Mittel in
Wohnungen beschlossen. Die Dauer der Freiheitsentziehung darf laut
Paragraf 33 derzeit vier Tage nicht überschreiten.

Hamburg, Regierungskoalition: SPD und Grüne, hat letztmals im
Jahr 2011 am Polizeigesetz geschraubt. Die Höchstdauer der
Ingewahrsamnahme wurde dabei von 14 auf immer noch 10 Tage reduziert
(§ 13c SOG)!

Sachsen, Regierungskoalition: CDU und SPD: Hier wird die
Bewaffnung der Polizei erweitert um Maschinengewehre und Handgranaten
- der Krieg gegen die Bevölkerung kann beginnen. Eine Quellen-TKÜ
(Telekommunikationsüberwachung) bleibt ausgeschlossen, auch Trojaner.
Die Maximaldauer der Freiheitsentziehung durch den Richter, ohne eine
Straftat begangen zu haben, wird auf 14 Tage festgelegt. Die
Landesregierung hat den Gesetzentwurf im September 2018 in den Landtag
eingebracht. Ein Bündnis brachte am 26. Januar 2019 7.000 Menschen in
Dresden zu einer Demo gegen das geplante neue Polizeigesetz auf die
Straße.

Rheinland-Pfalz hat bereits im Juni 2017 mit der Ampelkoalition
(SPD, FDP und Grüne) ein neues Polizeigesetz verabschiedet. Eine
zunächst geplante Ausweitung der Videoüberwachung bei
Großveranstaltungen mit mehr als 500 Menschen war nicht explizit im
Gesetz verankert, weil dies unabhängig von der Größe einer
Veranstaltung bisher schon möglich war. Eingeführt wurde auch die
Möglichkeit der automatisierten Kennzeichenerfassung.

Niedersachsen, Regierungskoalition: SPD und CDU: 74 Tage
Maximaldauer für Durchsetzungs- und Präventivgewahrsam sollen
ermöglicht werden, zunächst für 30 Tage, zweimal verlängerbar um erst
weitere 30, dann um 14 Tage. Taser sollen als Waffe vorrangig zum
Einsatz kommen, noch vor dem Schlagstock.
Telekommunikationsüberwachung soll erheblich erleichtert werden,
Wohnungen sollen verwanzt werden dürfen. Damit käme man der Vorlage
aus Bayern recht nah. Proteste dagegen gab und gibt es. Zeitgleich mit
der NRW-Demo am 8. Dezember 2018 demonstrierten auch in Hannover 6.000
Menschen gegen das drohende niedersächsische Polizeigesetz. Diverse
lokale Demos gab es auch schon in Niedersachsen, so im August in
Osnabrück und Braunschweig, in Lüneburg und Hannover.

Das Bündnis #noNPOG dem zahlreiche Organisationen und Parteien von
Grünen über Linke und Piraten, Jusos, Fußball-Fan-Initiativen,
Gewerkschaften, Asten, attac, IPPNW, aber (noch) nicht die DFG-VK,
angehören, hatte auch schon am 8. September 2018 eine Großdemo in
Hannover mit 1.000 Teilnehmer*innen organisiert.

Der Vorgang liegt im Gesetzgebungsverfahren, zuletzt war der Ausschuss
für Inneres und Sport am 31. Januar 2019 damit befasst. Im Landtag gab
es auf Antrag der Grünen eine aktuelle Stunde am 13. September 2018,
darin sprach Belit Onay, Grüne, angesichts der Präventivhaft von einem
Paradigmenwechsel, einem "rechtlichen Salto Mortale". Weiter benannte
er die Sorgen der Menschen, die durch die Teilnahme an der
hannoverschen Großdemo zum Ausdruck gebracht wurde: "Eine Sorge um
unsere Demokratie, um unsere Freiheit, um unsere freiheitliche
Grundordnung, um unsere offene Gesellschaft." Bei seiner Rede zum
gleichen Tagesordnungspunkt "versprach" Jens Ahrends (AfD), seine
Fraktion werde das Gesetz unterstützen. Jan-Christoph Oetjen (FDP)
kritisierte die in dem NPOG geplanten Staatstrojaner und verwies
darauf, dass die Dauer der Präventivhaft einzigartig sei: "Bis zu 74
Tage sind vorgesehen. So viel gibt es in keinem anderen europäischen
Land." Noch ist dieses neue Gesetz nicht beschlossen, die GroKo, die
gemeinsam über 105 gegen 32 Abgeordnete verfügt, scheint so
übermächtig wie unbelehrbar.

Deutschland ist ein Flickenteppich, die Maximaldauer der
Gewahrsamnahme, die Bewaffnung der Polizei, die Möglichkeiten, mit
Trojanern und/oder Telefonüberwachung und Wanzen in der Wohnung
bespitzelt zu werden, ist von Bundesland zu Bundesland teilweise
erheblich unterschiedlich. Es macht auch nicht unbedingt einen
Unterschied, welche Parteien die Regierung stellen.

Manche halten die SPD für eine mögliche Bremse gegen brutale
Verschärfungen, wenn man sich aber die SPD-geführte große Koalition in
Niedersachsen anschaut, dann erkennt man, dass diese eine extreme
Maximaldauer für präventive Gewahrsamnahme anstrebt. Und die NRW-SPD
hätte ohne Not und ohne Koalitionszwang gegen die erheblichen
Verschärfungen stimmen können, das Regierungslager aus CDU und FDP
hatte genug Stimmen für die Verabschiedung des sogenannten
Sicherheitspaket 1. Der AfD in NRW gingen die Verschärfungen nur nicht
weit genug, sie enthielt sich deshalb der Stimme.

Alle Verschärfungen, die komplette Generalmobilmachung gegen die
eigene Bevölkerung geschieht mit einer Angstmache vor angeblichen
Bedrohungen durch Terrorismus. Die Landesregierung von Brandenburg
schreibt tatsächlich in einem FAQ zur geplanten Gesetzänderung, dass
"eine tatsächliche Belastung nur für diejenigen entsteht, die sich
nicht an Recht und Gesetz halten bzw. halten wollen." Halten wir
dagegen, solange es noch geht!


Felix Oekentorp ist Landessprecher der DFG-VK NRW und ist
von seinem Landesverband in das "Bündnis Polizeigesetz NRW stoppen"
delegiert. Dieses arbeitet auch nach dem verabschiedeten
Sicherheitspaket 1 weiter. Nähere Infos z.B. unter 

https://polizeigesetz-stoppen.de/, dort auch weitere Links.
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STANDPUNKT/323: Das bedingungslose Grundeinkommen ist ein universelles Recht und keine Wohltätigkeit (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Das bedingungslose Grundeinkommen ist ein universelles Recht und keine Wohltätigkeit

Von Reto Thumiger, 21. März 2019
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Daniel Raventós, Concha Álvarez und Mayte Quintanilla an der
Debatte über das BGE am 16.03.2019 in Berlin

Bild: © Reto Thumiger, Pressenza



Am letzten Samstag organisierte Podemos Berlin [1] in Berlin eine
öffentliche Debatte über das bedingungslose Grundeinkommen (BGE).
Eingeladen waren Daniel Raventós [2], Präsident von Netzwerk
Grundeinkommen [3] und Professor der Wirtschaftsfakultät der Stadt
Barcelona sowie Mayte Quintanilla, Präsidentin der Humanisten für ein
Universelles Grundeinkommen [4]. Moderiert wurde der Abend von Concha
Álvarez.

Einerseits drehte sich der Abend um praktische Aspekte wie die
Finanzierbarkeit, notwendige Änderungen im Steuersystem, die
Konsequenzen für die heutigen Renten- und Sozialversicherungen sowie
politische und gewerkschaftliche Argumente.

Andererseits wurde ebenfalls sehr zentral der Paradigma-Wechsel
behandelt, den Erwerb von der Arbeit zu trennen und die Konsequenten
für die zwischenmenschlichen Beziehungen sowie die psychologische
Positionierung des Menschen in der Welt.

Da das Grundeinkommen alle Menschen ohne Ausnahme und komplett ohne
Bedingung und Gegenleistung in einer existenzsichernden Höhe erhalten
würden, geht es weit über eine Maßnahme der Armutsbekämpfung hinaus.
Mayte Quintanilla betonte deutlich, dass es sich in keinster Weise um
Almosen oder Sozialförderung handelt.

"Wir sprechen von einem anderen Konzept. Der Reichtum ist Eigentum der
ganzen Menschheit und jeder Mensch auf dieser Welt ist legitimer Erbe
dieses Reichtums. Es ist dein Recht! Tatsächlich hat sich ein sehr
kleiner Teil der Gesellschaft illegitimerweise diesen Reichtum
angeeignet. Das müssen wir uns selbst klar machen, es ist eine Frage
des Rechts und nicht Wohltätigkeit."


Anmerkungen:


[1] https://www.facebook.com/PodemosBerlin/

[2] https://es.wikipedia.org/wiki/Daniel_Ravent%C3%B3s

[3] http://www.redrentabasica.org/rb/

[4] https://nuevohumanismorbu.wordpress.com/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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BERICHT/122: Klimarevolution - frühe Sorgen ... (SB)




Sanftheit erfindet ein erweitertes Jetzt. Wir sprechen über Sanftheit,
erkennen sie an, tragen sie weiter, sammeln sie, erhoffen sie. Es ist der Name
eines Gefühls, dessen Namen wir vergessen haben, das aus einer Zeit kommt, als
die Menschheit noch nicht von den Elementen getrennt war, von den Tieren, dem
Licht und den Geistern.

Anne Dufourmantelle - The Power of Gentleness: Meditations on the Risk of Living [1]

Wolken regnen auf mich nieder auf meinem Weg zum Hachmannplatz, wo an
diesem Freitag, den 15. März, im Rahmen eines weltweiten Streiktags
gegen Umweltzerstörung und für Klimagerechtigkeit einmal mehr eine
Schülerdemo unter dem Label Fridays for Future stattfindet. Hamburg
zeigt sich unterdessen von seiner ungemütlichen Seite. Windböen fegen
über die Straßen und treiben den Regen bis unter die vorspringenden
Dächer der Boutiquen und Einkaufsläden. Da ich fremd in Hamburg bin,
kann ich den Hachmannplatz nicht finden, obwohl mir versichert wurde,
daß er ganz in der Nähe sein soll. In meiner Not frage ich zwei
ältere Damen nach den Weg und erfahre von ihnen, daß sie selbst den
Hachmannplatz suchen und extra aus Eutin gekommen sind, um den
Schülerprotest zu unterstützen. Eine von ihnen hält plötzlich ein
kleines Transparent in die Höhe, worauf geschrieben steht: Omas for
Future.

Daß sich die 16jährige Schwedin Greta Thunberg regelmäßig freitags vor das
Stockholmer Parlamentsgebäude setzt und durch ihre Präsenz die Ignoranz der
politischen Entscheidungsträger offen herausfordert, die den Klimawandel eher
verwalten, als die notwendigen Schritte zur Klimarettung zu unternehmen, hat sie
zweifelsohne zur Ikone der jugendlichen Klimabewegung gemacht. Der Authentizität
ihres Anliegens tut dies jedoch keinen Abbruch. Vielmehr hat ihre stumme
Anklage, mit der alles anfing, dafür gesorgt, daß der Protest vom Klassenzimmer
auf die Straße gebracht wurde.

Die Dame neben mir hat ihr Handy aus der Tasche herausgekramt und die Adresse
eingegeben. Der Hachmannplatz liegt unmittelbar vor dem Hauptbahnhof, erfahre
ich, und ist nur einige Straßenzüge entfernt. Ich verabschiede mich und mache
mich auf den Weg. Der Eingang zur Wandelhalle von der Kirchenallee her ist von
Jugendlichen überlaufen. Schon von weitem blicke ich in ein Meer von Fahnen und
Transparenten, deren Tenor eine eindeutige Sprache spricht. Freunde der
Atomkraft und Kohleindustrie wird man hier gewiß nicht finden. In die
Bilder und Texte auf den Plakaten haben sich virulente Zukunftsängste
eingebrannt, die sich über die Köpfe der jungen Aktivistinnen und Aktivisten wie
ein Damoklesschwert erheben. Welchen Unterschied macht es, ob radioaktive
Verseuchung durch Kernkraftkatastrophen wie in Fukushima bzw. noch Jahrmillionen
strahlende Berge von Atommüll, für die keine sichere Endlagerung vorhanden ist,
oder die blindwütige Verschmutzung der Luft durch den rasanten Ausstoß von
CO2-Emissionen und Feinstaub, was die Lungen verätzt und das Klima weiter
anheizt, die Lebenswelten irreparabel zerstört und den Planeten in eine
unbewohnbare Hölle verwandelt.
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"Wir sind hier, wir sind laut, weil ihr uns die Zukunft klaut!"

Foto: © 2019 by Schattenblick




Wenn das Privileg der Jugend zur Bedrohung wird ...

Auf den Transparenten werden, so könnte man meinen, überspannte
Assoziationen von Weltuntergangsszenarien beschworen, aber die
Realität hat die Science Fiction von gestern längst überholt: Die
Erde brennt auf allen Breitengraden und die Polarkappen schmelzen in
einer Geschwindigkeit, daß man es fast schon mit dem Auge verfolgen
könnte. Was die Jugendlichen zu ihrem Protest antreibt, ist von
Klimaforschern längst bestätigt worden, hat aufgehört eine
unbestimmbare Angst zu sein. Ihr Aufruf an die Politik, die
Klimaziele endlich umzusetzen, wie auch ihr Aufrütteln einer
Gesellschaft, die die Konsequenzen einer fortgesetzten
Umweltzerstörung zu verschlafen scheint, ist Ausdruck einer nur allzu
berechtigten Sorge. 

Die Zeit läuft ihnen weg, und so transportieren keineswegs naive Metaphern wie
die des Eisbären, der sich auf eine in der See treibende Eisscholle rettet, die
kaum größer ist als er selbst, eine im Grunde simple Botschaft: Seine Zukunft
endet mit dem Eis, die des Menschen mit dem Kollaps seiner Lebensgrundlagen. In
einem Rückgriff auf die Erdgeschichte kommen auch die Dinosaurier zu Wort, die
zwar von der Wucht eines Kometeneinschlags ausgelöscht wurden, aber als
Menetekel, daß ihre Zeit abgelaufen war, als ihre Umwelt unterging, für das
massenhafte Artensterben der Gegenwart stehen. Wird dem Klimatod und der
Überhitzung der Atmosphäre nicht Einhalt geboten, wird auch der Mensch nur eine
vorübergehende Erscheinung im Almanach der Evolution gewesen sein. Freilich
finden sich auch klassische politische Botschaften auf den Transparenten wieder,
die angesichts der ökologischen Dauerkrise einer sterbenden Welt die aktuellen
Herausforderungen verschärft in den Blick rücken. So wird der Klassenkampf von
unten als Klimakampf gegen die ressourcenverschlingende Profitgier
multinationaler Konzerne propagiert und ein jahrhundertealter Kampf
auf die Höhe der Herausforderungen gebracht, vor denen die von Kapitalismus und
Klimawandel, um nur zwei krisenhafte Faktoren zu nennen, in die Zange
genommenen Menschen heute stehen.

Ich mische mich unter die Jugendlichen, die in Gruppen zusammenstehen und in
Diskussionen vertieft sind. Darunter Kinder, die nicht älter als zehn Jahre sind
und symbolisch einen Schulranzen auf den Rücken tragen, obwohl in Hamburg gerade
Schulferien sind. Der Vorwurf der Schulschwänzerei löst sich heute in Luft auf.
Ich sehe hier jedoch auch viele Erwachsene, die sich dem Schülerprotest
angeschlossen haben und Aufschriften tragen wie Parents for Future und Omas und
Opas for Future. Der Aufstand der Jugend gegen das Verscherbeln ihrer Zukunft an
Kapitalinteressen und einer dem Wirtschaftsstandort Deutschland explizit
dienenden Staatsräson wird von Teilen der Bevölkerung durchaus mitgetragen.
Diese haben offenbar erkannt, daß die Sonntagsreden der Politiker, die Skandale
wie den Dieselbetrug gerne herunterreden, ansonsten aber die Generationen
gegeneinander aufzuhetzen versuchen, indem die Sicherung von Arbeitsplätzen in
der Energiewirtschaft eilfertig gegen die dringende sozialökologische
Transformation der Gesellschaft aufgefahren wird, kaum mehr taugen als
Lippenbekenntnisse in einer TV-Debatte. Passanten, die aus der Wandelhalle
strömen, bleiben vor den Plakaten stehen und drücken ihren solidarischen
Zuspruch durch nach oben zeigende Daumen aus. Eine Mutter mit Kind spricht
die Demonstrierenden an und findet anerkennende Worte für ihren Protest. Wofür sie
streiten, dient auch der Zukunft ihres eigenen Kindes. Später sehe ich sie
nochmals mit dem Kindersitz voran den Protestzug begleiten.
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Zu Fuß statt mit dem Auto ... 
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... wird die Straße plötzlich lang und breit 
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"Macht es wie wir: werdet erwachsen!"

Ich spreche eine junge Aktivistin an. Fiona ist zum zweiten Mal
dabei. Aus ihrer Schulklasse sind nur wenige gekommen, aber aus ihrer
Parallelklasse fast die Hälfte der Schüler. Sie erklärt mir, daß ihr
Klassenlehrer sie zwar nicht aktiv unterstützt, der Schulleiter ihnen
gegenüber jedoch geäußert habe, daß die Jugend generell viel
politischer sein sollte. Sie selbst sei über die sozialen Netzwerke
auf den Protest aufmerksam geworden und habe sich mit den Zielen der
Schülerbewegung schnell anfreunden können. Daß einige Politiker auf
die Schulpflicht pochen und Sanktionen androhen, findet sie
bedauerlich, aber nicht weiter verwunderlich, weil sie in der Regel
gerne Reden führen, aber ansonsten nichts verändern. Aus diesem Grund
seien die Proteste in ihren Augen durchaus gerechtfertigt. 

Schule ist für sie zwar wichtig, aber der Klimaschutz könne nicht warten. Einen
Schultag ausfallen zu lassen, um dafür auf die Straße zu gehen, ist bei einem so
wichtigen Thema aus ihrer Sicht auf ganzer Linie vertretbar. Wenn so viele
Schüler immer wieder streiken und ihr Anliegen klar formulieren, müßten die
Politiker irgendwann einsehen, daß der Klimastopp und die Einhaltung der
1,5-Gradzahl für die maximale Erderwärmung nicht länger hinausgezögert werden
dürften. Darauf angesprochen, daß der FDP-Chef Christian Lindner die Schüler
ermahnt, das Geschäft der Klimaregulation den Profis zu überlassen, erwidert
sie, daß die Politiker bisher nichts getan hätten, um das Erreichen der
Klimaziele zu gewährleisten, so daß die Schülerdemonstrationen als Anstoß
dienen, damit sie endlich in die Gänge kommen. Daß Politiker und Institutionen
ihren Protest für ihre eigenen Interessen vereinnahmen könnten, sieht sie
dagegen gelassen, denn irgendwann, lächelt sie maliziös, werden wir wählen
können, und dann hätten sich Politiker, die jetzt im Amt sind und über ihren
Protest hinweggehen, selbst ins Bein geschossen. Die Jugendlichen würden dann
eine Partei wählen, der sie ihr Klimaprogramm abkaufen. 

Auch wäre sie bereit, über den reinen Protest auf der Straße hinaus ihre
Lebensführung zu verändern. Daß man nicht lüftet, wenn die Heizung läuft, gehört
für sie zum Minimalkonsens. Sie würde auch nicht mit einem Flugzeug fliegen,
wenn es nicht unbedingt nötig wäre, und nur Waren im Supermarkt kaufen, die
nicht von weither kommen, sondern regionale Produkte bevorzugen. Bei allem
privaten Engagement, räumt sie zum Schluß ein, könnten Politiker mehr in der
Sache bewegen als der Konsument, und daher werde der Streik der Schüler solange
weitergehen, bis die Politik endlich ihren Kurs ändert.
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Viel zu viel und viel zu wenig Wasser ...

Foto: © 2019 by Schattenblick




Lernen fürs Leben aus neokolonialistischen Gewaltverhältnissen

Ein Aufruf ertönt, sich am Ende des Hachmannplatzes für eine
Kundgebung zu versammeln. Glücklicherweise hat sich der Regen
inzwischen gelegt, auch wenn es weiterhin windig bleibt. Gelegentlich
schaut sogar die Sonne durch die Wolken hindurch. Zunächst tritt eine
kolumbianische Wissenschaftlerin auf, die sich erfreut zeigt über den
massenhaften Straßenprotest und das Eintreten der Jugend gegen die
Umweltzerstörung. In vielen Entwicklungsländern gäbe es weniger
Bewußtsein für den Klimaschutz, selbst dann, wenn beispielsweise in
ihrem Heimatland durch den Goldabbau Flüsse stark kontaminiert
werden. Die weltweiten Ertragseinbußen des letzten Jahres in der
Landwirtschaft, entweder durch anhaltende Dürren oder sintflutartige
Regengüsse, hätten offengelegt, daß der Klimawandel in eine
bedrohliche Phase eingetreten und nicht mehr hinwegzuleugnen sei. 

Zum Schluß ihres kurzen Statements geht sie auf die agrarindustriellen
Produktionsweisen ein, die eng verzahnt seien mit den Marktregularien und
Handelsverträgen zwischen den Erzeugerstaaten und großen Lebensmittelkonzernen
im Westen. Je niedriger der Handelspreis für Feldfrüchte, desto stärker müßten
Bauern im Globalen Süden zur Ertragserweiterung auf Herbizide und
Schädlingsbekämpfungsmittel zurückgreifen und die Böden mit Kunstdünger
anreichern, was erhebliche Folgen für die Wasserqualität und den Erhalt der
Ökosysteme hat. Aus ihrer Sicht ist der Konsument aufgrund seines Kaufverhaltens
und seines Wunsches nach billigen Produkten daher ein Teil des Problems.
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... machen im Endeffekt keinen Unterschied
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Als nächstes spricht ein Aktivist der Schülerbewegung über den inzwischen
bekannten Tweet Christian Lindner, laut dem man von Kindern und Jugendlichen
nicht erwarten könne, "dass sie bereits alle globalen Zusammenhänge, das
technisch Sinnvolle und das ökonomisch Machbare sehen. Das ist eine Sache für
Profis." Zudem hatte der Bundesvorsitzende der FDP erklärt, daß man
Schulschwänzen nicht heiligsprechen dürfe. Nun fliegt ihm sein eigener Satz um
die Ohren, denn der Aktivist gibt zu bedenken, daß die sogenannten
Schulschwänzer im Moment die einzigen sind, die etwas unternehmen. Die Schüler
würden zudem nicht schwänzen, sondern den Klimaprotest lediglich anders
gestalten. Es gehe ihnen darum, von der Politik gehört und nicht wohlwollend
ignoriert zu werden. Ohnehin solle, so der Aktivist, der FDP-Chef das Regieren
und Twittern lieber Profis überlassen. In seiner restlichen Redezeit
widmet er sich der Verkehrs- und Mobilitätswende und fordert, daß man den
Fußgänger-, Radfahr- und öffentlichen Personennahverkehr zu Gunsten des
motorisierten Individualverkehrs vorantreiben müsse, weil die Stadt der Zukunft
nur eine Stadt der kurzen Wege sein könne, womit er ein stadtplanerisches
Konzept aufgreift, das seit den 1980er Jahren diskutiert wird und im Zuge der
Klima- und Treibhausgasdebatte auch Einzug ins Umweltbundesamt gefunden hat.

Schließlich spricht noch ein Vertreter von Scientists for Future,
einer Initiative von Wissenschaftlern, die die Schülerproteste
unterstützen und in ihnen ein berechtigtes basisdemokratisches Mittel
zur Willensäußerung sehen. Streikende Schüler dürften durch das
Insistieren auf die Schulpflicht und drohende Sanktionen nicht
politisch entmündigt werden. Dem Redner zufolge sei es legitim,
Regeln zu brechen, wenn die Politik versagt und internationale
Absprachen wie das Pariser Klimaabkommen nicht ausreichend umgesetzt
werden. Neben einer Schulpflicht gebe es auch eine Pflicht zur
Verantwortung, denn wenn die Erde untergeht, würde dies auch die
Menschheit nicht überleben.

Nach einem brausenden Applaus und dem Skandieren der Schülerparole
"Wir sind hier, wir sind laut, weil ihr uns die Zukunft klaut"
formiert sich der Protestzug hinter dem Fronttransparent mit der
Aufschrift "Verkehrswende statt Weltende". Nach offiziellen Angaben
sollen sich bis zu 7000 Aktivistinnen und Aktivisten am Protestmarsch
beteiligen, die Organisatoren sprechen gar von 10.000 Teilnehmern.
Der lange Troß setzt sich langsam in Bewegung. Über den
Glockengießerwall geht es in Richtung Lombardsbrücke. An der Spitze
des Zuges kann man sein Ende nicht ausmachen. 
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Vorgriff auf eine nahe Zukunft

Foto: © 2019 by Schattenblick




"Es ist so weit, internationaler Bildungsstreik!"

Und die Chöre sind weithin hörbar und ermüden nicht auf der langen
Wegstrecke. Man spürt förmlich, wie Pulsschläge der Begeisterung von
der Menge ausgehen und die Passanten auf den Gehsteigen derart
elektrisieren, daß sie stehenbleiben, sich erstaunt umblicken und
manche gar, wie von einer Flut mitgerissen, dem Protestzug folgen, als
hätten sie nichts anderes zu erledigen. Jungen und Mädchen schreien
sich fast heiser und erwecken auch ohne Schallverstärker den Eindruck
einer niedergehenden Lawine. An den Wänden hinauf bricht sich das
Echo ihrer Stimmen und stürzt als Crescendo von oben auf die
Protestierenden herab. Man muß es miterlebt haben, um zu wissen, was
es heißt, in einem Kokon aus lärmendem Getöse gefangen zu sein.
Stimmbänder aus Stahl, so scheint mir, müssen diese Jugendlichen
haben, und mein Respekt vor ihnen steigt mit jedem Schritt, den ich
gehe.

Auf dem Neuen Jungfernsteg, nahe am Hotel Vier Jahreszeiten, bleibt die Kolonne
plötzlich stehen. Ich kann keine Ursache für den Stillstand erkennen und blicke
verwundert in die Runde, bis ich mitbekomme, daß der nachrückende Troß noch
nicht aufgeschlossen hat. Ich trete an die Uferpromenade und werfe einen Blick
auf die Lombardsbrücke und noch ein ganzes Stück dahinter zurück. Dort oben am
gegenüberliegenden Wall wälzt sich ein kilometerlanger Wurm aus Tausenden
Körpern die Anhöhe herab und will nicht enden. Nach einer geraumen Weile ergeht
die Weisung zum Weitergehen. Am Gänsemarkt vereinigt sich der Schülertroß mit
den anderen Demonstrationszügen, die an diesem Tag unterwegs waren, zu einer
großen Kundgebung und einer gemeinsamen Demonstration.
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Wohin flüchten auf der einen Welt? 

Foto: © 2019 by Schattenblick



Der zentrale Platz an der Ecke Dammtorstraße und Valentinskamp ist gerammelt
voll, nur das Lessing-Denkmal erhebt sich über die Menge der Anwesenden wie eine
Insel der Unberührtheit, bis auch sie bestiegen und mit Transparenten bestückt
wird. Der Aufklärer Lessing wäre, lebte er noch, beglückt über den Schüler- und
Bürgerprotest. Auf der Dammtorstraße ruht der Haupttroß, verstärkt durch die
Züge der Antifa Altona Ost, der BUNDjugend, von CampusGrün, Ende Gelände,
Extinction Rebellion, Gegenstrom, Grüne Jugend, Hambi Soli und der
Systemoppositionellen Atomkraft Nein Danke, und lauscht den Kundgebungen der
einzelnen Initiativen. Die neu eingefügten Parolen auf Banner und Transparenten
in dem integrierten Protestzug haben mehr Biß und eine schärfere Programmatik,
weil sie offenbar im Kampf gegen die Monopolmacht der Konzerne über die Jahre
gestählt wurden, aber das politische Ziel ist das gleiche: die Erde vor dem Ruin
kapitalgestützter Verwertungsinteressen und Neokolonialismen zu schützen, für
die ein Baum nur dann Wert hat, wenn er Platz für Palmölplantagen macht.

Es geht auf den Abend zu, und die Kälte kriecht unter meine Jacke,
aber von alledem lassen sich die Jugendlichen nicht beeindrucken. Ich
kann den Vorwurf, erhoben von Teilen der Medien und sich in ihrer
Schwadronierlust gefallenden Politikern, die streikenden Schüler
seien nur Faulenzer, nicht verstehen. Was ich heute gesehen habe an
Engagement und Durchhaltevermögen, verdient nicht nur Anerkennung,
sondern höchsten Respekt. Junge Menschen, die mit soviel Elan für
eine Sache einstehen, die im Grunde keinen Aufschub duldet, und
dennoch oft gegen Windmühlen streiten, gegen Besserwisserei und Häme,
und sich gleichwohl nicht von ihrem Protest abbringen lassen, haben
dieser Gesellschaft lange genug gefehlt. Es muß kein Feuer vom Himmel
regnen, um ihre Entschlossenheit zu erkennen, ein Blick in ihre
Gesichter genügt. Was sich hier gegen die Beharrlichkeit der
politischen Eliten wendet, die sich gerne hinter Verträgen
verstecken, Verschiebebahnhof spielen und mit Versprechungen
jonglieren, als gäbe es keine Klimakatastrophe zu fürchten, ist eine
Welt im Aufbruch, initiiert von jungen Menschen, die inmitten von
Gesellschaften, die den letzten Warnruf eines sterbenden Planeten
nicht hören wollen, schneller als sonst erwachsen werden mußten.
Manche nennen es Schülerprotest.

(wird fortgesetzt)
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"Streik in der Schule, Streik in der Fabrik, das ist unsere Antwort, auf eure Politik!"

Fotos: © 2019 by Schattenblick




Fußnote:


[1] Anne Dufourmantelle, The Power of Gentleness: Meditations on the Risk of Living, New York, 2018, S. 10.

entnommen aus: Drucilla Cornell - Rosa Luxemburgs sozialistischer Feminismus

http://www.rosalux-nyc.org/wp-content/files_mf/rosaasfeminist_drucillacornell_deufinal.pdf


Berichte und Interview zur Hamburger Demonstration
Klimarevolution im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → BUERGER → REPORT

BERICHT/120: Klimarevolution - es geht um mehr ... (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0120.html

BERICHT/121: Klimarevolution - auch politisch und sozial ... (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0121.html
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / REPORT





INTERVIEW/185: Klimarevolution - gesellschaftskritisch aufbereiten ...    Karlson und Matilda im Gespräch (SB)


Gespräch am 15. März 2019 in Hamburg



Sollte die Antifa Altona Ost zuvor in Hamburg und darüber hinaus
vielen noch kein Begriff gewesen sein, so hat nun eine Kollaboration
von AfD, SPD, CDU und FDP, der Schulbehörde und einigen großen Medien
dafür gesorgt, daß sich das ändert. [1] Wenngleich natürlich eine
andere Form der Werbung wünschenswert gewesen wäre, lassen sich die
AktivistInnen von diesem Angriff doch nicht ins Bockshorn jagen,
sondern gehen mit einer Klarstellung in die Offensive. Wer sich über
den Sachverhalt, die Hintergründe und eine Einschätzung informieren
möchte, ist gut beraten, auch diese Quelle zu nutzen. Wie darin unter
anderem ausgeführt wird, schränke das denunziatorische "Lehrer-Portal"
der AfD einen offenen Meinungsaustausch der Kinder und Jugendlichen an
den Schulen ein. Die AfD habe ein "linksextremistisches Netzwerk" an
der Ida-Ehre-Stadtteilschule herbeifantasiert, und dieses Hirngespinst
sei von mehreren großen Zeitungen unreflektiert übernommen worden.
Antifaschismus, der gerade in Deutschland eine Selbstverständlichkeit
sein sollte, werde in einen negativen Kontext gestellt und
kriminalisiert. Die Antifa Altona Ost solidarisiere sich mit allen
SchülerInnen, die auch in der Schule für ihre Meinung einstehen. [2]

In der Hamburger Bürgerschaft gehen die Positionen in dieser Frage
weit auseinander. Erwähnenswert ist folgende Stellungnahme der
Links-Fraktionsvorsitzenden Sabine Boeddinghaus: "Wir begrüßen es
ausdrücklich, dass sich Jugendliche antifaschistisch engagieren.
Antifaschismus ist kein Verbrechen, sondern gerade heute wieder
bittere Notwendigkeit." Dies zeige sich auch darin, daß schon
Aufkleber mit antifaschistischen Inhalten mit Gewalttätigkeit
gleichgesetzt würden. "Demokratiebildung und politische
Auseinandersetzung sind Auftrag der Schulen, dafür müssen sie auch den
Raum schaffen. Da erwarte ich von der zuständigen Behörde die
entsprechende Unterstützung und nicht eine öffentliche Maßregelung auf
Zuruf eines widerlichen AfD-Hetzportals", so Boeddinghaus. [3]

Karlson und Matilda gehören zu den AktivistInnen der Antifa Altona
Ost, die am 15. März einen der vier Demonstrationszüge organisiert
haben, die sich in der Hamburger Innenstadt zur Großkundgebung
Klimarevolution mit rund 10.000 Menschen vereinigten. Die Fridays for
Future-Bewegung der Schülerinnen und Schüler hatte für diesen Tag
erstmals zu einem weltweiten Streik aufgerufen, der in 123 Ländern
durchgeführt wurde. Der Protestzug in der Hansestadt war Teil dieser
Aktion, in deren Rahmen in Deutschland an 222 Orten insgesamt mehr als
300.000 SchülerInnen und Studierende auf die Straße gingen.

Am Rande der Zwischenkundgebung auf dem Gänsemarkt beantworteten
Karlson und Matilda dem Schattenblick einige Fragen.
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Schattenblick (SB): Könntet ihr einmal sagen, welcher Organisation ihr
angehört, welches eure Ziele sind und warum ihr heute hier seid?

Karlson (K): Ja, gerne. Wir sind von der Antifa Altona Ost. Wir sind
ungefähr ein Jahr alt und haben uns damals gegründet, um den Stadtteil
praktisch zu organisieren, um politische Arbeit im Stadtteil zu
machen. Themen, die wir bearbeiten, sind klassische Antifa-Arbeit,
Arbeit im sozialen Bereich wie Mieten, wir waren beim Mieten Move
dabei, Feminismus ist uns sehr wichtig, natürlich auch Umweltschutz
und verschieden weitere Themen.

SB: Könnte man sagen, daß ihr eine neue, jüngere Generation der Linken
seid?

K: Wir sind vom Alter her alle in dem Spektrum zwischen 16 und 22
Jahren. Man kann daher schon sagen, daß wir tatsächlich eine junge
Generation der Linken verkörpern.

SB: Die Positionen zur Klimafrage und die Klimakämpfe sind sehr breit
aufgestellt, und es sind doch recht unterschiedliche Leute und
Organisationen beteiligt. Was wäre für euch aus linker Sicht an der
Klimafrage besonders wichtig?

K: Ich würde sagen, der Kampf für Klimagerechtigkeit. Der Kampf gegen
den Klimawandel kann nicht abgetrennt vom Kampf gegen den Kapitalismus
gesehen werden. Der Kapitalismus ist das Wirtschaftssystem, das darauf
aufbaut, Mensch und Natur, den ganzen Planeten immer weiter
auszubeuten, um Wachstum zu garantieren. Deswegen denke ich, daß man
diese beiden Kämpfe nicht voneinander getrennt betrachten kann,
sondern im Zusammenhang sehen muß.

SB: Die streikenden Schülerinnen und Schüler sind sehr jung und führen
größtenteils erstmals eine solche Auseinandersetzung. Wie schätzt ihr
die Gefahr ein, daß sie von der bürgerlichen Politik und den Medien
vereinnahmt und dadurch in ihrem Kampf neutralisiert werden, so daß
ihnen die Radikalität genommen wird?

K: Ich finde es sehr begrüßenswert, daß es eine jüngere Generation
gibt, die frischen Wind in die Bewegung bringt. Das hat meines
Erachtens in den letzten Jahren gefehlt. Daher halte ich es für
großartig, daß jetzt weltweit so viele junge Leute auf die Straße
gehen. Ich hoffe, daß es kein Kampf ist, der nur ein Buschfeuer
bleibt, das bald wieder verlöscht und dessen Wirkung verpufft, sondern
daß er sich langfristig halten und etablieren kann und noch stärker
wird.

Matilda: Kann man den Jugendlichen die Radikalität nehmen? Ich glaube,
daß es erst einmal eine ganz wesentliche Strategie ist, den
Jugendlichen Probleme aufzuzeigen, die sie selbst betreffen. Das gilt
für den Klimawandel, weil wir die jungen Leute sind, die später
darunter leiden werden, hier in Deutschland noch nicht einmal so sehr
wie die Menschen in anderen Ländern. Ich bin jedenfalls der
Überzeugung, daß man das sehr gut für sich nutzen kann. Man kann
aufzeigen, daß es dieses Problem gibt, aber daß es nicht einfach aus
sich selbst heraus entsteht oder aus natürlichen Ursachen herrührt,
sondern deswegen das Leben auf diesem Planeten bedroht, weil wir ein
Wirtschaftssystem haben, das solche Umweltzerstörungen und Klimafolgen
verursacht. Deswegen gehe ich davon aus, daß dieser Zusammenhang ein
guter Ansatzpunkt ist, um Leute zu radikalisieren. Niemand kann ihnen
die Radikalität nehmen, wenn man ihnen aufzeigt, was wirklich hinter
dieser Problematik steckt.

SB: Vielen Dank für dieses Gespräch.
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Auf dem Weg vom Arrivati Park zum Gänsemarkt
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Fußnoten:


[1] www.schattenblick.de/infopool/politik/meinung/pola1341.html

[2] www.facebook.com/permalink.php?story_fbid=440175680054848&id=215810105824741&__tn__=K-R

[3] https://www.mopo.de/hamburg/unterricht-in-der--antifa-area--streit-um-linksradikale-gruppe-an-hamburger-schule-32243518
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8586: Und morgen, den 23. März 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 23.03.2019 bis zum 24.03.2019 +++
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Wolken, Sonnenlücken morgen,

mäßig Winde aus Nordwest,

Jean, in frischer Luft geborgen,

holt sich für den Tag den Rest.
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INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





DAS BLÄTTCHEN/1880: Vor 20 Jahren - Sündenfall Kosovo


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 6 | 18. März 2019

Vor 20 Jahren: Sündenfall Kosovo

von Hannes Herbst



Wollte man rückschauend das Scheitern der Intentionen der Verfasser und
Unterzeichner der Charta von Paris für ein neues Europa vom 21.
November 1990 auf einen konkreten Tag datieren, dann wäre der 24. März 1999
der prioritäre Kandidat dafür: An diesem Tag gegen 20.00 Uhr begann die
Bombardierung Serbiens (und Montenegros) durch die NATO mittels
Kampfflugzeugen und von See gestarteter Cruise Missiles, um Belgrad zur
Aufgabe eines Teils des serbischen Staatsgebietes - nämlich Kosovos - zu
zwingen. Ein Mandat des UN-Sicherheitsrates für diese Kriegseröffnung gab
es nicht, und so fielen nicht nur serbische Städte und Dörfer in Schutt und
Asche, sondern ebenso das Völkerrecht und die Charta von Paris. Die war ein
schönes Manifest für eine neue europäische Friedensordnung - nicht weniger,
aber, wie sich damals zeigte, leider auch nicht mehr.

Wenn der 24. März 1999 hier als ein denkwürdiges Datum aufgerufen wird,
dann muss zugleich daran erinnert werden, dass es eine rot-grüne
Bundesregierung war, die nach der Katastrophe von 1939 bis 1945 Deutschland
erstmals wieder mit militärischen Mitteln, Kampfbombern Tornado, direkt an
einem Krieg beteiligte - und gleich in bester (oder besser gesagt in
unsäglicher) deutscher Tradition an einem Aggressionskrieg. Die
Spitzenpolitiker, die das zu verantworten haben, waren Kanzler Gerhard
Schröder (SPD), der die Völkerrechtswidrigkeit später zumindest einräumte
und eine "Blaupause" für das russische Vorgehen gegenüber der Krim nannte,
Außenminister Joschka Fischer (Bündnis 90 / Die Grünen) und
Verteidigungsminister Rudolf Scharping (SPD).

Letzterer musste zwar 2002 seinen Hut nehmen, aber nicht wegen Serbien und
Kosovo, sondern lediglich wegen unzeitgemäßen öffentlichen Turtelns und
Pool-Planschens mit seiner Lebensgefährtin für Fotografen der
Regenbogenpresse. Na ja, Verdacht auf Bestechlichkeit spielte ebenfalls
eine Rolle.

Fischer im Übrigen hat sich mit seiner perfiden persönlichen Begründung für
die damalige Kriegsbeteiligung Deutschlands besonders nachhaltig in die
Erinnerung eingegraben. Auf dem Parteitag der Grünen im Mai 1999 erklärte
er: "[...] ich stehe auf zwei Grundsätzen, nie wieder Krieg, nie wieder
Auschwitz, nie wieder Völkermord, nie wieder Faschismus." Das sollte die
Behauptung stützen, dass das Ziel des Eingreifens der NATO die Verhinderung
geplanter flächendeckender ethnischer Säuberungen der serbischen Führung in
Kosovo gewesen sei.

Die habe, so nach Kriegsbeginn Fischer und Scharping konzertiert
gegenüber der deutschen und internationalen Öffentlichkeit, ein
"Hufeisenplan" genanntes Konzept zur Vertreibung der gesamten 
kosovo-albanischen Bevölkerung verfolgt. Auf einer damals von Scharping
präsentierten Grafik wies das offene Ende der ansonsten kompletten
hufeisenförmigen serbischen Einkreisung Kosovos nach Albanien und damit auf
den vermeintlich einzigen möglichen Fluchtweg für die Bevölkerung.

Die Sache hatte nur einen Haken, wie das ARD-Magazin Panorama am 18.
Mai 2000 öffentlich machte: Die Grafik, so ein Insider, der ehemalige
Bundeswehrgeneral Heinz Loquai, seinerzeit militärischer Berater bei der
OSZE, sei "entstanden im deutschen Verteidigungsministerium". Daher Loquais
unmissverständliche Feststellung, "dass der Verteidigungsminister bei dem,
was er über den Hufeisenplan sagt, nicht die Wahrheit sagt".
Panorama fügte seinerseits hinzu: "Der schlimme Verdacht: Der
Hufeisenplan wurde gar nicht in Belgrad, sondern in Bonn geschrieben. Und
für diesen Verdacht spricht ein weiteres Dokument, das Panorama vorliegt.
Es stammt aus dem Verteidigungsministerium: das Ausgangspapier des
angeblich genau bekannten Hufeisenplans. Doch dort heißt es ausdrücklich,
der Plan sei 'in seinen Details nicht bekannt'."

Doch selbst dieser Vorgang hatte, wenn man so will, beste deutsche
Tradition: Auch 1939 war schließlich nur zurückgeschossen worden -
nach dem polnischen Überfall auf den grenznahen oberschlesischen Sender
Gleiwitz. Fingiert durch die SS.

Schäden und Folgen der NATO-Bombardierungen in Serbien?

Die Terrorangriffe währten bis zum 10. Juni 1999, insgesamt 78 Tage. Nach
offiziellen serbischen Angaben wurden dabei rund 1000 Soldaten und
Polizisten sowie 2500 Zivilisten getötet; die Zahl der Verletzten belief
sich auf etwa 10.000 Menschen. Zerstört wurden zahlreiche Industrieanlagen,
Brücken, Flughäfen, aber nicht minder Schulen, Krankenhäuser und
Wohnsiedlungen. Der materielle Schaden wurde später auf zwischen 30 und 100
Milliarden Dollar geschätzt. Erholt hat sich das Land davon nicht. Die
offizielle Arbeitslosenquote liegt derzeit bei zwölf Prozent, die
tatsächliche ist unbekannt. Einer neueren Untersuchung zufolge wollen von
den sieben Millionen Einwohnern 20 Prozent das Land verlassen, weil sie
keine wirtschaftliche und soziale Zukunft für sich sehen. Das
Oppositionsbündnis Allianz für Serbien nennt die Zahl von 600.000
Auswanderern allein für die letzten sechs Jahre. Vor allem Ärzte,
Handwerker, Pflege- und andere Fachkräfte würden in Deutschland, Österreich
und Skandinavien "mit offenen Armen" empfangen, wie Die Welt am 6.
Februar berichtete. Der Beitrag trug die Überschrift "Serbien blutet aus".

Zu den übelsten, bis heute auf Mensch und Natur nachwirkenden Kapiteln der
Bombardierungen von 1999 gehört der Einsatz von 10 bis 15 Tonnen
hochgiftiger und radioaktiver Uranmunition, in erster Linie durch die
Luftwaffe der USA. Solche Geschosse werden insbesondere gegen gepanzerte
Ziele eingesetzt, die sie zu durchschlagen vermögen. Dabei werden die
Geschosskörper häufig "atomisiert", und ihr Staub aus abgereichertem Uran
kontaminiert großflächig die Umwelt. Das Uran gelangt unter anderem über
Nutzpflanzen und -tiere auch in die menschliche Nahrungskette. Die Folge
sind laut Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges
(IPPNW) gehäufte Krebserkrankungen und angeborene Fehlbildungen in den
betroffenen Bevölkerungsgruppen.

Serbien weist heute die höchste Krebsneuerkrankungsrate Europas auf und hat
nach derzeitigem Stand noch eine strahlende Ewigkeit vor sich, denn die
Halbwertzeit von Uran 238 - abgereichertes Uran besteht zu 99,8 Prozent aus
diesem Isotop - beträgt knapp 4,5 Milliarden Jahre.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 6/2019 vom 18. März 2019, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. März 2019 
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GLEICHHEIT/6841: Macron plant Militäreinsatz gegen Gelbwesten-Proteste


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Macron plant Militäreinsatz gegen Gelbwesten-Proteste

Von Anthony Torres
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Der französische Regierungssprecher Benjamin Griveaux kündigte nach einem
Treffen des Ministerrats am Mittwoch an, Präsident Emmanuel Macron werde am
nächsten Wochenende Einheiten des Militärs gegen die geplanten
Gelbwesten-Proteste einsetzen. Damit wird erstmals seit dem Algerienkrieg
von 1954-1962 das Militär für Polizeiaufgaben auf französischem
Staatsgebiet gegen die Bevölkerung eingesetzt.

Griveaux erklärte, das Ziel der Operation sei die "Sicherung fester und
statischer Punkte in Einklang mit ihrem Auftrag, also hauptsächlich der
Schutz von Regierungsgebäuden." Als Rechtfertigung für den Einsatz der
Streitkräfte erklärte er, dies sei notwendig, damit sich die Polizei "auf
Protestbewegungen und die Wahrung und Wiederherstellung der öffentlichen
Ordnung konzentrieren kann."

Gestern nachmittag traf sich Verteidigungsministerin Florence Parly mit
Vertretern der Polizei, um über Details der Operationen am Samstag zu
diskutieren.

Die Mobilisierung von Militäreinheiten ist die jüngste in einer Reihe von
repressiven Maßnahmen, die die Regierung am Dienstag ankündigte. Ferner ist
ein staatliches Verbot von Protestaktionen geplant, wenn "Radikale" daran
teilnehmen; Geldstrafen von 38 bis 135 Euro für die Teilnahme an verbotenen
Protesten; die Errichtung von "Anti-Hooligan-Brigaden" bei der Polizei; der
Einsatz von Drohnen und chemischen Kampfstoffen gegen Demonstranten sowie
die Errichtung von Polizeikontrollpunkten, an denen Demonstranten
angehalten und identifiziert werden sollen.

Dass Protesten gegen soziale Ungleichheit mit dem Einsatz des französischen
Militärs gedroht wird, ist ein historischer Wendepunkt von internationaler
Bedeutung. Weltweit entwickelt sich aufgrund der wachsenden Wut über die
Kürzungspolitik und den Militarismus der letzten Jahrzehnte eine Welle von
Streiks und Protesten. Sie reicht von den Demonstrationen der Gelbwesten
über Streiks gegen die jahrzehntelangen Nullrunden bei den Löhnen in ganz
Europa, über Massenproteste gegen die algerische Militärdiktatur und
Streiks der amerikanischen Lehrer sowie der mexikanischen Montagearbeiter
bis zu den Massenstreiks in Sri Lanka und Indien.

Macrons Entscheidung, das Militär gegen die Gelbwesten einzusetzen, ist
einer der zunehmend verzweifelten Versuche der internationalen herrschenden
Klasse, den wachsenden politischen Widerstand der Arbeiter einzuschüchtern.
Falls dies nicht gelingt, wollen sie die Bedingungen dafür schaffen, sie
mit Waffengewalt zu unterdrücken.

Die Regierung plant den Einsatz des Militärs vor dem Hintergrund der
Medienhysterie nach den Plünderungen auf den Champs-Elysées in Paris
während der Gelbwesten-Proteste am letzten Samstag. Allerdings gibt es kaum
Beweise dafür, dass die Gelbwesten für diese Plünderungen verantwortlich
sind. Hohe Staatsvertreter wie die Pariser Bürgermeisterin Anne Hidalgo
erklärten, diese Aktionen seien von rechtsextremen Gruppen durchgeführt
worden, die einen Zusammenbruch in der Befehlskette der Polizei ausgenutzt
hatten. Einige Polizisten wurden dabei gefilmt, wie sie Läden auf den
Champs-Elysées plünderten.

Obwohl die Ereignisse vom Samstag noch ungeklärt sind, reagiert die
Regierung darauf mit einer rapiden Verschärfung ihrer Drohungen gegen die
Demonstranten. Innenminister Christophe Castaner erklärte dreist, die
Polizei sei am Samstag mit "10.000 Hooligans" konfrontiert gewesen, d.h.
die große Mehrheit der friedlichen Gelbwesten-Demonstranten seien
gewaltbereite Verbrecher, die von der Polizei auch so behandelt werden
müssten. Macron erklärte zu der Gewalt am Samstag provokant, die
Unterstützer der Gelbwesten-Bewegung hätten sich "mitschuldig" gemacht.

Die Plünderungen am Samstag liefern lediglich den Vorwand, um lange
vorbereitete Pläne umzusetzen. Ein möglicher Einsatz des Militärs im Inland
wird seit mehreren Jahren öffentlich diskutiert. Bereits der ehemalige
Präsident François Hollande von der Parti Socialiste (PS) hatte den Einsatz
des Militärs in Arbeitervierteln von Marseille und anderen Städten
gefordert.

Der geplante Einsatz von Soldaten gegen politischen Widerstand im Inland
verdeutlicht, dass die WSWS zurecht seit langer Zeit die betrügerischen
Behauptungen zurückweist, der "Krieg gegen den Terror", den Washington und
seine europäischen Verbündeten begonnen haben, diene dem Schutz der
Bevölkerung. Die PS begann die Operation Sentinel während des
Ausnahmezustands, den sie nach den Terroranschlägen am 13. November 2015
verhängt hatte. Die Täter dieser Anschläge waren islamistische Netzwerke,
die die Nato-Mächte im Syrienkrieg eingesetzt hatten. Jetzt benutzt Macron,
der unter der PS-Regierung bereits Minister war, diese angeblichen 
"Anti-Terror"-Truppen, um die mobilen Polizeieinheiten zu verstärken, die er den
Gelbwesten entgegenwirft.

Die Finanzaristokratie plant einen rücksichtslosen Klassenkrieg, weil sie
erkennt, dass sie zutiefst isoliert ist und von den Arbeitern weltweit
verachtet wird. Zudem fürchtet sie die zunehmenden Proteste in Frankreich
und Algerien. Le Monde diplomatique veröffentlichte im Februar einen
Artikel mit dem Titel "Klassenkämpfe in Frankreich". Darin ging sie auf die
Panik ein, die in breiten Teilen der herrschenden Klasse angesichts des
wachsenden politischen Widerstandes herrscht. Dieser Widerstand ist zwar
bisher weitgehend friedlich, aber fest in der französischen und
internationalen Arbeiterklasse verankert.

Das Magazin schrieb von der "Angst, nicht vor einer Wahlniederlage, oder
dem Scheitern einer Reform, oder vor Verlusten am Aktienmarkt, sondern vor
Aufstand, Revolte und Elend. Die Eliten Frankreichs haben sich seit einem
halben Jahrhundert nicht mehr so gefühlt. ... Der Direktor eines
Umfrageinstituts erklärte, 'die wichtigen Vorstandschefs' seien
'tatsächlich sehr besorgt' gewesen, es herrsche eine Atmosphäre, 'wie ich
es über die Jahre 1936 oder 1968 gelesen habe' (die Jahre der beiden
Generalstreiks). Es gibt einen Punkt, an dem sie sich sagen: Wir müssen in
der Lage sein, schnell viel Geld auszugeben, damit wir das Wichtige nicht
verlieren."

So pumpt die Finanzaristokratie also Mittel in den Unterdrückungsapparat
und bricht die lange bestehenden Garantien, dass das Militär nicht gegen
die eigene Bevölkerung eingesetzt werden wird. Nachdem die ehemalige
Präsidentschaftskandidatin der PS Ségoléne Royal im Jahr 2013 den Einsatz
des Militärs in Marseille forderte, schilderte der Geschichtsprofessor 
Jean-Marc Berliére in einem Interview mit Le Monde die Geschichte der Einsätze
des Militärs für Polizeiaufgaben.

Er erklärte, im neunzehnten Jahrhundert habe das Militär während Streiks
und Maiveranstaltungen wiederholt Arbeiter, Frauen und Kinder ermordet und
damit enorme Klassenwut provoziert: "Massaker, wie sie immer wieder
stattfanden, u.a. in Fourmies oder Narbonne, haben seinem Image schweren
Schaden zugefügt. Dieses war ohnehin schon durch die Verdächtigungen der
sozialen und politischen Zusammenarbeit mit den Unternehmern bei Streiks
schwer beschädigt."

Nachdem es in Folge der Oktoberrevolution in Russland 1917 in der
französischen Armee zu Massenmeutereien gegen den Ersten Weltkrieg kam,
beschloss die Regierung, dass man der Armee Polizeiaufgaben im Inland nicht
mehr zutrauen könne. Berliére erklärte: "Nach dem Sieg und den Opfern des
Krieges von 1914-1918 war es nicht mehr möglich, die siegreiche Armee für
Einsätze im Inland zu benutzen." Auf die Frage, ob das französische Militär
im Ersten Weltkrieg an Polizeioperationen im Inland des heutigen Frankreich
beteiligt war, fügte er hinzu: "Im Grunde nicht. Das politische Risiko war
zu hoch: wie würde die Stimmung der Wehrpflichtigen sein?"

Nachdem das Militär von 1954-1962 erfolglos versucht hatte, die
französische Kontrolle über Algerien durch Folter und Morde in massivem
Ausmaß aufrechtzuerhalten, wendet sich Macron erneut ans Militär. Dass er
letztes Jahr dem Nazi-Kollaborateur und Diktator Philippe Pétain sowie
Georges Clemenceau gehuldigt hatte (letzterer war als Innenminister vor dem
Ersten Weltkrieg für Militäreinsätze verantwortlich, bei denen 18 Arbeiter
ermordet wurden) ist ein Ausdruck andauernder Versuche der Regierung,
Unterdrückung zu legitimieren.

Dies verdeutlicht den reaktionären Charakter der ständigen Erklärungen, die
aus dem politischen Establishment selbst stammen, dass linke,
sozialistische und an der Arbeiterklasse orientierte Politik irrelevant und
tot sei. So werden Bedingungen geschaffen, unter denen ein Einsatz des
Militärs gegen Arbeiter, für den es keinerlei Legitimität gibt, ohne
nennenswerten Widerstand in Kreisen der offiziellen Politik in die Tat
umgesetzt werden kann. Die wichtigste Aufgabe, bei der die Proteste der
Gelbwesten einen ersten Schritt markieren, besteht in der unabhängigen
Mobilisierung des wachsenden politischen Widerstands der Arbeiterklasse
gegen die Errichtung einer Militär- und Polizeidiktatur.
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Ein Leben nach den Barrikaden

Anne Reiches persönliche Spurensuche

von Peter Nowak



"Doch ich will diesen Weg zu Ende geh'n

und ich weiß, wir werden die Sonne seh'n!

Wenn die Nacht am tiefsten ist, ist der Tag am nächsten."

"Wenn die Nacht am tiefsten ist, ist der Tag am nächsten" ist eines
der persönlichsten Lieder von Rio Reiser, dem Sänger der
anarchistischen Westberliner Rockband Ton Steine Scherben. Die Strophe
könnte das Motto von Anne Reiches Biographie sein, die sie unter dem
Titel "Auf der Spur" in der Edition Cimarron veröffentlich hat. Es ist
ein trauriges und zugleich kämpferisches Buch, so wie die Songs von
Rio und den Scherben oft traurig und gerade deshalb extrem kraftvoll
sind. Reiche war jahrelang eine enge Freundin von Rio Reiser. Nach
seinem Tod hatte sie jeden Lebensmut verloren. Doch wie so oft im
Leben stand sie wieder auf und kämpfte mit viel Trauer und Kraft
weiter. Anne Reiche hat ein Buch geschrieben, das die Biographie einer
militanten Linken erzählt, das berührt, gerade weil es so ehrlich ist,
weil es Trauer und Niederlagen nicht verschweigt. Reiche schreibt, wie
sie in den späten 1960er Jahren ihr Studium zu Gunsten des Engagements
in der radikalen Linken aufgab. Sie hatte Freund*innen, die zum Blues
gehörten - der radikalen Westberliner Linken, die tausende
Anhänger*innen umfasste. Der Staat rüstete auf, bald waren enge
Freund*innen tot, Reiche musste ihre erste Gefängnisstrafe absitzen
und wollte sich danach zurückziehen. Ein Kronzeuge beschuldigte sie
jedoch, an einem Bankraub beteiligt gewesen zu sein, was ihr eine
langjährige Haftstrafe einbrachte. Im Gefängnis schloss sie sich der
RAF an, weil sie ohne kollektive Struktur im Knast nicht leben wollte.
Reiche beschreibt, wie sie als Teil des Gefangenenkollektivs an einem
mehrwöchigen Hungerstreik teilnahm und welche Qualen sie während der
Zwangsernährung durchstehen musste. Man kann viel von den bleiernen
Jahren im Gefängnis lesen, wo die Gefangenen weggesperrt vom Rest der
Gesellschaft ihre Zeit verbrachten.

Anne Reiche bat ihren berühmten Bruder Reimut um Unterstützung, der
sowohl in der APO als auch in der linken Wissenschaft einen guten
Namen hatte. Doch Reimut Reiche wollte seiner Schwester nicht helfen.
Für Anne wieder so ein Moment, wo die Nacht am Tiefsten war.

Nach ihrer Freilassung im Januar 1982, nach zehn Jahren Knast,
verzweifelte Reiche fast daran, dass sie die Erfahrungen aus dem
Isolationstrakt kaum vermitteln konnte. Doch sie lernte neue
Genoss*innen kennen, zog in die besetzten Häuser in der Hamburger
Hafenstraße und stürzte sich in politische Aktivitäten, die dann in
die Barrikadentage 1988 mündeten, als Tausende Aktivist*innen aus ganz
Westeuropa die Häuser vor einer Räumung verteidigen wollten. In
letzter Minute kam es dort zu einer Einigung. Die Räumung wurde
abgeblasen und im Gegenzug die Barrikaden abgebaut. Auch ein großer
Teil der Radikalen war erleichtert, dass die Kämpfe ausgeblieben sind.

Doch für Anne Reiche war der Kompromiss eine Niederlage. Sie gehörte
zu einer Gruppe von radikalen Linken, die es auf einen
Entscheidungskampf ankommen lassen wollten. Reiche befürchtete, dass
eine legalisierte Hafenstraße ein Ort der Befriedung werden könnte.
Nachdem die Barrikaden abgebaut wurden und viele Linke die verhinderte
Räumung feierten, hatte Anne Reiche andere Gefühle: "Wir lebten und
wir hatten die Häuser. Aber wir waren nicht mehr dieselben. [...] Zu
Diskussionen außerhalb bin ich kaum noch gegangen. Was hätte ich auch
sagen sollen? Dass ich uns scheiße fand, große Töne spucken und dann
kneifen?" Doch wieder rappelte sie sich auf und entdeckte, dass es
auch ein Leben nach den Barrikaden gibt. Sie studierte Architektur und
wollte am Hafenrand Häuser errichten, in denen die Menschen gerne
wohnen. Erneut holte sie sich Narben, dieses Mal auch von zuvor engen
Genoss*innen, die nun als Mitglieder der Genossenschaft Hafenstraße
ihre kleine Macht nutzten. "Die Diskussionen waren emotionsgeladen,
die Vorwürfe gingen bis zum Verrat", gibt Reiche Einblicke in die
innerlinken Auseinandersetzungen.

Als dann kurz nach Rio Reiser auch noch ihr Bruder Jochen starb, der
trotz politischer Differenzen immer auf ihrer Seite gestanden hatte,
zog sich Anne Reiche für längere Zeit aus Deutschland zurück. Doch das
letzte Kapitel endet mit dem Zitat eines jungen Mannes, der nach den
G20-Protesten 2017 Hamburg in Untersuchungshaft kam: "Die Freude der
persönlichen Erfahrung des Zusammenkommens so vieler Menschen jeden
Alters und aus aller Welt, die sich nicht der totalen Logik des Geldes
und der kapitalistischen Welt unterworfen haben, kann keine Form der
Gefangenenschaft bezwingen."
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Geboren am 17. November

Eine Geschichte der griechischen Stadtguerilla

von Peter Nowak



Über viele Jahre sorgten die Attentate der "Bewegung 17. November" in
Griechenland auch in linken Kreisen für Verwirrung und Spekulation.

Es gab Vermutungen, dass die Gruppe von Teilen des Staatsapparates
protegiert werde. Schließlich zeichnete sie zwischen 1975 und 2002 für
eine ganze Reihe von bewaffneten Aktionen verantwortlich, ohne dass
über Jahre jemand erwischt wurde. Doch das hat sich am 29. Juni 2002
geändert. An diesem Tag wurde Savvas Xiros lebensgefährlich verletzt,
als er aus Solidarität mit streikenden Hafenarbeiter*innen im
Hafengelände von Athen eine Bombe platzieren wollte. Er überlebte
schwerverletzt und musste sich gegen Isolationshaftbedingungen zur
Wehr setzen. 2007 übersetzte die in Athen lebende Journalistin Heike
Schrader das von Savvas veröffentlichte Buch "Guantánamo auf
Griechisch: Zeitgenössische Folter im Rechtsstaat" ins Deutsche.

Dimitris Koufontinas war mit Savvas an dem Anschlag beteiligt und sah
seine lebensgefährliche Verletzung. Savvas wurde unter schweren
Medikamenten verhört, so dass die Ermittlungsbehörden an Namen und
Strukturen der Organisation kamen.

Koufontinas konnte zunächst untertauchen und beobachtete, wie immer
mehr Gruppenmitglieder verhaftet wurden, Aussagen machten und sich von
der Gruppe und dem bewaffneten Kampf distanzierten. Das war der Grund
für ihn, sich der Justiz zu stellen und die politische Verantwortung
zu übernehmen. Mit dem Buch legte er einen politischen
Rechenschaftsbericht ab, der auch Leser*innen beeindruckt, die mit den
politischen Prämissen des Schreibers nicht übereinstimmen.

Koufontinas gibt einen subjektiven Rückblick auf die Geschichte
Griechenlands nach 1945. Als in vielen Ländern die NS-Herrschaft und
die ihrer Unterstützer zerbrach, konnten die griechischen
Naziverbündeten mit Unterstützung Großbritanniens weiter die Macht
ausüben. Nachdem sich die Lage in Griechenland zuspitzte, begann der
Bürgerkrieg, der wesentlich von der stalinistischen KP organisiert,
aber von der stalinistischen Sowjetunion nicht unterstützt wurde.
Letzterer ging es um die Abgrenzung von geopolitischen
Interessensphären und nicht um Solidarität. Nach der Zerschlagung des
kommunistischen Aufstands in Griechenland setzte eine gnadenlose
Repression gegen alle Oppositionellen ein, die sich nach dem
Militärputsch von 1967 noch einmal verschärfte. Doch auch der 1968er
Aufbruch ging an Griechenland nicht spurlos vorüber. Dieser kulminiert
in dem blutig niedergeschlagenen Aufstand an der Athener Universität.
Das Datum gab der Guerilla-Gruppe ihren Namen. Koufontinas beschreibt
die Enttäuschung über die Kommunistische Partei, was aber nicht den
Bruch mit dem Stalinismus bedeutet. So gibt es Stellen im Buch, an
denen er vom Revisionismus redet, der angeblich nach 1956 die
kommunistische Bewegung zerstörte - was ein klassisch stalinistischer
Topoi ist. Allerdings wurden wohl in der Gruppe auch Texte des
Trotzkisten Ernest Mandel gelesen, was für Stalinist*innen
ungewöhnlich ist.


Begrenzt selbstkritisch

Der Autor versucht eine Selbstkritik, die aber dadurch begrenzt ist,
dass er das - von ihm wesentlich geprägte - Projekt verteidigt, weil
damit auch sein Leben verbunden ist. Wahrscheinlich wird er das
Gefängnis nicht mehr lebend verlassen. So fragt er nicht, welchen
politischen Gehalt ein Projekt hatte, in dem es nur noch um das
technische Abwickeln der Attentate ging und das eigene
Sicherheitskonzept im Ernstfall versagte.

So beschreibt Koufontinas, wie er nach dem Unfall von Savvas zu dem
für solche Fälle festgelegten Treffen ging und niemand außer ihm vor
Ort war, wie er als Einziger verzweifelt versuchte, Beweise zu
beseitigen, als sich seine Ex-Genoss*innen bereits über ihre Aussagen
Gedanken machten. Hier wäre eine fundamentale Kritik am strikten
Kaderprinzip angebracht, die er wohl nicht leisten kann, ohne sein
ganzes Lebensziel infrage zu stellen. Daher verwendet er auch
gelegentlich Allegorien, die fast religiöse Züge haben. So, wenn er
beschreibt, wie ihm eine alte Frau in Bauerntracht mit ihren Blicken
Mut zugesprochen hat, als er den Entschluss fasste, sich der Polizei
zu stellen.

Dass Koufontinas Rechenschaftsbericht nun dank des Bahoa Books-Verlag
auch auf Deutsch zu lesen ist, sollte als Einladung zur kritischen
Debatte verstanden werden. Sie sollte auch von Leser*innen angenommen
werden, die den bewaffneten Kampf ablehnen. Der US-Schriftsteller Dan
Berger plädiert in seinem im Laika-Verlag veröffentlichten Buch
"Weather Underground" dafür, dass Gewaltfreie und Pazifist*innen sich
mit den Motiven der Linken beschäftigen sollen, die Gewalt anwandten
und ihre Kritik und ihre Gegenargumente einbringen. Das gilt auch für
Koufontinas Rechenschaftsbericht.
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MELDUNG/982: "Wer zu spät kommt?" - Soziales Netzwerk Google+ vor dem Aus (idw)


International School of Management (ISM) - 21.03.2019

"Wer zu spät kommt?": Soziales Netzwerk Google+ vor dem Aus



Das Ende einer wenig erfolgreichen Zeit - der Internetriese Google stellt
Anfang April sein soziales Netzwerk Google+ ein. Seit der Gründung 2011
blieb der gewünschte Erfolg aus. Nun sorgen die geringen Nutzerzahlen und
mehrere Datenpannen, die im letzten Jahr bekannt wurden, für die
Abschaltung des Dienstes. ISM-Professor Dr. Arne Westermann, der an der
privaten Wirtschaftshochschule im Bereich Marketing und Kommunikation
lehrt, hat das Ende von Google+ nicht überrascht.

Timing und Positionierung - für Prof. Dr. Arne Westermann die beiden
maßgebenden Aspekte, die bei Google+ nicht gepasst haben. "Beim Aufkommen
von Google+ im Jahr 2011 hatte Facebook, gegründet 2004, die VZ-Netzwerke
als erfolgreichstes Soziales Netzwerk bereits abgelöst. Um dann noch groß
ins Geschäft einzusteigen, war es eigentlich schon zu spät. Dazu kam die
unklare Position von Google+: War es nun eher ein privates oder ein
berufliches Netzwerk?"

Andere Portale wie LinkedIn, das noch ein Jahr vor Facebook entstand, oder
Instagram, das sogar erst 2010 aufkam, antworten deutlicher auf diese
Frage, so Westermann. "LinkedIn etablierte sich erfolgreich als
internationales Business-Netzwerk, Instagram setzt voll auf Bilder.
Google+ hatte kein echtes Alleinstellungsmerkmal, das potenzielle Nutzer
begeistern konnte." An die Zahlen von anderen Portalen konnte das Netzwerk
von Beginn an nicht heranreichen. Die Probleme mit der Datensicherheit,
die im Frühjahr 2018 bekannt wurden, gaben laut dem ISM-Professor
vermutlich den letzten Ausschlag: "Ein Dienst, der bei den Nutzen nicht
ankommt, und dann noch Unsicherheiten beim Datenschutz bedeutet, konnte
für Google keine Zukunft mehr haben. Dazu äußert sich das Unternehmen auch
offen und ehrlich."

Auch dass Google zunächst noch versuchte, andere seiner Dienste wie Gmail
und YouTube mit Google+ zu verknüpfen, brachte nicht den gewünschten
Aufwind. Die Konsequenz: Schon seit Anfang Februar können keine neuen
Konten mehr auf Google+ angelegt werden, ab April 2019 ist kein Zugriff
auf die Nutzerprofile und ihre Inhalte mehr möglich. Das Datenleck wurde
laut Google im letzten Jahr sofort behoben. Das Aus für Google+ soll nun
dennoch Teil eines Maßnahmenpakets sein, das generell strengere
Datenschutzrichtlinien für Google-Nutzer vorsieht.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution355

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

International School of Management (ISM), 21.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DOKUMENTATION/1607: ZDFzeit - "Der große Gartencenter-Check", am 26.03.2019 (ZDF)


ZDFzeit: Obi, Dehner & Co.

Der große Gartencenter-Check

Dienstag, 26. März 2019, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Sendetermine und Stab

– Obi, Dehner & Co. – Der große Gartencenter-Check

– Infos zur "ZDFzeit"



Dienstag, 26. März 2019, 20.15 Uhr, ZDF
ZDFzeit: Obi, Dehner & Co.
Der große Gartencenter-Check
Film von Matthias Kessler und Helge Hinsenkamp

Kamera: Ingo Dittmann, Achim Seck, Egon Braun, Holger Rogge, Ralf Hüchtebrock
Produktion: Probono
Redaktion: Michael Strompen
Leitung der Sendung: Ursula Schmidt
Länge: ca. 43:30 Minuten

 * 

Obi, Dehner & Co. – Der große Gartencenter-Check

Der Frühling erwacht, Balkone und Gärten blühen auf. Und in den Gartencentern und Grün-Abteilungen der Baumärkte floriert das Geschäft. "ZDFzeit" stellt Obi, Dehner & Co. auf den Prüfstand: Wer hat die günstigsten Preise? Wo stimmt die Qualität und wer bietet die beste Beratung? "ZDFzeit" hakt nach: Nehmen die Märkte den Umweltschutz ernst und warnen vor den Gefahren durch Pflanzenschutzmittel? Außerdem gibt es Tipps für den eigenen Garten.

Rund 18 Milliarden Euro geben die Deutschen jährlich für Pflanzen, Gartenmöbel und Co. aus. Davon profitieren auch inhabergeführte, alteingesessene Betriebe, die sich gegen die überregionale Konkurrenz der großen Ketten behaupten. Sie punkten mit Tradition und genießen bei vielen Kunden einen Vertrauensbonus – zu Recht?

Für "ZDFzeit" haben Kleingärtner verschiedene Märkte unter die Lupe genommen – darunter die Gartenabteilungen der Marktführer, aber auch ihre örtlichen Konkurrenten. Wie groß ist die Auswahl? Wie gut die Qualität? Was taugen günstige Heckenscheren, Spaten und Gartenmöbel? Und wie steht es um die Preise? "ZDFzeit" vergleicht Produkte, die jeder Gartenbesitzer braucht und kommt zu überraschenden Ergebnissen.

Beim Thema Umwelt liegt das Augenmerk besonders auf Bienen und Hummeln. Nehmen Obi, Dehner & Co. Rücksicht auf die nützlichen Brummer und verzichten auf schädliche Produkte? Außerdem gibt es praktische und einfache Tipps für mehr Insekten-Vielfalt – denn ohne Bestäuber blüht fast nichts im heimischen Garten oder Blumenkasten. Auch beim Kauf von Blumenerde können Hobbygärtner etwas für die Umwelt tun. Erde mit Torf ist zwar ein Top-Produkt, doch es ist auch ein Klima-Killer. Denn beim Abbau werden große Mengen CO2 freigesetzt. "ZDFzeit" zeigt, welche Alternativen es gibt.

Und wie gut werden Kunden beraten? Das testen wir beim Kauf eines Rasendüngers mit Moosvernichter. In diesen Produkten ist Eisensulfat enthalten, das ernste Risiken für Kinder und Tiere birgt. Experte Josef Lux fordert sogar: "Moosvernichter mit Eisensulfat sollten nicht frei verkäuflich sein. Andernfalls besteht die Gefahr, dass man Schaden nimmt." Doch der Beratungstest zeigt: Nicht in jedem Gartencenter wird sorgsam darüber aufgeklärt.

Fast jeder, der sein eigenes Gemüse züchtet, hatte auch schon mit Pilzen und Schädlingen zu kämpfen. Im Gegenzug wird oft mit harter Chemie gespritzt. In einem aufwändigen Experiment mit Tomatenpflanzen testet "ZDFzeit", ob bei vorschriftsmäßiger Anwendung Rückstände der Spritzmittel nachzuweisen sind.

Der große Gartencenter-Check liefert mit spannenden Tests und nützlichen Informationen wertvolle Erkenntnisse für Freunde von Balkon und Garten.

 * 

Infos zur "ZDFzeit"

Auf dem Sendeplatz "ZDFzeit" sind dienstags um 20.15 Uhr große Primetime-Dokumentationen zu sehen. Neben investigativen, politischen und zeitgeschichtlichen Filmen werden dort auch verbrauchernahe Themen präsentiert. Zuletzt wurden "Die Tricks der Lebensmittelindustrie" beleuchtet und Sternekoch Nelson Müller testet am 12. und 19. Februar 2019, 20.15 Uhr, Lebensmittel unter dem Titel "No-Name oder Marke?". Zahlreiche andere Checks wie "Rossmann, dm & Co. – Der große Drogeriemarkt-Test" oder "Obi, Hornbach & Co. – Der große Baumarkt-Check" gehören ebenfalls zum Programmangebot.

"ZDFzeit" bietet seit Januar 2012 jährlich rund 35 Produktionen auf dem Sendeplatz am Dienstagabend.

 * 

Die bisherigen "ZDFzeit"-Sendungen (mit Erstsende-Datum)


2012 (29 Sendungen)


	Auf der Jagd nach verlorenen Schätzen (17.01.2012)

	Geheimes Deutschland (24.01.2012)

	Der Spion, den ich liebte (31.01.2012)

	Ein (fast) perfektes Verbrechen (21.02.2012)

	Vorsicht Verschwörung! (28.02.2012)

	Geheimnisvolle Unterwelten (06.03.2012)

	Die Unbesiegbaren (13.03.2012)

	Und ewig locken die Wälder (27.03.2012)

	Himmel über Deutschland (03.04.2012)

	Die Berge der Deutschen (10.04.2012)

	Deutschland – Deine Flüsse (24.04.2012)

	Die Griechenland-Lüge (08.05.2012)

	Elizabeth II. – Die leidenschaftliche Queen (29.05.2012)

	Elizabeth II. – Die Queen und die Deutschen (05.06.2012)

	Endlich Prinzessin – Ein Jahr mit Kate und Charlene (26.06.2012)

	Der deutsche Adel (1) (14.08.2012)

	Der deutsche Adel (2) (28.08.2012)

	Deutschland in Gefahr? (04.09.2012)

	Weltenbrand (1) (18.09.2012)

	Weltenbrand (2) (25.09.2012)

	Weltenbrand (3) (02.10.2012)

	Am Rande des Atomkriegs – Kampf um Kuba und Berlin (09.10.2012)

	Der Fluchhafen Berlin (23.10.2012)

	Kampf um den Euro (30.10.2012)

	Geheimnisse des Zweiten Weltkriegs (1) (06.11.2012)

	Geheimnisse des Zweiten Weltkriegs (2) (13.11.2012)

	Geheimnisse des Zweiten Weltkriegs (3) (27.11.2012)

	Geheimnisse des Zweiten Weltkriegs (4) (04.12.2012)

	Stille Nacht in Stalingrad (11.12.2012)




2013 (30 Sendungen)


	Mein Kampf mit Hitler – "Machtergreifung" 1933 (22.01.2013)

	Wie gut ist Billig-Bio? (12.02.2013)

	Wie gut sind No-Name-Lebensmittel? (19.02.2013)

	Die ganze Wahrheit über Fitness (05.03.2013)

	Was kostet ein Kind? (12.03.2013)

	Arm und Reich (19.03.2013)

	Aldi gegen Lidl – Das Duell (02.04.2013)

	Die Jahrhundertfälschung (09.04.2013)

	Traumfabrik Königshaus (1) (23.04.2013)

	Traumfabrik Königshaus (2) (30.04.2013)

	Traumfabrik Königshaus (3) (07.05.2013)

	Traumfabrik Königshaus (4) (14.05.2013)

	Unheimliche Geschäfte (21.05.2013)

	Mythos Everest – Gipfelsturm auf dem Dach der Welt (28.05.2013)

	Traumfabrik Königshaus (5) (04.06.2013)

	Traumfabrik Königshaus (6) (11.06.2013)

	Wie gut sind Fertiggerichte? (18.06.2013)

	Wie gut ist unser Fleisch? (25.06.2013)

	Ein Baby für William und Kate (30.07.2013)

	Kante Klartext Kandidat (06.08.2013)

	Macht Mensch Merkel (13.08.2013)

	Der Deutschland-Test – Wie gut ist unser Gesundheitssystem? (20.08.2013)

	Die Milliarden-Zocker (17.09.2013)

	Wasser, Schlamm – und wer bezahlt? (24.09.2013)

	Unser Krieg (1) (08.10.2013)

	Unser Krieg (2) (22.10.2013)

	BMW gegen Mercedes – Das Duell (29.10.2013)

	Nacht über Deutschland – Novemberpogrom 1938 (05.11.2013)

	Kennedy – Das Geheimnis der letzten Tage (12.11.2013)

	Wie gut ist unser Spielzeug? (27.11.2013)




2014 (34 Sendungen)


	Wie gut sind Light-Lebensmittel? (14.01.2014)

	Wie gut ist unser Brot? (21.01.2014)

	Nicht alles war schlecht (28.01.2014)

	Nicht alles war schlecht (04.02.2014)

	Schlank in den Frühling (04.03.2014)

	Wie gut ist sanfte Medizin? (11.03.2014)

	Der große Baumarkt-Test (18.03.2014)

	Mit Jubel in die Hölle (25.03.2014)

	H&M gegen C&A – Das Duell (01.04.2014)

	Das Geheimnis von Flug MH370 (08.04.2014)

	Maxima und Willem-Alexander (22.04.2014)

	McDonald's gegen Burger King (05.05.2014)

	Riskante Reise – Europa und die Flüchtlingsströme (20.05.2014)

	Verschwörung gegen die Freiheit (27.05.2014)

	Thronwechsel in Spanien – Juan Carlos dankt ab (03.06.2014)

	Vegetarier gegen Fleischesser – Das Duell (10.06.2014)

	Königliche Dynastien: Die Windsors (16.07.2014)

	Königliche Dynastien: Die Habsburger (22.07.2014)

	Königliche Dynastien: Die Hohenzollern (29.07.2014)

	Königliche Dynastien: Die Romanows (05.08.2014)

	Die Suche nach den verlorenen Söhnen (26.08.2014)

	Zweiter Weltkrieg – Der erste Tag (02.09.2014)

	Zweiter Weltkrieg – Das erste Opfer (09.09.2014)

	Prinz Harry – Der wilde Windsor (16.09.2014)

	Wie gut sind unsere Lehrer? (23.09.2014)

	Projekt Hühnerhof (1) (30.09.2014)

	Projekt Hühnerhof (2) (07.10.2014)

	Die Insel (1) (21.10.2014)

	Die Insel (2) (28.10.2014)

	Wahnsinn '89: Wie die Mauer fiel (04.11.2014)

	DURST! (11.11.2014)

	Wie viele Ausländer verträgt Deutschland? (25.11.2014)

	Die Aldi-Story (09.12.2014)

	Der große Test zum Fest (16.12.2014)




2015 (32 Sendungen)


	Aldi, Lidl & Co. – Wie gut sind Discounter-Lebensmittel? (20.01.2015)

	Wie gut ist unser Bier? (27.01.2015)

	Mensch Putin (17.02.2015)

	Wie gut ist die deutsche Küche? (24.02.2015)

	Wie gut ist unsere Wurst? (03.03.2015)

	Geh doch nach drüben (1) (10.03.2015)

	Geh doch nach drüben (2) (17.03.2015)

	Die Suche nach Hitlers Volk (1) (24.03.2015)

	Die Suche nach Hitlers Volk (2) (31.03.2015)

	Wir Geiseln der SS (14.04.2015)

	Die Verbrechen der Befreier (05.05.2015)

	Der Fall Deutsche Bank (19.05.2015)

	Wie deutsch ist die Queen? (30.06.2015)

	Königliche Liebe (07.07.2015)

	Der Monaco-Clan (14.07.2015)

	Königliche Kindheit (21.07.2015)

	Die Suche nach Hitlers "Atombombe" (28.07.2015)

	Der große Kosmetik-Test – Wie gut sind Deo, Creme & Co. (25.08.2015)

	Wie gut ist unser Trinkwasser – Der große Test (01.09.2015)

	REWE gegen EDEKA – Das Supermarkt-Duell (08.09.2015) 

	Tödliche Grenze – Der Schütze und sein Opfer (15.09.2015)

	Ost und West – der große Check (22.09.2015)

	Auf den Spuren der Einheit – mit Christopher Clark (29.09.2015)

	Wie gut ist unsere Milch? (06.10.2015)

	Wie gut ist unser Kaffee? (13.10.2015)

	Billig gegen teuer – Muss es immer Markenware sein? (20.10.2015)

	Lust und Lüge – Die Deutschen und der Sex (03.11.2015)

	Wie viele Flüchtlinge verträgt Deutschland? (10.11.2015)

	Wie viel Islam verträgt Deutschland? (24.11.2015)

	Wie gerecht sind unsere Steuern? (01.12.2015)

	Wie fair sind unsere Löhne? Der große Gehalts-Check (08.12.2015)

	Machtmensch Putin (15.12.2015)




2016 (36 Sendungen)


	Alle gegen Aldi – wer schlägt den Discounter-Riesen? (19.01.2016)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (02.02.2016)

	Iglo, Frosta & Co. – Wie gut ist Tiefkühlkost? (16.02.2016)

	Wie gut sind unsere Chefs? (23.02.2016)

	Wie gut sind unsere Krankenhäuser? (01.03.2016)

	Der Pflege-Check – Wie leben wir im Alter? (08.03.2016)

	Wir Nachkriegskinder – Zeit des Aufbruchs (15.03.2016)

	Wir Nachkriegskinder – Zeit der Wunder (22.03.2016)

	Elizabeth II. wird 90 – Die Jahrhundert-Königin (05.04.2016)

	Wie korrupt ist Deutschland? (12.04.2016)

	König, Krone, Kindersegen – Carl Gustaf von Schweden wird 70 (26.04.2016)

	Das Jahrhunderthaus – Wie wir lebten (1) (10.05.2016)

	Das Jahrhunderthaus – Wie wir lebten (2) (17.05.2016)

	Schoko, Keks & Co. – Wie gut sind unsere Süßigkeiten? (24.05.2016)

	Pommes, Chips & Co. – Wie gut sind Kartoffelprodukte? (31.05.2016) 

	No-Name oder Markenware – Der große Produkttest (07.06.2016)

	Kurs auf die Krone – Mary und Frederik von Dänemark (05.07.2016)

	Glamour, Gold und die Liebe – Europas Königshäuser im Vergleich (12.07.2016)

	Königliche Dynastien: Die Welfen (19.07.2016)

	Königliche Dynastien: Die Bernadottes (26.07.2016)

	Königliche Dynastien: Die Grimaldis (02.08.2016)

	Hühnchen, Nuggets & Co. – Wie gut sind Geflügelprodukte? (23.08.2016)

	Bratwurst, Aufschnitt & Co. – Wie gut sind unsere Wurstwaren (23.08.2016)

	Hopfen und Malz – Wie gut ist unser Bier? (30.08.2016)

	Haben wir's geschafft? – Deutschland und die Flüchtlinge (06.09.2016)

	Deutschlands große Clans: Die Oetker-Story (13.09.2016)

	Deutschlands große Clans: Die C&A-Story (20.09.2016)

	Deutschlands große Clans: Die Haribo-Story (27.09.2016)

	Deutschlands große Clans: Die Tchibo-Story (04.10.2016)

	Der große Bahn-Check (18.10.2016)

	Wer schlägt McDonald's – Das große Fastfood-Duell mit Nelson Müller (25.10.2016)

	Wie gut sind Billig-Bäcker (01.11.2016)

	Achtung, Kundenfall! – Locken, schmeicheln, überrumpeln (22.11.2016)

	Der große Warentest – Wie gut sind Matratze, Waschmaschine & Co.? (29.11.2016)

	Mehr Ausländer, mehr Kriminalität? – Der große Faktencheck (06.12.2016)

	Mensch Erdogan! – Die Geheimnisse des türkischen Präsidenten (13.12.2016)




2017 (33 Sendungen)


	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (1) – Turbo-Salami, Tütensuppen & Co (17.01.2017)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (2) – Light-Produkte, Veggie-Wurst & Co (24.01.2017)

	Mensch Gauck! – Pastor, Präsident, Freiheitssucher (31.01.2017)

	Prinz Philipp – Ein Leben für die Queen (07.02.2017)

	Zarensturz – Das Ende der Romanows (14.02.2017)

	Mensch Schröder! – Eine deutsche Karriere (07.03.2017)

	No-Name oder Marke? – Der große Lebensmitteltest mit Nelson Müller (1) (14.03.2017)

	No-Name oder Marke? – Der große Lebensmitteltest mit Nelson Müller (2) (21.03.2017)

	Das Jahrhunderthaus – Arbeit, Freizeit und Urlaub (28.03.2017)

	Das Jahrhunderthaus – Essen, Trinken und Sport (04.04.2017)

	Wie viel Polizei braucht Deutschland? (11.04.2017)

	Rossmann, dm & Co. – Der große Drogeriemarkt-Test (18.04.2017)

	Ikea, Roller & Co. – Wer ist der beste Möbel-Discounter? (09.05.2017)

	Das Lidl-Imperium – Der Discounter im Qualitäts-Check (16.05.2017)

	Die Tricks der Gesundheitsbranche (23.05.2017)

	Der große Warentest – Wie gut sind Fahrradschlösser, Grill & Mückenschutz? (30.05.2017)

	Königliche Dynastien: Die Coburger (13.06.2017)

	Königliche Dynastien: Die Oranier (20.06.2017)

	Königliche Dynastien: Die Glücksburger (27.06.2017)

	Glamour, Macht und große Gefühle – Europas Königshäuser im Vergleich (04.07.2017)

	Kronprinzessin und Superstar – Victoria von Schweden wird 40 (11.07.2017)

	Langnese, Schöller & Co. – Der große Eistest mit Nelson Müller (18.07.2017)

	Dianas Vermächtnis – Das Geheimnis der unglücklichen Prinzessin (01.08.2017)

	Bratmaxe, Bruzzzler & Co. – Der große Grill-Test mit Nelson Müller (22.08.2017)

	Deutschlands große Clans: Die Aldi-Story (26.09.2017)

	Deutschlands große Clans: Die Otto-Versand-Story (10.10.2017)

	Deutschlands große Clans: Die Volkswagen-Story (17.10.2017)

	Deutschlands große Clans: Die Persil-Story (24.10.2017)

	Mensch Trump! – Provokateur, Populist, Präsident (07.11.2017)

	Früher war alles besser! Oder? (21.11.2017)

	Mensch Macron! – Aufsteiger, Reformer, Europäer (28.11.2017)

	DHL, Hermes & Co. – Der große Paketdienst-Test (06.12.2017)

	Wie gut sind unsere Ärzte? (12.12.2017)




2018 (36 Sendungen)


	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (1) – Fertiggerichte, Pausensnacks & Co. (16.01.2018)

	Nelson Müllers Nudel-Check – Wie gut sind Spaghetti, Tortellini & Co.? (23.01.2018)

	Nelson Müllers Käse-Check – Wie gut sind Gouda, Camembert & Co.? (30.01.2018)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (2) – Backwaren, Fruchtsäfte & Co. (13.02.2018)

	Superbauten der Geschichte: Der Reichstag (27.02.2018)

	Mensch Franziskus! Der unberechenbare Papst (13.03.2018)

	Superbauten der Geschichte: Der Kreml (20.03.2017)

	Fit in den Frühling – Der große Bewegungs-Check (10.04.2018)

	Kronen, Krisen und Skandale – Die Überlebensstrategien der Royals (24.04.2018)

	Obi, Hornbach & Co. – Der große Baumarkt-Check (08.05.2018)

	Harry & Meghan – Hochzeit bei den Windsors (15.05.2018)

	Wo lebt es sich am besten? – Die große Deutschland-Studie (22.05.2018)

	Nelson Müllers Essens-Check – Wie gut sind Olivenöl, Lachs & Obst to go? (29.05.2018)

	Die Kaufhof-Story – Das Warenhaus im Qualitäts-Check (05.06.2018)

	Kim, Trump und die Bombe – Nordkoreas riskanter Machtpoker (12.06.2018)

	Supermächte – Angst vor China? (17.07.2018)

	Supermächte – Amerika first? (24.07.2018)

	Supermächte – Russlands Rückkehr? (31.070.2018)

	AIDA oder TUI Cruises – Der Kreuzfahrt-Check (14.08.2018)

	Royale Kindheit – Prinzen, Ponys, Paparazzi (21.08.2018)

	Royale Liebe – Märchen, Macht, Mätressen (28.08.2018)

	Royale Skandale – Lügen, Laster, Leidenschaften (04.09.2018)

	Nelson Müllers Lebensmittelreport – Wie gut sind Bio-Tomaten, Edel-Rindfleisch & Schokolade? (11.09.2018)

	Deichmann, Reno & Co. – Der große Schuhmarkt-Check (18.09.2018)

	Deutschlands große Clans: Die Lidl-Story (25.09.2018)

	Deutschlands große Clans: Die Adidas-Story (02.10.2018)

	Deutschlands große Clans: Die Bahlsen-Story (09.10.2018) 

	Das verdient Deutschland – Der große Gehälter-Vergleich (23.10.2018) 

	Der Buckingham-Palast – Geheimnisse und Tragödien im Königshaus (30.10.2018)

	Exodus? – Antisemitismus in Europa (06.11.2018)

	Der unterschätzte Thronfolger – Prinz Charles wird 70 (13.11.2018)

	Türken und Deutsche – Der große Nachbarschaftstest (20.11.2018)

	Der große Warentest – Richtig sparen im Haushalt (27.11.2018)

	UNANTASTBAR – Der Kampf für Menschenrechte (04.12.2018)

	Mensch Heino – Der Sänger und die Deutschen (11.12.2018)

	Die Tricks der Kosmetikindustrie (18.12.2018)




2019 (3 Sendungen)


	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (1) – Tütensuppen, Kochschinken & Co. (22.01.2019)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (2) – Hackfleisch, Wackelpudding & Co. (29.01.2019)

	No-Name oder Marke (1) – Der große Lebensmittel-Test mit Nelson Müller (12.02.2019)  




– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 
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DOKUMENTATION/1606: ZDF - plan b "Retter der Ozeane – Für eine Meer ohne Plastik"; Themen 23.03.-20.04.2019 (ZDF)


plan b

Retter der Ozeane – Für ein Meer ohne Plastik

Samstag, 23. März 2019, 17.35 Uhr / samstags um 17.35 Uhr

Inhalt:

– "plan b" – Neue Dokumentationsreihe

– Sendetermine und Stab

– plan b: Retter der Ozeane – Für ein Meer ohne Plastik

– plan b: Weniger Arbeit – gleicher Lohn: Ideen für die Jobs der Zukunft

– plan b: Bezahlbares Zuhause – Rezepte gegen Wohnungsnot

– plan b: Verkehr ohne Chaos – Wo es auf den Straßen läuft

– plan b: Faire Ferien – Reisen mit gutem Gewissen

– "Wir verfolgen einen konstruktiven Ansatz"

– Interview mit "plan b"-Redaktionsleiter Christian Dezer

– Die bisherigen "plan b"-Sendungen im ZDF



"plan b" – Neue Dokumentationsreihe

"plan b" bietet seit dem 7. Oktober 2017, samstags um 17.35 Uhr im ZDF, konstruktiven Journalismus. "plan b" ist eine Dokumentationsreihe mit Reportage-Elementen, die das jeweilige Thema anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten aufbereitet und dabei den europäischen Aspekt immer mit einbezieht. "plan b" wirft einen lösungsorientierten Blick auf aktuelle Probleme und zeigt verschiedene Möglichkeiten auf, wie diese in den Griff zu bekommen sind. "plan b" ist die erste Dokumentationsreihe im deutschen Fernsehen, die diesen konstruktiven Ansatz verfolgt. 
 *



Samstag, 23. März 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Retter der Ozeane
Für ein Meer ohne Plastik
Film von Marika Liebsch

Produktion: Taglicht Media
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 30. März 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Weniger Arbeit – gleicher Lohn
Ideen für die Jobs der Zukunft
Film von Silvia Palmigiano

Produktion: Berlin Producers Media
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 6. April 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Bezahlbares Zuhause
Rezepte gegen Wohnungsnot
Film von Jochen Klöck

Produktion: B. Vision Media
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 13. April 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Verkehr ohne Chaos
Wo es auf den Straßen läuft
Film von Insa Onken

Produktion: Taglicht Media
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 20. April 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Faire Ferien
Reisen mit gutem Gewissen
Film von Annette von Donop

Produktion: Bilderfest GmbH
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 45 Minuten

 * 

Retter der Ozeane – Für ein Meer ohne Plastik

Täglich landen riesige Mengen Plastik in den Weltmeeren – die Ozeane verkommen zur Müllhalde. Doch immer mehr Menschen sagen dieser gigantischen Verschmutzung jetzt den Kampf an.

Günther Bonin leitet eine IT-Firma. Als dem erfolgreichen Geschäftsmann beim Segeln vor der Küste Kanadas ein Müllteppich begegnet, krempelt er sein Leben um und verfolgt nur noch einen Plan: die Meere zu retten. Seit zehn Jahren schon arbeitet Bonin unermüdlich an der Idee einer maritimen Müllabfuhr. Die könnte einen großen Teil des Plastikmülls im Meer beseitigen. Denn 150 Millionen Tonnen davon – das ist das Gewicht von rund 1500 Flugzeugträgern – schwimmen, laut Expertenschätzungen, bereits in den Ozeanen herum.

Etwa zehn Prozent dieses Mülls sind alte Fischernetze, beim Fang verloren oder einfach gekappt und versenkt. Diese Netze sind aus Nylon und zersetzen sich zu Mikroplastik. Bevor das passiert, fangen die Fischernetze immer weiter – die Folge: Millionen von Meerestieren verenden in den sogenannten Geisternetzen.

Der begeisterte Hobbytaucher George Sarelakos aus Athen hat vor einem Jahr einen Verein gegründet. Mit anderen Tauchern geht er aktiv gegen das unnötige Sterben der Meerestiere vor. Regelmäßig bergen sie Geisternetze aus dem Meer. Keine ungefährliche Aufgabe, dennoch nehmen die Taucher sie fast jedes Wochenende auf sich.

Colette Beckham lebt im britischen Cornwall direkt am Meer und beobachtet, wie Strände und Wasser immer mehr zugemüllt werden. Das kann sie nicht länger ertragen und hat in ihrer Heimatstadt Newquay eine Bürgerbewegung gegründet. Das Plastik soll gar nicht erst ins Meer gelangen – deshalb muss schon an Land jede Menge getan werden. Denn Colette Beckham hat ihrer fünfjährigen Tochter versprochen: "Ich werde alles tun, was in meiner Macht steht, damit deine Generation keinen Plastikmüll in der Nahrungskette hat."

In der Woche vor Ausstrahlung der Dokumentation bietet die "plan b"-Redaktion im Rahmen einer Kampagne auf den Social-Media-Kanälen der heute.de weiterführende Informationen und Geschichten rund um das Thema "Wie kommt das Plastik aus dem Meer", vertiefende Interviews mit Experten und Tipps, wie man selbst Plastik im Alltag vermeiden kann.

 * 

plan b: Weniger Arbeit – gleicher Lohn: Ideen für die Jobs der Zukunft

Weniger arbeiten und trotzdem das Gleiche verdienen? Das ist der Traum vieler Menschen, die 38 oder mehr Stunden wöchentlich zur Arbeit gehen. Können Unternehmen rentabel wirtschaften und trotzdem auf den Wunsch der Mitarbeiter nach mehr freier Zeit bei gleichem Lohn eingehen? "plan b" zeigt Unternehmen in Schweden und Deutschland, die erfolgreich neue Arbeitszeitmodelle ausprobieren.

Als einer der ersten Arbeitgeber probierte ein Krankenhaus in Göteborg die Umstellung: In der Orthopädie-Abteilung der Universitätsklinik arbeiten die OP-Schwestern seit vier Jahren weniger Stunden bei gleicher Bezahlung. Das Ergebnis: niedrigerer Krankenstand, zufriedenere Mitarbeiter, und die Bilanzen stimmen auch.

In Deutschland wagt Lasse Rheingans den Schritt: Seit zwei Jahren arbeiten die 16 Mitarbeiter seiner IT-Agentur nur noch 25 Stunden die Woche, ebenfalls bei gleichem Lohn. Funktioniert hat das dank neuer Regeln: Die Standardlänge der Meetings wurde auf eine Viertelstunde gekürzt, private E-Mail- und SMS-Korrespondenz eingeschränkt. Das gemeinsame Mittagessen am Freitag aber ist allen Kollegen heilig. Leicht ist die Umstellung nicht, die Begeisterung der Mitarbeiter aber spricht Bände.

So eine Stundenreduzierung käme für den Sanitärbetrieb von Markus Gaßner nicht in Frage, denn die Auftragslage ist gut. Die Mitarbeiter müssen knapp 40 Stunden die Woche ran. Aber ein Tag bleibt trotzdem frei: Die Arbeit wurde auf vier Tage verteilt. Die Handwerker sind zufrieden, und sogar neue Bewerber lockt das Modell an.

Der Ruf nach mehr freier Zeit ist nicht neu: Die Gewerkschaften stritten immer wieder um mehr Zeit bei gleichem Lohn. "plan b" schaut auch zurück und zeichnet ein Bild der Entwicklung der Arbeitszeit von den 1950er Jahren bis heute.

 * 

plan b: Bezahlbares Zuhause – Rezepte gegen Wohnungsnot

In den deutschen Städten steigen die Mieten dramatisch. Fast zwei Millionen günstige Wohnungen fehlen. "plan b" begleitet Architekten und Aktivisten, die bezahlbaren Wohnraum schaffen.

Das Hauptproblem aller Beteiligten: Es gibt viel zu wenig Bauland, Grundstückspreise schießen in astronomische Höhen. Eine Lösung sehen Experten wie der Architekt Stefan Forster im Bau von Wohnraum auf bereits bebauten Flächen, der sogenannten Nachverdichtung.

In der Frankfurter Plattensiedlung hat Forster das größte Nachverdichtungsprojekt Deutschlands konzipiert. Auf bereits bestehende dreistöckige Wohnblocks werden zwei zusätzliche Geschosse aufgesetzt. So entstehen zusätzlich zu den 342 alten Wohnungen fast 700 neue. Die Belastungen für die Bestandsmieter sinken dadurch, dass die neuen Etagen als Holzmodule vorgefertigt werden. "Ich denke als Architekt auch politisch und sehe mich in der sozialen Verantwortung, bezahlbaren und qualitativ hochwertigen Wohnraum für unsere Gesellschaft herzustellen", sagt Forster. "Ein vernünftiger Wohnungsbau trägt auch zur sozialen Befriedung bei!"

In Südtirol unterbindet schon seit den 70er Jahren das sogenannte Raumordnungsgesetz jegliche Spekulation mit Grund und Boden. Sobald Acker in Bauland umgewandelt wird, bekommt die Gemeinde automatisch ein Vorkaufsrecht für 60 Prozent der Fläche. "Ohne dieses Gesetz sähe meine Heimat heute völlig anders aus", sagt Dieter Pinggera, Bürgermeister von Schlanders.

In Brüssel hat eine Gruppe von Bürgern einen ganz anderen Weg gewählt, um die Spekulation mit Bauland zu stoppen. Sie gründete einen Community Land Trust, eine Art Grund- und Bodenstiftung mit einer zentralen Idee: Wenn Immobilien ohne das Land verkauft werden, auf dem sie stehen, werden sie dadurch erschwinglicher. Auf diese Weise schafft der Community Land Trust Wohnungen, die auch für Einkommensschwache bezahlbar sind.

 * 

plan b: Verkehr ohne Chaos – Wo es auf den Straßen läuft

Immer mehr Autos und Lkw rollen auf Deutschlands Straßen, Staus und Abgase gehören zum Alltag. Geht es nicht auch anders? "plan b" trifft Menschen mit guten Ideen für weniger Verkehr.

Hauptgrund für die überfüllten Straßen: der eigene Pkw, besonders für den Arbeitsweg Fortbewegungsmittel Nummer eins. Doch findige Unternehmer bieten Alternativen wie zum Beispiel E-Bikes zu firmeneigenen Leasingkonditionen.

Wer ein solches Fahrrad bei der Schreibgerätefirma Schneider im Schwarzwald für den Weg zur Arbeit least, darf es auch privat benutzen. Und: Einmal im Jahr gibt es eine große Preisverleihung für die fleißigsten Radfahrer. Auch für diejenigen, die sich nicht aufs Rad schwingen wollen, gibt es eine Alternative zum Auto: Der Firmenbus holt die Mitarbeiter morgens (fast) vor der Haustür ab und bringt sie abends wieder zurück.

Prognosen sagen für deutsche Straßen eine Steigerung des Güterverkehrs um 38 Prozent voraus. Dabei sind manche Autobahnabschnitte schon heute mit Lkw völlig überfüllt. Das fiel auch Rolf-Dieter Lafrenz auf: "Ich stand im Stau, und neben mir reihte sich ein Lkw an den anderen." Er begann zu recherchieren. "Als ich dann erfuhr, dass jeder dritte Lkw leer fährt, war mein Ehrgeiz gepackt." Mit seinem Start-up Cargonexx will er diese Leerfahrten so weit wie möglich reduzieren – mithilfe von künstlicher Intelligenz.

"Als ich Houten kennenlernte, war das für mich der Himmel auf Erden", erzählt die Australierin Kylie van Dam strahlend: "Genau dieses Lebensgefühl hab ich immer gesucht." Seit Kurzem lebt sie mit ihrer Familie in der Fahrradstadt Nummer eins der Niederlande, der Kleinstadt Houten. Kylies Kinder können alles allein mit dem Rad machen und lieben ihre Selbstständigkeit. Und Kylie muss sich keine Sorgen um sie machen: Unfälle gibt es hier so gut wie nie.

Der Bürgermeister des französischen Dünkirchen hat sich für andere Maßnahmen entschieden, um den Autoverkehr zu reduzieren. Seit 2018 ist der Nahverkehr nicht nur kostenfrei, sondern auch ausgebaut worden: neue Linien, höherer Takt. Das Ergebnis kann sich sehen lassen: weniger Staus, weniger Abgase und mehr Lebensqualität für die Menschen.

 * 

plan b: Faire Ferien – Reisen mit gutem Gewissen

Viele Menschen möchten sich umweltbewusst verhalten, kaufen im Biomarkt ein oder beziehen Ökostrom. Aber funktioniert Nachhaltigkeit auch auf Reisen? Geht das überhaupt?

Sanfter Tourismus beginnt mit einer klimafreundlichen Anreise zur Unterkunft. Die Bahn hat eine deutlich bessere C02-Bilanz als das Auto oder das Flugzeug. Auch Hotels könnten viel mehr tun, damit Urlaub mit gutem Gewissen möglich ist.

Reisen ohne Flugzeug: Im Jahr 2018 verpflichteten sich 50 000 Schweden dazu und schlossen sich der "We stay on the ground"-Kampagne an: Sie bleiben auf dem Boden. Eine von ihnen ist die Reisebloggerin Evelina. Die 26-Jährige genießt ihre neue Reisegeschwindigkeit und will mit gutem Beispiel vorangehen. "Es ist ein viel befriedigenderes Gefühl – wie, wenn man einen Berg zu Fuß erklommen hat, statt die Gondel zu nehmen." Mit Bus, Bahn und minimalem Gepäck bereist Evelina heute Europa und die Welt.

Doch was bedeutet nachhaltiger Tourismus abgesehen von der klimafreundlichen Anreise? Angela Giraldo, gebürtige Peruanerin und Chefin des Siegels "Tour Cert", zertifiziert Hotels und Reiseveranstalter auf der ganzen Welt. Ihr Ziel ist es, Nachhaltigkeit messbar zu machen: Wie hoch sind Wasserverbrauch, Emissionen und Abfallmengen, welche Chemikalien werden zur Reinigung benutzt? Neben den Umweltaspekten wird auch kontrolliert, ob die Arbeitsbedingungen für die Mitarbeiter – egal ob in Deutschland oder im Ausland – fair sind. Viele Kunden des Siegels befinden sich in Südamerika. Dort kommt man zwar nur mit dem Flugzeug hin. Aber schließlich gibt es ja auch die Möglichkeit, CO2-Ausgleichszahlungen zu leisten, mit denen Klimaschutz-Projekte unterstützt werden.

Alte Häuser restaurieren und den Tourismus auch in kleine, abgelegene Orte bringen: Das ist das Konzept von "Albergo Diffuso". Darunter versteht man Unterkünfte, die in die Dorfgemeinschaft integriert sind – als Alternative zum Massentourismus. Die Besucher sollen mit Einheimischen ins Gespräch kommen, der Marktplatz ersetzt praktisch die Hotellobby. Die Idee stammt aus Italien und ist jetzt auch in Deutschland angekommen. Dort bemüht sich das unterfränkische Mainbernheim gerade, möglichst viele private und kommunale Gebäude für einen sanften Tourismus umzugestalten.

Für die Produktion von "Faire Ferien" hat sich auch das "plan b"-Team entschlossen, etwas zu ändern. Zu den Drehorten in Deutschland, Dänemark, Schweden, Norwegen und Italien ging es mit der Bahn. Für den Transport der Kameraausrüstung wurden nach Möglichkeit vor Ort Elektroautos oder Lastenfahrräder ausgeliehen, der CO2-Ausstoß bei zwei Flügen wurde über Ausgleichszahlungen kompensiert.

 * 

"Wir verfolgen einen konstruktiven Ansatz"
Interview mit "plan b"-Redaktionsleiter Christian Dezer

"plan b" bietet ab 7. Oktober 2017, samstags um 17.35 Uhr im ZDF, konstruktiven Journalismus. Bedeutet das vor allem: Es werden weniger die Probleme, als vielmehr die Lösungsansätze dargestellt?

In der nachrichtlichen Berichterstattung und in etablierten Dokumentationsformaten werden Probleme meist ausführlich und in Gänze dargestellt. Wir wollen in unserem neuen Format das jeweilige Problem dagegen kurz umreißen und dafür zeigen, dass es bereits viele verschiedene Möglichkeiten gibt, diese in den Griff zu bekommen. Insofern wollen wir einen etwas anderen, lösungsorientierten Blick auf die Themen werfen. "plan b" ist das erste Dokumentationsformat im deutschen Fernsehen, das diesen konstruktiven Ansatz in einem Doku-Format verfolgt.

Ist dieser "plan b" für alle Themenfelder denkbar – oder was greifen Sie auf?

Alles, was das Leben und die Gesellschaft an Themen bereithält, kann auch für "plan b" interessant sein. Wir müssen schauen, ob es beim jeweiligen Thema Lösungsansätze auf verschiedenen Ebenen gibt. Wir werden zum Beispiel das Thema "Wohnen in der City" unter der Fragestellung aufgreifen: Wie lassen sich bezahlbare Mieten in Innenstadtlagen ermöglichen? In großen Städten wie München, Berlin oder Frankfurt, aber auch in vielen ausländischen Metropolen ist es ja bereits ein Riesenproblem, bezahlbaren Wohnraum zu finden. Auf unserer Suche nach Lösungsansätzen haben wir festgestellt, dass es zum Beispiel in Zürich, einer der teuersten Städte Europas, auch bezahlbare Mieten gibt. Statt zum Beispiel 60 bis 70 Euro, nur 15 Euro. Wir zeigen, wie das geht und sich finanziert. Und wir beleuchten, wie in Deutschland einige Städte, die ihre Grundstücke nicht zur Haushaltkonsolidierung verscherbelt haben, nun über die Grundstückspreise Einfluss auf die Bau- und am Ende auch auf die Mietkosten nehmen.

Und wie werden die Themen für das neue Format aufbereitet?

"plan b" ist ein Dokumentationsformat mit Reportage-Ansätzen. Wir erzählen die jeweilige Geschichte anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten. Und wir wollen dabei den europäischen Aspekt immer mit einbeziehen und in Erfahrung bringen, wie im Ausland mit den jeweiligen Problemen verfahren wird. Die Herausforderung ist dabei: Für die 30-Doku-Minuten eine Dramaturgie mit verschiedenen Geschichten zu entwickeln, die sich abwechseln. Denn das ist beim konstruktiven Journalismus auch zu bedenken: Lösungsansätze und alternative Entwicklungen leuchten dem Zuschauer oft schnell ein – da gilt es eine Spannungslinie für die verschiedenen Themen zu entwickeln.

"plan b" ist auch ein Synergieprojekt mit der ARTE-Reportagereihe "Re:" Gibt es dennoch unterschiedliche Handschriften?

Ja, die gibt es. Dennoch wollen wir schauen, wie wir die Format-Ansätze gut zusammenführen. ARTE setzt mehr auf die Reportage, bei "plan b" ist es eher eine Dokumentation mit Reportage-Ansätzen, mit einer Geschichte, die wir anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten erzählen. Wir arbeiten eng mit "Re:" zusammen und liefern auch Stücke für den ARTE-Sendeplatz.

In einem Satz: Was erwartet die Zuschauer bei "plan b"?

Wer "plan b" einschaltet, sieht: "Die Welt ist voller Ideen!"

Mit Christian Dezer sprach Thomas Hagedorn.

 * 

Die bisherigen "plan b"-Sendungen im ZDF

2017 (9 Sendungen)


	plan b: Kleine Miete – tolle Wohnung: Günstig wohnen in der City (7. Oktober 2017)

	plan b: Arme Rentner – reiche Rentner: Wege aus der Armutsfalle (14. Oktober 2017)

	plan b: Glückliche Familien – zufriedene Chefs: Die neue Vereinbarkeit von Job und Privatleben (21, Oktober 2017)

	plan b: Fahren ohne Fahrschein – Kostenloser Nahverkehr (28. Oktober 2017)

	plan b: Fair statt billig – Mehr Geld für Bauern (4. November 2017)

	plan b: Ehe "light" – Die etwas andere Art zu heiraten (11. November 2017)

	plan b: Landlust statt Landfrust – Wie sich Dörfer neu erfinden (25. November 2017)

	plan b: Lieferhelden – Wege aus dem Zustellwahnsinn (9. Dezember 2017)

	plan b: Nur die Ruhe – Die Neuentdeckung der Langsamkeit (23. Dezember 2017)




2018 (37 Sendungen)


	plan b: Weniger ist mehr – Vom Glück anders zu wirtschaften (6. Januar 2018)

	plan b: Lockruf aufs Land – Wie junge Mediziner wieder Hausarzt werden (20. Januar 2018)

	plan b: Faire Arbeit – gerechter Lohn: Wie der Job uns glücklich machen kann (27. Januar 2018)

	plan b: Im Einklang mit den Bergen – Alpenurlaub auf die sanfte Tour (17. Februar 2018)

	plan b: Die Multi-Kulti-Macher – Wie Integration gelingen kann (24. Februar 2018)

	plan b: Teller statt Tonne – Der Wert des Essens (3. März 2018)

	plan b: Mode ohne Makel – Der Weg zu nachhaltiger Mode (17. März 2018)

	plan b: Zuhause alt werden – Helfer statt Heim (24. März 2018)

	plan b: Faire Ostern – Schokolade von der besten Seite (31. März 2018)

	plan b: Jogging im Matheunterricht – Wie unsere Kinder schlank bleiben können (7. April 2018)

	plan b: Gewinne ohne Gier – Wirtschaften mit Gewissen (14. April 2018)

	plan b: Gleich, gleicher, Gleichberechtigung – Karrierechancen für alle (21. April 2018)

	plan b: Die Reparatur-Revolution – Weiternutzen statt wegwerfen (28. April 2018)

	plan b: Mahlzeit! – Köstliche Kantinenküche (5. Mai 2018)

	plan b: Oldies online – Wie digitale Technik Senioren hilft (12. Mai 2018)

	plan b: Rares & Royales – Ein Herz für Schlösser (19. Mai 2018)

	plan b: Mein Geld tut Gutes – Nachhaltiges Sparen und Finanzieren (26. Mai 2018)

	plan b: Null Müll – Schluss mit dem Abfallwahnsinn (9. Juni 2018)

	plan b: Besser grillen – Nackensteak und Nachhaltigkeit (21. Juli 2018)

	plan b: SOS Notaufnahme – Ambulanzen am Limit (28. Juli 2018)

	plan b: Leben ohne Sucht – Raus aus der Abhängigkeit (4. August 2018)

	plan b: Ackern für die Zukunft – Natürliche Landwirtschaft in Feld und Garten (18. August 2018)

	plan b: Das große Brummen – Ohne Insekten geht es nicht (25. August 2018) 

	plan b: Bildung rockt – Chancengleichheit in der Schule (8. September 2018)

	plan b: Eine Frage der Würde – Alltag für Demenzkranke (15. September 2018)

	plan b: Smart Cities – Nachhaltig leben in der Stadt (22. September 2018)

	plan b: Scharfblick und Fingerspitzengefühl – Mit Behinderung zum Traumjob (29. September 2018)

	plan b: Die Wächter der Bäume – Waldschutz mit Weitblick (6. Oktober 2018)

	plan b: WIR sind die Stadt – Wenn Einwohner anpacken (13. Oktober 2018)

	plan b: Lebenswert bis zum Ende – Vom anderen Umgang mit dem Tod (20. Oktober 2018)

	plan b: Stadt im Wandel – Neuer Schwung für alte Viertel (27. Oktober 2018)

	plan b: Heilen ohne Antibiotika – Wie wir in Zukunft Infektionen behandeln können (3. November 2018)

	plan b: Zum Schutz der Meere – Fisch ohne Reue (10. November 2018)

	plan b: Smart Cities – Nachhaltig leben in der Stadt (17. November 2018)

	plan b: Clevere Cops – Mit Hightech auf Verbrecherjagd (24. November 2018)

	plan b: Es weihnachtet fair – Bio-Tanne und Umweltpapier (8. Dezember 2018)

	plan b: Im Urlaub Gutes tun – Voller Einsatz statt all-inclusive (22. Dezember 2018)




2019 (5 Sendungen)


	plan b: Zu gut für den Müll – Unterwegs mit den Essensrettern (19. Januar 2019)

	plan b: Trubel im Altenheim – Wie Kinder und Senioren voneinander profitieren (26. Januar 2019)

	plan b: Gewonnene Jahre – Neue Therapien gegen Krebs (2. Februar 2019)

	plan b: Gut gegründet – Wie Start-ups erfolgreich werden (9. Februar 2019)

	plan b: Gemeinsam statt einsam – Vom heilsamen Miteinander (23. Februar 2019)  




– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 
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FILM/1636: BR - Vier Spielfilme mit Jutta Speidel + Lebenslinien, 23. + 25.3.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 8. Februar 2019

Zum 65. Geburtstag von Jutta Speidel

vier Spielfilme mit Jutta Speidel

Samstag, 23.3.2019, 12.00, 20.15, 22.00 und 23.30 Uhr


Lebenslinien - "Jutta Speidel - ich mach's einfach"

Montag, 25.3.2019, um 22.00 Uhr



Jutta Speidel ist nicht nur eine der beliebtesten Schauspielerinnen in
Deutschland, sie ist auch im sozialen Bereich sehr engagiert und
erfolgreich. Jutta Speidel feiert am 26. März ihren 65. Geburtstag.
Aus diesem Anlass zeigt das BR Fernsehen am Samstag, 23.3.
vier Spielfilme und Montag, 25.3.2019, um 22.00 Uhr in der Reihe
Lebenslinien: "Jutta Speidel - ich mach's einfach" (ab Donnerstag,
21.3. in der BR Medaithek unter www.br.de/mediathek). Am Sonntag, den
24.3. wird außerdem ein Gespräch mit Jutta Speidel in "Eins zu Eins.
Der Talk" um 16.05 Uhr auf Bayern 2 wiederholt.

Obwohl sie aus behüteten Verhältnissen stammt - der Vater ist
Patentanwalt, die Mutter Hausfrau - zeigt sich von Jugend an Jutta
Speidels unbändiger Wille nach Freiheit und Autonomie, abseits von
bürgerlichen Konventionen. Mit viel Durchsetzungsvermögen und Kraft
führt die engagierte Schauspielerin ein selbstbestimmtes Leben als
Frau, indem sie selbst viele Krisen bewältigen muss. Anhaltenden
Erfolg erfährt Jutta Speidel nicht nur im Beruflichen. Seit 1997 hat
sie mit ihrer Initiative HORIZONT e.V. über 2300 Menschen Obdach
gegeben. Im Sommer 2018 eröffnet sie bereits ihr zweites
Mutter-Kind-Haus in München. Selbst Mutter von zwei erwachsenen
Töchtern und Großmutter eines Enkels, steht die selbstbewusste
Schauspielerin ohne Beschönigungen zu ihrem Leben - und zu ihrem
Alter. Am 26. März 2019 wird Jutta Speidel 65 Jahre alt.


Zum 65. Geburtstag von Jutta Speidel außerdem im BR
Fernsehen 

Bereits am Samstag, 23. März feiert das BR Fernsehen Jutta Speidels
65. Geburtstag mit der Wiederholung von vier Spielfilmen mit ihr in
der Hauptrolle. In "Doppelgängerin" zur Primetime glänzt Jutta Speidel
gleich doppelt, als gerechtigkeitssliebende Glaserei-Inhaberin und als
geldgierige Investorin. In "Was glücklich macht" ab 22.00 Uhr stellt
sie ihren Ehemann gehörig auf die Probe, und in "Neue Chance zum
Glück" überzeugt sie schließlich ab 23.30 Uhr als tatkräftige
Herbergsmutter.


Die Filme am Samstag, 23. März im Überblick

12:00 Uhr

Die Rosenkrieger

Spielfilm, D 2002

Buch: Ulrich del Mestre

Regie: Ulrich Stark

20.15 Uhr

Doppelgängerin

Spielfilm, D 2012

Buch & Regie: Nikolai Müllerschön

22.00 Uhr

Was glücklich macht

Spielfilm, D 2009

Buch: Edda Leesch

Regie: Matthias Tiefenbacher

23.30 Uhr

Neue Chance zum Glück

Spielfilm , D 2011

Buch: Brigitte Blobel

Regie: Donald Kraemer

 * 
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UNTERHALTUNG/626: ZDF - Neue Daytime-Show mit Eva Brenner "Mach was draus", ab 24.03.2019 (ZDF)


Mach was draus

Die neue Daytime-Show mit Eva Brenner

ab Sonntag, 24. März 2019, 14.05 Uhr

Inhalt:

– "Mach was draus"

– Die Moderatorin



"Mach was draus"

Jeder hat dieses eine Möbel- oder Deko-Stück zu Hause, das eigentlich zu schön ist zum Wegwerfen oder zu verbraucht, um es zu verkaufen. Das eine Stück mit Geschichte, an dem man hängt. Der alte Schreibtisch der Oma, der Stuhl vom Flohmarkt oder die geerbte und sperrige Kommode aus der Gründerzeit, die man selbst irgendwann restaurieren wollte. In der neuen ZDF-Show "Mach was draus" werden scheinbar nutzlose Objekte in einem kreativen Upcycling-Wettbewerb in einzigartige Designerstücke verwandelt.

Moderatorin Eva Brenner lässt sich von den Kandidaten die Geschichte hinter dem Objekt erzählen, und jeweils drei Designer stellen sich in einem Wettstreit der Herausforderung, aus diesen Objekten echte Highlights zu schaffen. Zum Team gehören Marcel Struck, Oliver Schübbe, Nina Terhardt und Martina Lammel.

Die Designer präsentieren ihre Vorschläge, und nur wer den Kandidaten von seinem Entwurf in Sachen Design und Preis überzeugen kann, darf das jeweilige Stück auch umgestalten. Die Materialkosten trägt der Kandidat selber. Der Designer, der vom Kandidaten den Zuschlag erhält, macht sich dann in seiner Werkstatt an die Arbeit.

Am Ende stellt sich heraus, ob durch die aufwendige Umgestaltung aus dem Objekt ein neues Lieblingsstück geworden ist.

Fünf Folgen "Mach was draus" werden sonntags ab 14.00 Uhr ausgestrahlt.

 * 

Die Moderatorin

Als Moderatorin von "kaputt und... zugenäht!" hat Eva Brenner stets ein offenes Ohr für die Geschichten hinter den angeschlagenen Lieblingsstücken. Vor ihrer Fernsehkarriere absolvierte sie eine Ausbildung als Bauzeichnerin und studierte im Anschluss Innenarchitektur. Seit zehn Jahren ist sie in dieser Funktion in der Sendung "Zuhause im Glück" im Einsatz und leitet nebenbei mit zwei Kollegen ein eigenes Innenarchitektur- und Architekturbüro in Düsseldorf. Und wenn sie dann noch Zeit hat, möbelt die leidenschaftliche Heimwerkerin ihr eigenes Zuhause auf.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – März 2019

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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MELDUNG/1862: Deutschlandfunk - Radio-Kulturen im medialen Wandel, 24.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Kölner Kongress 2019

Radio-Kulturen im medialen Wandel

Von Hans-Ulrich Wagner

Essay und Diskurs

Sonntag, 24. März 2019, 9.30 - 10.00 Uhr, Deutschlandfunk



Schon häufig wurden die Positionen von Radio-Kultur in Deutschland zu
bestimmen versucht. Mal wurden sie dabei als einflussreiche
Kulturmaschinen verklärt, ein anderes Mal als Relikt in einer
Verfallsgeschichte am Ende der bürgerlichen Öffentlichkeit betrauert.
Doch welche Ansprüche und Erwartungen prägen die Radio-Kultur und
Radio-Kulturen heute, 2019, in einer Zeit sich rasant wandelnder
Medienumgebungen und tiefgreifender gesellschaftlicher Veränderungen?
Der Essay fragt nach den Konsequenzen des medialen und
gesellschaftlichen Wandels für das, was gegenwärtig als Radio-Kulturen
in Deutschland zu beobachten ist. Dazu nutzt er das Modell einer
kommunikativen Figuration, um weder in vorschnelle Resignation zu
verfallen noch um unangebrachte Euphorie zu verbreiten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2856: Deutschlandfunk Kultur - Das Programmheft, 24.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Das Programmheft

Ein Radioessay über eine Übung am Rand der Kunst

Von Georg Beck

Musikfeuilleton

Sonntag, 24. März 2019, 22.00 -22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Manche bekommen einen Ehrenplatz, andere landen umstandslos im
Papierkorb. Was darüber entscheidet, scheint klar. Das herausragende
Theaterereignis, das uns mitreißt, das uns jubeln, wahlweise leiden
lässt - das soll bleiben. Flugs rutscht das dazugehörige Programmheft
in die Klassikerausgabe, steht neben der Komponistenbiografie, kommt
im Klavierauszug zu liegen. Jahre später aufgeschlagen, staunen wir
über Tiefe und Weite, die ein Thema oder ein Theaterabend einmal
hatten. Eine radiophone Hommage für eine Kunst am Rande der Kunst.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2855: Deutschlandfunk - Werke von Elena Mendoza und Béla Bartók, 25.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Frau Musica Nova 2018

Aufnahme vom 16.12.2018 aus dem Kölner Artheater


Heidelberger Künstlerinnenpreis 2019

Werke von Elena Mendoza und Béla Bartók

Aufnahme vom 20.2.2019 aus der Stadthalle Heidelberg

Musik-Panorama

Montag, 25. März 2019, 21.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Frauen in der neuen Musik - heute längst eine Normalität, oder noch
eine Normalität? In der Kölner Veranstaltungsreihe "Frau Musica Nova"
und beim Heidelberger Künstlerinnenpreis ist keine gender-politische
Müdigkeit zu verspüren.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 19. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2854: Deutschlandfunk Kultur - Vivi Vassileva Percussion Quartett, 24.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 13.03.2019

Debüt im Deutschlandfunk Kultur

Vivi Vassileva Percussion Quartett

Sonntag, 24. März 2019, ab 20.03 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Das kommende Konzert in der Reihe "Debüt im Deutschlandfunk Kultur" am
Donnerstag, dem 21. März 2019 um 20.00 Uhr im Kammermusiksaal der
Philharmonie wird rhythmisch: Die junge Ausnahmeperkussionistin Vivi
Vassileva ist mit ihrem Percussion Quartett erstmals in Berlin zu
erleben. ...

In einem vielseitigen Programm präsentiert sie mit ihrem Ensemble ein
unerschöpfliches Spektrum an klanglichen Möglichkeiten des
Schlagwerks. In unterschiedlichen Formationen stehen Klassiker des
Schlagwerk-Repertoires ebenso auf dem Programm wie eine
Eigenkomposition von Vivi Vassileva.

Vivi Vassileva wurde als Tochter bulgarischer Musiker schon früh von
den leidenschaftlich-temperamentvollen Rhythmen der Künstler ihrer
Heimat inspiriert. Sie begann ihre Ausbildung bei Claudio Estay und
wurde mit 16 Jahren Jungstudentin bei Peter Sadlo in München. Es
folgten Auszeichnungen bei internationalen Marimba-Wettbewerben in
Nürnberg und Paris, zwei Sonderpreise beim 63. ARD-Musikwettbewerb
sowie der Bayerische Kunstförderpreis. Für ihr Percussion Quartett
versammelt Vivi Vassileva drei ebenso vielseitige Kolleginnen und
Kollegen um sich: Alexander Georgiev, der als Solist und Kammermusiker
mit vielen renommierten Musikern und Dirigenten aufgetreten ist, die
in Wroclaw und Miami ausgebildete Maria Chlebus und den in
unterschiedlichsten Genres versierten Thomas Sporrer.

Sendung im Deutschlandfunk Kultur am 24. März 2019, ab 20.03 Uhr

Vivi Vassileva Percussion Quartett:

Vivi Vassileva

Maria Chlebus

Alex Georgiev

Thomas Sporrer

Johann Sebastian Bach (1685-1750)

Menuett I & II aus: Suite für Violoncello solo Nr. 1 G-Dur, BWV 1007
für Marimba solo

Alexej Gerassimez (1987)

"Asventuras" (2011) für Kleine Trommel solo

Oriol Cruixent (*1976)

"Suite Iniciàtica" (2015, Auftrag der Bayerischen Staatsoper) für
Schlagzeugquartett

 Pause 

Iannis Xenakis (1922-2001)

"Rebonds B" (1987/88) für Drums und Setup

Viviane Vassileva (*1994)

"Kalino Mome" für Marimba, Vibraphon, Glockenspiel und Setup

John Cage (1912-1992)

"Third Construction" (1941) für vier Perkussionisten

Minoru Miki (1930-2011)

2. Satz aus: "Marimba Spiritual" (1984) für Marimba und drei
Perkussionisten

Das "Debüt im Deutschlandfunk Kultur" ist eine der traditionsreichsten
Konzertreihen im deutschen Hörfunk. Junge vielversprechende
Dirigenten, Instrumentalisten und Ensembles, denen eine eindrucksvolle
Karriere zuzutrauen ist, präsentieren sich im Kammermusiksaal der
Berliner Philharmonie oder gemeinsam mit dem Deutschen
Symphonie-Orchester Berlin auf großer Bühne. Gegründet im Jahr 1959
unter dem Namen "RIAS stellt vor", kann die Konzertreihe nach fast 60
Jahren auf eine lange Liste von Debütanten zurückblicken, die später
zu einer Weltkarriere ansetzten, darunter Jacqueline Du Pré und Daniel
Barenboim (beide 1963), Jessye Norman (1969) und Simon Rattle (1977),
Jewgenij Kissin (1987) und Cecilia Bartoli (1988), Daniel Hope (1993)
und Renaud Capuçon (2000), Tugan Sokhiev (2003) und Daniil Trifonov
(2013).

Weitere Informationen: deutschlandfunkkultur.de/dasdebuet

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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KURSUS/1885: Bielefeld - Tipps und Tricks zum Smartphone am 27. März 2019


Stadt Bielefeld

Tipps und Tricks zum Smartphone



Bielefeld (bi). Am Mittwoch, 27. März, lädt die Stadtbibliothek am
Neumarkt zur nächsten Veranstaltung in ihrer Reihe "Trick 17 - Aller
Anfang leicht gemacht" ein. Um 16 Uhr geht es um die Funktionen
Kalender, Fotografieren und Einstellungen auf dem Smartphone. Erklärt
werden die Möglichkeiten für Geräte mit den Betriebssystemen Android
und iOS. 

Der Eintritt ist frei. Anmeldung unter www.stadtbibliothek-bielefeld.de 
oder Telefon 0521 / 51-5000.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 20. März 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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CHIRURGIE/521: Auch bei Krebs - Minimalinvasive Operationen auf dem Vormarsch (DGCH)


Deutsche Gesellschaft für Chirurgie (DGCH) - 19. März 2019

Tumoren an Darm, Magen, Leber und Speiseröhre

Minimalinvasive Krebsoperationen sind sicher - bei ausreichend chirurgischer Expertise

136. Kongress der Deutschen Gesellschaft für Chirurgie (DGCH)

26. bis 29. März 2019, ICM, München



München - Gallenblase und Blinddarm entfernen heute die meisten
Chirurgen ohne langen Schnitt. Nun zeichnet sich in der Medizin ein
weiterer Paradigmenwechsel ab: Immer mehr Studien belegen, dass
minimalinvasive Operationen auch bei bösartigen Erkrankungen
einerseits zu besseren Ergebnissen führen als offene Eingriffe, was
den frühen Verlauf nach der Operation betrifft. Andererseits werden
auch keine Nachteile beim Langzeitüberleben beobachtet. "Voraussetzung
ist ausreichend Erfahrung mit dieser Technik", sagte Professor Dr.
med. Matthias Anthuber, Präsident der Deutschen Gesellschaft für
Chirurgie (DGCH) auf der Vorab-Pressekonferenz zum 136. DGCH-Kongress.
Die Jahrestagung findet vom 26. bis 29. März 2019 in München statt.

Am häufigsten wird Darmkrebs minimalinvasiv operiert. Während die
Operation früher eine lange Wunde hinterließ, wird das vom Krebs
befallene Darm-Ende heute über drei oder vier kleine Hautschnitte mit
Spezialinstrumenten entfernt. Darmkrebs gehört zu den häufigsten
Krebserkrankungen in Deutschland, jährlich stellen die Ärzte
hierzulande bis zu 55.000 neue Diagnosen.

"Eine minimalinvasive Operation ist für den Patienten weniger
schmerzhaft, das Risiko von Wundinfektionen, Lungenentzündung und
Narbenbrüchen ist geringer", so Anthuber. Je nach Art des Eingriffs
können Patienten das Krankenhaus innerhalb weniger Tage verlassen und
schneller ihre normalen Tätigkeiten wieder aufnehmen als Patienten,
die sich von einer offenen Operation erholen müssen.

"Gerade bei Patienten, für die eine klassische Operation zu belastend
wäre, mag die minimalinvasive Operation eine gute Alternative
darstellen", betont Anthuber. Wie ein deutsches Autorenteam in
"Nature"1 berichtet, findet die minimalinvasive Darmkrebs-Chirurgie in
Deutschland allerdings im Vergleich zu europäischen Nachbarländern zu
wenig Anwendung.

Neben dem Dickdarm werden Krebsoperationen auch am Enddarm, am Magen,
der Leber und an der Speiseröhre minimalinvasiv durchgeführt.
Französische Chirurgen konnten im Januar im Fachblatt "New England
Journal of Medicine"2 zeigen, dass eine teilweise minimalinvasiv
durchgeführte Krebsoperation an der Speiseröhre die Zahl der
Komplikationen bei diesem äußerst schwierigen Eingriff senkt. "Das
Gesamtüberleben und das Überleben ohne Tumorrückfall waren dem offenen
Vorgehen nicht unterlegen", sagt Anthuber.

Gleiches gilt für die Entfernung von Lebermetastasen bei Darmkrebs.
Weniger Komplikationen, kürzere Klinikaufenthalte und eine geringere
Sterblichkeit bei Patienten, die sich dem minimalinvasiven Verfahren
unterzogen - bei genauso vollständiger Tumorentfernung wie beim offen
chirurgischen Vorgehen. So lautet das Fazit einer italienischen
Forschergruppe, die kürzlich in JAMA Surgery3 publizierte. "Wir
rechnen in der Zukunft mit einem Anstieg der minimalinvasiven
OP-Techniken bei Lebermetastasen um bis zu 20 Prozent", prognostiziert
Anthuber.

Dabei entscheiden technische Expertise und die Erfahrung des Chirurgen
über den Operationserfolg. "Die Grundlagen der minimalinvasiven
Krebsoperationen weichen dabei nicht vom Vorgehen bei einer offenen
Operation ab", sagt Anthuber. "Die Tumore müssen als Ganzes und das
dazu gehörende Lymphabstromgebiet vollständig entfernt werden. Es darf
kein Abweichen von chirurgischen Standards geben."

Um diese minimalinvasiven Techniken fachkompetent und risikoarm
anbieten zu können, sollte jeder Chirurg sich durch entsprechende
Trainingskurse und Hospitationen in ausgewiesenen Kliniken die
notwendige Expertise aneignen. Kliniken, die diese Kompetenzen
besitzen, sind in aller Regel bei der Deutschen Gesellschaft für
Allgemein- und Viszeralchirurgie (DGAV) als Zentren für
minimalinvasive Eingriffe zertifiziert: 

http://www.dgav.de/zertifizierung/zertifizierte-zentren/minimal-invasive-chirurgie.html


Literatur:

1) https://www.nature.com/articles/s41598-018-33510-y

2) https://www.nejm.org/doi/full/10.1056/NEJMoa1805101

3) https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/30027220

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Chirurgie (DGCH)

Pressemitteilung vom 19. März 2019

Pressestelle DGCH

Luisenstraße 58/59, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 288-762 90, Telefax: 030 / 288-762 99

E-Mail: info@dhch.de

Internet: www.dgch.de
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CHIRURGIE/520: Schlafapnoe - Kieferkorrektur bei nächtlichen Atemaussetzern (DGCH)


Deutsche Gesellschaft für Chirurgie (DGCH) - 20. März 2019

Schlafapnoe - Kieferkorrektur stoppt nächtliche Atemaussetzer

136. Kongress der Deutschen Gesellschaft für Chirurgie (DGCH)

26. bis 29. März 2019, ICM, München



München - Nächtliche Atemstörungen, das sogenannte Schlafapnoe-Syndrom
(SAS), sind weit verbreitet. Neuen Studien zufolge leiden 14 Prozent
aller Männer und sieben Prozent der Frauen darunter. Ist eine
zurückfallende Zunge die Ursache, kann eine chirurgische Verlagerung
von Ober- und Unterkiefer das Leiden wirkungsvoll stoppen. Für wen die
Operation als Kassenleistung infrage kommt und warum vor dem Eingriff
unbedingt Untersuchungen erfolgen sollten, erläutern Experten auf
einer Pressekonferenz zum 136. Kongress der Deutschen Gesellschaft für
Chirurgie (DGCH). Die Jahrestagung findet vom 26. bis 29. März 2019
unter dem Motto "Volle Kraft voraus - mit Herz, Hand und Verstand" in
München statt.

Auch wenn die nächtlichen Atemstillstände nicht zum Ersticken führen -
beim SAS ist der normale Schlafablauf stark gestört, was körperlich
belastet und zu ausgeprägter Tagesmüdigkeit führen kann. "In den USA
sind Schlafapnoe und damit verbundener Schlafmangel für fast jeden
fünften Autounfall verantwortlich", berichtet Professor Dr. med.
Matthias Anthuber, Präsident der DGCH.

In den meisten Fällen liegen anatomische Gründe für das SAS vor. "Dann
ist die freie Atmung in Rückenlage behindert, weil Zungenkörper oder
Weichgaumen zurückfällt und die oberen Atemwege versperrt", erläutert
Professor Dr. med. Dr. med. dent. Jürgen Hoffmann, Vizepräsident der
Deutschen Gesellschaft für Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie
(DGMKG). Die Atemstillstände beschleunigen den Puls und lösen
Aufweckreaktionen aus, wobei die Betroffenen nicht unbedingt
tatsächlich aufwachen.

Wird der Leidensdruck durch bleierne Tagesmüdigkeit, körperliche
Beschwerden oder Schnarchen zu groß, suchen die Patienten den Arzt
auf. "Wir verfügen heute über eine breite Palette verschiedener
Therapiemöglichkeiten", so Hoffmann, der als Ärztlicher Direktor der
Klinik und Poliklinik für Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie am
Universitätsklinikum Heidelberg tätig ist.

Bei übergewichtigen Patienten raten die Spezialisten zunächst zum
Gewichtsverlust, zum Teil in Kombination mit einer Magen-Operation.
Vielfach bewährt hat sich eine Kunststoffschiene, die nachts den
Unterkiefer samt Zungenkörper fixiert und ein Zurückfallen verhindert.
"Auch die Atemmaske wird häufig verordnet", erklärt DGMKG-Experte
Hoffmann. "Sie hält nachts durch Überdruck die Atemwege frei, ist aber
recht unbeliebt und bleibt deshalb oft ungenutzt", weiß der Chirurg.
Für einen kleinen Teil der Patienten kommt ein Zungenschrittmacher in
Betracht, der mit schwachen elektrischen Reizen den Hirnnerv unter der
Zunge stimuliert und so den Rachenraum offenhält.

Überaus erfolgreich ist darüber hinaus eine Operation, bei der die
Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgen den Ober- und Unterkiefer samt
Zungenkörper vorverlagern. "Allerdings muss vorher stufenweise
getestet und abgeklärt werden, ob der Eingriff bei dem Patienten
sinnvoll ist", betont Hoffmann. Dazu gehört die Suche nach der genauen
Ursache, die in Zusammenarbeit mit dem Schlaflabor und anderen
Fachabteilungen wie etwa Lungenspezialisten geschieht.

"Kommt die Methode in Betracht, sollte zunächst ein Test mit einer
Kunststoffschiene erfolgen, die den Unterkiefer nach vorne schiebt",
betont Hoffman. Hilft die Schiene, kann eine bimaxilläre Osteotomie
geplant werden, wie der Eingriff auch heißt. "Das Verfahren ist
aufwändig, wird bei Aussicht auf Erfolg von den Krankenkassen
übernommen und zeigt dauerhaft gute Ergebnisse", bilanziert der
Heidelberger Chirurg.

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Chirurgie (DGCH)

Pressemitteilung vom 20. März 2019

Pressestelle DGCH

Luisenstraße 58/59, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 288-762 90, Telefax: 030 / 288-762 99

E-Mail: info@dhch.de

Internet: www.dgch.de
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ORTHOPÄDIE/388: Bei Glukokortikoid-Therapie von Anfang an der Osteoporose vorbeugen (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 20.03.2019

Bei Glukokortikoid-Therapie von Anfang an der Osteoporose vorbeugen

Cortisol und Knochen - Freunde oder Feinde?



Knochenzellen brauchen Cortisol. Allerdings kann ein Zuviel an
Glukokortikoiden einen Knochenschwund begünstigen. Mediziner sprechen von
sekundärer Osteoporose, wenn diese die Folge anderer Erkrankungen oder von
Medikamenten ist. Ein Knochenabbau infolge einer Glukokortikoid-Therapie
ist die häufigste Ursache für die sekundäre Osteoporose. In Deutschland
sind davon schätzungsweise 300.000 der insgesamt sechs Millionen
Osteoporose-Patienten betroffen.

Welche neuen Forschungserkenntnisse es zum Verhältnis von Cortisol und
Knochen gibt und was diese für die Therapie der Osteoporose bedeutet,
diskutieren Experten auf der Pressekonferenz des 62. Kongresses für
Endokrinologie (20. bis 22. März 2019) am Mittwoch, den 20. März 2019 in
Göttingen.


Das Stresshormon Cortisol ist ein Steroidhormon, das Knochenzellen
brauchen, um sich zu differenzieren. Bei Patienten, die aufgrund einer
entzündlichen Erkrankung wie Rheuma, Autoimmunerkrankungen oder Allergien
Kortison in hohen Dosen einnehmen, kann das eigentlich lebenswichtige
Hormon zu einem krankhaften Knochenschwund führen. "Die
Kortison-induzierte ist die bedeutendste einer durch Medikamente hervorgerufenen
Osteoporose. Schon nach wenigen Monaten Therapie kommt es zu einem
verstärkt einsetzenden Knochenabbau", sagt Professor Dr. med. Heide
Siggelkow, DGE-Kongresspräsidentin und Ärztliche Leiterin MVZ
ENDOKRINOLOGIKUM Göttingen. Bei einer sich über mehrere Jahre
erstreckenden Behandlung mit Kortison erleiden etwa 50 Prozent der
Patienten eine manifeste Osteoporose mit zahlreichen Knochenbrüchen.

Wenn man sich einen gesunden Knochenstoffwechsel als dynamisches und
ausgeglichenes System zwischen Knochenauf- und -abbau vorstellt, bewirkt
Kortison das Gegenteil. "Die Wirkung des Kortisons auf den Knochen ist
vielfältig. Es stimuliert insbesondere zu Beginn der Therapie den
Knochenabbau und gleichzeitig unterdrückt es langfristig den
Knochenaufbau. Die Folge ist ein starker und schnell voranschreitender
Knochenschwund", erklärt Siggelkow. Besonders davon betroffen sei vor
allem der schwammartige Knochen: Brüche träten daher bevorzugt im Bereich
der Wirbelkörper auf, aber auch Rippen und Oberschenkel können im Weiteren
betroffen sein.

Ab welcher Dosis eine Glukokortikoid-Gabe für den Knochen schädlich ist,
lässt sich nach Meinung der Expertin nicht sagen. "Wir wissen aber, dass
bereits nach wenigen Monaten auch bei einer niedrig dosierten Therapie
nachweislich ein signifikant erhöhtes Frakturrisiko besteht", so
Siggelkow. Behandelnden Ärzten rät sie daher, vor jeder Therapie eine
individuelle Risiko¬abklärung mit dem Patienten vorzunehmen. Zeitgleich
mit dem Beginn der Glukokortikoid-Therapie sollten medikamentöse Maßnahmen
zur Vorbeugung ungünstiger Effekte auf die Knochenfestigkeit starten und
bis ein Jahr über das Therapieende hinaus fortgeführt werden. "Das wird in
der Praxis oft nicht so gehandhabt. Meist wird erst gehandelt, wenn die
Knochendichte bereits stark abgenommen oder der Patient sogar einen Bruch
erlitten hat. Oder die Therapie wird direkt mit Ende der
Glukokortikoidgabe beendet, obwohl das Bruchrisiko über ein Jahr danach
noch erhöht bleibt." Hier sei bei den Behandelnden mehr Aufklärung nötig,
so die DGE-Kongresspräsidentin, die auch ein von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) gefördertes Forschungsprojekt zu Cortisol und
Knochen durchführt.

Wie solche vorbeugenden Maßnahmen aussehen können, erklärt Professor Dr.
med. Matthias M. Weber, Mediensprecher der DGE aus Mainz: "Eine
Möglichkeit, die schädliche Wirkung des Cortisols zu bremsen, ist die Gabe
von Infusionen mit Bisphosphonaten, kombiniert mit Vitamin D und Kalzium."
Eine weitere zugelassene Substanz ist Teriparatid, das den Knochenaufbau
fördert. Der Patient spritzt es sich täglich selbst unter die Haut. Eine
weitere Alternative ist auch die Therapie mit Denosumab, welches zwei Mal
im Jahr appliziert wird. "Nur bei regelmäßiger Anwendung sind diese den
Knochen schützenden Medikamente wirksam", ergänzt Weber. Die sogenannte
Adhärenz ("Therapietreue") sei von großer Wichtigkeit, damit die
Medikamente die negative Knochenbilanz unter Glukokortikoiden vermeiden.
Wichtig sei auch, dass die Medikation bis ein Jahr nach Ende der
Glukokortikoid-Therapie fortgesetzt wird, da das Bruchrisiko auch nach
Absetzen noch erhöht ist.


Endokrinologie ist die Lehre von den Hormonen, Stoffwechsel und den
Erkrankungen auf diesem Gebiet. Hormone werden von endokrinen Drüsen - zum
Beispiel Schilddrüse oder Hirnanhangdrüse, aber auch bestimmten Zellen in
Hoden und Eierstöcken - "endokrin" ausgeschüttet, das heißt nach "innen"
in das Blut abgegeben. Im Unterschied dazu geben "exokrine" Drüsen wie
Speichel- oder Schweißdrüsen ihre Sekrete nach "außen" ab.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dge2019.de

http://www.endokrinologie.net

http://www.hormongesteuert.net

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76
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Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 20.03.2019
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UROLOGIE/335: Harnblasenkrebs als eine Spätfolge einer traumatisch bedingten Querschnittlähmung (idw)


Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund - 20.03.2019

Harnblasenkrebs als eine Spätfolge einer Querschnittlähmung



Kann eine traumatisch bedingte Querschnittlähmung Auslöser dafür sein,
dass Betroffene Jahre später an Harnblasenkrebs erkranken? Um diese Frage
klären zu können, fehlt es bisher an aussagekräftiger Literatur. Ein
nationales Netzwerk aus Urologen, Juristen und Forschenden schlägt nun
eine Bewertungsmatrix vor, die Gutachtern, den Trägern der gesetzlichen
Unfallversicherung (GUV) und den Sozialgerichten auf Basis des aktuellen
medizinisch-wissenschaftlichen Kenntnisstandes Anhaltspunkte zur
Beurteilung des Ursachenzusammenhangs liefert. Die Arbeit, an der auch das
Leibniz-Institut für Arbeitsforschung beteiligt ist, wurde in der
Fachzeitschrift "Trauma und Berufskrankheit" veröffentlicht.

Eine Todesursache von langjährig Querschnittgelähmten sind Tumoren der
Harnblase. Ob es einen ursächlichen Zusammenhang zwischen einer durch
einen Unfall bedingten Querschnittlähmung und der Krebserkrankung gibt,
ist entscheidend für mögliche Leistungen der GUV. Die Ausgangslage ist
aber komplex: Aufgrund fehlender Daten ist bislang unklar, wie hoch das
Risiko einer querschnittgelähmten Person ist, an Harnblasenkrebs zu
erkranken. Als gesichert gilt hingegen, dass Querschnittgelähmte häufiger
an Harnblasenkrebs versterben als Nicht-Gelähmte. Beim Tod einer
unfallversicherten Person haben Angehörige jedoch nur dann Anspruch auf
Rentenzahlungen, wenn die GUV den Tod als Unfallfolge anerkennt.

Indikatoren zur Beurteilung eines ursächlichen Zusammenhangs

Bislang fehlt es Gutachtern an geeigneter Literatur, um bezüglich eines
ursächlichen Zusammenhangs Entscheidungen vorzuschlagen, die von den
Unfallversicherungsträgern akzeptiert werden und vor Gericht bestehen.
Daher haben unter Federführung der Urologen des Berufsgenossenschaftlichen
Klinikums Hamburg auf dem Gebiet erfahrene Urologen, Forschende am
Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund und Experten für
Unfallversicherungsrecht gemeinsam Faktoren zusammengetragen und
gewichtet, die für oder gegen einen ursächlichen Zusammenhang sprechen.
Als Basis diente die bisherige medizinische Forschungsliteratur.

Einen Schwerpunkt bildet dabei eine Studie des
Querschnittgelähmten-Zentrums am BG Klinikum Hamburg, die von den Autoren der aktuellen
Veröffentlichung durchgeführt wurde: Sie werteten die Daten von mehr als
6400 Patienten und Patientinnen zwischen 1998 und 2017 rückblickend aus.
32 von den Querschnittgelähmten erkrankten in der Zeit an Harnblasenkrebs.
Dabei fiel auf, dass die Betroffenen zum Zeitpunkt der Diagnose im
Vergleich zur Allgemeinbevölkerung im Schnitt rund 20 Jahre jünger waren.
Diese Vorverlagerung der Diagnose steht in Einklang mit Befunden früherer
Studien. Weiterhin zeigten die Studienanalysen, dass der Anteil der in den
westlichen Industrienationen seltenen Plattenepithelkarzinome bei
Querschnittgelähmten stark erhöht ist.

Zudem erkrankten Gelähmte signifikant häufiger als Nicht-Gelähmte an
Tumoren, die bereits in die Muskulatur der Blase eingewachsen sind. Diese
invasive Tumorvariante ist aggressiver als oberflächliche Tumoren. Für
Querschnittgelähmte musste daher eine drastisch verkürzte Überlebenszeit
festgestellt werden: 50 Prozent der Betroffenen in der Studie am Hamburger
Querschnittgelähmten-Zentrum waren anderthalb Jahre nach der Krebsdiagnose
verstorben. Hingegen zeigte sich in der Literatur, dass 80 Prozent der
Nicht-Gelähmten fünf Jahre nach der Krebsdiagnose am Leben waren.

Abwägung unfallunabhängiger Risikofaktoren

"Harnblasentumoren von Querschnittpatienten unterscheiden sich offenbar
erheblich von denen Nicht-Gelähmter", fassen die Studienautoren zusammen.
"Aus der Analyse der Studienergebnisse muss geschlossen werden, dass die
Unterbrechung des Rückenmarks Auslöser für die Entstehung eines
Harnblasenkrebs ist", so die Autoren weiter. Welche Mechanismen
letztendlich dazu führen, dass Betroffene viele Jahre nach einer
Querschnittlähmung an Harnblasenkrebs erkranken, ist jedoch noch unklar.
Zudem müssen in der Einzelfallentscheidung die von der Querschnittlähmung
unabhängigen Einflussfaktoren gegen solche Faktoren abgewogen werden, die
einen Zusammenhang bei Querschnittgelähmten belegen: Dazu zählen Aspekte
wie Tabakrauchen, die Gabe von bestimmten Krebsmedikamenten oder
Bestrahlungstherapien bei Gebärmutterkrebs.


Harnblasenkrebs:

In der Harnblase wird der Urin bis zur Entleerung zwischengespeichert.
Blasenkrebs, beziehungsweise ein Harnblasenkarzinom ist ein bösartiger
Tumor in der Harnblasenschleimhaut. In Deutschland erkrankten nach Angaben
des Robert Koch-Instituts 2014 in Deutschland rund 29.500 Menschen an
einem bösartigen Harnblasentumor (inklusive nicht-invasiver Formen). Das
Risiko, an Blasenkrebs zu erkranken, steigt mit dem Alter: Das
durchschnittliche Erkrankungsalter an Harnblasenkrebs beträgt in
Deutschland bei Männern 74 Jahre und bei Frauen 76 Jahre. Männer sind
hiervon allerdings häufiger betroffen als Frauen. Zu den wichtigsten
Risikofaktoren, welche die Erkrankung an Harnblasenkrebs begünstigen,
zählen Tabakrauchen sowie die Belastung durch bestimmte Chemikalien am
Arbeitsplatz.

An der Veröffentlichung beteiligt waren Forschende, Urologen und Juristen
aus ganz Deutschland. Zu den Autoren zählen Experten des BG Klinikums
Hamburg, der Stabsstelle Unfallversicherungsrecht der Berufsgenossenschaft
Holz und Metall in Bielefeld, der Johannesbad Fachklinik in Bad Füssing,
einer Praxis in St. Augustin, der Zentralklinik Bad Berka, des
Krankenhauses St. Franziskus in Mönchengladbach, des Malteser
Krankenhauses St. Hildegardis in Köln, des Klinikums Leverkusen, der
Werner-Wicker-Klinik in Bad Wildungen sowie des Leibniz-Instituts für
Arbeitsforschung an der TU Dortmund (IfADo).

Das IfADo - Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund
erforscht die Potenziale und Risiken moderner Arbeit auf lebens- und
verhaltenswissenschaftlicher Grundlage. Aus den Ergebnissen werden
Prinzipien der leistungs- und gesundheitsförderlichen Gestaltung der
Arbeitswelt abgeleitet. Das IfADo hat mehr als 220 Mitarbeiter/innen aus
naturwissenschaftlichen und technischen Disziplinen. Das Institut ist
Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft, die 95 selbstständige Einrichtungen
umfasst. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund 20.000 Personen, darunter
10.000 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler.


Originalpublikation:

Publikation:

Böthig, R., Schöps, W., Zellner, M., Fiebag, K., Kowald, B., Hirschfeld,
S., Thietje, R., Kurze, I., Böhme, H., Kaufmann, A., Jungmann, O., Zumbé,
J., Porres, D., Nehiba, M., Kadhum, T., Golka, K., Forchert, M. (2019):

Ursachenzusammenhang zwischen langjähriger Querschnittlähmung und malignen
Harnblasentumoren. Trauma und Berufskrankheiten. 

doi: 10.1007/s10039-019-0412-4

Leserbrief von Prof. Dr. Jürgen Pannek zur Publikation:

Pannek, J. (2019): Begutachtung von Harnblasenkarzinomen bei Personen mit
Querschnittlähmung. Trauma und Berufskrankheiten. 

Doi: 10.1007/s10039-019-0424-0

Weitere Informationen finden Sie unter

https://doi.org/10.1007/s10039-019-0412-4

(Zur Publikation)

https://doi.org/10.1007/s10039-019-0424-0

(Zum Leserbrief zur Publikation)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution670
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BILDUNG/1150: Hebammenberuf geht vollständig an die Hochschule (DHV)


Deutscher Hebammenverband e.V. - 21. März 2019

Hebammenberuf geht vollständig an die Hochschule

Hebammenverband begrüßt Referentenentwurf des Bundesgesundheitsministeriums



Das Bundesgesundheitsministerium hat aktuell mit einem
Referentenentwurf die Umsetzung der vollständigen Akademisierung des
Hebammenberufs in Form eines dualen Studiums bestätigt. Zukünftig
werden alle Hebammen nur noch an Hochschulen ausgebildet. Der Deutsche
Hebammenverband e. V. (DHV) begrüßt dies ausdrücklich und freut sich
insbesondere, dass zahlreiche seiner Vorschläge aufgenommen wurden. Es
soll eine bestmögliche praktische Ausbildung mit einer angemessenen
Finanzierung gewährleistet werden. Hebammen werden während ihres
gesamten Studiums eine Vergütung erhalten, die von den Krankenkassen
finanziert wird. Die Studiengangsleitungen werden von
Hebammenwissenschaftlerinnen übernommen. Das Herzstück des
Hebammenberufs - die selbständige und eigenverantwortliche Versorgung
von Frauen rund um die Geburt - wird mit den neuen Studienzielen
bekräftigt. Der hohe Stellenwert von Hebammen als den Expertinnen für
Schwangerschaft, Geburt und Wochenbett wird für die gesundheitliche
Versorgung anerkannt und die flächendeckende Versorgung mit
Hebammenhilfe als wichtige Aufgabe bestätigt.

"Hebammen sind die Expertinnen rund um die Geburt. Durch das Studium
wird endlich das hohe Niveau, auf dem Hebammen arbeiten,
widergespiegelt", so Ulrike Geppert-Orthofer, Präsidentin des
Deutschen Hebammenverbands e. V.

"Die Akademisierung ist eine der größten Reformen für Hebammen. Wir
freuen uns, dass sie jetzt zügig erfolgen soll. Es sind nur kurze
Übergangfristen vorgesehen", meint Yvonne Bovermann aus dem Präsidium
des Hebammenverbands. In den Bundesländern muss der Umbau
schnellstmöglich vorangetrieben werden. Beispielsweise ist die Auswahl
geeigneter Hochschulstandorte teilweise noch offen. Eine
Weiterqualifizierung von Lehrenden der Hebammenschulen für die Lehre
an den Hochschulen sollte unterstützt werden.

Der Deutsche Hebammenverband konnte zusammen mit der Deutschen
Gesellschaft für Hebammenwissenschaft (DGHWi) Vorschläge für die
Gestaltung des Studiums, die praktische Ausbildung und die
Finanzierung in den Referentenentwurf einbringen.

Das neue Hebammengesetz soll zum 31.12.2020 greifen. Der Gesetzgeber
begründet die zügige Umstellung mit den gestiegenen Anforderungen an
den Hebammenberuf - auch um den hohen ärztlichen Interventionsraten
und Kaiserschnittraten in den Krankenhäusern entgegen zu wirken.
Insgesamt sind die Anforderungen an den Beruf deutlich gestiegen, so
dass den Herausforderungen einer modernen Gesundheitsversorgung durch
ein Studium begegnet werden soll.

 * 


Der Deutsche Hebammenverband e.V. (DHV) ist der größte
Hebammenberufsverband in Deutschland und setzt sich aus 16
Landesverbänden mit über 19.500 Mitgliedern zusammen. Er vertritt die
Interessen aller Hebammen. Im DHV sind angestellte und freiberufliche
Hebammen, Lehrerinnen für Hebammenwesen, Hebammenwissenschaftlerinnen,
Hebammen in den Frühen Hilfen, hebammengeleitete Einrichtungen sowie
Hebammenschülerinnen und Studierende vertreten. Über die berufliche
Interessenvertretung hinaus ist eine gute medizinische und soziale
Betreuung der Frauen und ihrer Kinder vom Beginn der Schwangerschaft
bis zum Ende der Stillzeit ein zentrales Anliegen des Verbandes. Als
Mitglied in der European Midwives Association (EMA), im Network of
European Midwifery Regulators (NEMIR) und in der International
Confederation of Midwives (ICM) setzt er sich auch auf europäischer
und internationaler Ebene für die Stärkung der Hebammenarbeit sowie
die Gesundheit von Frauen und ihren Familien ein.

 * 

Quelle:

Deutscher Hebammenverband e.V.

Pressemitteilung vom 21. März 2019

Geschäftsstelle:

Gartenstraße 26, D-76133 Karlsruhe

Telefon: 0721-98189-0, Fax: 0721-98189-20

Mail: info@hebammenverband.de

Internet: www.hebammenverband.de
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GESCHICHTE/629: Mehr als 2.000 Zwangssterilisationen in der Region Trier (idw)


Universität Trier - 15.03.2019

Mehr als 2.000 Zwangssterilisationen in der Region Trier

Ein Projekt der Universität Trier legt neue Erkenntnisse zur Beteiligung
von Ärzten im ehemaligen Regierungsbezirk Trier an der
nationalsozialistischen Rassenhygiene vor



Mit dem "Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses" schuf das
nationalsozialistische Regime 1933 die legalen Grundlagen für eine
umfassende, die Spielräume des Gesetzes massiv ausnutzende, vielfach
überschreitende Praxis der Zwangssterilisation. Über die Zahl der Fälle im
ehemaligen Regierungsbezirk Trier und die Beteiligung der regionalen Ärzte
gab es bisher nur wenige gesicherte Erkenntnisse. Ein Projekt der
Universität Trier konnte nun etwas Licht in dieses dunkle Kapitel der
regionalen Medizingeschichte bringen. Unterstützt wurde das
Forschungsprojekt von der Barmherzigen Brüder Trier gGmbH, der
Bezirksärztekammer Trier, der Evangelische Kirchengemeinde Trier sowie dem
Förderverein zur historischen Erforschung von Zwangssterilisationen in der
Region Trier während der NS-Zeit e.V.




[image: Quelle: Stadtarchiv Trier, Bild-Slg]

Das Erbgesundheitsgericht Trier, vor dem von 1934 bis 1944 die Verfahren auf Unfruchtbarmachung geführt wurden, hatte am heutigen Nikolaus-Koch-Platz seinen Sitz. 

Quelle: Stadtarchiv Trier, Bild-Slg.



Nach den Untersuchungen des Projektteams wurden vor dem Trierer
Erbgesundheitsgericht in den Jahren 1934 bis 1944 insgesamt 3.396
Verfahren auf Unfruchtbarmachung geführt. Schätzungsweise 2.200 dieser
Verfahren endeten mit einem Beschluss auf Unfruchtbarmachung. Die
chirurgischen Eingriffe wurden größtenteils im ehemaligen
Elisabethkrankenhaus durchgeführt. Daneben wurden Sterilisation auch in
den damaligen Kreiskrankenhäusern Saarburg und Wittlich vorgenommen.

Die Mediziner waren ebenfalls an den gerichtlichen Verfahren beteiligt. 21
Ärzte wirkten am Erbgesundheitsgericht Trier als beisitzende Richter mit.
Sie hatten maßgeblichen Einfluss auf die Beschlüsse. Die Amtsärzte aus der
Region waren mit ihren Anträgen vor dem Trierer Erbgesundheitsgericht für
mehr als drei Viertel der Verfahren verantwortlich gewesen.

Bisher strittig war auch die Rolle der Heil- und Pflegeanstalt der
Barmherzigen Brüder in Trier bei den nationalsozialistischen
Patientenmorden. Viele der Patienten wurden mit Kriegsbeginn in andere
Anstalten in der damaligen Rheinprovinz verlegt, da man einen Einmarsch
französischer Truppen befürchtete. Von den insgesamt 518 ehemaligen
Patienten der Trierer Heil- und Pflegeanstalt fielen mindestens 91 der
berüchtigten "Aktion T4" zum Opfer, die von einem eigenen Stab im Umfeld
der Kanzlei des Führers geplant und durchgeführt wurde. Entgegen
bisherigen Meinungen haben mindestens 71 der Männer den Krieg überlebt.

Rudolf Müller vom Förderverein ist mit dem Abschluss des
Forschungsprojektes sehr zufrieden: "Der Förderverein zur historischen
Erforschung von Zwangssterilisationen in der Region Trier sieht in diesem
Projekt eine gelungene Verknüpfung zwischen dem Fach Geschichte an der
Universität Trier und der Stadt und Region Trier sowie einen wichtigen
Beitrag zur Trierer Regionalgeschichte."

Für Markus Leineweber von den Barmherzigen Brüdern in Trier stellen die
Ergebnisse der universitären Forschungen ein Fundament für weiteres
Handeln dar: "Damit ist das Thema nicht abgehakt. Vielmehr bieten die
Erkenntnisse die Grundlage einer wichtigen Erinnerungskultur, die uns das
Geschehen nicht vergessen lässt und uns gleichzeitig an unsere
Verantwortung im Hier und Jetzt erinnert."

Im Rahmen des vierjährigen Forschungsprojektes ist neben mehreren
Aufsätzen auch eine Dissertation entstanden, die weitere Ergebnisse zu
Tage gefördert hat. Sie soll im Herbst 2019 veröffentlicht werden.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution103
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AUSLAND/2517: Welttuberkulosetag 2019 - Bezahlbare Behandlungen müssen für mehr Menschen verfügbar werden (DSW)


Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) - 22. März 2019

Welttuberkulosetag 2019: Im Wettlauf gegen TB-Resistenzen

Bezahlbare Behandlungen müssen für mehr Menschen verfügbar werden



Hannover, 22. März 2019. Jede Minute sterben weltweit drei Menschen an
Tuberkulose - insgesamt über 1,6 Millionen Menschen jährlich. Damit
gehört Tuberkulose (TB) zu den tödlichsten Infektionskrankheiten auf
unserem Planeten.

Problematisch sind die weltweit wachsenden Fallzahlen von Infektionen
mit Erregern, die gegen die zur Verfügung stehenden Medikamente
resistent sind. Dementsprechend dringlich ist die Entwicklung neuer
wirksamer Therapien. Hier gibt es vielversprechende Ansätze. Doch um
diese zu finanzieren, wären deutlich mehr Investitionen notwendig. Die
Finanzierungslücke für die dringend notwendige Forschung und
Entwicklung von wirksamen Impfstoffen und Behandlungen beläuft sich
laut der Weltgesundheitsorganisation (WHO) auf 1,3 Milliarden
US-Dollar.

Von jährlich zehn Millionen TB-Infektionen werden 3,6 Millionen nicht
diagnostiziert. Um das zu ändern braucht Tuberkulose unsere volle
Aufmerksamkeit. 69 Prozent der internationalen Finanzmittel im Kampf
gegen Tuberkulose kommen vom Globalen Fonds zur Bekämpfung von AIDS,
Tuberkulose und Malaria. Daran erinnerte jetzt die Deutsche Stiftung
Weltbevölkerung (DSW) anlässlich des Welttuberkulosetags 2019.

Dazu erklärt Renate Bähr, Geschäftsführerin der DSW: "Seit Bestehen
hat der Globale Fonds die Behandlung von fünf Millionen Menschen mit
Tuberkulose ermöglicht. In diesem Jahr entscheidet sich, in welcher
Höhe der Globale Fonds für die nächsten drei Jahre gefördert wird. Nur
wenn alle Geber - auch die Bundesregierung - den Globalen Fonds
ausreichend finanzieren, kann er seine ambitionierten Ziele im Bereich
Tuberkulose umsetzen und die Todesfälle um die Hälfte verringern. Ohne
intensivere Forschungsanstrengungen für bessere und effektivere
Medikamente und Diagnostika - besonders für resistente Formen der TB -
wird dies nicht erreichbar zu sein."
Über die DSW

Die DSW ist eine international tätige Entwicklungsorganisation. Ziel
unserer Arbeit ist es, zur Umsetzung des Menschenrechts auf
Familienplanung und zu einer zukunftsfähigen Bevölkerungsentwicklung
beizutragen. Jugendliche sind daher die wichtigste Zielgruppe unserer
Projekte. Auf nationaler und internationaler Ebene nehmen wir Einfluss
auf politische Entscheidungsprozesse in den Bereichen Gesundheit,
Familienplanung und Gleichstellung der Geschlechter.
Mehr zum Thema:


Über die DSW

Die DSW ist eine international tätige Entwicklungsorganisation. Ziel
unserer Arbeit ist es, zur Umsetzung des Menschenrechts auf
Familienplanung und zu einer zukunftsfähigen Bevölkerungsentwicklung
beizutragen. Jugendliche sind daher die wichtigste Zielgruppe unserer
Projekte. Auf nationaler und internationaler Ebene nehmen wir Einfluss
auf politische Entscheidungsprozesse in den Bereichen Gesundheit,
Familienplanung und Gleichstellung der Geschlechter.

 * 
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MELDUNG/980: Ordentliches Tarifergebnis beim Klinikkonzern Helios (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 21. März 2019

Ordentliches Tarifergebnis beim Klinikkonzern Helios 

300 Euro Zulage für examinierte Pflegekräfte ab nächstem Jahr



In der dritten Runde der Tarifverhandlungen zwischen der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und dem Klinikkonzern Helios
haben Arbeitgeber und Gewerkschaft in der Nacht von Mittwoch auf
Donnerstag in Berlin ein Ergebnis erzielt, das für die
deutschlandweit rund 18.000 unter den Konzerntarifvertrag fallenden
Beschäftigten ein deutliches Lohnplus von insgesamt 6,5 Prozent in
drei Schritten sowie eine Zulage für Pflegekräfte enthält. "Das ist
ein recht ordentliches Tarifergebnis, das so nur möglich war, weil
Beschäftigte aus den Kliniken in den letzten Tagen Aktionen und
Warnstreiks durchgeführt haben", sagte Sylvia Bühler, Mitglied im
ver.di-Bundesvorstand. "Ein Manko ist vor allem, dass Helios sich
strikt geweigert hat, bereits in diesem Jahr die Zulage für die
Pflege zu zahlen." Dies zeige, dass Helios die Anerkennung der
Belastung und die Aufwertung der Pflege halbherzig angehe.

Im Einzelnen sieht das Tarifergebnis, das eine Laufzeit bis 31.
Dezember 2020 hat, folgendes vor: Rückwirkend zum 1. Januar 2019
steigen die Entgelte um 3,0 Prozent, ab dem 1. Januar 2020 um weitere
2,5 Prozent und ab dem 1. November 2020 um weitere 1,0 Prozent.
Pflegekräfte im Pflege- und Funktionsdienst sowie Hebammen bekommen
ab dem 1. Januar 2020 eine nach Qualifikationsniveau gestaffelte
Pflegezulage, für Examinierte sind das 300 Euro im Monat. Die
Auszubildenden erhalten ab dem 1. Januar 2019 eine Entgeltsteigerung
von 60 Euro pro Monat, ab 1. Januar 2020 kommen weitere 40 Euro dazu.

Ein Erfolg sei, so Bühler weiter, dass ver.di das Herausbrechen der
Pflege aus dem Konzerntarifvertrag verhindern konnte. "Damit ist die
Spaltung der Belegschaften abgewehrt."

Längst überfällig war die jetzt erfolgte Zusage von Helios, endlich
Verhandlungen über eine einheitliche Entgeltordnung aufzunehmen;
bislang gibt es in jedem Haus andere Regeln zur Eingruppierung und
unterschiedliche Tabellen. Bühler: "Bei der Bewertung von Tätigkeiten
muss Helios zum Niveau kommunaler Kliniken aufschließen, um für
Beschäftigte attraktiver zu werden."

Die ver.di-Tarifkommission empfiehlt die Annahme des Ergebnisses.
ver.di wird nun eine Mitgliederbefragung durchführen.

 * 

Quelle:

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Presseinformation vom 21. März 2019
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DEMENZ/428: "Demenz verstehen" - zwei neue Filme der Deutschen Alzheimer Gesellschaft gehen online (DAlzG)


Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz - 19. März 2019

"Demenz verstehen" - zwei neue Filme der Deutschen Alzheimer Gesellschaft gehen online



Berlin, 19. März 2019. Mit zwei neuen Kurzfilmen will die Deutsche
Alzheimer Gesellschaft pflegende Angehörige unterstützen, die
Herausforderungen einer Demenzerkrankung besser zu verstehen und einen
positiven Umgang damit zu finden. Die beiden kurzen Filme greifen
besonders häufige Situationen des Alltags auf.

Der erste Film zeigt einen Dialog zwischen Tochter und Mutter, wie ihn
viele Angehörige aus eigener Erfahrung kennen: "Mutter, Du vergisst
sehr viel. Du musst mal zum Arzt." - "Ich bin nicht krank und ich
muss auch nicht zum Arzt! Aber vielleicht ja Du?" Am bundesweiten
Alzheimer-Telefon berichten Angehörige häufig von ihrer Sorge, die
Mutter, der Vater, die Partnerin oder der Partner könnte eine Demenz
haben, und sie sind unsicher, wie sie dies mit ihr oder ihm besprechen
können, ohne dass es zum Streit kommt. Bereits die Erkenntnis, dass
Menschen mit Demenz ihre Angehörigen nicht "ärgern" wollen, sondern
dass es ihnen um Selbstbestimmung und um die Wahrung der eigenen Kompetenz
geht, wirkt oft entlastend.

Eine andere Herausforderung visualisiert der zweite Film. Menschen mit
Demenz scheinen aus dem Nichts heraus "aggressiv" zu werden: Besuch
hat sich angekündigt und die Tochter möchte, dass sich der Vater schnell
anzieht, da er noch im Schlafanzug ist. Er reagiert mit Ablehnung:
"Warum soll ich mich anziehen? Ich will mich nicht anziehen!"

Es gibt vielfältige Gründe für die Reaktionen von Menschen mit Demenz,
nicht selten sind sie Ausdruck dafür, dass die Betroffenen sich unter
Druck und zurechtgewiesen fühlen. Angehörigen hilft ein besseres
Verständnis der Situation, um Konflikte zu vermeiden. Mit den beiden
Filmen will die Deutsche Alzheimer Gesellschaft dazu einen Beitrag
leisten.

Die Filme sind in zwei Sequenzen aufgebaut: In der ersten Sequenz wird
gezeigt, wie im Verlauf des Gesprächs die Spannungen zwischen Mutter und
Tochter bzw. Vater und Tochter steigen. Die zweite Sequenz zeigt, wie in
derselben Situation durch eine verständnisvolle Ansprache die Situation
entspannt bleibt. Die Filme sind im Rahmen des Projektes "Information
- Qualifizierung - Entlastung. Unterstützung für und durch Lokale
Allianzen und Alzheimer-Gesellschaften (IQuE)" entstanden und wurden vom
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)
gefördert. Sie sind auch für den Einsatz im Rahmen von Schulungen gut
geeignet.

Hier geht es zu den Filmen:

https://www.deutsche-alzheimer.de/ueber-uns/projekte/aktuelle-projekte/ique-laufzeit-2018-2019.html

(Link: https://www.deutsche-alzheimer.de/index.php?id=970 )

 * 

Hintergrund:

In Deutschland leben heute etwa 1,7 Millionen Menschen mit
Demenzerkrankungen. Ungefähr 60 Prozent davon haben eine Demenz vom
Typ Alzheimer. Die Zahl der Demenzkranken wird bis 2050 auf 3
Millionen steigen, sofern kein Durchbruch in der Therapie gelingt.

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz 

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft engagiert sich für ein besseres
Leben mit Demenz. Sie unterstützt und berät Menschen mit Demenz und
ihre Familien. Sie informiert die Öffentlichkeit über die Erkrankung
und ist ein unabhängiger Ansprechpartner für Medien, Fachverbände und
Forschung. In ihren Veröffentlichungen und in der Beratung bündelt sie
das Erfahrungswissen der Angehörigen und das Expertenwissen aus
Forschung und Praxis. Als Bundesverband von mehr als 130
Alzheimer-Gesellschaften unterstützt sie die Selbsthilfe vor Ort.
Gegenüber der Politik vertritt sie die Interessen der Betroffenen und
ihrer Angehörigen.

 * 

Quelle:

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz

Pressemitteilung vom 19. März 2019
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E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





DEPRESSION/194: Langzeitstudie - Chronisch Kranke profitieren von längerer Psychotherapie (idw)


Deutsche Gesellschaft für Psychoanalyse, Psychotherapie, Psychosomatik und Tiefenpsychologie (DGPT) e.V. - 19.03.2019

Langzeitstudie zur Depression: Chronisch Kranke profitieren von längerer Psychotherapie



Viele Depressionen verlaufen chronisch. Eine weltweit einmalige
Langzeitstudie hat nun gezeigt, dass längere Psychotherapien - egal ob
Psychoanalyse oder Verhaltenstherapie - die Symptome nachhaltig reduzieren
können. Studienleiterin Prof. Marianne Leuzinger-Bohleber stellt die
Studie am Freitag, den 22. März, auf der Beiratssitzung der Deutschen
Gesellschaft für Psychoanalyse, Psychotherapie, Psychosomatik und
Tiefenpsychologie (DGPT) in Berlin vor. Journalisten sind herzlich
eingeladen, daran teilzunehmen und anschließend mit der Studienleiterin zu
sprechen.

Nicht jede Depressionserkrankung lässt sich innerhalb von ein paar Monaten
heilen. Nach kürzeren Psychotherapien oder medikamentöser Behandlung
erleiden über die Hälfte der Patienten einen Rückfall. Mindestens 20 bis
30 Prozent der Depressionen verlaufen chronisch. Eine weltweit einmalige
Langzeitstudie, die im Canadian Journal of Psychiatry und im International
Journal of Psychoanalysis erschienen ist, hat nun gezeigt, dass eine
länger dauernde Psychotherapie chronisch Kranken helfen kann. "Drei Jahre
nach Beginn ihrer Therapie haben sich bei 45 Prozent der Patienten nach
Selbsteinschätzung die depressiven Symptome zurückgebildet, nach
Beurteilung durch unabhängige Experten sogar bei 61 Prozent", betont die
Psychoanalytikerin Prof. Marianne Leuzinger-Bohleber vom
Sigmund-Freud-Institut in Frankfurt am Main, eine der Leiterinnen der sogenannten
LAC-Depressionsstudie. "Zudem konnte die Anzahl der Rückfälle statistisch
signifikant reduziert werden." Die Studie wurde von der Deutschen
Gesellschaft für Psychoanalyse, Psychotherapie, Psychosomatik und
Tiefenpsychologie (DGPT) gefördert.

Studienleiterin Leuzinger-Bohleber berichtet von hohen Belastungen der
Studienteilnehmer: "Die meisten haben schon mehrere kurzdauernde
psychotherapeutische und medikamentöse Vorbehandlungen hinter sich. 84
Prozent haben traumatische Kindheitserfahrungen erlebt, wie emotionale
Frühvernachlässigungen, sexuelle und körperliche Gewalt, Verlust ihrer
Eltern oder extrem belastende Trennungen." Die Studie ist insgesamt auf 15
Jahre angelegt - die meisten Psychotherapiestudien dagegen umfassen einen
viel kürzeren Zeitraum. In der Langzeitstudie wurde zudem nicht nur ein
psychotherapeutisches Verfahren untersucht, sondern sowohl der
psychoanalytische als auch der kognitiv-verhaltenstherapeutische Ansatz
kamen zum Zug. Dabei konnten die 252 chronisch depressiven Patienten
zwischen den Verfahren wählen oder sie wurden per Zufall einer
Psychotherapie zugewiesen, wenn sie keine Präferenz hatten. Beide
Verfahren erzielten vergleichbar gute Ergebnisse. "In künftigen
Auswertungen untersuchen wir, welche Patienten am besten von welchem
Verfahren profitieren. Wir werden zudem direkte Behandlungskosten und
indirekte Kosten durch zum Beispiel Arbeitsfehltage oder
Krankenhausaufenthalte analysieren, um eine Kosten-Nutzen-Rechnung
aufzustellen", kündigt Leuzinger-Bohleber an.
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HERZ/1152: Herzerkrankungen - Giftige Qualle hilft der Forschung (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 20.03.2019

Herzerkrankungen: Giftige Qualle hilft der Forschung

Studie der Universität Bonn nutzt Lichtrezeptor des Tieres, um Regulation
des Herzschlages zu untersuchen



Die Würfelqualle Carybdea rastoni verfügt nicht nur über sehr giftige
Nesselzellen, sondern auch über hoch entwickelte Augen. Forscher der
Universität Bonn haben den Helligkeits-Rezeptor des Tieres nun für einen
ganz anderen Zweck genutzt: Sie brachten ihn im Herzen von Mäusen zur
Ausprägung und konnten den Pumpmuskel so durch Bestrahlung mit Licht
gezielt steuern. Sie wollen die Methode beispielsweise nutzen, um die
Entstehung von Herzrhythmus-Störungen besser zu verstehen. Die Studie
erscheint in der Zeitschrift Nature Communications.

Die Würfelqualle Carybdea rastoni verfügt nicht nur über sehr giftige
Nesselzellen, sondern auch über hoch entwickelte Augen. Forscher der
Universität Bonn haben den Helligkeits-Rezeptor des Tieres nun für einen
ganz anderen Zweck genutzt: Sie brachten ihn im Herzen von Mäusen zur
Ausprägung und konnten den Pumpmuskel so durch Bestrahlung mit Licht
gezielt steuern. Sie wollen die Methode beispielsweise nutzen, um die
Entstehung von Herzrhythmus-Störungen besser zu verstehen. Die Studie
erscheint in der Zeitschrift Nature Communications.

Der Würfelqualle Carybdea rastoni sollte man tunlichst ausweichen - eine
Berührung mit ihren Tentakeln ist ausgesprochen schmerzhaft. Zur
Orientierung verfügt das Tier in seinem nur wenige Zentimeter großen
Schirm über vergleichsweise hoch entwickelte Augen. Als Helligkeits-Sensor
dient der Qualle dabei ein Rezeptor-Protein, das dem Sehpurpur (Rhodopsin)
aus dem menschlichen Auge ähnelt.

Wird der Quallen-Rezeptor von einem Lichtstrahl getroffen, aktiviert er
seinerseits das so genannte stimulierende G-Protein. "Erstaunlicherweise
kennen wir dieses G-Protein beim Menschen auch", erklärt Prof. Dr. Philipp
Sasse vom Institut für Physiologie I der Universität Bonn. "Allerdings
nicht im Auge: Bei uns steuern stimulierende G-Proteine unter anderem den
Herzrhythmus." Hierdurch sorgen sie dafür, dass sich unser Puls
beschleunigt, wenn bei Gefahr oder körperlicher Arbeit unser
Adrenalinspiegel im Blut steigt.

Zweckentfremdeter Quallen-Sensor

Sasse und seine Kollegen haben den Helligkeits-Sensor der Würfelqualle
daher zweckentfremdet, um mit ihm den Herzschlag von Mäusen zu steuern.
Dazu haben sie die Bauanleitung des Sensors - sein Gen - in Labormäuse
eingeschleust. Tatsächlich ließ sich die Herzfrequenz der Nager danach
durch Stimulierung mit LED-Licht beschleunigen. "Wir können so sehr
gezielte Untersuchungen durchführen, die normalerweise gar nicht möglich
wären", erklärt Sasse.

So schüttet der Körper bei Stress Adrenalin aus, das dann über die
Blutbahn ins Herz gelangt. Dadurch werden praktisch alle stimulierenden
G-Proteine in der Herzmuskulatur aktiviert, bis das Stresshormon
irgendwann wieder ausgeschwemmt wird. "Durch die Verwendung von Licht
können wir dagegen einen lokalen und zeitlich genau begrenzten
Aktivierungsreiz setzen", betont der Physiologe.

In der Studie haben die Forscher in einem Test nur den linken Vorhof
stimuliert. In der Folge entwickelten sich bei der Maus
Herzrhythmus-Störungen, die beim Menschen Vorhofflimmern auslösen können. Die
Stimulation des rechten Vorhofs führte dagegen lediglich zu einer ganz
normalen Beschleunigung des Pulsschlags - genauso, wie sie auch Adrenalin
bewirkt. "Möglicherweise kann also eine unterschiedliche Reizverarbeitung
im rechten und linken Vorhof Rhythmus-Störungen begünstigen", erklärt
Sasse. "Das ist eine These, die wir nun genauer untersuchen wollen."

Die Studie zeigt auch, wie fein verschiedene Vorgänge zur Regulation des
Herzschlags ineinandergreifen. Wenn sich etwa der Puls beschleunigt, muss
sich die Herzmuskulatur nicht nur schneller und kräftiger zusammenziehen,
sondern auch schneller wieder entspannen. Wenn dieses Zusammenspiel nicht
klappt, sinkt die Menge des transportierten Blutes trotz eines schnelleren
Herzschlags sogar ab. "Wir konnten nun experimentell nachweisen, dass die
stimulierenden G-Proteine als erstes eine schnellere Entspannung fördern",
sagt Sasse. "Die Verstärkung der Herzkraft hinkt diesem Vorgang
gewissermaßen hinterher."

Auf herkömmlichem Wege wäre eine solch differenzierte Betrachtung kaum
möglich gewesen. "Unsere optogenetische Methode stößt die Tür zu einem
neuen Forschungsansatz auf", erklärt Sasse. "Damit könnten sich in Zukunft
die regionalen Unterschiede von komplexen Abläufen am Herzen deutlich
besser untersuchen lassen als bislang."
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WIRKSTOFF/582: Pflanzen-Wirkstoff bremst aggressiven Augenkrebs (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 20.03.2019

Pflanzen-Wirkstoff bremst aggressiven Augenkrebs

Forscher der Universitäten Magdeburg und Bonn testen eine Substanz aus den
Blättern der Korallenbeere



Ein schon seit 30 Jahren bekannter Wirkstoff könnte sich unerwarteter
Weise als Hoffnungsträger gegen Augentumoren entpuppen. Das zeigt eine
Studie, die Forscher der Universitäten Bonn und Magdeburg zusammen mit
US-Kollegen durchgeführt haben. Die Ergebnisse erscheinen in der renommierten
Fachzeitschrift "Science Signaling". Die Pflanze, aus deren Blättern die
getestete Substanz stammt, ist übrigens alles andere als selten: Zur
Weihnachtszeit findet man sie in jedem gut sortierten Gartencenter.

Die Korallenbeere schmückt in den Wintermonaten so manches bundesdeutsche
Wohnzimmer. Sie bildet zu dieser Zeit leuchtend rote Früchte, die sie zu
einer beliebten Zierpflanze machen. Gegen Insektenfraß ist das
ursprünglich aus Korea stammende Gewächs erstaunlich resistent: In seinen
Blättern beherbergt es Bakterien, die ein natürliches Insektizid
produzieren - ein Gift mit dem kryptischen Namen FR900359, abgekürzt FR.

Dieses Toxin könnte bald noch an ganz anderer Stelle Karriere machen: als
mögliches Medikament gegen das Aderhaut-Melanom, die häufigste und
aggressivste Variante des Augenkrebses. FR ist schon seit einiger Zeit im
Fokus der Pharmaforschung: "Die Substanz hemmt in den Zellen eine wichtige
Gruppe von Molekülen, die Gq-Proteine", erklärt Prof. Dr. Evi Kostenis vom
Institut für Pharmazeutische Biologie der Universität Bonn.

Gq-Proteine übernehmen in der Zelle eine ähnliche Funktion wie die
Notruf-Zentrale einer Stadt: Wenn an der Leitstelle ein Anruf eingeht, informiert
sie je nach Bedarf Polizei, Rettungswagen und Feuerwehr. Gq-Proteine
lassen sich dagegen durch bestimmte Steuersignale aktivieren. In ihrer
aktivierten Form schalten sie dann ihrerseits verschiedene
Stoffwechselwege an oder aus. Die Zelle soll aber ihr Verhalten nicht
dauerhaft ändern. Daher inaktivieren sich die Gq-Proteine nach kurzer Zeit
von selbst.

Beim Aderhaut-Melanom verhindert jedoch eine winzige Mutation, dass zwei
wichtige Gq-Proteine wieder in ihren inaktiven Zustand übergehen. Sie
bleiben daher dauerhaft aktiv - das ist etwa so, als würde die Leitstelle
ständig Einsatzfahrzeuge zum Brandherd schicken, obwohl das Feuer bereits
seit Tagen gelöscht ist. Durch diese Fehlsteuerung beginnt sich die Zelle
unkontrolliert zu teilen.

"FR kann diese Teilungsaktivität unterbinden", sagt Kostenis. "Das ist
etwas, womit niemand gerechnet hätte." Denn es ist zwar seit einiger Zeit
bekannt, dass FR die Aktivierung von Gq-Proteinen verhindern kann. Dazu
"umklammert" der Wirkstoff die Proteine und sorgt so dafür, dass sie in
ihrer inaktiven Form verbleiben. Bereits aktivierte Gq-Proteine lässt FR
dagegen links liegen, so die gängige Lehrmeinung. "Daher schien es
unmöglich, dass die Substanz bei mutierten und damit dauerhaft aktiven
Gq-Proteinen wirkt", betont Dr. Evelyn Gaffal.

Protein im Schwitzkasten

Gaffal ist kürzlich aus Bonn an die Universität Magdeburg gewechselt. Dort
erforscht sie unter anderem Strategien zur Bekämpfung von Hautkrebs. "Wir
haben in unseren Experimenten auch FR eingesetzt und waren überrascht,
dass es die Vermehrung der Krebszellen unterdrückt", sagt sie. Inzwischen
wissen die Wissenschaftler auch, warum das so ist: Auch die mutierten
Gq-Proteine scheinen hin und wieder in ihre inaktive Form überzugehen. Sobald
das passiert, greift FR900359 zu und nimmt das Molekül in den
Schwitzkasten. Mit der Zeit werden so sukzessive immer mehr Gq-Proteine
dauerhaft aus dem Verkehr gezogen.

In Zellkulturen und in Versuchen mit krebskranken Mäusen hat FR seine
Wirksamkeit bereits bewiesen. Bevor an einen Einsatz im Menschen zu denken
ist, sind aber noch einige Hürden zu nehmen. Vor allem muss die Substanz
zielgenau zu den Tumorzellen gelangen, ohne andere Gewebe zu treffen.
"Gq-Proteine übernehmen praktisch überall im Körper lebenswichtige
Funktionen", erklärt Prof. Kostenis. "Wenn wir wollen, dass FR nur die
Tumorzellen tötet, müssen wir den Wirkstoff genau dort hinbringen. Das ist
aber eine Herausforderung, mit der viele andere Chemotherapien auch zu
kämpfen haben."

Erstmals isoliert wurde FR übrigens bereits vor gut 30 Jahren von
japanischen Forschern. Erst 25 Jahre später wurde seine biologische
Wirkungsweise beschrieben, und zwar an der Universität Bonn: von den
Arbeitsgruppen um die Professorinnen Gabriele M. König und Evi Kostenis am
Institut für Pharmazeutische Biologie. Diese Arbeit bildet inzwischen die
Basis für eine Forschungsgruppe der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG)
zur Gruppe der G-Proteine und der Möglichkeit, sie pharmakologisch zu
beeinflussen.
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Julian Patt, JuHee Yang, Eva M. Pfeil, Rodolfo Daniel
Cervantes-Villagrana, Asuka Inoue, Felix Häberlein, Tanja Slodczyk, Raphael Reher,
Stefan Kehraus, Stefania Monteleone, Ramona Schrage, Nina Heycke, Ulrike
Rick, Sandra Engel, Alexander Pfeifer, Peter Kolb, Gabriele König, Moritz
Bünemann, Thomas Tüting, José Vázquez-Prado, J. Silvio Gutkind, Evelyn
Gaffal & Evi Kostenis: Direct targeting of Gaq and Ga11 oncoproteins in
cancer cells; Science Signaling

DOI: 10.1126/scisignal.aau5948

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uni-bonn.de/neues/056-2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution123
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PSYCHOLOGIE/185: Forschung zur Borderline-Persönlichkeitsstörung - Gespiegelte Emotionen (idw)


Universität Innsbruck - 19.03.2019

Gespiegelte Emotionen



Angst, Trauer oder Freude - emotionale Hypersensitivität ist ein
charakteristisches Merkmal von Menschen mit einer
Borderline-Persönlichkeitsstörung. Ein Forschungsteam um Karin Labek und Roberto
Viviani von der Universität Innsbruck hat in Kooperation mit Zrinka
Socic-Vasic vom Universitätsklinikum Ulm gezeigt, dass die Auseinandersetzung
mit Trauer und Verlustsituationen von einer erhöhten Aktivierung
spezifischer kortikaler Areale begleitet wird, die dem
Spiegelneuronensystem zugewiesen werden.

Borderline-Patientinnen und -Patienten haben Schwierigkeiten, ihre inneren
Gefühlszustände und Emotionen richtig zu erkennen und zu regulieren.
Dieser Zustand kann zu einer extremen inneren Anspannung führen, die
Betroffene als unerträglich erleben. "Menschen mit einer
Borderline-Persönlichkeitsstörung leiden darunter, dass sie sehr intensive und für
sie nicht differenzierbare Gefühle erleben. Patientinnen und Patienten
haben zudem große Schwierigkeiten, ihre Emotionen angemessen zu
regulieren. Stimmungsschwankungen und depressive Symptome begleiten in der
Regel die Krankheit", erläutert Karin Labek. Impulsives, aggressives oder
selbstverletzendes Verhalten ist für die Betroffenen eine Möglichkeit,
diesen inneren Spannungszustand zu bewältigen. "Können gerade junge Frauen
ihre Emotionen oder Affekte nicht richtig wahrnehmen oder regulieren,
werden sie gerne zu voreilig als 'hysterisch' oder 'übersensibel'
bezeichnet. Durch dieses Nicht-Berücksichtigen der Kommunikation über die
inneren psychischen Zustände wird es für junge Borderline-Patientinnen
noch schwieriger, ihre emotionalen Erfahrungen richtig einzuordnen und zu
verstehen", verdeutlicht Roberto Viviani, Professor am Institut für
Psychologie, der weiter erläutert, dass vor allem junge Frauen häufiger
von einer Borderline-Persönlichkeitsstörung betroffen sind als Männer und
Frauen im Erwachsenenalter. Die Angst, verlassen zu werden, sitzt bei
Betroffenen besonders tief. Deshalb ist der Umgang mit Verlust- und
Trennungssituationen für sie besonders schwierig und schmerzhaft. In einer
funktionellen Bildgebungsstudie konnten die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler auf neuronaler Ebene zeigen, dass bei Menschen mit einer
Borderline-Persönlichkeitsstörung bei der Betrachtung von Bildern, auf
denen Verlust-, Trennungs- und Trauerszenen dargestellt sind,
Gehirnareale, die mit dem Spiegelneuronensystem assoziiert sind, stärker
aktiviert werden.

Emotionale Ansteckung

Die möglicherweise einfachste Form der emotionalen Kommunikation ist laut
Viviani die durch Spiegelneuronen verursachte "emotionale Ansteckung".
"Das Wissen über Spiegelneuronen stammt aus der neuropsychologischen
Forschung bei Primaten. Bei Experimenten konnte gezeigt werden, dass
manche Neuronen im motorischen und prämotorischen Cortex der Affen aktiv
sind, auch wenn der Affe Bewegungen von anderen nur beobachtet und sich
selbst gar nicht bewegt", erklärt der Wissenschaftler. Dabei geht es um
einen Mechanismus im Gehirn, der so funktioniert, dass beobachtete und
selbst ausgeführte Bewegungen von denselben Neuronen encodiert werden. Um
mit den Mitmenschen erfolgreich und empathisch interagieren zu können, ist
es von zentraler Bedeutung, in unterschiedlichen Kontexten soziale Signale
mit den dazugehörenden Emotionen richtig wahrzunehmen und zu
interpretieren. "Beim Menschen liegt die Vermutung nahe, dass jener Teil
des Spiegelneuronensystems, der bei der Beobachtung eines emotionalen
Ausdrucks aktiviert wird, für Phänomene wie die 'emotionale Ansteckung'
zuständig ist", so Labek. Patientinnen und Patienten mit einer
Borderline-Persönlichkeitsstörung können sehr schnell von Emotionen wie Angst, Wut,
Trauer, Scham oder Begeisterung von ihrem Umfeld "angesteckt" werden, ohne
selbst durch ein Erlebnis diese Emotion zu verspüren. Die in der Studie
festgestellte erhöhte Aktivierung des Spiegelneuronensystems könnte ein
zentraler Baustein bei der Erklärung der emotionalen Instabilität dieser
Störung sein.

Psychischer Schmerz

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler haben sich dafür
interessiert, wie ansteckend die Emotion von psychischem Schmerz für
Patientinnen und Patienten mit einer Borderline-Persönlichkeitsstörung
ist. "Wir haben uns für das Thema von Schmerz, Trauer und Verlust
entschieden, da es für Betroffene sehr zentral ist", so Viviani. Den
ausgewählten Probandinnen und Probanden wurden Bilder von einer typischen
Trauerhaltung eines Menschen gezeigt. Menschen ohne diese Störung
encodieren die Emotion, ohne selbst Trauer zu empfinden. "Menschen mit
Borderline sind hypersensitiv gegenüber anderen und können diese Emotionen
nicht einordnen. Deswegen ist die emotionale Ansteckung schon bei der
Betrachtung von Bildern sehr stark", erläutert Labek. Spiegelneuronen sind
Teil des Mechanismus, wodurch sie eine spezielle Form des Mitgefühls
erleben, die durch das Betrachten der Bilder ausgelöst wird. "Dieses
Verhalten ist sehr impulsiv und lebendig, geht aber leider auch in die
negative Richtung. Dies ist charakteristisch für die emotionale
Instabilität in der Borderline-Persönlichkeitsstörung", so die
Wissenschaftlerin weiter. Eine emotionale Ansteckung gibt es auch bei
gesunden Menschen. Diese können aber im Gegensatz zu
Borderline-Patientinnen und -Patienten die Situation des Gegenübers besser
einschätzen. "Ein weiterer wesentlicher Befund ergab sich aus einer
weniger starken neuronalen Aktivierung in präfrontalen Arealen bei
Menschen mit einer Borderline-Persönlichkeitsstörung. Im Gegensatz zum
Spiegelneuronensystem sind die Aktivierungen in diesen Arealen mit
reflektiven Prozessen assoziiert. Diese Prozesse ermöglichen
beispielsweise eine adäquate Differenzierung von unterschiedlichen
Emotionen und sind die Voraussetzung für die Fähigkeit, sich in die
Gedanken und Gefühle von anderen Menschen hineinzuversetzen und damit
soziale Interaktionen besser verstehen und regulieren zu können", sagt
Labek. Die Expertinnen und Experten sprechen bei dieser Art der Empathie
von "Mentalisierung". Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass Menschen mit
einer Borderline-Persönlichkeitsstörung an Mentalisierungsdefiziten leiden
und deswegen die Absichten und Motivationen von anderen Personen weniger
gut einschätzen können. "Die Demonstration eines Ungleichgewichts zwischen
dem Spiegelneuronensystem und einem reflektiven Verständnis von anderen
liefert eine neurobiologische Grundlage für innovative
Psychotherapieansätze der Borderline-Persönlichkeitsstörung, die die
Fähigkeit fördern, interpersonelle Kommunikation reflektiv zu verstehen",
so Viviani, der verdeutlicht, dass so die Ergebnisse der Studie direkt
wieder den Patientinnen und Patienten in Form von neuen Therapieansätzen
zugute kommen. Die Ergebnisse der Studie wurden im Magazin "NeuroImage
Clinical" publiziert.


Originalpublikation:

NeuroImage Clinical: Mirror neuron activations in encoding of psychic pain
in borderline personality disorder.

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S2213158219300877

DOI: 10.1016/j.nicl.2019.101737

Weitere Informationen finden Sie unter

http://NeuroImage: Clinical: https://www.journals.elsevier.com/neuroimage-clinical
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LABEL/5069: Glitterhouse Mail-Order-Mail 22.03.19 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (22.03.2019)



Bald bei Glitterbeat:

Die Rückkehr der Mekons!

Mekons - Deserted

LP (+DLC)/CD - EUR 17,75/15,75

19er. Nach 8 Jahren endlich ein neues (reguläres) Studio-Werk (die
2016er LP wurde ja live eingespielt, bei der '15er fehlten
Bandmitglieder). Ein vielschichtiges, ein ziemlich breites Spektrum!
Emotionaler dichter intensiver Rock mit scharfkantigen bis mächtig
verzerrten Gitarren, punktuell effektvoller Geige in Schräglage, lose
harmonierenden m/w-Vocals. Lustvoll! Rootsig/folkig unterlegt in
leicht und locker und transparent, rauhe Poesie und entzückende ganz
altmodische Melodien paaren sich zur Schönheit von innen. Ein Pendeln
zwischen geheimnisvoll-dunkler Faszination und kraftvoll
lebenslustigem 70s-Rock (eine Spur Glam-artiger Einfluß) samt kurzer
toller beinahe kakophonischer Phase. Kurzzeitig dezent zerschossener
Indie Rock featuret schneidende/Distortion-Gitarren, ein
intelligentes Piano grundiert, am Ende lose ausfransend. Bedächtiger
(Pseudo-Ethno-) Space-Folk sehr eigener Art, der sich irgendwann
bodenständig verdichtet. Alte Post Punk-Traditionen, die nicht
unbedingt so klingen wie früher, in roher splitternder zugleich
nuancierter und intensiver Spielweise, manchmal am Rande der
Atonalität. Entspannter lockerer hochmelodischer einfach schöner
teilakustischer Indie Folk Pop inklusive einer kleinen Prise Country,
ein nicht so weit davon entferntes Stück (in balladesk) glänzt mit
feiner Säuregitarre (und endet in leiser schräger Klangmalerei).
80s-Indie Rock-Feeling gekoppelt mit Desert Rock-Ahnungen, schroff
riffende Gitarren stehen neben im weiten Raum hallenden
atmosphärischen in etwas verwinkelten Arrangements. Weit mehr
elektrische als akustische Gitarren, Piano/Orgel und Synthie wechseln
sich ab, die Geige fehlt manchmal (gefällt aber ansonsten sehr), er
(Langford) singt mehr als sie (Timms), beide gern zusammen. Und
diverse Soundeffekte werden hier und da ganz pointiert und
effektiv/musikdienlich eingeschossen. Erstaunlich, wie frisch, immer
wieder anders (und gut) sie nach so langer Zeit noch klingen! Vinyl
180g. (dvd)


Peppercake-Pakete

Auch wenn einer unserer Lieblings-Künstler auf dem Peppercake-Label
nicht prioritär dem Blues-Spiel frönt, so ist die neue
2-on-2-Reissue-Reihe des Labels uns eine einzige Freude, vereinen die
Doppel- (und Dreifach)-Pakete doch für kleines (und noch kleineres)
Geld zum Teil nicht mehr lieferbare Alben im preiswerten Doppelpack,
großartige Gelegenheit, um Lücken zu schließen und gleich noch die
Nachkommenschaft mit bemerkenswerten (Blues-)Werken einzudecken.
Bevor es so richtig blueswärts geht - zunächst unser persönlicher
Peppercake-Prinz:

Al DeLoner - Blues Finest

2-CD - EUR 11,95

Volume 1 der Peppercake-Reissue-Reihe der ausgesuchten Al
DeLoner-Werke bietet die ersten beiden Alben-Alleingänge des
musikalischen Midnight Choir-Meisters, das weitestgehend ohne fremdes
Zutun realisierte 2005er The Message Is Joy und der in Gruppenstärke
(mit prominenten Gästen) eingespielte Zweitling Flora In The Darkroom
(von 2006). Ausführlichste textliche Würdigungen finden sich im
Glitter-Netz.

Al Deloner - Blues Finest Vol. 2

3-CD - EUR 11,95

Dank der Aufnahme der limitierten Doppel-CD-Ausgabe des 2008er Albums
Mountains On The Moon ins Peppercake-Paket beinhaltet die zweite
Deloner-Folge der Blues Finest-Reissue-Reihe gleich 3 CDs: Den 2007er
Alleingang Volume 3 ("Jetzt, reduziert auf das absolut
Notwendige/Wesentliche, in seiner reinsten Form, bringt Al Deloner
seine skandinavische Americana-Vision auf den intensiven Punkt.
(cpa)"), das 2008er Mountains-Werk und die damals (wie heute)
angehängte 8-Song-Bonus-CD ("Die hohe Young-Kunst der akustischen
Ballade, Abteilung DeLoner. (cpa)").

Ausführlichere verbale Ausschweifungen unter

mailorder.glitterhouse.com.


Die Blues & Beyond-Abteilung:

Paul Camilleri - Blues Finest 11,95

2-CD. Versammelt die Alben Another Sad Goodbye und One Step
Closer.

John Campbelljohn - Blues Finest 11,95

2-CD. Vereint die Werke The World Is Crazy & Under The Blue
Covers.

John Campbelljohn - Blues Finest Vol. 2 11,95

2-CD. Vol. 2 bietet ein Studio- (Hood Slide + Sinker) und eine
Live-Album (Celtic Blues Live In Hamburg).

John Campbelljohn - Blues Finest Vol. 3 11,95

2-CD. Zwei weitere Alben des Meisters der bottlegeneckten
Slide-Gitarre: Good To Go und Nerves Of Steel als 2-on-2-Reissue.

Dr. Will - Blues Finest 11,95

2-CD. Die Originalalben Dirt und Speak Of The Devil im trauten
Doppelpack.

Get The Cat - Blues Finest 11,95

2-CD. 2-on-2-Zusammenfassung zweier Alben des Kölner
Blues-Duos: She Knows Them All und I Sing You The Blues.

Mighty Orq - Blues Finest 11,95

2-CD. 1 Live- (Live: Lost In Germany) und 1 Studio-CD (To The
Bone) des texanischen Blues-Rock-Trios.

Rudy Rotta - Blues Finest 11,95

2-CD. Auf einen Griff: Rudy Rotta & Friends - Diabolic Live und
Karen Carroll & Rudy Rotta - Blues Greatest Hits.

Rudy Rotta - Blues Finest Vol. 2 11,95

2-CD. 2 weitere werte Werke des Bluesgitarristen: Blue Inside
und Some Of My Favourite Songs.

Rudy Rotta - Blues Finest Vol. 3 11,95

3-CD. Das 2005er Album Winds Of Louisiana und die
Doppel-CD-Werkschau anläßlich seines 40. Bühnenjubiläums (Me, My
Music & My Life), die neben ausgewählten Klassikern, ansprechenden
Cover-Versionen und ein paar italienischen Weisen auch
Kollaborationen mit Robben Ford, Peter Green, Brian Auger und John
Mayall & The Bluesbreakers bietet.


Der März-Mailorder-Katalog im Netz

Online besuchbar: Unsere monatliche Mailorder-Gazette, nahezu alles
März-wärts musikalisch Wissenswerte auf ca. 1 Blick.


Auserwählte Pretiosen zum wohlverdienten Wochenende

The 39 Clocks - Next Dimension Transfer

5-LP/5-CD - EUR 89,95/69,95

Editorische Heldentat: Endlich gibt es die umfassende Werkschau einer
der wichtigsten deutschen Bands der 80er. Tapete Records bringt
dieses Schmuckstück mit je fünf CDs oder Vinylen auf den Markt -
überfällig, so kurz vorm endgültigen Vergessenwerden. Damals (erste
7-Inch-VÖ 1980) waren die 39 Clocks zwar nicht kommerziell
erfolgreich, aber dennoch wichtig und zweifellos einflussreich: In
deutlicher Velvet Underground- und US-Garagenpunk-Tradition entstand
seinerzeit eine vitale westdeutsche Szene an Neo-Psychedelic-Bands,
schwarzgewandet und immer mit den notorischen Sonnenbrillen
ausgestattet. Die Hannoveraner Jürgen Gleue und Christian Henjes
kamen vom Punk und waren alles andere als technische Virtuosen,
weshalb ihre Gitarren und Orgeln tatsächlich an Velvet Underground
erinnerten. Oft spielten sie mit schlichter Beatbox, teils aber auch
mit wechselnden Drummern. Das ging bis 1983 gut, man nahm zwei
Studioalben auf, dann trennte man sich - um es 1987 mit einer kurzen
Reunion zu versuchen. Was in dieser überschaubaren kreativen Hochzeit
aufgenommen wurde, findet sich nun in diesem Boxset. Es besteht aus
den klassischen Alben "Paint It Dark" (1981), "Subnarcotic" (1982),
zwei Zusammenstellungen von Outtakes, Resten und Raritäten (eine
davon exklusiv für dieses Boxset umbenannt, neu kompiliert und
aktualisiert von Gleue und Heinjes), sowie einer noch nie zuvor
veröffentlichte Live-LP aus dem Jahr 1981 (in allerdings recht rohem
Sound). Außerdem enthalten: ein 28-seitiges Booklet (Vinyl) mit nie
zuvor gesehenen Fotos (CD: 44 Seiten). Heute wiedergehört gefällt mir
vor allem der coole, etwas unbeholfene und modulationsarme Gesang mit
dem deutschen Akzent, aber auch die unrockistische Gitarrenarbeit hat
einen zeitlosen DIY-Charme. Teils fast spacerockig, manchmal auch
kontrolliert avantgardistisch (mit Sax). Prädikat: Psycho-Beat mit
Attitude, eine intensive Zeitreise in die Aufbruchsjahre der frühen
80er. (Joe Whirlypop)


A Mote Of Dust - II

LP/CD - EUR 29,95/13,95

Bevor die gewaltige Wortkeule (mit spitzen Namensnägeln gespickt)
ausgepackt wird, sollte man eigentlich jeden willigen Musikliebhaber
offenen Ohres einfach nötigen, die ersten Takte dieses
Zehn-Song-Zauberwerks zu hören, dann erübrigte sich alles weitere
voluminöse Faseln, reichten doch schon wenige Augenblicke dieses
filigranen Klanggespinstes aus, um den Verehrer natürlich akustischer
Schönheiten nachhaltig in Bann zu ziehen. Wir, die wir das Glück
hatten, einst aus unserer Punk- & Rock-Wut mit der Wucht des Zarten
geweckt zu werden, als uns Dakota Suite, Turin Brakes und andere
Intensivtöner unsere Ohren für die wahren Tiefen des Hörens und
Fühlens öffneten, haben gelernt, die intime Intensität in den
leisesten Momenten, auch in der sakralen Stille zu entdecken, und mit
nur scheinbar wenigen Mitteln trägt uns Craig Beaton genau in diese
seligen Tage der kargen Köstlichkeit zurück. Aber selbst in den
Phasen, in denen der Sanftsänger, der uns bereits mit Ganger, mit
Aereogramme und mit The Unwinding Hours unendlich schöne
Gefühlstiefen schenkte, seine berührend bewegende Stimme nur mit
leisen Piano-Perlen oder leisen Akustik-Gitarren-Akkorden untermalt,
schwelgt er im zerbrechlich-verletzlichen Schönklang. Bereichert um
wohlgewählt weiche Keyboard-Klangbilder und gezielt gesetzte
rhythmische Akzente entwickelt sich aus dem auf dem Papier so
minimalistisch wirkenden Konzept ein derart bereicherndes,
berauschendes Emotions-Erleben, eine solche Song-Sogwirkung, die
selbst einem Chris Hooson ein Lächeln der Glückseligkeit entlocken
sollte. So sanft, dass man die verwundbaren Weisen selbst mit den
Sinnen kaum berühren mag, entfaltet sich ein zaubrisch zartes,
feingewirkt vulnerables, schmerzhaft schönes Lied-Werk zwischen
Delikatesse und Drama, schottischem Singer-Songwriter-Folk und
melodie-gesegneter Seelentiefe, leiser Geste und ganz großem Gefühl.
(cpa)


Do The Reggae: Skinhead Reggae In The Spirit Of '69 -
Various Artists 

2-CD - EUR 8,95

Reichhaltig bepackte 2019er Trojan-Kollektion zum Thema Rude
Boy-Reggae, versammelt 58 Klassiker, die der britischen Working
Class-Jugend vor einem halben Jahrhundert die akustische Basis für
den Auf- & Ausbruch lieferte. Incl. Tracks von u.a. The Tennors, The
Ehtiopians, Tommy McCook, Rudy Mills, The Techniques, Lloyd Charmers,
The Upsetters, Clancy Eccles, Derrick Morgan, The Maytones, The
Crystalites, The Pioneers, The Melodians, Alton Ellis und King Stitt
& The Dynamites.


Robert Forster - Inferno

LP/Ltd. col. LP/CD - EUR 16,95/17,95/14,95

Robert Forster ist die Ruhe und Gelassenheit selbst, wenn es um das
Reifen, Wachsen und Werden seiner Songs geht. Schon in seligen
Go-Betweens-Tagen war die Güte des Songmaterials die ausschlaggebende
Kraft des Band- und Bühnengeschehens, kaum eine andere derart
herzhaft unterbewertete Gruppe vereinte auf ihren Alben eine solch
beeindruckende Zahl an bleibenden Songs und blieb dennoch zeit ihrer
Existenz ein ewiger Geheimtip. Dass dieser genie-gespeiste
Gruppengeist auch ihn immer noch beseelt, belegen nicht nur die
ewigen Ruhephasen zwischen Forster's Solowerken (ca. fünf Jahre im
Schnitt), sondern vor allem die Alben selbst, und auch der Nachfolger
zum erfreulich erfolgreichen Songs To Play (2015) strotzt nur so vor
gelassen-gelungenen gitarrengeprägten Ohrwürmern, die ihre Energie
ebenso aus dem nonchalant-larmoyanten Gesang, dem schlicht-schönen,
dezent schrammel-charmanten Gitarrenspiel wie der berührenden
Fabulierkunst des Singer-Songwriters ziehen. Seine einprägsam
eigensinnige Art, den Melodien auch neben der Spur Leben zu
verleihen, wird mit berückend handgemacht-hemdsärmeliger Spielkunst
umrahmt, naturbelassene Gitarren, wohlgesetztes Tasten-, Schlag- und
Streichwerk bilden die beherzte Basis für des Meisters Geschichten,
die ungemein berührende Musik in ein zeitloses Bad aus Gitarren-Pop,
Pub-Rock, Singer-Songwriter-Folk verwandelnd, dem Spuren und Spritzer
von Wave und Punk zusätzlich belebende Kraft spenden. Aufgenommen im
heißen Berliner Sommer von 2018, sind es auch die ausgewählten
musikalischen Mittäter, die im Forster-Alleingang den
Go-Betweens-Bandgeist spüren lassen, Produzent Van Vugt (Beth Orton,
PJ Harvey, Forsters' 1990er Danger In The Past-Solo-Debüt), die
Vielinstrumentalisten Scott Bromley und Karin Bäumler (bereits bei
Songs To Play erfolgreich aktiv), Schlagzeuger Earl Havin
(Tindersticks) und Keyboarder Michael Mühlhaus (Blumfeld, Kante)
tragen das ihre dazu bei, dass die 2019er Forster-Fleiß- & Facharbeit
ein Meisterstück von bleibender Güte geworden ist. (cpa)

Die limitierte LP kommt in farbigem Vinyl und ist definitiv nicht
überall zu bekommen ...


Iron & Wine - Our Endless Numbered Days (15th
Anniversary)

2-LP (+DLC)//ltd. 2-LP (+DLC)/CD - EUR 17,95/19,95/14,95

Bereits bei Erstveröffentlichung konnte man sich das Zweitwerk kaum
schöner vorstellen - pünktlich zum 15. Geburtstag aber gelingt dieses
Kunststück, gibt es doch Dank Sub Pop das akustisch-kunstvolle
Kleinod jetzt als um 8 zusätzliche Akustikschatz-Ausgrabungen
erweiterte Edel-Ausgabe.

Und so las sich das damals bei Erstveröffentlichung: Sein zweites
Vollwerk (2004) nahm Sam Beam in den Engine Studios von Brian Deck
auf - und schenkt uns damit ein noch runderes Iron & Wine-Erlebnis.
Obwohl immer noch überschaubar gehalten, ist die
Instrumentalbeteiligung dezent erweitert worden, setzen ein sanft mit
dem Besen bearbeitetes Schlagzeug, eine fast unmerklich eingesetzte
Bass-Drum, eine mit dem Bottleneck bearbeitete Swamp-Gitarre, simple
Mandolinen-Akkorde, ein Tambourin, ein Banjo oder eine Pedal-Steel
durch ihr sanftes Auftreten wundervolle Farbtupfer. Die neu gewonnene
Klarheit durch die Studio-Produktion tut dem Genuss der wunderbar
fließenden Akkorde der akustischen Gitarre mehr als gut, und der
Harmonie-, Duett- und Terzett-Gesang, den Sam allein oder gemeinsam
mit Schwester Sara zaubert, werden dem Hörer direkt ins Ohr
geschmeichelt. Die 12 Songs strahlen Ruhe und Erfahrung aus, sind
bestimmt von natürlich gewachsenen Melodien und berühren so tief,
dass es mich erschauern lässt. Gern darf man Vergleiche ziehen, zu
den Kings Of Convenience (die Harmonie des Gesangs), auch zum frühen
Paul Simon (das Gitarrenspiel), bedingt auch zum Werk von Smog und
Palace. Aber mit Our Endless Numbered Days hat Beam ein ganz eigenes,
zeitloses, zartes, wertes Singer-Songwriter-Folk-Meisterwerk
geschaffen. (cpa)


King Crimson - 1969-1972 (ltd. Vinyl Box Set)

6-LP - EUR 159,95

Lange angekündigt, jetzt endlich - zumindest vorübergehend -
lieferbar: Das ebenso limitierte wie luxuriöse LP-Box-Set, dass die
2009/2010 entstandenen Steven Wilson/Robert Fripp-Mix-Fassungen der
ersten vier King Crimson-Alben In The Court Of The Crimson King, In
The Wake Of Poseidon, Lizard und Islands erstmals auch auf Vinyl
präsentiert. Begleitet von einem LP-formatigen Buch bietet die Box
zudem noch die Raritäten-Sammlung The Alternative Guide To King
Crimson, die als wertiges Doppel-Vinyl dem
Crimson-Compilations-Klassiker The Young Person's Guide auch optisch
sehr nahe kommt. Mit Ausnahme der Single Catfood erleben die hier
vertretenen seltenen Tracks (zumeist ebenfalls in den
Wilson/Fripp-Bearbeitungen) aber durchweg ihre zudem jeweils 200g
schwere Vinyl-Premiere.



King Crimson - 1972-1974 (ltd. Vinyl-Box-Set)

6-LP - EUR 159,95

Auch Box-Set No. 2 bietet die jüngsten Wilson-/Fripp-
Abmischungsfassungen klassischen und selteneren King-Crimson-Guts auf
extra schwerem 200g-Vinyl, von einem 24-seitigen Buch in LP-Format
begleitet finden sich hier die Werke Larks' Tongues In Aspic,
Starless And Bible Black und Red, daneben gibt es eine alternative
und erweiterte Fassung von Larks' im US-Release-Cover und die
verlängerte Version des Live-Albums USA in der 2013er Mix-Fassung, im
Gatefold-Cover.


Lambchop - This (Is What I Wanted To Tell You)

LP/Ltd. LP/CD - EUR 21,95/23,95/15,95

Kunstvolles Ineinandergreifen verschiedenster Klang-Kostbarkeiten,
wundersames Verschränken unvereinbarer Genre-Gegensätze, friedliches
Vereinen fast verbotener Stil- und Spiel-Blüten - und doch klingt das
2019er Wagner-Werk bei erster Begegnung derart leicht, luftig,
fließend, dass so mancher dem falschen Anfangs-Eindruck erliegt, hier
würde nur die schiere Oberfläche gelebt. Aber die emotionalen
Untiefen unter der delikat-dünnen Decke, die feinen und feinsten
Facetten zwischen den edel-kultivierten Klängen, das leise Lächeln in
der elegant perlenden Perfektion entdeckt nur der, der immer wieder
durch die Oberfläche taucht und sich auf des Meisters nur scheinbar
leichte Klangkleider einlässt. Zwischen schwebenden
Keyboardteppichen, beherzt liegengelassenen Akkorden, meisterlich
dargereichten Jazz-Spezereien, experimentellen Ausflügen an die
Grenzen von Harmonie und Rhythmik, beeindruckend beweglichen
Bass-Eskapaden, elektrisierender Elektronik, sanft fließenden
Piano-Perlen und farbsprühend vielfältigem Schlagwerk, zwischen
gestopften Trompeten und synthetischen Schallschönheiten, zwischen
kratzendem Croonen und befremdend becircenden Vocoder-Vokal-Wolken,
zwischen urbanem Bar-Jazz und ländlich-sinnender
Backporch-Mundharmonika, Funk-Grooves und final friedlicher
Sonnenuntergangsballade entfaltet sich bei hartnäckigem Hören eine
seelensalbende Ideen- und Klangfülle, die der nie empfinden wird, der
das Album allzu voreilig abtut. Erst nach und nach spürt man die
Liebe, das tiefe Gefühl und vor allem die Jahre der Erfahrung, die
dem kaum noch mit Worten zu greifenden Song-Perlen-Werk zwischen
Czars und Giant Sand, zwischen Daft Punk und Talk Talk durchweg
anzufühlen sind und die alle anfänglichen Mühen aufs Bleibendste
belohnen. Zunächst kaum berührende, später dezent verstörende,
schließlich nachhaltig faszinierende, flirrend-farbvoll
vielschichtige Song- & Klang-Sammlung zwischen allen Stil-Stühlen,
bewegende, bereichernde, besänftigende Begleitung für tiefe
Tauchgänge in Wagner's und das eigene Wesen, ein Album, dem man beim
Wachsen zuhören kann. (cpa)

Auszüge aus dem Backkatalog, zu Sonderpreisen:

Lambchop - Flotus - 8,95

Lambchop - Is A Woman CD - 7,95

Lambchop - Mr. M CD - 7,95

Lambchop - Bixon CD/CD+DVD - 7,95/10,95

Lambchop - What Another Man Spills 2-LP (+MP3) - 24,95


Jenny Lewis - On The Line

LP/CD - EUR 18,95/17,95

Wieder so ein Fall von nahezu unbemerkt aus den Ohren verloren - zum
Glück aber meldet sich die frühere Rilo Kiley-Stimme mit ihrem 2019er
Studioalbum derart deutlich, beherzt und gekonnt zurück, dass sich
all die guten Erinnerungen auf einen Schlag wieder einfinden (auch
wenn ich befürchte, dass der Kreis der eingeschworenen Rilo
Kiley-Jünger inzwischen ein recht übersichtlicher ist). Mit Wucht,
Verve und jeder Menge vehementem Wohlklang treffen die 11 Ohrwürmer
auf den hoffnungsfrohen Hörsinn, und es sind nicht nur die wundervoll
eingängigen Melodien, von klarer, beweglicher, vor allem
wandlungsfähiger Stimme mitten in die sehnende Seele gesungen, die
derart ungebremst, fast schlagartig auf die der langen Dürre wegen
kaum vorbereiteten Sinne trifft, es ist auch die
instrumentale-ideenreiche, saftig-deftig produzierte, prächtig
besetzte Klang-Kulisse zwischen Singer-Songwriter-Pop,
Alternative-Country und Roots Rock, die vom ersten Moment an Hirn und
Herz erreichen, ergreifen, erobern. Getragen und getrieben von
sattem, gern prominent polterndem Schlagwerk, umgarnt von allerlei
Klavier-Feinheiten, packenden Gitarren-Riffs und gezielt-gekonnt
gesetzten Streicher-Einsätzen, von mitunter überraschenden
Gast-Glanzlichtern auf mörderisch schneidender Orgel, E-Piano,
Blechgebläse und rauh-verzerrter Crazy Horse-Saiten-Attacke belebt,
wandelt das vokale Wunder zwischen Fleetwood Mac-Verwandtschaften,
betörender Karen Carpenter-Wirkung und sogar Kate Bush-Jubilieren und
schafft sich dabei ihre ganz eigene Wohlklangwelt zwischen Americana,
West Coast, Heartland- und Yacht Rock, Funk Grooves, Power-Pop,
himmlischen Beatles-Harmonien und beherzter Balladenkunst und schenkt
uns dabei elf Instant-Ohrwürmer zwischen John Lennon-Labsalen,
Spector-Bombast, deftiger Lenny Kravitz-Leidenschaft und Fleetwood
Mac-Höhenflügen der reifen Rumours-Jahre. Aufgenommen im Capitol
Records Studio B wirkt das Werk nicht zuletzt auch durch die illustre
Musikerschar: Große Namen wie Beck, Benmont Tench, Ryan Adams, Don
Was, Jim Keltner und Ringo Starr lassen ihr legendäres Licht
leuchten, um Jenny strahlen zu lassen wie nie zuvor. (cpa)


Madison Violet - Everything's Shifting

CD - EUR 15,95

19er. Nach Ausflügen in Dance-Bereiche, Pup-Pop, sogar Electro zurück
zu ihren Ursprüngen. Wenigstens weitgehend. Ja, es gibt auch Stücke,
die zum (Edel-) Pop tendieren (aber in gut, mit
nuanciertem/differenziertem Arrangement), eins erinnert gar entfernt
an die Bangles, Country-Einfluß ist nur noch rudimentär/sporadisch
vorhanden - das Gros geht in Richtung Folk Pop, ob etwas schneller
(ungefähr zur Hälfte, rhythmisch apart, oft sehr leichtfüßig, z.T.
schön lose, federnd, leicht tanzend, auch ansteckend groovend) oder
balladesk (meist zurückgenommen, punktuelle Verdichtungen, manchmal
mit mächtig viel Schmelz, man möchte förmlich im Klang baden!). Ab
und zu würde ich's eher Americana nennen, inkl. zarter wie ganz
dezent rockiger Töne, teils butterweicher Pedal Steel. Akust. wie
elektr. Gitarren, gern beides, Keyboards wenn überhaupt als leichter
Schleier, hier und da Streicher, Piano. Alles klingt edel und rund,
der Hit aber sind natürlich die Vokalharmonien - betörend, ja
himmelwärts strebend... - ein Gedicht! Und manch ganz feiner catchy
Song! (dvd)


Van Morrison - The Healing Game (20th Anniversary)

LP/3-CD - EUR 21,95/21,95

Knapp zwei Jahre lang geisterte die Geburtstagsausgabe des 1997er
Albums durch die Veröffentlichungsvorhersagen, feiern wir also jetzt
das 22. Wiegenfest mit einer klanglich aufgearbeiteten
Legacy-LP-Fassung des Originalalbums bzw. einer auf 44 Tracks
Lauflänge erweiterten 3-CD-Ausgabe. Letztere bietet neben der
remasterten Albumversion noch 20 Bonustracks (darunter Single und
Alternativ-Fassungen, Aufnahmesessions und Kollaborationen mit John
Lee Hooker, Carl Perkins und Lonnie Donegan), auf CD 3 schließlich
findet sich ein komplettes Montreux-Konzert vom 19. Juli 1997 (14
Stücke incl. Rough God Goes Riding, Foreign Window, Fool For You,
Sometimes We Cry, It Was Once My Life, This Weight, Fire In The
Belly, Tupelo Honey/Why Must I Explain, The Healing Game).


Joseph Parsons - Digging For Rays

CD - EUR 14,95

Mit unverwechselbar weichem Timbre kredenzt uns der amerikanische
Singer-Song-Roots-Rocker mit der Wahlheimat Parchim ein durch und
durch melodiöses, in ausgesuchter, fester-bester Bandbegleitung
entstandenes, voll, satt und sauber produziertes
Americana-/Roots-Rock-Album, das in seiner erfahrungsvollen
Gelassenheit schon fast als Meister-Muster für ein gelungenes, ebenso
warmherziges wie wuchtiges Wurzel-Werk gelten sollte. Ebenso elegant
wie emotionsvoll vereint die samt-sonore Stimme gleißenden
Gitarren-Rock, hymnischen Heartland, kernigen Roots-Rock, akustische
Folk-Balladen und sogar Snow Patrol-nahe Pop-Affinitäten zu einem
einzigen, von weichen Vokal-Wolken gekrönten Wohlklang-Kosmos,
verbindet angenehme Erinnerungen an Gordon Lightfoot, John Hiatt und
Terry Lee Hale in einer abgehangen reifen Song-Kollektion, deren Reiz
durch die nahezu traumwandlerisch sichere Live-im-Studio-Einspielung
durch das seit mehr als zehn Jahren gemeinsam agierende Quartett um
Parsons Stimme und Gitarrenspiel noch erhöht wird. Gekonnt die
Ballance zwischen hoher Bardenkunst und reifem Rocker wahrend, reiht
er eine bleibende Song-Perle an die andere, und wenn er uns zum
Albumausklang als Bonusdreingabe die mitreißendste Hymne des Werkes,
Wide Awake, noch einmal als Hellwach in heimischer Sprache darbietet,
dann rückt er uns noch ein Stück näher. So darf, so kann, so muss ein
Roots-Rock-Album klingen. (cpa)


Sugaray Rayford - Somebody Save Me

LP/CD - EUR 21,95/14,95

Ein Namen, den man im internationalen Bluesrock-bis-Soul-Kontext noch
nicht wirklich kennt. Der Texaner ist seit 20 Jahren im Geschäft und
hat seit 2010 vier Alben aufgenommen. Dieses fünfte Langwerk besticht
mit trockenem Funk, tanzbarem R&B und groovendem Blues. Alles
handgespielt von einer kompakten Band. Der knarzige Gesang von
Rayford erinnert an BB King, die lässig-dreckige Gitarre schafft
dagegen die Kurve zu aktuellen Bluesrockern der Black Keys-Schiene.
Und auch bläserfetten Soul (zwischen Stax und Hi) hat er drauf,
stilecht mit sämiger Hammond-Orgel angereichert. Trotzdem bleibt der
Gesamtsound immer angenehm schlank, nie hören wir zu viele
Instrumente auf einmal, was zumindest mich bei zeitgenössischem
Bluesrock oft stört. Das lässt Raum für Sugarrays klassische
Blues- und Soulstimme, aber auch für gekonnte Orgel- und
Gitarrenakzente. Kurz bevor es tatsächlich mal richtig rockig oder
tanzbar funky wird, wird sanft gegengesteuert. Der starke Mann des
Albums ist neben Interpret Sugaray Rayford ein Typ namens Eric Corne,
der alles Songs geschrieben hat, die Gitarre und einige weitere
Instrumente gespielt hat. Dazu ist Corne auch noch Gründer und
Betreiber des auch hier zuständigen Labels Forty Below und hatte auch
schon Größen wie John Mayall und Walter Trout unter seinen Fittichen.
Auch die weiteren Musiker haben beachtliche Referenzen zu bieten:
Rick Holmstrom (Mavis Staples), Taras Prodaniuk (Dwight Yoakam), Matt
Sasha Smith (Sam Beam, Jesca Hoop), die Horn Section ist die der Band
von Late Night with Conan O Brien. Insgesdamt
bodenständig-konservative Wertarbeit abseits von Trends und Moden.
(Joe Whirlypop)


Amanda Rheaume - The Skin I'm In

CD - EUR 15,95

Nicht nur die erlesene Begleitmannschaft lässt darauf schließen, dass
man der kanadischen Singer-Songwriterin und ihrem 2019er Studioalbum
(ihrem ca. sölften) in ihrer Heimat weit mehr Wertschätzung
entgegenbringt als hierzulande, zählen doch u.a. Justin Glasco
(Andrew Bird), Tim Bovaconti (Ron Sexsmith), Scott Neubert und Jim
Bryson zu ihren Co-Komponisten, für den handfesten, riff-griffigen
Gesamtklang sorgte gar Blue Rodeo's Colin Cripps. Gemeinsam gelingt
den vielen Roots Rock-Köchen bei aller Liebe zu packenden
Gitarrenklängen ein bemerkenswert vielschichtiges und -gesichtiges
Canadamericana-Album, das weder den gehobenen (Power-) Pop-Appeal,
die Pub-Rock-Nähen, noch die Desert-Rock-Weiten scheut, und im
klassischen Country Rock eine ebenso gute Figur abgibt wie in der
seelenvoll-solitären E-Gitarren-Ballade. Gesegnet mit einem
bemerkenswert packenden Liedschmied-Talent und einem derart
herzwärmenden Timbre wie die liebenswerte Kanadierin, stehen hier bei
aller instrumentalen Pracht (mit Betonung auf der Klangvielfalt des
gepflegten Saitenspiels auf elektrischen und akustischen Gitarren,
Pedal Steel, Dobro und Mando-Gitarre) Sängerin und Song im Zentrum
des ohrenbetörenden Geschehens, wobei die Stil-Spiel-Lust der
einprägsam bestimmten Protagonistin gleichermaßen angenehme
Erinnerungen an Linda Ronstadt, Sheryl Crow und Juliana Hatfield
weckt, nicht nur die Harrison-weiche Leadgitarre immer wieder an die
Beatles denken lässt und auch die Traveling Wilburys mit im
Rheaume-Raum wohnen. Aber es sind die junge Lucinda Williams und vor
allem die bewegende Gesangswirkung einer Beth Nielsen Chapman, deren
Seelenverwandtschaft Amanda am nächsten sind, und nicht zuletzt den
Verehrern der letztgenannten sei dies song-reife Wurzel-Werk ans Herz
gelegt. (cpa)


Tony Sheridan - Tony Sheridan And His Guitar: Unplugged At
Galerie Flensburg

2-CD - EUR 17,95

Vom Sireena-Label in ein sechsseitiges Digifile gehüllter fast
zweistündiger Konzertmitschnitt eines Solo-Auftrittes des Briten (und
späterem Wahl-Seestermühers) vom 9. März 1981, der den ewigen
Beatles-Nebenmann in intimer, klanglich wohlgefälliger Atmosphäre als
versierten Akustik-Gitarristen, gefühlvollen Sänger, geübten
Interpreten und echten Singer-Songwriter portraitiert. Weit entfernt
vom Beat der frühen 60er, aber dennoch im Herzen junggeblieben singt
sich der Alleinunterhalter des Abends durch eine 29 Song-reiche
Sammlung eigener und fremder Stücke, streift dabei verschiedenste
Stil-Stationen seines langen Musikerlebens, und findet zwischen
Rock'n'Roll, Skiffle, Folk, Jazz und Blues, zwischen Ray Charles, Roy
Orbison, Don Gibson, Carole King, James Taylor, Beatles und Simon &
Garfunkel auch immer wieder Zeit und Gelegenheit für direkte deutsche
Ansprachen an sein aufgeschlossenes Publikum. 110 Minuten incl. u.a.
You Got A Hold On Me, You've Got A Friend, Fire & Rain, Color Blind
Blues, Hallelujah I Love Her So, Georgia On My Mind, Frankie And
Johnny, Yesterday, Bridge Over Troubled Water. (cpa)


Nina Simone - At The Village Gate

CD - EUR 8,95

19er Reissue, schön aufgemacht im Klappcover mit informativem Text
innen, 6 Bonustracks (4x live, evt. vom selben Konzert, dazu 2
Studiotracks von den ersten 2 LPs). Ok, es gibt so einige
herausragende Alben von ihr - dieses gehört definitiv zu den
allerbesten! Live im Quartett 1961. Ihr Piano ist großartig (sie
wollte ja klassische Konzert-Pianistin werden), z.T. sehr agil,
virtuos, ausdrucksstark, oder nur kongenial punktierend, ein dunkles
Rollen oder leise kommentierend. Die Gitarre weitgehend filigran.
Beide verschmelzen phasenweise - feines Zusammenspiel, Jazz-betont
v.a., in flexibler "offener" Form, gern auch abseits strikter
Konventionen. Sie spielen viele alte Standards (auch Traditionals),
u.a. Broadway-Material, von leisen ungeheuer feinsinnigen und
feinfühligen Jazz-Balladen (bzw. multipel rootsigen, zugleich fast
schwerelos irgendwie freigeistig fließend) über gediegenen schön
spielerischen mid-tempo Jazz und sattem up-tempo Swing (fast funky,
samt Piano-Showdown, in dem sie ihre ganze Klasse zeigt, und zartem
Klassik-beeinflußtem Intro/Outro), starken Afro-Anleihen (ein Stück
von Babatunde Olatunji) mit einer kleinen Prise Wiegenlied, bis zur
ganz sanften Folk-Jazz-Ballade und einem total mitreißendem
groovendem Gospel-Jazz-R'n'B-Hybridem (eine lange Tour de force -
überhaupt viele längere Tracks). Das alles immer wieder fabelhaft
gesungen, toll und emotional (zeitweise fast schmerzhaft)
phrasierend, u.a. in 2 bravourösen Solo-Songs (introspektiv mit
dramatischen Akzenten). Als Bonus 2 kraft/lustvolle rhythmisch
tricky-reizvolle Ethno/Jazz-Verbindungen aus Israel, 2 Covers (1x
Studio) von You'll Never Walk Alone (ja, der "Fußball-Song", solo,
leise beginnend/endend, fast rauschhaft verdichtet, Klassik-Einfluß,
grandioses Piano), eine frühe 8-minütige Fassung des alten Spirituals
Sinner Man (enormer Drive, etwas jazziger als später, hypnotisches
Piano). Ganz große Kunst! (dvd)


Strand Of Oaks - Eraserland

2-LP/CD - EUR 19,95/12,95

Nach epischem Indie-Folk steht mir der Sinn derzeit eher selten, aber
der offensichtlichen Grandezza dieses Albums konnte ich mich dann
doch nicht entziehen. Was für ein mächtiger Breitwand-Sound, teils
postrockig getuned und getragen vom kristallklaren, elegischen Gesang
von Timothy Showalter. Gefühligkeit gekonnt in Musik gegossen. Dieses
sechste Strand Of Oaks-Album ist zweifellos ein großer Wurf. Die
Songs sind groß gedacht und klar strukturiert, gnadenlos eingängig
ohne ins plump Hymnenhafte abzugleiten. Die Arrangements sind von
schimmernder Gediegenheit: reichlich Gitarren (auch mal heftiger),
Keyboards, Orgel, Hall & Raum. Wobei die Basis der Songs durchaus
rootsig, jedenfalls diffus indiefolkig ist. Was Showalter daraus aber
zaubert, ist schlicht beeindruckend. Band Of Horses, Mumford & Sons,
My Morning Jacket - von letzteren mischen gleich mehrere Musiker hier
mit. Wie auch die gastierenden Jason Isbell und Emma Ruth Rundle.
Produziert hat das überzeugende Werk Kevin Ratterman (Emma Ruth
Rundle, Flaming Lips). Wäre eine perfekte Band fürs Orange Blossom
Special, würde ich sagen. (Joe Whirlypop)


Tuuletar - Tules Maas Vedes Taivaal (exp.)

CD - EUR 15,95

Wer klangliche Kostbarkeiten neben den gewohnten Spuren sucht, wird
eigentlich stets beim vorwiegend im skandinavischen Raum spürenden
Trüffel-Label Nordic Notes fündig, und so begeistert auch diese
erweiterte Wiederveröffentlichung des 2016er Erstlings des rein
finnischen Frauenquartetts durch schöne Schallwellen & -welten
jenseits des gewohnten akustischen Alltagsbreis. Wie es den vier auch
als Songschreiberinnen beeindruckenden Sängerinnen gelingt, all die
Klänge, Töne und Schallsensationen der neun Song-Schmuckstücke (das
in Finnland nur als Single erschienene Uho gibt's als Dreingabe zum
Debüt dazu) allein mit der kreativen Kraft ihrer perfekt
harmonierenden Stimmen zu erzeugen, bleibt mir mitunter ein
Geheimnis, vor allem im Bass- und Beatbox-Bereich erlebt man manch
musikalisches Mirakel, aber die Suche nach Klärung gerät bald in den
Hintergrund, erlebt man hier doch einen derart phantasievoll
farbreichen Stil-Spielplatz, dass gerade dem Verehrer der vokalen
Vielfalt der Atem stockt. Zwischen verwunschen-mystischem
Märchenwald, feenhafter Folklore und deutlich rhythmisch betontem
Tanznerv-Impuls schmeicheln und verführen, schweben und schwingen,
schneiden und strahlen die vier Stimmen, mal als strahlender Solitär,
mal als viellagig harmonierende Solidargemeinschaft, schwelgen in der
variantenreichen vokalen Vielfalt, vom stählernen Strahlen
bulgarischer Stimmen über feinst verwobene Gesangs-Gebetsteppiche
und Värttinä-vehemente Folklore-Attacken bis hin zu gründelnd
groovender Hip Hop-Rhythmik reicht das Spiel der Möglichkeiten in
dieser ebenso naturverbundenen wie höchst artifiziellen
Arrangement-Architektur zwischen Hexenkranz und Volkstanz,
verführerischer Beschwörung und mitreißender Bewegung, zwischen
pracht- und phantasievollem Pop, beeindruckender Kunst und gefühlvoll
gelebter skandinavischer Folklore. Die neun großartigen
Tuuletar-Originale werden freilich in finnischer Sprache gefeiert -
ein zusätzlich verzaubernder Faktor, der diese reine Stimmvergnügen
zu etwas ganz Besonderem macht. (cpa)


Ally Venable - Texas Honey

CD - EUR 16,95

19er. Blutjunge Texanerin, von Mike Zito, der auch 4x als (v.a.
feiner Slide-) Gitarrist gastiert, produziert (und in höchsten Tönen
gelobt). Heimste in der Heimat diverse Auszeichnungen (Awards) ein,
der Vorgänger war in den US-Blues-Top 10. 5. LP, die 1. auf Ruf
Records. Sie verfügt über eine auffällig extrovertierte fordernde
Stimme, gehörige Gitarrenkünste (wobei die
flüssigen/melodiösen/singenden/schroffer verzerrten Soli hier mit
Ausnahme einer auch nicht zu langen Gitarrenschlacht mit Gast Eric
Gales - auch Duett-Vocals - eher kompakt gehalten sind, zugunsten
stärkerer Songorientierung), erfindet nichts neu, will es auch nicht
(sie sieht sich in Stevie Ray Vaughan-Tradition). Das Ergebnis:
Geradlinig-bluesiger/70s- Classic Rock-angelehnter Sound mit
reichlich Power und sogar punktuellen old-fashioned Hard
Rock-Elementen (1x nuancierter/differenziert, eine Spur filigran).
Bzw. Blues Rock, mal schleppend, beinahe heavy (ein bischen bluesige
Mountain), mal starkes Traditionsbewußtsein (Gitarre!), mal total
straight/fast stampfend, mal flexibler/variabler, mal balladesk (viel
Atmosphäre!). Gute Schärfe, 1,2x groovend. Und ein fetter saftiger
Neo-Rock'n'Roller. Nur 2 Cover (1x Stevie Ray). (dvd)


Zeal & Ardor - Live In London

2-LP/CD - EUR 24,95/14,95

Live noch phänomenaler. Was Manuel Gagneux, ein aus New York
stammender Schweizer mit seiner Band an headbangender Soundwucht
erzeugt, ist der Hammer - buchstäblich. Zeal & Ardor schaffen auf für
meinen Geschmack innovative Weise heftigstes Präzisionsgedonner, mit
steinerweichender Gitarrenwucht, getragen von mystischen Chants. Aber
eben nicht im gängigen Black Metal-Format, sondern auf der Basis von
sumpfigem Voodoo-Blues und schleppenden Chaingang-Rhythmen aus den
tiefsten Südstaaten. Yes, hier trifft Delta Blues auf satanisches
Todesmetall, inspiriert von okkulten Soundtracks aus den 70ern. Was
erstaunlicherweise bestens zusammenpasst. Das liegt aber auch daran,
dass Zeal & Ardor eben nicht nur eine spannende Crossover-Idee hatten
und auf der jetzt endlos herumreiten, sondern vor allem daran, dass
sie diesen mächtigen Sound auch auf der Bühne mit Inbrunst
zelebrieren. Was für ein mächtiges Trommelfeuer aus dem
Höllenschlund! Die Gitarrenarbeit ist fulminant, verbindet
Blues-Roots mit metallischem Existenzialismus. Das Ganze auch noch
zweistimmig geshoutet, wobei gerade der Gesang erstaunlich viel zum
stimmigen Gesamtbild beiträgt. Schon lange kam mir kein
Livemitschnitt mehr unter, der mich derart überzeugend zum
Konzertbesuch animierte. 80 Minuten Sound-Eruption aus der
Südstaatenhölle, aufgenommen im Londoner Electric Ballroom. Gespielt
werden beide bislang veröffentlichte Alben und auch ein paar neue
Songs. (Joe Whirlypop)


Sophie Zelmani - Sunrise

LP/CD - EUR 15,95/12,95

Zaubrisch-zarter Songreigen der Schwedin, mit allerlei Saiten-,
Tasten- und Streich-Werk stets federleicht in sanfte Szene gesetzt
und von weich-warmer Stimme verführerisch verträumt ins Ohr
geschmeichelt. Von Zarttönerin Zelmani gemeinsam mit dem
Langzeitweggefährten, Gitarristen, Arrangeur und Produzenten Lars
Halapi ins kaum greifbare, definitiv zeitlose Zwielicht zwischen
blumigem 60's Pop, Burt Bacharach-Eleganz, Chanson-Charme,
akustischer Folk-Ballade, Walkabouts-Weite und gelassenem Giant
Sand-Desert gerückt, übersteigt kein Song die Midtempo-Hürde, und
auch wenn E-Gitarren, Schlagwerk und Streicher mit am Klangreichtum
wirken, so ist dennoch das Feinzarte, das Liebreizende das tragende
musikalische Moment dieses 9-Song-Werks. Filigrane Feinkunst für Herz
und Seele, nicht nur der stimmlichen Verwandtschaft wegen auch und
gerade Carla Togerson-Kennern ans Herz gelegt. (cpa)


Demnächst in diesem Theater...

29.03.

Son Volt - Union

Steve Earle & The Dukes - GUY

Weyes Blood - Titanic Rising

Gob Iron - Death Songs For The Living

Keith Richards - Talk Is Cheap (ca. fünf 30th Anniversary Editionen)

Beth Gibbons & The Polish National Radio Symphony Orchestra - Henryk Górecki: No. 3

Unkle - The Road: Part 2/Lost Highway

White Denim - Side Effects

Edwyn Collins - Badbea

05.04.

Lady Lamb - Even In The Tremor

Hallelujah: The Songs Of Leonard Cohen - Various Artists

Ifriqiyya Electrique - Laylet El Booree

Don Felder - American Rock'n'Roll

Lee Fields & The Expressions - It Rains Love

Michael Nesmith - Songs (12-CD)

12.04.

Glen Hansard - This Wild Willing

John Paul White - The Hurting Kind

Damien Jurado - In The Shape Of A Storm

Sun Kil Moon - I Also Want To Die In New Orleans

Big John Bates - Skinners Cage

Eli "Paperboy" Reed - 99 Cent Dreams

Stuart A. Staples - Music for Claire Denis' High Life

19.04.

Snowy White - The Situation

Russ Tolman - Goodbye El Dorado

Nouvelle Vague - Curiosities

Ryan Adams - Big Colors (wahrscheinlich doch eher nicht ...)

26.04.

Hugo Race Fatalists - Taken By The Dream

Todd Thibaud - Hill West

The Pearlfishers - Love & Other Hopeless Things

Josh Ritter - Fever Breaks

Peter Doherty & The Puta Madres - Peter Doherty & The Puta Madres

Iain Matthews - Orphans & Outcasts 4-CD

Popol Vuh - 5 remastered Reissues

Aldous Harding - Designer

03.05.

The Dream Syndicate - These Times

Joy Williams - Front Porch

Bad Religion - Age Of Unreason

Markus Rill & The Troublemakers - Songland

10.05.

She Keeps Bees - Kinship

Mavis Staples - We Get By

17.05.

The National - I Am Easy To Find

Rich Hopkins & Luminarios - Back To The Garden

Kettcar - Der süße Duft der Widersprüchlichkeit (Wir vs. Ich)

31.05.

Sinkane - Dépaysé

07.06.

Eleni Mandell - Wake Up Again

14.06.

Calexico/Iron & Wine - Years To Burn


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

DIE NERVEN

dienerven

09.06.2019 DE - Beverungen, Orange Blossom Special Festival

HUGO RACE FATALISTS

hugoracefatalists.com

03.05.2019 IT - CATANZARO - Museo del Rock

04.05.2019 IT - CINQUEFRONDI - Il Frantoio delle Idee

09.05.2019 IT - BERGAMO - Druso

10.05.2019 IT - FIRENZE - Circolo Arci Progresso

11.05.2019 IT - RAVENNA - Boca Barranca

12.05.2019 IT - PESCARA - Scumm

17.05.2019 IT - SAVONA - Raindogs House

18.05.2019 IT - ROME - Wishlist

24.05.2019 CZ - PRAGUE - Jazzdock

25.05.2019 CZ - BRNO - Kabinet Múz

29.05.2019 IT - RIMINI - Hobos (Hugo Race solo show)

30.05.2019 IT - TORINO - Blah Blah

31.05.2019 IT - CANTÙ - e35

01.06.2019 IT - LUGAGNANO, VERONA - Club Il Giardino

13.09.2019 CZ - PÍSEK - Cool v Plote festival (Hugo Race solo show)

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

30.03.2019 CH - Eisenwerk - Frauenfeld

04.04.2019 CH - Konzerthaus Schüür - Luzern

05.04.2019 CH - Kühltür - Bern

09.04.2019 CH - Cervo / Zermatt Unplugged Festival

10.04.2019 CH - Taste Village / Zermatt Unplugged Festival

11.04.2019 CH - Taste Village / Zermatt Unplugged Festival

13.04.2019 CH - TapTab Musikraum - Schaffhausen

27.04.2019 CH - Kulturfabrik Kofmehl - Solothurn

08.06.2019 DE - Schloß Holte-Stukenbrock, Whatever Happens Festival

09.06.2019 DE - Beverungen, Orange Blossom Special Festival

15.06.2019 DE - Ellingen - Gutsfestival

21.06.2019 DE - Neuhausen ob Eck- Southside Festival

21.06.2019 DE - Scheeßel - Hurricane Festival

17.07.2019 CH - Gurten Festival - Bern

02.08.2019 DE - Böblingen - Böblinger Songtage

03.08.2019 DE - Luhmühlen - A Summer's Tale

02. - 03.08.2019 DE - Burg Friedland - Jenseits von Millionen Festival

09.08.2019 DE - Bergfunk Open Air - Königs Wusterhausen

29. - 01.09.2019 DE - Homberg - Musikschutzgebiet Festival

07. - 08.09.2019 DE - Berlin - Lollapalooza Festival

10.10.2019 AT - Dornbirn Spielboden Dornbirn

11.10.2019 AT- Ebensee, KINO EBENSEE

12.10.2019 AT- Saalfelden, Kunsthaus Nexus

14.10.2019 DE - Heidelberg, halle2

15.10.2019 DE - Kassel, Kulturzentrum Schlachthof Kassel

17.10.2019 DE - Rostock, Helgas Stadtpalast

20.10.2019 DE - Stuttgart, clubCANN

21.10.2019 DE - Köln, YUCA

23.10.2019 DE - Dresden, GrooveStation Dresden

24.10.2019 DE - Erfurt, Museumskeller und HsD Erfurt

25.10.2019 DE - Mainz, Kulturclub Schon Schön

26.10.2019 DE - Ulm, ROXY.ulm

XIXA

xixamusic.com

13.06.2019 CH - Schaffhausen - Tap Tab

15.06.2019 DE - Schorndorf - Manufaktur

16.06.2019 CH - Baden - Werkk

21.06.2019 DE - Hannover - Theaterformen


Alle guten Wünsche für Euch & die Euren!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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LABEL/5068: Warner Music Medien Newsletter KW 12 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 12

Hamburg, 21. März 2019



ED SHEERAN

Der britische Erfolgsregisseur Danny Boyle ("Trainspotting", "Slumdog
Millionaire", "The Beach") präsentiert am 11.07. seinen neuen
Kinofilm "Yesterday" [1], in dem kein Geringerer als Weltstar Ed
Sheeran mitspielt. Ed spielt in dem Film sich selbst, der den
chronisch erfolglosen Straßenmusiker Jack (Himesh Patel) entdeckt und
ihn unter seine Fittiche nimmt. "Dann wird er viel, viel
erfolgreicher als ich, weil er bestimmte Dinge tut", verrät Ed.
Schon in der Vergangenheit hatte Ed Sheeran filmische Kurzausflüge
gemacht und war in einigen Gastrollen zu sehen, darunter auch 2017 in
der Kultserie "Game of Thrones". Im Sommer kommt er dann wieder als
Musiker auf Tour nach Deutschland: 22. & 23.06. Hockenheim,
Hockenheimring | 02.08. Hannover, Messegelände | 03.08. Hannover,
Messegelände.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

LINA MALY

Keine Frage, Lina Maly ist eine der herausragendsten neuen deutschen
Talente der letzten Jahre. 2016 veröffentlichte sie ihr von der
Kritik gefeiertes Debütalbum "Nur zu Besuch" und bekam 2018 den
Deutschen Musikautorenpreis in der Kategorie "Nachwuchs" verliehen.

Am 08.03. kehrte die Hamburger Musikerin mit ihrer brandneuen Single
"Unterwegs" [2] zurück und kündigte damit zugleich ihr am 02.08.
erscheinendes neues Album "Könnten Augen alles sehen" an. Der neue
Song ist eine Hymne auf das selbstbestimmte Leben und ein Abgesang an
das Perfekte.

Lina Maly ist auch aktuell gerade hierzulande live unterwegs: 21.03.
Hamburg, Knust | 22.03. Berlin, Musik & Frieden | 03.05. Jena,
Friedenskirche.


BILLY LOCKETT

UK-Singer/Songwriter Billy Lockett ist definitiv einer der Künstler,
den man 2019 auf dem Schirm haben sollte. Nachdem er kürzlich seine
32 Dates umfassende Support-Tour für den schottischen #1-Künstler
Lewis Capaldi beendete, startete er am 15.03. mit einer kraftvollen
neuen Single ins neue Jahr.

"'Every Time You're High' handelt vom Albtraum der Sucht und wie
diese deine Beziehungen zerstören kann. Ich wollte diesen Song schon
länger schreiben. Ich glaube so hemmungslos ehrlich war ich in meinen
Texten noch nie", so Billy Lockett über die Single. [3]

Anfang April ist Billy Lockett auch hierzulande wieder live zu
erleben: 01.04. Hamburg (ausverkauft) | 04.04. München (ausverkauft)
| 05.04. Berlin (ausverkauft) | 07.04. Köln, Blue Shell.


ARETHA FRANKLIN

Fast 50 Jahre nachdem Aretha Franklins Album "Amazing Grace"
aufgenommen wurde, feiert das meistverkaufte Album der 'Queen Of
Soul' und das meistverkaufte Gospel-Album aller Zeiten nun ein
Revival - nachdem 2018 bereits die eindrucksvolle Doku [4] zum
Making-Of des legendären Doppelalbums erschien.

Drei Tage vor ihrem Geburtstag, veröffentlicht Rhino diesen Freitag
nun erstmalig die Live-Aufnahmen der beiden überirdischen 1972er
Performances Aretha Franklins aus der New Temple Missionary Baptist
Church von Los Angeles auf Vinyl (4LP, 180-Gram-Vinyl).

"Amazing Grace: The Complete Recordings" umfasst u.a.
Kirchen-Klassiker wie "Precious Memories", "What A Friend I Have In
Jesus" oder "How I Got Over".


JOSH.

Kaum ein Künstler legte im letzten Jahr einen derart erfolgreichen
Start hin wie der in Wien lebende Josh., der mit seiner Single
"Cordula Grün" einen absoluten Hit landete. Nun legt er nach und
enthüllt das herrliche Musikvideo [5] zu seiner neuen Single
"Vielleicht".

Der beschwingt eingängige Song ist zugleich der erste Vorbote seines
am 26.04. erscheinenden Debütalbums "Von Mädchen und Farben" und
überzeugt im genial minimalistischen Arrangement mit reichlich
Wortwitz, Charme und Wiener Schmäh.

Josh. ist in diesem Jahr in zwei Kategorien für den österreichischen
Musikpreis "Amadeus" nominiert und im April live in Deutschland:
11.04. Berlin, Frannz | 12.04. Hamburg, Bahnhof Pauli | 14.04. Köln,
Luxor | 15.04. Frankfurt, Das Bett | 16.04. München, Ampere.

PANIC! AT THE DISCO

Die Grammy-nominierte Formation Panic! At The Disco enthüllte
kürzlich das Musikvideo zur neuen Single "Dancing's Not A Crime" aus
ihrem aktuellen Erfolgsalbum "Pray For The Wicked". Der lustige Clip
[6] begleitet erneut Frontmann Brendon Uries Puppen-Alter-Ego - alias
The Amazing Beebo - durch den ereignisvollen Tag.

The Amazing Beebo spielte bereits im Video zur Hit-Single "Hey Look
Ma, I Made It" [7] (über 100 Mio. Streams) die Hauptrolle und hat
bereits einen eigenen Instagram-Account [8] mit über 265.000
Followern.

"Pray For The Wicked" ist das zweite #1-Album der Band in Folge.
Anfang April sind P!ATD hierzulande live auf Tour: 01.04. Düsseldorf,
ISS Dome | 03.04. Berlin, Mercedes-Benz Arena | 04.04. Hamburg
Barclaycard Arena.


MICHAEL BUBLÉ

Der Ausnahmekünstler Michael Bublé ist derzeit mit seinem aktuellen
Album ♥ ("love") auf US-Tour, für das er in Kanada kürzlich
einen Juno Award erhielt. Aufgrund des gewaltigen Erfolges wurde die
Tour sogar erweitert.

Heute veröffentlicht Michael Bublé den offiziellen Soundtrack zu
seinem TV-Special "bublé!", das beim US-Sender NBC läuft. Der
Soundtrack umfasst u.a. Klassiker wie "My Funny Valentine", "When
You're Smiling" oder "Fly Me To The Moon".

Im Herbst kommt der Kanadier live nach Deutschland: 29.10. Hannover,
TUI Arena | 30.10. Berlin, Mercedes-Benz Arena | 31.10. Hamburg,
Barclaycard Arena | 05.11. Köln, Lanxess Arena | 06.11. Oberhausen,
Kopi Arena | 08.11. Mannheim, SAP Arena | 09.11. Leipzig, Leipzig
Arena | 10.11. München, Olympiahalle.


HYPHEN HYPHEN

Ende letzter Woche veröffentlichte das preisgekrönte, explosive
französische Indiepop-Dreigespann Hyphen Hyphen seine neue Single
"Lonely Baby" [9] mit Feature der US-Multiplatin-Künstlerin Kiiara.

"'Lonely Baby' bringt dieses komische Gefühl zum Ausdruck, wenn
man von Menschen umgeben ist, sich aber dennoch einsam fühlt. Wir
lieben einfach das Spannungsverhältnis das entsteht, wenn man einen
Dance-Track mit melancholischen Lyrics paart. Diese Hymne steht für
Hoffnung und Freiheit", so die Band.

2016 räumten Hyphen Hyphen in Frankreich bereits den Preis als bester
Live Act ab und stellten 2018 mit Singles wie "Like Boys" oder "KND"
ihr Können weiter unter Beweis. Ihre Songs thematisieren oft sexuelle
Freiheit, Hedonismus und Feminismus.


JENNY LEWIS

Diesen Freitag erscheint mit "On The Line" das vielversprechende
vierte Solo-Album der amerikanischen Schauspielerin und Sängerin
Jenny Lewis, auf dem sich die ehemalige Frontfrau der Indie-Rockband
Rilo Kiley mit hochkarätigen musikalischen Kollegen zusammenschließt,
darunter Beck, Don Was, Jim Keltner, Ringo Starr und Benmont Trench.

Die elf zutiefst persönlichen Songs des Neulings wurden allesamt von
Lewis selbst geschrieben und von Ryan Adams und Beck produziert. So
auch die bereits veröffentlichten Titel "Red Bull & Hennessy" [10]
und "Wasted Youth" [11], der sich mit ihrer nicht ganz
unproblematischen Jugend auseinandersetzt.

Im Juni ist Jenny Lewis als Support für Death Cab For Cutie auf
ausgewählten Nordamerika-Konzerten live zu sehen.


TRACK OF THE WEEK • Sofía Reyes / Rita Ora / Anitta -
R.I.P, 

Volle Frauenpower voraus! Superstars Sofía Reyes, Anitta und Rita Ora
machen jüngst gemeinsame Sache, bündeln ihre Kräfte und schießen ihre
Lover zum Mond. "R.I.P." heißt die neue Single, auf der die drei
unwiderstehlichen Femmes Fatales nun ihre Beziehungen zu Grabe tragen
und das auf Spanisch, Englisch und Portugiesisch. Doch von Trauer
keine Spur. Auch im farbenfrohen Begleitvideo [12] feiern die drei
Pop-Queens zu bouncenden Melodien, feurigen Salsa-Gitarren und einem
treibenden Reggaeton-Beat das Leben. "'R.I.P.' ist nicht nur ein
Song, sondern auch eine Message, die wir alle hören müssen. Wir alle
müssen ermutigt werden, den Bull**** hinter uns zu lassen, der uns
aufhält", betont Sofía Reyes.


WARNER MUSIC ON STAGE - ALPHAVILLE

1984 veröffentlichten ALPHAVILLE ihr hierzulande dreifach mit Gold
ausgezeichnetes Album "Forever Young", das bis heute internationalen
Kultstatus genießt. Ende vergangener Woche wurde der legendäre
Longplayer nun erstmalig remastered als 3CD/DVD/LP Super Deluxe
Limited Edition neu veröffentlicht, mit jeder Menge zusätzlichem
Material.

Auf der DVD befindet sich die 60-minütige Doku "Never Grow Up - The
Story Of Forever Young". Außerdem erscheint die "Forever
Young"-Reissue noch als Deluxe Doppel-CD mit Original-Singles,
B-Seiten und Maxi-Versionen sowie als Vinyl-LP und digital.

Anlässlich ihres 35-jährigen Bestehens sind ALPHAVILLE in der
aktuellen Live-Besetzung auf Deutschland-Tournee:

29.03. Berlin, Huxleys Neue Welt

30.03. Hamburg, Gruenspan

09.04. Frankfurt, Batschkapp

10.04. München, Technikum



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=c4fb1a28bb5bc4fddd2b63ae46e672a00d97cc2cc654df9d479b301c655f806b1fb9cfbe2d81619c37b3f93f0c0151b6

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=c4fb1a28bb5bc4fd27164bfc8e373ec94a9834419251ff4dc2c6b4f7347b387c2afdeda3541f28fdbec2d42fedfbf2f3

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=c4fb1a28bb5bc4fd057949f6967d543fa82ebc636cf73697b6962d3edfea74310f9804ba8f41568c9e58e348f6a25a4c

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=c4fb1a28bb5bc4fde07cedddaa95790a00c2e22838d91ebe5be3fc3226e98513d84eaab1ebdf7d21bcc3f74f654bdbbb

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=c4fb1a28bb5bc4fdf2ab918e091acf05757cceb7c3dc961baf424101d2dd10a097567ac9b3e355ec33810e757612889a

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=c4fb1a28bb5bc4fd1adf8b02c158f17f806eec23a7d737408d53ea61fee3a2b9ce7ee848cc2242796a13f51463a005e1

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=c4fb1a28bb5bc4fdd539e41e5e4406f0895ec876b2813170bc539438bf6c38386d9d14ca03aa2d780dffc9c9b36c7ac5

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=c4fb1a28bb5bc4fd18654c252201ace7969d9391280fdebcec25bdd3380881af2b24c26c4a7dd3d1ecf49cc98060c987

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=c4fb1a28bb5bc4fd11eec863e708e075cb3b035ee10bc6e733f81d155c77e5a94af54438cc90f81128e4c6dde8529b59

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=c4fb1a28bb5bc4fd841410a5fdc8e22736642e7ef36bb8111787f6681ed7084180983e2478ebf8ebdc444bc3fd42f278

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=c4fb1a28bb5bc4fd28877abad60d0491ebcea403857e47b829f4f440499ecd56ee39b9bf7e86cc1dd9b1330c8bc24005

[12] http://click.email.artistarena.com/?qs=c4fb1a28bb5bc4fd8f5b147cc90fceba37179cbb5467e74c1d6326cd71283051dc1b51e62c396f63bb2348f91d0fba18

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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AUSLAND/9013: Aus aller Welt - 22.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Massenkundgebungen in Algerien

Auch am Freitag versammelten sich wieder Tausende Menschen in der
Hauptstadt Algier, um gegen Präsident Abdelaziz Bouteflika und seine
Regierung zu protestieren. Auch in anderen Städten des
nordafrikanischen Landes gab es Demonstrationen. Die Teilnehmer
forderten unter anderem einen Systemwechsel und ein Ende der
Regierungszeit des seit 1999 amtierenden Präsidenten. Als Reaktion
auf die landesweiten Proteste kündigte Bouteflika bereits an, daß er
nicht mehr für eine weitere Amtszeit kandidieren und seinen Platz für
einen gewählten Nachfolger räumen werde. Er hat allerdings die für
den 18. April anberaumte Wahl auf unbestimmte Zeit verschoben und
bleibt damit vorerst an der Macht.

22. März 2019
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JUSTIZ/9013: Kriminalität und Rechtsprechung - 22.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Potenzmittel und Kosmetika bei Razzia beschlagnahmt

Die Polizei hat bei der Durchsuchung von Wohnungen und
Geschäftsräumen in Ulm, Köln und im Kreis Esslingen diverse
Potenzmittel sowie Kosmetika gefunden, die unter das
Arzneimittelgesetz fallen. Ein Mann und zwei Frauen sollen die
Artikel ohne arzneimittelrechtliche Erlaubnis über einen
Internet-Versandhandel vertrieben haben. Den Tatverdächtigen drohen
mehrjährige Freiheitsstrafen.

22. März 2019
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MILITÄR/9010: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 22.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Luftangriffe auf Dschihadisten in Baghus

Die Syrischen Demokratischen Kräfte (SDF) setzen ihre Offensive auf
die letzte Enklave der Dschihadistenmiliz Islamischer Staat (IS) im
Osten Syriens fort. Nach einer zweitägigen Feuerpause bombardierten
Flugzeuge der internationalen Anti-IS-Koalition am Freitagmorgen ein
kleines noch von den Dschihadisten gehaltenes Gebiet nahe der
Ortschaft Baghus. Es sollen sich noch schätzungsweise bis zu 500
IS-Kämpfer in der Stadt und in Felshöhlen entlang des Euphrats
verschanzt haben. Die arabisch-kurdischen SDF-Einheiten hatten ihren
Angriff auf Baghus unterbrochen, um Zivilisten die Flucht aus der
belagerten Stadt zu ermöglichen.

22. März 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9012: Aus Parlament und Gesellschaft - 22.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Grüne fordern schärferes Waffenrecht

Der Fraktionschef der Grünen im Brandenburger Landtag, Axel Vogel,
setzt sich schon seit längerem für ein generelles Verbot
halbautomatischer Waffen für Privatpersonen und strengere Auflagen
für den Besitz und die Lagerung von Munition ein. Nach dem Anschlag
eines Rechtsextremisten auf zwei Moscheen im neuseeländischen
Christchurch bekräftige der Politiker seine Forderung nach einem
schärferen Waffenrecht. Laut Vogel müssen Waffenbesitzer in
Brandenburg nur etwa alle vier Jahrzehnte mit einer behördlichen
Überprüfung rechnen. Seiner Meinung nach brauchen weder Sportschützen
noch Jäger halbautomatische Waffen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9011: Tragisches und Kurioses - 22.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Dutzende Menschen bei Fährunglück im Irak ertrunken

Auf dem Fluß Tigris nahe der nordirakischen Stadt Mossul ist eine
Fähre gekentert. Wie die Agentur INA unter Berufung auf Informationen
des Innenministeriums berichtete, kamen bis zu 100 Menschen bei der
Havarie ums Leben. 55 Personen seien lebend aus dem Wasser geborgen
worden. Wegen der starken Strömung wurde das Suchgebiet ausgeweitet.
Die Passagiere waren zu einer Ausflugsinsel unterwegs, um das
kurdische Neujahrsfest Newroz zu feiern. Das Schiff sei mit 200
Personen deutlich überladen gewesen, hieß es.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8096: Aus Forschung und Technik - 22.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Vega-Rakete befördert italienischen Satelliten ins All

Eine leichte Vega-Trägerrakete hat den 900 Kilogramm schweren
italienischen Erdbeobachtungssatelliten PRISMA (PRecursore
IperSpettrale della Missione Applicativa) in eine sonnensynchrone
Umlaufbahn transportiert. Nach Angaben von Arianespace erfolgte der
Start in der Nacht zum Freitag vom europäischen Weltraumbahnhof
Kourou im französischen Übersee-Département Französisch-Guayana. Die
italienische Weltraumbehörde ASI (Agenzia Spaziale Italiana) will
ihren neuen Satelliten zunächst testen und voraussichtlich im Juni
offiziell in Betrieb nehmen. Aus einer Höhe von rund 620 Kilometern
kann das mit einem hyperspektralen optischen Sensor und einer
panchromatischen Kamera ausgerüstete Hightech-Gerät
Umweltveränderungen auf der Erde registrieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8109: Aus aller Welt - 22.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Demonstrationsverbote für Gelbwesten in Frankreich

In mehreren Städten Frankreichs haben die zuständigen Behörden den
sogenannten Gelbwesten für Samstag Protestkundgebungen untersagt. Der
Pariser Polizeipräsident Lallement verhängte am Freitag ein
Demonstrationsverbot für den Place de l'Étoile, die Champs-Élysées
und angrenzende Straßen sowie das Viertel um den Élysée-Palast. Das
Verbot soll bewirken, daß es am Rande der Kundgebungen nicht erneut
zur Zerstörung zahlreicher Geschäfte kommt. Alles, was als Waffe oder
Vermummung interpretiert werden könnte, hat die Präfektur ebenfalls
verboten.

In Toulouse wurde eine über die sozialen Medien organisierte
Demonstration auf dem zentralen Place du Capitole vor dem Rathaus
untersagt. Ebenso wie in Paris ist Zuwiderhandlung mit Geldstrafe
bedroht. Das Verbot wurde damit begründet, daß die Demonstration
polizeilich nicht angemeldet wurde.

In Nizza wurde den Gelbwesten das Demonstrieren verboten, weil dort
am Samstag der chinesische Staatspräsident Xi erwartet wurde.

Premierminister Philippe setzt Elitesoldaten zur Terrorbekämpfung für
Patrouillen und Objektschutz während der Gelbwestenproteste ein.
Außerdem werden Demonstranten und Randalierer mit Hilfe von Drohnen
aus der Luft überwacht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8068: Medizin und Gesundheitswesen - 22.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Frühe Krankenhausentlassungen in der Kritik

Um die Gesundheitskosten zu senken, werden immer mehr Patienten
frühzeitig aus dem Krankenhaus entlassen. So werden beispielsweise in 
den USA Herzinfarktpatienten meist schon nach drei Tagen nach Hause 
geschickt. Das ist nicht ohne Risiko. Denn in den USA werden deutlich 
mehr von ihnen wieder stationär aufgenommen als hierzulande, wo solche 
Patienten meist eine Woche oder länger im Krankenhaus unter 
Beobachtung stehen. Manesh Patel vom Duke University Medical Center in 
Durham/North Carolina und Mitarbeiter gelangten zu dem Ergebnis, daß 
bei einer frühzeitigen Entlassung eine dreifach höhere Rate von 
Re-Hospitalisierungen besteht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8097: Kriminalität und Rechtsprechung - 22.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Polizei löst Newroz-Feier vor der Roten Flora in Hamburg auf

Vor dem Autonomentreff Rote Flora im Hamburger Schanzenviertel haben
in der Nacht auf Freitag rund 50 Kurden und 20 Szenemitglieder das
kurdische Neujahrsfest und den Sieg kurdischer Kämpfer in Syrien über
die Miliz Islamischer Staat gefeiert, wobei man Paletten auf die
Straße legte, anzündete und um mehrere kleine Feuer tanzte. Anrufer
riefen die Polizei, die mit rund 80 Beamten anrückte. Sie bahnten der
Feuerwehr den Weg durch die inzwischen auf fast 200 Personen
angewachsene Menschengruppe. Das Feuer wurde gelöscht, die Feier nach
rund einer Stunde aufgelöst. Dabei kam es zu Pöbeleien gegen
Polizisten. Eine Person wurde in Gewahrsam genommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8020: Sprache, Kunst und Medium - 22.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Geheimnis des Astrolabiums gelüftet

Ein Astrolabium, das der seefahrende portugiesische Entdecker Vasco da
Gama bei seiner Umrundung Afrikas an Bord hatte, diente offenbar als
Navigationsinstrument. Die Scheibe wird momentan als ältestes
bekanntes nautisches Gerät angesehen. Sie wurde im Wrack des
Flaggschiffs "Esmeralda" entdeckt, das 1503 vor der Küste Omans
untergegangen war. Das Schiff gehörte zu Vasco da Gamas Flotte, mit
der er 1498 den Seeweg nach Indien entdeckt hatte.

Laut Deutschlandfunk Kultur nutzten die portugiesischen Seeleute die
Bronzescheibe mit einem Durchmesser von 17,5 Zentimetern, deren
Verwendung zunächst unklar war, für die Navigation.

Taucher waren nach der Entdeckung der Esmeralda bei Grabungen auf das
Astrolabium gestoßen. Mit Hilfe einer 3D-Lasertechnik konnten
Archäologen am Rand des Geräts feine Linien ausmachen, die in Richtung
Mitte jeweils fünf Millimeter auseinanderliegen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8087: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 22.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundestag verlängert Mandate der Bundeswehr für Auslandseinsätze

Der Bundestag hat das Mandat der Bundeswehr für Afghanistan und
weitere Auslandseinsätze um ein Jahr verlängert. Demnach können im
Rahmen der NATO-Operation Resolute Support bis zu 1300 Soldaten und
Soldatinnen am Hindukusch eingesetzt werden. Zur Zeit sind dort etwa
1200 stationiert. Das Mandat für den Unterstützungs- und
Ausbildungseinsatz endet am 31. März 2020. Abgeordnete von Der Linken
und der AfD sprachen sich gegen die Mandatsverlängerung aus. Der
Grüne Nouripour forderte eine Überprüfung des Einsatzes hinsichtlich
Erfolge und Defizite.

Die USA haben 14.000 Soldaten in Afghanistan stehen. Präsident Trump
will die Hälfte von ihnen abziehen lassen. Laut Bundeskanzlerin
Merkel hängt der Einsatz der Bundeswehr in Afghanistan vom dortigen
Engagement der USA ab.

Neben dem Afghanistan-Mandat der Bundeswehr wurde die Beteiligung
Deutschlands an der Mission Sea Guardian im Mittelmeer und die an den
Missionen Unamid im Sudan und Unmiss im Südsudan verlängert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8101: Aus Parlament und Gesellschaft - 22.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Berlin hält am Status der von Israel besetzten Golanhöhen fest

US-Präsident Trump hat am Donnerstag über seinen Twitter-Account
signalisiert, daß die USA die vor 52 Jahren erfolgte Annektierung der
syrischen Golanhöhen durch Israel anerkennen könnten. Die
stellvertretende Sprecherin der Bundesregierung, Demmer, erklärte am
folgenden Tag, die deutsche Position zur Besetzung der Golanhöhen sei
unverändert und decke sich mit der Uno-Resolution 497 von 1981. Diese
sei damals einstimmig angenommen worden. Laut Demmer ist nach wie vor
völkerrechtlicher Status quo, daß die Annektion des syrischen Gebiets
durch Israel unwirksam ist und keine rechtlichen Folgen nach sich
zieht. Das Auswärtige Amt forderte alle auf, keine einseitigen
Maßnahmen zu ergreifen, welche eine Beilegung des Nahostkonflikts
erschweren könnten. Israel hatte die strategisch wichtigen Golanhöhen
1967 erobert und 1981 annektiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8070: Tragisches und Kurioses - 22.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Ex-Präsident Temer wegen Korruptionsverdacht festgenommen

Nach langwierigen Ermittlungen ist Brasiliens früherer Präsident
Michel Temer wegen Korruptionsverdachts festgenommen worden, wie
zahlreiche Medien übereinstimmend berichteten.

Die Vorwürfe waren bereits während Temers Amtszeit laut geworden.
Dabei geht es um die Vergabe von Aufträgen durch den teils staatlichen
Ölkonzern Petrobas. Für die Aufträge sollen Firmen Bestechungsgelder
gezahlt haben - unter anderem auch an Temer.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8098: Arbeit, Soziales und Familie - 22.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Höchste Reallohnsteigerung seit 2011

Die Löhne in Gesamtdeutschland sind im vergangenen Jahr um
durchschnittlich 3,1 Prozent gestiegen. Abzüglich einer Teuerungsrate
von 1,8 Prozent ergibt das eine Reallohnsteigerung von 1,3 Prozent.
Das sei der höchste Anstieg seit 2011 gewesen, meldete am Freitag das
Statistische Bundesamt. Im Westen betrug die Lohnsteigerung 3 Prozent
und im Osten 3,6 Prozent. Westdeutsche Vollbeschäftigte kamen
zusammen mit Sonderzahlungen auf einen durchschnittlichen
Bruttojahresverdienst von 51.331 Euro. In Ostdeutschland waren es
40.334 Euro. Vorläufige Zahlen zum Thema hatte das Bundesamt bereits
Anfang Februar vorgelegt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8079: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 22.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Erneuerbare Energien sollten vernetzt werden

Der Trend zu erneuerbaren Energien hält weiter an. Offenbar aus gutem
Grund. Die vom Deutschen Wetterdienst durchgeführte Klimaanalyse zu
Produktionsrisiken der erneuerbaren Energien kam zu dem Ergebnis, daß
ein europaweiter Verbund für die Erzeugung von Strom aus Wind und
Sonne das klimabedingte Ausfallrisiko erheblich senken würde. Würde
die Stromproduktion der Solar- und Windanlagen europaweit vernetzt,
soll es den DWD-Meteorologen zufolge zu nur noch 0,2 Fällen von
geringer Stromproduktion im Jahr kommen. Eine wichtige Rolle soll
dabei der Ausbau der Windenergie in der Nord- und Ostsee sein. Das
sei auch aus meteorologischer Sicht sinnvoll, so die DWD-Experten,
weil diese Anlagen regelmäßiger Strom ins Netz einspeisten als
Windräder im Binnenland.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8086: Märkte und Finanzen - 22.03.2019 (SB)




VOM TAGE



European Battery Union geht an den Start

Die Wolfsburger Volkswagen AG und der schwedische Batteriehersteller
Northvolt gründen zusammen mit weiteren Partnern aus Industrie und
Forschung von insgesamt sieben EU-Staaten das Konsortium "European
Battery Union" (EBU). Das teilte VW am Donnerstag mit. Die
europäische Akku-Allianz will die Entwicklung von Batteriezellen für
die Elektromobilität von Asien nach Europa holen. Dabei geht es um
Forschung zur Zelltechnologie und Entwicklung von Fertigungsprozessen
sowie Sicherung von Rohstoffen und deren Rückgewinnung aus
verbrauchten Akkus. Die EBU soll Anfang 2020 ihre Tätigkeit
aufnehmen. Die beteiligten Unternehmen wollen alle Erkenntnisse und
Forschungsergebnisse untereinander austauschen. Das Konsortium
rechnet mit finanzieller Unterstützung durch die Bundesregierung. VW
hat bereits Fördermittel des Bundes für den Bau einer
Akkuzellenfabrik beantragt. Die französische Regierung subventioniert
die Errichtung einer Zellenfabrik in Frankreich und einer weiteren in
Deutschland mit 700 Millionen Euro in den kommenden fünf Jahren.

22. März 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8102: Aus Forschung und Technik - 22.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Hackangriffe weit verbreitet

Hacken und Datenklau sind im Internet weit verbreitet. Allein in
Deutschland sind über die Hälfte aller Internet-Surfer mindestens
einmal Opfer solcher Angriffe geworden. Wie eine Umfrage von TNS
Emnid weiter ergab, wurden acht Prozent Opfer von Phishing-Delikten,
also etwa der Entwendung von Zugangsdaten. Und vier Prozent hatten es
schon einmal mit Identitätsdiebstahl zu tun.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1622: Tiefsee - Besiedlung in Zeitlupe (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung -
21.03.2019

Besiedlung in Zeitlupe

Langzeitexperiment in der Tiefsee der Arktis zeigt: Sesshafte Tiere können
in großen Wassertiefen nur extrem langsam neue Lebensräume erobern



Am Grund der arktischen Tiefsee lebt eine Vielzahl von Tieren, die auf
Steinen festgewachsen sind und mit Filterapparaten oder Fangarmen ihre
Nahrung aus dem Wasser holen. Bis sich eine solche Lebensgemeinschaft
etabliert, können allerdings Jahrzehnte vergehen. Ihre natürliche Vielfalt
erreicht sie vermutlich erst viel später. Das schließen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler vom Alfred-Wegener-Institut,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI) aus einem
einmaligen, 18-jährigen Langzeitexperiment, über das sie jetzt im
Fachjournal "Limnology and Oceanography" berichten.

Einige Schwammarten stehen wie antike römische Vasen auf den Steinen,
Haarsterne und Seelilien wiegen ihre Tentakel elegant in der Strömung.
Wenn ferngesteuerte Unterwasserfahrzeuge am Meeresgrund der arktischen
Tiefsee unterwegs sind, fangen ihre Kameras immer wieder Bilder von
solchen sesshaften Tieren ein. Zu den wichtigsten Lebensräumen für diese
Organismen gehören die sogenannten Dropstones. Das sind Steine und ganze
Felsblöcke, die an Land in einen Gletscher eingefroren und von Eisbergen
ins Meer hinaus transportiert worden sind. Sobald das Eis schmilzt, sinken
diese Steine auf den Meeresgrund und bieten dort genau das harte Substrat,
auf das viele dieser Arten angewiesen sind.

Doch wie lange dauert es, bis die ersten Siedler in der Tiefsee der Arktis
dieses Angebot nutzen? Und wie entwickelt sich die Lebensgemeinschaft dann
weiter? "Darüber wusste man bisher so gut wie gar nichts", sagt Michael
Klages vom AWI. Zwar gibt es einige Studien, die solche Fragen in der
Antarktis untersucht haben. Allerdings haben sich diese auf flache
Meeresbereiche konzentriert, in denen andere Lebensbedingungen herrschen.

Nun aber gibt es neue Erkenntnisse aus dem Tiefsee-Observatorium
HAUSGARTEN, das in der Framstraße zwischen Spitzbergen und Grönland liegt
und in dem das AWI verschiedene ökologische Langzeituntersuchungen
durchführt. Im Juli 1999 haben Michael Klages und seine Kolleginnen und
Kollegen aus der Tiefseeforschungsgruppe des AWI dort in einer Wassertiefe
von 2500 Metern einen schweren Metallrahmen auf den Meeresboden gestellt.
Daran hingen sogenannte Besiedlungsplatten aus Klinkersteinen, Plexiglas
und Holz, die den sesshaften Tiefseebewohnern Halt bieten konnten. Und
dann hieß es warten, was passiert.

In den Jahren 2003 und 2011 hat das Team dieser Konstruktion Besuche mit
ferngesteuerten Unterwasserfahrzeugen abgestattet, Ende August 2017 wurde
das Gestell schließlich wieder an die Oberfläche geholt. Die Erstautorin
der aktuellen wissenschaftlichen Veröffentlichung, Kirstin Meyer-Kaiser,
die mittlerweile im Meeresforschungsinstitut Woods Hole Oceanographic
Institution im US-Bundesstaat Massachusetts arbeitet, hat die geborgenen
Besiedlungsplatten anschließend "unter die Lupe genommen", die einzelnen
Organismen gezählt, abgesammelt und taxonomisch eingeordnet.

"In diesem Experiment haben wir gesehen, dass die Besiedlung solcher
Habitate in der arktischen Tiefsee extrem langsam vor sich geht",
resümiert Michael Klages. Nach vier Jahren hatten sich auf den Platten nur
Einzeller aus der Gruppe der Foraminiferen eingefunden, nach zwölf Jahren
war mit dem Polypen Halisiphonia arctica nur ein einziges mehrzelliges
Tier dazugekommen. Und selbst nach 18 Jahren beschränkte sich die Zahl der
wirbellosen Mehrzeller auf gerade einmal 13 Arten.

Aus dieser bescheidenen Ausbeute schließen die Forscher allerdings nicht,
dass die natürlichen Hartsubstrate keine wichtigen Habitate wären - ganz
im Gegenteil: "Ohne sie würde es etliche sesshafte Tiere in der arktischen
Tiefsee gar nicht geben", betont Michael Klages. Der in den Meeren
inzwischen allgegenwärtige Zivilisationsmüll scheint dabei kein guter
Ersatz zu sein. Zwar hat das AWI-Team auf den von ferngesteuerten
Unterwasserfahrzeugen aufgenommenen Bildern durchaus schon eine
Plastikflasche gesehen, auf der eine Seelilie wuchs. "So sind wir darauf
gekommen, bei unserem Experiment auch Plexiglasplatten zu verwenden",
erklärt der Forscher. "Wir wollten sehen, ob diese genauso gut besiedelt
werden können wie ein naturnaher Untergrund." Das ist offenbar nicht der
Fall. Jedenfalls hatten sich nach 18 Jahren auf dem Kunststoff deutlich
weniger Tiere eingefunden als auf den Klinkersteinen.

Auch letztere konnten allerdings bei weitem nicht mit einem benachbarten
Felsenriff mithalten, wo sich immerhin 65 verschiedene Wirbellose
nachweisen ließen. Möglicherweise haben also selbst fast zwei Jahrzehnte
nicht genügt, um auf den Platten die theoretisch mögliche Artenvielfalt zu
erreichen. Das erwähnte Riff ist dagegen deutlich älter und hatte
entsprechend mehr Zeit, um eine größere Palette von Bewohnern anzulocken.

Die Ergebnisse liefern damit auch wichtige Erkenntnisse über die
Empfindlichkeit von Tiefsee-Ökosystemen. "Wenn dort Störungen die
sesshaften Bewohner am Meeresgrund beseitigen, dürfte es Jahrzehnte
dauern, bis sich die Lebensgemeinschaft davon wieder erholt hat", sagt
Michael Klages. In der Arktis können solche Störungen etwa durch
Fischerei, Bohrungen nach Öl und Gas auftreten. Deutlich weitreichendere
Folgen aber sind zum Beispiel in der Tiefe des Pazifiks zu erwarten, wo
künftig großflächig Manganknollen abgebaut werden sollen.


Originalpublikation

Kirstin Meyer, Melanie Bergmann, Thomas Soltwedel, Michael Klages:

Recruitment of Arctic deep-sea invertebrates: results from a long-term
hard-substrate colonization experiment at the LTER observatory HAUSGARTEN.

Limnology and Oceanography (2019).

DOI: 10.1002/lno.11160

Das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) forscht in der Arktis, Antarktis und den Ozeanen der
gemäßigten sowie hohen Breiten. Es koordiniert die Polarforschung in
Deutschland und stellt wichtige Infrastruktur wie den Forschungseisbrecher
Polarstern und Stationen in der Arktis und Antarktis für die
internationale Wissenschaft zur Verfügung. Das Alfred-Wegener-Institut ist
eines der 19 Forschungszentren der Helmholtz-Gemeinschaft, der größten
Wissenschaftsorganisation Deutschlands.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution188

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung, 21.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LUFTFAHRT/207: Ein Mythos wird durchleuchtet (idw)


Deutsches Museum - 21.03.2019

Ein Mythos wird durchleuchtet



Die Messerschmitt Me 163 ist der einzige in Serie hergestellte Abfangjäger
mit Raketentriebwerk. Das Exemplar des Deutschen Museums wurde jetzt beim
Fraunhofer-Entwicklungszentrum Röntgentechnik (EZRT) des Fraunhofer IIS
mittels XXL-CT durchleuchtet. Das Kuratorenteam für Historische Luftfahrt,
Andreas Hempfer und Felix Wander, möchte dadurch neue Erkenntnisse zur
Geschichte dieser Maschine gewinnen - für die neue Luftfahrt-Ausstellung,
die 2020 im Deutschen Museum eröffnet. Dort soll auch mit dem Mythos von
der "Wunderwaffe" der Nazis aufgeräumt werden, "denn die Me 163 hat sich
als militärisch unwirksam erwiesen und war sogar lebensgefährlich für die
eigenen Piloten!", so Hempfer.




[image: Bild: © Fraunhofer IIL, EZRT/Deutsches Museum]

Eine erste Vorschau: Das 3D-Rendering der Datensätze aus dem
XXL-Scanner zeigen schon sehr beeindruckende Bilder aus dem Innenleben
der Me 163.

Bild: © Fraunhofer IIL, EZRT/Deutsches Museum



Der "Patient" steht kopf. Für die Röntgenaufnahmen im XXL-Scanner des
Fraunhofer EZRT wurden der Me 163 erst einmal vorab die Flügel "gestutzt",
also abmontiert. Jetzt steht der Rumpf in einem Stahlgestell mit dem Bug
nach unten auf einem riesigen Drehteller in der 14 Meter hohen
Hochenergie-Testhalle in Fürth. Wie beim Röntgen üblich, bleibt der
"Patient" allein in der Halle, wenn die Maschine läuft. Von einem
benachbarten Raum können die Wissenschaftler von Museum und
Fraunhofer-Institut beobachten, wie der
9-Megaelektronenvolt-Linearbeschleuniger zeilenweise den Rumpf von unten
nach oben abtastet. "Das dauert pro Durchgang mehrere Tage", sagt
Andreas Hempfer.

Für den kompletten Scan der Me 163 sind vier Durchgänge vonnöten: zwei für
den Rumpf (nach dem ersten Mal wird die Maschine umgedreht und nochmal
gescannt) und analog zwei für die Flügel. Nach Abschluss der Messungen
werden die Daten einer umfangreichen Nachverarbeitung unterzogen und
schließlich der CT-Rekonstruktion zugeführt.

Durchleuchtet wird mit diesem aufwendigen Verfahren nicht nur Schicht für
Schicht der Me 163, sondern zugleich ihre Geschichte. "Bisher gibt uns
dieses Flugzeug sehr viele Rätsel auf", sagt Kurator Andreas Hempfer.
Angefangen von der unbekannten Flugzeug-spezifischen Werknummer über
fehlende Kenntnisse zu Einsätzen im Zweiten Weltkrieg und die weitere
Verwendung nach 1945 als Versuchsmaschine in England. "Das Flugzeug
tauchte einfach in Biggin Hill auf und kam dann 1964 als Geschenk des
britischen Air Ministry nach München, wo es 1965 durch das Museum
äußerlich stark restauriert wurde", erzählt Hempfer.

Er hofft jetzt, mithilfe der Röntgenaufnahmen, originale von ersetzten
Teilen unterscheiden zu können. Auch möchte er Spuren von einer möglichen
Flugerprobung in England identifizieren und Typenschilder in
unzugänglichen Bereichen finden. "Außerdem können wir mit dem Scan den
aktuellen Zustand der Maschine dokumentieren, als Referenz für künftige
Konservierungsmaßnahmen", sagt Andreas Hempfer. Für die Nachbereitung und
die Auswertung der Aufnahmen rechnet Hempfer noch mit mehreren
Arbeitstagen in Fürth und in München.

Die Daten aus dem Scan sollen dann aber auch direkt bei den Besuchern der
neuen Luftfahrt-Ausstellung ankommen: "In Medienstationen sowie in
Virtual- und Augmented-Reality-Anwendungen wollen wir Einblicke in die
Technik des Flugzeugs bieten", kündigt der Kurator an - zum Beispiel per
App, mit der man die Me 163 auf seinem Smartphone durchleuchten kann.
"Natürlich ist hierfür eine sehr aufwendige Nachbearbeitung und Umwandlung
der CT-Daten in hochauflösende 3D-Modelle nötig", sagt Hempfer.

Extrem wichtig im Umgang mit den Daten in der Ausstellung ist dem
Kuratorenteam die kritische Auseinandersetzung mit dem
Nationalsozialismus. "Das Flugzeug ist als illusorische "Wunderwaffe" der
Nationalsozialisten zu betrachten, die nicht ohne mörderische Zwangsarbeit
geschaffen werden konnte und die in keiner Weise verehrungswürdig ist",
stellt Felix Wander klar. Zwangsarbeit in der Luftrüstung während des
Zweiten Weltkriegs spielt denn auch eine zentrale Rolle in der Ausstellung
zur Historischen Luftfahrt 1918 bis 1945. "Wir möchten in dieser
Ausstellung außerdem die bis heute weit verbreiteten Mythen über die
Fortschrittlichkeit der meisten deutschen Flugzeuge und Flugkörper aus der
Endphase des Zweiten Weltkriegs widerlegen und vor allem technologische
Sackgassen, Überlegenheitsdenken und strategische sowie taktische
Unsinnigkeiten in den Mittelpunkt stellen", sagt Andreas Hempfer.




[image: Bild: © Deutsches Museum]

Vor der Renovierung der Luftfahrthalle: So war die Me 163 im
Deutschen Museum ausgestellt.

Bild: © Deutsches Museum



Der CT-Scan offenbart die menschenverachtende Technik im Flugzeug: Viele
Komponenten sind aus Holz oder billigen Werkstoffen gefertigt. Durch den
Raketenantrieb und die rein auf Geschwindigkeit und Steigleistung
ausgelegte Konstruktion war die Maschine extrem gefährlich für die eigenen
Piloten. Die Flugzeit betrug nur sieben Minuten - "viel zu wenig Zeit, um
hochfliegende alliierte Bomber wirksam abfangen zu können", so Hempfer.
Darum blieb die Me 163 auch das einzige je im Krieg eingesetzte
Jagdflugzeug mit Raketenantrieb.

Bei Betankung, Start und vor allem bei der gefährlichen Landung ohne
richtiges Fahrgestell konnten die Raketentreibstoffe leicht explodieren.
Dem gegenüber steht eine nicht nennenswerte Zahl alliierter Flugzeuge, die
von Me 163-Jägern abgeschossen wurden. "Das Flugzeug ist zwar
aerodynamisch durchaus fortschrittlich, ihr Einsatz geschah jedoch aus der
Verzweiflung über die Überlegenheit der alliierten Luftwaffen heraus und
war letztlich nur Ausdruck der Hybris und Verzweiflung von Ingenieuren und
NS-Funktionären", sagt Hempfer. Auch, um das zu untermauern, hat er den
"Mythos Me 163" jetzt mit modernsten Mitteln durchleuchten lassen.


Weitere Informationen unter:

http://www.iis.fraunhofer.de/xxl

http://www.deutsches-museum.de/presse

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1175

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Museum, 21.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STANDPUNKT/004: Kassenleistung für Pränatalen Bluttest verhindern (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 22. März 2019

Kassenleistung für Pränatalen Bluttest verhindern



Freiburg/ Dortmund/ Berlin - Wenn vorgeburtliche Pränataltests künftig von
den Krankenkassen bezahlt würden, verändere dies das gesellschaftliche
Bewusstsein erheblich. Behinderung würde zum Betriebsunfall des Lebens
erklärt.

Der Deutsche Caritasverband (DCV) und seine Fachverbände Sozialdienst
katholischer Frauen (SkF) und Bundesverband Caritas Behindertenhilfe und
Psychiatrie (CBP) wenden sich entschieden gegen die Zulassung von
nichtinvasiven Pränataltests (NIPT) als Regelleistung der gesetzlichen
Krankenversicherung. Sie fordern den Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) und
die Abgeordneten des Deutschen Bundestages dazu auf, sich gegen die
Zulassung einzusetzen.

In einer frühen Phase der Schwangerschaft können nichtinvasive
Pränataltests genetische Auffälligkeiten beim Embryo, wie Trisomie 21,
erkennen. Hinweise auf Trisomie 21 mit pränataldiagnostischen Methoden
führen in vielen Fällen zum Abbruch von Schwangerschaften.

Eine Zulassung verbiete sich auch mit Blick auf die 
UN-Behindertenrechtskonvention, die 2009 in Deutschland in Kraft getreten ist
und die Rechte von Menschen mit Behinderung schützt. "Embryos werden durch
den Test danach eingeteilt, ob ihr Leben lebenswert oder nicht lebenswert
ist. Das gilt es zu verhindern. Jeder Mensch hat grundsätzlich seine Würde
und seinen Wert", unterstreicht Caritas-Präsident Peter Neher. Es müsse
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe sein, Frauen und Familien in der
Gestaltung ihres Lebens mit Kindern mit einer Behinderung besser zu beraten
und konkret zu unterstützen. Dafür setzten sich die Dienste und
Einichtungen der Caritas in ihrer praktischen Arbeit ein.

Einem flächendeckenden Screening als Kassenleistung treten die Verbände mit
Nachdruck entgegen. "Menschen mit Behinderung und ihre Angehörigen dürfen
nicht in einem gesellschaftlichen Klima leben, in dem sie sich für ihr
Recht auf Leben und ihr Dasein rechtfertigen müssen", erläutert Johannes
Magin, Vorsitzender des CBP.

Die Bundesvorsitzende des SkF, Anke Klaus, ergänzt: "Die heute angekündigte
Entscheidung wird weitreichende Auswirkungen auf die
Schwangerschaftsvorsorge haben. Der Druck auf werdende Eltern wird noch
weiter ansteigen, alle diagnostischen Möglichkeiten in Anspruch zu nehmen,
um die Geburt eines Kindes mit bestimmten genetischen Auffälligkeiten zu
verhindern. Unabhängig von der Kassenzulassung muss die Anforderung des
Gendiagnostikgesetzes, psychosoziale Beratung vor und nach jeder
genetischen Untersuchung anzubieten, besser umgesetzt werden, um Eltern
umfassend bei dieser schwerwiegenden Entscheidung zu unterstützen."


Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie e. V.

Der Bundesverband Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie e.V. ist ein
anerkannter Fachverband im Deutschen Caritasverband. Mehr als 1.100
Mitgliedseinrichtungen und Dienste begleiten mit ca. 94.000 Mitarbeitenden
rund 200.000 Menschen mit Behinderung oder mit psychischer Erkrankung und
unterstützen ihre selbstbestimmte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft.

Sozialdienst katholischer Frauen Gesamtverein e. V.

Der SkF unterstützt mit rund 10.000 Mitgliedern und 9.000 Ehrenamtlichen
sowie 6.500 beruflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in bundesweit 143
Ortsvereinen Frauen, Kinder, Jugendliche und Familien, die in ihrer
aktuellen Lebenssituation auf Beratung oder Hilfe angewiesen sind. Sein
Angebot umfasst u. a. 120 Schwangerschaftsberatungsstellen, 91
Betreuungsvereine, 38 Frauenhäuser, 36 Kindertageseinrichtungen, 34
Mutter-Kind-Einrichtungen, 31 Dienste der Kindertagespflege sowie 22
Adoptions- und 35 Pflegekinderdienste. Der SkF ist Mitglied im Deutschen
Caritasverband.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22. März 2019

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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AUSSTELLUNG/258: Münster - "Persönliches Budget" stärkt Selbstbestimmung, 26.-30. März 2019


Stadt Münster

"Persönliches Budget" stärkt Selbstbestimmung von Menschen mit
Behinderungen 

Ausstellung und Information in der Stadtbücherei / Eröffnung am 26.
März



Münster (SMS) "Persönliches Budget - mehr als Geld" ist das Thema
einer Ausstellung vom 26. bis 30. März in der Stadtbücherei am Alten
Steinweg. Sie informiert über den Anspruch von Menschen mit
Behinderung, selbst zu entscheiden, in welcher Form, wie und durch wen
sie ihre benötigte Unterstützung zur Teilhabe erhalten möchten.

Eröffnung ist am Dienstag, 26. März, 17 Uhr. Dann stellen sich die
Veranstalter von der Stadt Münster, vom Kompetenzzentrum
Selbstbestimmt Leben und der Teilhabeberatung "Lebens(t)raum" vor und
beantworten Fragen. Ein Nutzer des Persönlichen Budgets erläutert,
warum er sich für diese Form der Leistung entschieden hat und wie sie
funktioniert. Eine Übersetzung in Gebärdensprache und eine FM-Anlage
stehen zur Verfügung.

Am Donnerstag, 28. März, 16-18 Uhr, und am Samstag, 30. März, 11-13
Uhr, sind ebenfalls Ansprechpartnerinnen der Veranstalter für Fragen
zum Persönlichen Budget anwesend. Öffnungszeiten der Ausstellung:
Dienstag bis Freitag 10-19 Uhr, Samstag 10-18 Uhr.

Menschen mit Behinderung haben das Recht, Unterstützung nicht als 
Sach- oder Dienstleistung in Anspruch zu nehmen, sondern alternativ als
Geldleistung ("Persönliches Budget"), mit der sie benötigte Hilfen wie
etwa eine Assistenz am Arbeitsplatz oder Unterstützung im Alltag
selbstbestimmt organisieren.

Ziel des Persönlichen Budgets ist es, mit dem Rechtsanspruch auf diese
alternative Form der Leistung die Selbstbestimmung von Menschen mit
Behinderung zu stärken. Nutzer des Budgets treten aus der Rolle einer
zu versorgenden Person heraus und nehmen aktiv Einfluss auf die
Gestaltung ihrer Unterstützung.

Die Ausstellung will das Persönliche Budget bekannter machen und
Menschen mit Behinderung ermutigen, es zu nutzen. Sie richtet sich
auch an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Beratungsstellen und
Leistungsträgern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 20. März 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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EUROPA/1779: Man kann Europa auch durch Nichtstun kaputt machen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 22. März 2019

Man kann Europa auch durch Nichtstun kaputt machen



Anlässlich der Ergebnisse des Europäischen Rates erklärt Franziska
Brantner, Sprecherin für Europapolitik:

Der Europäische Gipfel wurde wieder einmal überschattet durch das
Brexit-Chaos von Frau May - dabei standen Themen wie die Klimakrise
oder der Umgang mit China auf der Tagesordnung. Für Klimaschutz und
fairen Wettbewerb im globalen Handel mit China hätte sich die
Bundesregierung stärker engagieren müssen.

Die Entscheidung der EU, den Briten zwei unterschiedliche Fristen
anzubieten, ist richtig und führt zu mehr Klarheit. Die Briten haben
neben diesen beiden Optionen weiterhin die Möglichkeit Artikel 50
zurückzunehmen. Wenn die Blockade im Unterhaus weiter anhält, wäre es
wichtig, die Entscheidung ob und wie der Brexit vollzogen werden soll,
in die Hände der Bürgerinnen und Bürger Großbritanniens zu legen. Aus
Sicht der EU ist es nun wichtig sicherzustellen, dass die Legitimität
des Europaparlaments keinen Schaden nimmt. Deswegen müssen die Briten
an der Europawahl teilnehmen, wenn sie nach dem 22. Mai noch Teil der
EU sein sollten. Trotzdem darf die Funktionsfähigkeit des
Europaparlaments an sich nicht daran fest gemacht werden, ob die
Briten gewählt haben oder nicht. Die Stellungnahme des
wissenschaftlichen Diensts des Bundestages zeigt auf, dass einzelne
Mitgliedsländer sonst ein erhebliches Erpressungs- und
Zerstörungspotenzial hätten.

Mit Blick auf die Klimakrise war der Europäische Rat eine herbe
Enttäuschung - nicht zuletzt aufgrund des Agierens der
Bundesregierung. Wieder einmal stand sie auf der Seite derjenigen, die
Bremsen und Blockieren - anstatt an der Seite von Frankreich für
konsequenteres Handeln zum Beispiel beim Klimaschutz zu kämpfen. Dass
die deutsche Regierung beim zukünftigen Haushalt nicht wie von
Frankreich vorgeschlagen 40 Prozent der Mittel auf den Klimaschutz
ausrichten will, sondern nur 25 Prozent, ist angesichts der Klimakrise
eine besonders bittere Entscheidung.

Frau Merkel scheint selbst nach all den Jahren als Regierungschefin
nicht in der Lage zu sein, in Europa mehr zu leisten, als Krisen zu
managen. Doch Europa braucht mehr - mehr Ideen als einen
Flugzeugträger, mehr Engagement bei Reformen und mehr
Handlungsfähigkeit bei den Herausforderungen unserer Zeit. Frau Merkel
und Herr Scholz müssen endlich aufhören, durch Nichtstun Europa kaputt
zu machen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22. März 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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UMWELT/1827: Weltwassertag - Menschenrecht auf Wasser gewährleisten


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. März 2019

Weltwassertag: Menschenrecht auf Wasser gewährleisten



Zum morgigen Weltwassertag erklärt Bettina Hoffmann, Sprecherin für
Umweltpolitik und Obfrau im Parlamentarischen Beirat für nachhaltige
Entwicklung:

Der diesjährige Weltwassertag steht unter dem Motto "Niemand
zurücklassen". Es ist unerträglich, dass weltweit über zwei Milliarden
Menschen keinen dauerhaften Zugang zu sauberem Trinkwasser haben. Die
Hälfte der Weltbevölkerung besitzt keine sicheren Sanitäranlagen.
Ohnehin benachteiligte Gruppen sind von Wassermangel und fehlender
Sanitärversorgung besonders betroffen. Es drohen Konflikte und sogar
Kriege wegen Wasserknappheit.

Um diesen unhaltbaren Zustand zu ändern, hat die Weltgemeinschaft sich
ein ehrgeiziges Ziel gesetzt. Das UN-Nachhaltigkeitsziel 6 besagt,
dass bis 2030 die Verfügbarkeit und nachhaltige Bewirtschaftung von
Wasser und Sanitärversorgung für alle Menschen der Welt gewährleistet
werden soll. Auch Deutschland muss sich deshalb verstärkt für die
weltweite Umsetzung des Menschenrechts auf Wasser einsetzen.

Es ist ein grandioser Erfolg der Zivilgesellschaft, dass fast zwei
Millionen Europäerinnen und Europäern die Bürgerinitiative Right2Water
unterstützen, die einen Zugang zu sauberem Trinkwasser fordert. Leider
werden die Forderungen der Initiative in der Novelle der
Trinkwasserrichtlinie bisher nur unzureichend umgesetzt. Wir fordern,
das Menschenrecht auf sauberes Wasser und sanitäre Grundversorgung in
der Trinkwasserrichtlinie festzuschreiben. Dazu gehört, den Zugang zu
Trinkwasser an öffentlichen Plätzen und in Restaurants zu garantieren.

Unser wichtigstes Lebensmittel Wasser darf nicht zu einem giftigen
Chemikaliencocktail werden. Auch in Deutschland ist die Wasserqualität
schon lange unter Druck. Es ist ein unhaltbarer Zustand, dass an jeder
fünften deutschen Messstelle so viel Nitrat im Grundwasser ist, dass
das Wasser dort ohne Aufbereitung nicht zur Trinkwasserversorgung
verwendet werden darf. Notwendig ist eine nachhaltige Landwirtschaft,
um die Verschmutzung durch Pestizide und Gülle zu stoppen.

"Niemanden zurücklassen" bedeutet auch, die Kosten für die
Wasserversorgung fair zu verteilen. Es ist höchste Zeit für einen
konsequenten Gewässerschutz, der auch die Agrarindustrie sowie die
Pharma- und Chemiekonzerne in die Pflicht nimmt. Die Kosten für die
Wasseraufbereitung dürfen am Ende nicht nur bei den kommunalen
Wasserbetrieben hängen bleiben, die diese dann auf die
Verbraucherinnen und Verbraucher umlegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. März 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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WIRTSCHAFT/2862: Deutsche Bank - Unverständlich, dass Misserfolge weiter belohnt werden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 22. März 2019

Deutsche Bank: Unverständlich, dass Misserfolge weiter belohnt werden



Zum heute veröffentlichten Geschäftsbericht der Deutschen Bank erklärt
Kerstin Andreae, Sprecherin für Wirtschaftspolitik:

Mit Blick auf die aktuellen Zahlen des Geschäftsberichtes wird
deutlich: Ein Umdenken in der Vergütungspolitik ist bei der Deutschen
Bank weiter kein Thema. Steigende Vorstandsgehälter, während der
Aktienkurs des eigenen Hauses sinkt - eine sinnvolle Verknüpfung von
Leistung und Vergütung sieht anders aus. Es bleibt absolut
unverständlich und vor allem unverhältnismäßig, wie Misserfolge hier
weiter belohnt werden.

Für uns ist klar: Risiko und Chancen müssen wieder miteinander
verknüpft werden. Vergütungssysteme müssen so ausgerichtet werden,
dass die nachhaltige Wertsteigerung des Unternehmens sowie die
Übernahme von Verantwortung für soziale und ökologische Nachhaltigkeit
ins Zentrum gerückt werden. Aktuell finanzieren die Steuerzahler das
alles auch noch mit, denn als Betriebsausgaben sind die hohen
Vergütungen absetzbar. Das wollen wir ändern und fordern daher, den
Betriebsausgabenabzug zu begrenzen.

Der Vergütungsbericht fällt noch dazu in eine Zeit, in der der
Deutsche Corporate Governance Kodex in der Krise steckt. Ein Argument
mehr, weshalb beim Thema Vergütungspolitik endlich mehr
Verbindlichkeit rein muss. Ohne Verpflichtung wird es hier keine
Bewegung geben. Gerechtigkeit ist nicht nur ein Wort, das muss man
auch ausfüllen. Nur mit verbindlichen Regelungen können Fairness
hergestellt, die Mitfinanzierung durch Steuerzahler gestoppt und eine
sinnvolle Verknüpfung von nachhaltigem Unternehmenserfolg und
Vergütung erreicht werden.
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AUSSEN/1825: Guaidós Stabschef muss umgehend freigelassen werden


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 22. März 2019

Guaidós Stabschef muss umgehend freigelassen werden

Maduro eskaliert Lage weiter - Internationale Staatengemeinschaft
muss Druck erhöhen



Der Stabschef des legitimen venezolanischen Interimspräsidenten Juan
Guaidó, Roberto Marrero, ist am gestrigen Donnerstag vom Geheimdienst
des Landes gefangen genommen worden. Hierzu erklärt der
außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen
Hardt:

"Mit dem Überfall und der Festnahme des Stabschefs des legitimen
Interimspräsidenten Juan Guaidó, Roberto Marrero, eskaliert
Machthaber Nicolás Maduro die Lage in Venezuela einmal mehr. Er
versucht damit, von der desaströsen humanitären Lage und dem
Versorgungsnotstand abzulenken, für die einzig er die Verantwortung
trägt.

Diese Eskalation ist nicht hinnehmbar. Roberto Marrero muss umgehend
freigelassen und Juan Guaidó die Möglichkeit gegeben werden, seine
Amtspflichten als legitimer Volksvertreter ausüben zu können. Ich
bekräftige den dringenden Aufruf an die venezolanischen Streitkräfte,
Machthaber Maduro die Gefolgschaft zu verweigern und endlich den Weg
freizumachen für freie und faire Wahlen.

Die jüngste Eskalation zeigt, dass Maduro auf Zeit spielt. Diese darf
ihm die internationale Staatengemeinschaft nicht länger gewähren. Es
ist zwingend notwendig, dass die internationale Kontaktgruppe
schnellstmöglich einen Weg aufzeigt, der Venezuela unter der Leitung
von Juan Guaidó zurück auf den Weg zu Demokratie und Menschenrechten
führt. Hierzu muss der Druck erhöht werden, unter anderem durch eine
weitere Verschärfung der Sanktionen."
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EUROPA/959: London muss jetzt die Blockade überwinden


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 22. März 2019

London muss jetzt die Blockade überwinden

EU kommt Großbritannien mit Fristverlängerung entgegen



Die EU-Staats- und Regierungschefs haben Großbritannien eine längere
Frist für den Austritt aus der Europäischen Union eingeräumt. Dazu
erklärt die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Katja Leikert:

"Die Europäer sind London erneut so weit entgegengekommen, wie es
irgend möglich war: Der Europäische Rat hat auf britischen Wunsch die
Austrittsfrist verlängert. Bis kurz vor der Europawahl hat das
Vereinigte Königreich nun Zeit für die Umsetzung des
Austrittsabkommens, sofern das britische Parlament ihm zustimmt.

Stimmt das Parlament jedoch nicht zu, dann müssen die Briten bis zum
12. April entscheiden, ob sie zunächst in der Europäischen Union
bleiben wollen. Dann würden sie auch an den Wahlen zum Europäischen
Parlament Ende Mai teilnehmen. Auf diese Weise kann kein Zweifel an
fairen und gültigen Wahlen zum Europäischen Parlament entstehen.

Für uns gilt weiterhin: Wir wollen keinen ungeregelten Brexit und tun
alles, um ihn zu vermeiden. Doch die Briten müssen jetzt endlich
ihren Teil dazu beitragen, dass das gelingt: Regierung und Parlament
in London müssen ihre Blockade überwinden und die Verantwortung für
ihr Land übernehmen."
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MEDIEN/254: Freier Journalismus ist für die Demokratie unverzichtbar


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 22. März 2019

Freier Journalismus ist für die Demokratie unverzichtbar

Gesetz zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen wird rechtssicher,
eindeutig und praxistauglich umgesetzt



Am gestrigen Donnerstag hat die Große Koalition das Gesetz zum Schutz
von Geschäftsgeheimnissen beschlossen. Hierzu erklärt die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion für
Kultur und Medien, Gitta Connemann:

"Wir stellen mit dem Gesetz jetzt klar: Verbote zur Erlangung und
Verbreitung von Geschäftsgeheimnissen gelten nicht für das Recht auf
freie Meinungsäußerung und für die Informationsfreiheit. Dies
entspricht dem Geist der zu Grunde liegenden EU-Richtlinie. Das war
und ist uns wichtig.

Dieses Gesetz ist eindeutig und praxistauglich. Damit schaffen wir
Rechtssicherheit - gerade auch für Journalisten. Freier Journalismus
und die Möglichkeit zur geschützten Recherche sind für die Demokratie
unverzichtbar. Dazu gehört auch der Quellenschutz.

Der Journalismus der freien Welt ist auf Hinweise angewiesen. Er
braucht Informationen. Denn nur so können kritische und illegale
Praktiken aufgedeckt werden. Und das ist in unser aller Interesse."
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RECHT/915: Bundestag beschließt Gesetz zur Errichtung der "Stiftung Forum Recht" mit Sitz in Karlsruhe


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 22. März 2019

Bundestag beschließt Gesetz zur Errichtung der "Stiftung Forum
Recht" mit Sitz in Karlsruhe

Stärkung des Rechtsstaats: Realisierung des "Forum Recht" schreitet
voran



Am heutigen Freitag beschließt der Deutsche Bundestag die Errichtung
der Stiftung "Forum Recht" mit Sitz in Karlsruhe und Standort in
Leipzig voraussichtlich mit großer Mehrheit. Dazu erklären die
rechts- und verbraucherpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker, der
zuständige Berichterstatter im Rechtsausschuss, Ingo Wellenreuther,
und der zuständige Haushaltspolitiker Carsten Körber:

Elisabeth Winkelmeier-Becker: "Der heutige Tag stärkt
Rechtsstaat und Demokratie in Deutschland. Das Parlamentsprojekt
'Forum Recht' mit Sitz in Karlsruhe und einem Standort in Leipzig
wird das Vertrauen der Bevölkerung in den Rechtsstaat fördern. Das
Stiftungsgesetz bringt die Umsetzung des Projekts einen wichtigen
Schritt voran und gibt der Stiftung 'Forum Recht' einen guten
rechtlichen Rahmen, um zügig die Organe einzurichten und die Arbeit
aufzunehmen."

Ingo Wellenreuther: "Heute ist ein guter Tag für Deutschland,
ein guter Tag für den Rechtsstaat und ein guter Tag für Karlsruhe.
Jetzt wird wahr, was in Karlsruhe seinen Ursprung nahm und wofür dort
seit Jahren viele gearbeitet haben.

Das Stiftungsgesetz gibt einen passenden und praxistauglichen Rahmen,
um in schlanken Strukturen den Stiftungszweck zu verwirklichen. In
einem auf Bürgerbeteiligung angelegten Informations-,
Dokumentations- und Kommunikationszentrum vor Ort sowie im virtuellen
Raum werden aktuelle Fragen von Recht und Rechtsstaat als
Grundvoraussetzung einer funktionsfähigen und lebendigen Demokratie
erlebbar gemacht.

Karlsruhe ist als 'Residenz des Rechts' und Wiege der Demokratie die
passende Stadt für den Sitz des 'Forum Recht'. Durch einen Bau mit
besonderer architektonischer Gestaltung auf dem Gelände des
Bundesgerichtshofes wird das 'Forum Recht' ein weiteres Symbol für
den Rechtsstaat und die Demokratie werden.

Wichtig ist hierfür die erteilte Finanzierungszusage, damit die
Gebäude in Karlsruhe für 70 Millionen und in Leipzig für 45 Millionen
Euro errichtet werden können und die jeweiligen laufenden Kosten
ebenso abgesichert sind."

Carsten Körber: "Mit der heutigen Verabschiedung des
Stiftungsgesetzes wird das 'Forum Recht' Wirklichkeit. Dieses Projekt
der Zivilgesellschaft hat im Bundestag eine breite, überfraktionelle
Mehrheit. Diese Idee, in Karlsruhe geboren, trägt nun auch in Leipzig
Früchte.

Jetzt geht es an die tatsächliche Arbeit. Es gilt, das 'Forum Recht'
mit Leben, Ideen und Inhalten zu füllen. Gemeinsam können Karlsruhe
und Leipzig etwas Großes schaffen. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion
wird dieses Projekt des Parlaments auch weiterhin tatkräftig,
inhaltlich und finanziell unterstützen."

Hintergrund

Die historische Dimension von Recht und Rechtsstaatlichkeit in
Deutschland, ihre gegenwärtige Bedeutung und ihre zukünftigen
Potentiale begreifbar und erlebbar zu machen - das ist das Ziel des
"Forum Recht". Praktisch soll es den Rechtsstaat anfassbar machen und
ein Beitrag zur Demokratiebildung sein. Das "Forum Recht" in
Karlsruhe soll ähnlich dem des Hauses der Geschichte in Bonn
konzipiert werden.
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RECHT/914: Schutz von Geschäftsgeheimnissen angemessen ausgestalten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 22. März 2019

Schutz von Geschäftsgeheimnissen angemessen ausgestalten

Notwendige Verbesserungen im parlamentarischen Verfahren erreicht



Am heutigen Donnerstag (21.03.) wird der Deutsche Bundestag aller 
Voraussicht nach das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2016/943 zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen vor rechtswidrigem 
Erwerb sowie rechtswidriger Nutzung und Offenlegung (Know-how-Richtlinie)
beschließen. Hierzu erklären die rechts- und verbraucherpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth
Winkelmeier-Becker, sowie der für den Gewerblichen Rechtschutz
zuständige Berichterstatter Ingmar Jung:

Elisabeth Winkelmeier-Becker: "Mit einigen Änderungen an
zentralen Stellen haben wir den ursprünglichen Regierungsentwurf
deutlich verbessern können. Im parlamentarischen Verfahren konnten
wir Bedenken von Journalisten und Gewerkschaften entkräften, sie
würden durch die Neuregelungen in ihrer Arbeit eingeschränkt.

Ziel des neuen Stammgesetzes ist es, den Geheimnisschutz EU-weit
einheitlich und effektiv auszugestalten. Dieser Schutz richtet sich
in erster Linie gegen Versuche von Wettbewerbern, sich den
wirtschaftlichen Wert von fremden Geschäftsgeheimnissen selbst
anzueignen. Das ist gerade für die exportstarke deutsche Wirtschaft
besonders wichtig. Der Schutz von Hinweisgebern und Journalisten
sowie die Informationsrechte von Betriebsräten gegenüber der
Belegschaft bleiben uneingeschränkt erhalten. Dies haben wir mit
weitreichenden Bereichsausnahmen noch einmal deutlich unterstrichen."

Ingmar Jung: "Die Änderungen im parlamentarischen Verfahren
dienen insbesondere der Rechtssicherheit. Wir haben die Definition
des Geschäftsgeheimnisses präzisiert, um für den Schutzbereich des
Gesetzes einen klaren Rahmen zu schaffen. Zudem haben wir auch bei
der sogenannten Whistleblower-Regelung für eine Objektivierung
gesorgt. Voraussetzung für die Offenlegung eines
Geschäftsgeheimnisses ist nun, dass die Handlung einem tatsächlichen
öffentlichen Interesse dient. Damit entfällt die auch von der
Opposition kritisierte 'Gesinnungsprüfung' des Whistleblowers. Das
alles stellt eine Verbesserung für die Inhaber von
Geschäftsgeheimnissen dar. Gleichzeitig dienen diese Änderungen aber
auch dem Schutz von Journalisten und Arbeitnehmern."
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RECHT/913: Geschäftsgeheimnisse europaweit besser schützen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 21. März 2019

Geschäftsgeheimnisse europaweit besser schützen



Am heutigen Donnerstag wird der Deutsche Bundestag aller Voraussicht
nach das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/943 zum Schutz
von Geschäftsgeheimnissen vor rechtswidrigem Erwerb sowie
rechtswidriger Nutzung und Offenlegung (Know-how-Richtlinie)
beschließen. Hierzu können Sie den stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei, wie folgt zitieren:

"Das neue Gesetz zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen ist ein gutes
und wichtiges Signal. In Zukunft werden Geschäftsgeheimnisse von
Unternehmen europaweit einheitlich und damit besser als bisher
geschützt. Mit dem neuen Gesetz setzen wir die EU-Richtlinie zum
Schutz von Geschäftsgeheimnissen in deutsches Recht um. Dabei ist
aber auch klar: Zwar sollen die berechtigten Interessen etwa von
Journalisten geschützt werden. Einen überzogenen Schutz von
Whistleblowern kann es aber andererseits mit uns nicht geben. Dafür
haben wir in der Umsetzung Sorge getragen."
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UMWELT/811: Unsere Wälder für künftige Generationen erhalten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 21. März 2019

Unsere Wälder für künftige Generationen erhalten

Waldschäden aktiv anpacken - Waldschutz verbessern



Zum heutigen internationalen Tag der Wälder erklären die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Gitta Connemann, und der Sprecher für Forstpolitik, Alois
Gerig:

Gitta Connemann: "Deutschland ist ein starkes Waldland. Auf
rund einem Drittel seiner Fläche wachsen Bäume. Unsere Wälder sind
existenziell. Sie sind unverzichtbare Natur-, Wirtschafts- und
Erholungsräume. Sie prägen das Gesicht vieler Regionen und geben
Heimat.

Aber der Wald leidet: Stürme, Dürre, Schädlinge und Waldbrände haben
2018 tiefe Spuren hinterlassen. Die Schäden werden lange sichtbar und
spürbar sein. Auch wirtschaftlich. Denn die Preise auf dem Holzmarkt
verfallen wegen des Überangebots.

Darunter leiden gerade die kleinen Waldbesitzer. Die Mittel für
Aufforstung und Pflege fehlen. Dabei ist der Wald systemrelevant.
Deshalb sind wir alle gefordert. Die Koalition hat gehandelt. Im
ersten Schritt stellen wir auf Bundesebene 25 Millionen Euro für die
nächsten fünf Jahre für den Waldschutz bereit."

Alois Gerig: "Für 2019 muss befürchtet werden, dass sich der
Borkenkäfer weiter ausbreitet und sich die Marktlage nochmals
verschlechtert. Es besteht die Gefahr, dass viele Waldbesitzer die
Pflege und Bewirtschaftung ihrer Wälder aufgeben. Dies kann
langfristig die Holzversorgung unserer Volkswirtschaft und die
notwendige Anpassung unserer Wälder an den Klimawandel gefährden.

Die CDU/CSU wird deshalb mit den Betroffenen im Gespräch bleiben und
sich für weitere Hilfen einsetzen. Besonders Kleinwaldbesitzer
brauchen Unterstützung, damit unsere Wälder auch in Zukunft neben der
Holzproduktion auch Gemeinwohlleistungen erbringen können.

Der Tag der Wälder hat eine wichtige Botschaft: Wir müssen uns darum
kümmern, dass der Wald auch für zukünftige Generationen seine
vielfältigen und wichtigen Aufgaben erfüllen kann. Unsere Wälder
haben nicht nur eine herausragende Bedeutung für die Tier- und
Pflanzenwelt und laden zu Erholung und Freizeit ein. Der Cluster
Forst und Holz erwirtschaftet mit 1,1 Millionen Beschäftigten einen
Umsatz von rund 180 Milliarden Euro pro Jahr. Ziel muss es sein,
diesen besonders für den ländlichen Raum wichtigen Wirtschaftszweig
mit Holz aus heimischen Wäldern zu sichern."
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AUSSEN/1845: Bundesregierung darf nicht zu Trumps Nahostplänen schweigen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 22. März 2019

Bundesregierung darf nicht zu Trumps Nahostplänen schweigen



"Nach dem Vorstoß des US-Präsidenten Trump, die Souveränität Israels
über den besetzten Golanhöhen anerkennen zu wollen, übt sich die
Bundesregierung bisher in inakzeptablem Schweigen", sagt Heike Hänsel,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Die
Außenpolitikerin weiter:

"Die Bundesregierung hat sich bereits nach der Änderung der Wortwahl
im US-Menschenrechtsbericht in 'israelische kontrollierte Gebiete' auf
die unberechenbare US-Regierung verlassen, dass damit keine Änderung
der rechtlichen Position der USA beabsichtigt sei. Trumps Äußerungen
deuten jedoch auf das Gegenteil hin und bieten Netanyahu Schützenhilfe
in einem auf Kosten internationalen Rechts erbittert geführten
Wahlkampf. Wenn die Bundesregierung ihre Position ernst nimmt, müsste
sie Trumps Dafürhalten umgehend zurückweisen und das illegale Vorgehen
der USA in Syrien nicht schweigend unterstützen. Die LINKE fordert
seit Langem eine Rückkehr zu einer völkerrechtsbasierten Außenpolitik
der Bundesregierung und ein Ende der israelischen Besatzungspolitik im
Nahen Osten, um endlich zu einer nachhaltigen Friedenslösung zu
kommen."

 * 
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BILDUNG/906: Bildung ist mehr wert


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 22. März 2019

Bildung ist mehr wert



"Die Haushaltseckwerte der Bundesregierung widersprechen ihren
Ankündigungen einer größeren Verantwortung des Bundes in der
Bildungspolitik. Trotz Fall des Kooperationsverbots und noch während
die Verhandlungen über den Hochschulpakt laufen, plant das Kabinett
langfristige Kürzungen im Haushalt für Bildung und Forschung - obwohl
eigentlich das Gegenteil angebracht wäre. Mit dem BAföG-Reförmchen
lässt die Regierung die Studierenden im Regen stehen. Und die
Benachteiligung der Hochschulen gegenüber der außeruniversitären
Forschung soll nicht angerührt werden", erklärt Nicole Gohlke,
wissenschafts- und hochschulpolitische Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE, zu den von der Bundesregierung geplanten Kürzungen im
Haushalt des Ministeriums für Bildung und Forschung. Gohlke weiter:

"Wenn es um die Bildung geht, interessiert sich die Regierung weder
für die Belange der jungen Generation noch für internationale
Vergleichswerte. Die werden nur ernst genommen, wenn der Rüstungsetat
auf nie gekannte Dimensionen aufgebläht werden soll. Viel wäre
gewonnen, wenn sich die Regierung den Hochschulen so verpflichtet
fühlen würde wie der NATO."

 * 
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EUROPA/1695: Für eine aktive europäische Industriepolitik


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 22. März 2019

Für eine aktive europäische Industriepolitik



"Heute haben die EU-Regierungschefs über eine gemeinsame
Industriepolitik beraten. Die von Peter Altmaier in die Diskussion
eingebrachte Industriestrategie zeigt: Das Wirtschaftsministerium ist
offensichtlich zu der Erkenntnis gekommen, dass staatlicher Einfluss
auf das Wirtschaftsgeschehen dringend notwendig ist", erklärt Klaus
Ernst, Vorsitzender des Bundestagsausschusses für Wirtschaft und
Energie und wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE,
anlässlich der Diskussion über eine gemeinsame europäische
Industriepolitik. Ernst weiter:

"Diese grundlegende Wende in der Wirtschaftspolitik der
Bundesregierung ist aus zwei Gründen gut. Erstens steht Europa in
Konkurrenz mit dem staatlich gelenkten Kapitalismus Chinas, der mit
klarer Strategie und riesigen Kapitalressourcen auf den Weltmärkten
auftritt, und mit den USA, denen es gelingt, mit ihrem
militärisch-industriellen Komplex strategische Ziele in der Wirtschaft
umzusetzen. Zweitens erfordern die technologische Revolution in Form
künstlicher Intelligenz und der notwendige ökologische Umbau der
Industrie eine klare Ausrichtung und staatliche Begleitung, um
einzelwirtschaftlichen Entscheidungen eine Orientierung zu geben.

Wenn der Staat aktiv industrie- und arbeitsmarktpolitisch ins
Wirtschaftsgeschehen eingreift, können die Herausforderungen als
Chance genutzt werden, hin zu einer emissionsarmen Industrie und zu
neuen guten Arbeitsplätzen. Dafür reicht es aber nicht aus, nur auf
"europäische Champions" oder sogar, wie von Frankreich gefordert, auf
eine Ausweitung der Rüstungsexporte zu setzen. Stattdessen braucht die
Europäische Union eine umfassende aktive Wirtschafts- und
Industriepolitik mit dem Ziel, eine sozial gerechte, ökonomisch und
ökologisch nachhaltige Zukunft zu gestalten."

 * 
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GESUNDHEIT/1091: Bundesregierung muss mehr für den Kampf gegen Tuberkulose tun


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 22. März 2019

Bundesregierung muss mehr für den Kampf gegen Tuberkulose tun



"Tuberkulose ist die tödlichste Infektionskrankheit weltweit, noch vor
HIV und Malaria. Mit der UN Deklaration 'United to End Tuberculosis'
hat auch die Bundesregierung im letzten Jahr ihren Willen bekräftigt,
Tuberkulose bis zum Jahr 2030 zu eliminieren. Dieser Verpflichtung
muss die Bundesregierung nachkommen", erklärt Eva-Maria Schreiber,
Obfrau der Fraktion DIE LINKE im Ausschuss für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung. Schreiber weiter:

"Notwendig ist eine deutlich höhere Finanzierung für die Bekämpfung
von Tuberkulose, besonders der multiresistenten Form. Genauso wichtig
ist es, Ungleichheit und Armut den Kampf anzusagen, denn Tuberkulose
ist eine Armutskrankheit und vermeidbar. Es ist ein Armutszeugnis,
dass sie nicht überall auf der Welt längst zur Vergangenheit gehört.

Es gibt zwar mit Bedaquilin und Delamanid zwei neue
Behandlungsmöglichkeiten für die multiresistente Tuberkulose (MDR-TB).
Aber die Mehrheit der Betroffenen hat keinen Zugang zu diesen
Medikamenten und erhält veraltete Mittel mit schweren Nebenwirkungen
wie Taubheit oder Psychosen.

DIE LINKE fordert mehr Geld für den Globalen Fonds gegen Aids, Malaria
und Tuberkulose sowie eine deutliche Aufstockung der Gelder für eine
öffentlich finanzierte Pharmaforschung, insbesondere zu Tuberkulose
und für die Antibiotikaresistenz-Forschung. Deutschland belegt beim
Anteil des Bruttoinlandsprodukts für Forschung und Entwicklung zu
Tuberkulose keinen vorderen Platz. Wir fordern die Bundesregierung
auf, die Empfehlungen aus dem Bericht des UN-Expertengremiums für den
Zugang zu Medikamenten umzusetzen und sich für mehr Transparenz bei
den Forschungs- und Entwicklungskosten neuer Medikamente einzusetzen."

 * 
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INNEN/5032: Falsches Zahlenspiel mit Durchfallquoten bei Integrationskursen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 22. März 2019

Falsches Zahlenspiel mit Durchfallquoten bei Integrationskursen



"Die AfD versucht mit einem falschen Zahlenspiel Teilnehmerinnen und
Teilnehmer so genannter Integrationskurse als Integrationsverweigerer
darzustellen", kritisiert Gökay Akbulut, Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE für Migration und Integration. Akbulut weiter:

"Über ein Drittel der Teilnehmerinnen und Teilnehmer hat den
Integrationskurs nur freiwillig besucht. Sie mussten demnach einen
abschließenden Test gar nicht absolvieren. Insgesamt waren nur 128.283
von den 202.216 Menschen verpflichtet, diesen Kurs abzuleisten. Hier
wird deutlich, dass das Zahlenspiel der AfD falsch ist. Die AfD
versucht, Menschen als nicht ?integrationswillig? abzustempeln, dabei
schafft die Partei es nicht mal, die Antwort der Bundesregierung auf
ihre eigene Anfrage im Detail richtig zu analysieren.

Dennoch muss der ganze Rahmen um das Integrationskurs-Angebot
verbessert werden. Das beinhaltet eine umfassende Kinderbetreuung,
eine Entfristung des Lehrpersonals und eine grundlegende
Qualitätsanalyse. Beim 'Integrationkurs', wie auch bei anderen Kursen,
gibt es Menschen, die diesen nicht mit der erforderlichen Punktzahl
bestehen. Die Gründe dafür liegen häufig jedoch nicht nur bei den
Teilnehmerinnen und Teilnehmern.

Es ist Aufgabe der Bundesregierung zu evaluieren, was verbessert
werden kann. Viele Kursteilnehmerinnen und Kursteilnehmer sind
aufgrund von Kriegs- und Fluchterfahrungen noch genug belastet. Dazu
kommen häufig Probleme bei der Wohnungssuche, Geldnot, ein unsicherer
Aufenthaltsstatus und die Sorge um zurückgelassene Familienangehörige.
Beispielsweise ist auch die mangelnde Kinderbetreuung ein großes
Hindernis für eine erfolgreiche Kursteilnahme."

 * 
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MEDIEN/156: Katja Kipping - Uploadfilter bedrohen das freie Internet


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 22. März 2019

Kipping: Uploadfilter bedrohen das freie Internet



Wir erleben hier einen neuen Versuch von Medienkonzernen, ihre
Profitrechte an jedem Schnipsel Daten durchzusetzen. Das ist der
hauptsächliche Zweck der aktuellen EU-Urheberrechtsreform, vor allem
der Artikel 11 und 13. Nach dem Willen der Medienlobby sollen die
Inhalte im Internet umfassend überwacht werden, um jede unbezahlte
Nutzung ihrer Inhalte zu unterbinden. Dafür sind sie bereit, die
Zerstörung der freien und kreativen Kommunikationskultur im Internet,
wie wir sie kennen, in Kauf zu nehmen.

Das betrifft auch eindeutig legale Nutzungen von Inhalten, die durch
die Einführung von Uploadfiltern praktisch unmöglich werden, weil
diese kaum zwischen erlaubten Zitaten, Satire, Beispielen einerseits
und unerlaubten Nutzungen anderseits unterscheiden können. Hinzu kommt
die Gefahr von Verwechslungen. So kann die falsche Zuordnung von
Hintergrundmusik dazu führen, dass der Livestream von einer
Demonstration komplett gesperrt wird. Und das ist nur ein Beispiel von
vielen.

Die geplante Reform ist zudem nicht verhältnismäßig. Die Quote für
Verletzungen gegen das Urheberrecht fällt sehr gering aus. Auf 10.000
Uploads kommt eine Verletzung des Urheberrechts, während bei den
Upload Filtern von einer deutlich höheren Quote der unrechtmäßigen
Sperrungen auszugehen ist.

Medien-Lobbyisten und konservative Politiker reden gerne von einem
angeblich notwendigen Ende der "Umsonstkultur" im Internet. Vorgeblich
geht es ihnen um die Interessen der Urheber. Doch tatsächlich
profitieren wird davon nur die Verwertungsindustrie. Wir brauchen
endlich eine Urheberrechtsreform, die die Rechte der tatsächlichen
Urheberinnen und Urheber, der Kreativen, mit dem Interesse der
Menschen, die diese Werke tatsächlich sehen, hören und lesen möchten,
in Einklang bringt, statt immer nur die Profite der Industrie zu
vertreten.

Ich freue mich über die vielen geplanten Demonstrationen am Samstag
und rufe alle, denen das freie Internet am Herzen liegt, auf, sich
daran zu beteiligen.

 * 
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RECHT/548: Klares Signal gegen Urheberrechtsreform


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 22. März 2019

Klares Signal gegen Urheberrechtsreform



"Die Reform des Urheberrechts darf auf keinen Fall in der vorliegenden
Form verabschiedet werden. Die Demonstrationen am Samstag sind die
letzte Gelegenheit zu zeigen, wie breit der Protest dagegen ist, und
dadurch die Abstimmung noch zu beeinflussen. Schon die Proteste der
letzten Wochen haben erkennbar Wirkung gezeigt", erklärt Petra Sitte,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE und Mitglied im
Ausschuss Digitale Agenda, zu der für die kommende Woche angesetzten
Abstimmung über die europäische Urheberrechtsreform und dem
europaweiten Aktionstag dagegen am morgigen Samstag. Sitte weiter:

"Niemand sollte sich jetzt auf die Umsetzung vertrösten lassen: Für
eine zukunftsfähige Urheberrechtsreform, die sowohl den Kreativen als
auch den Nutzenden zu Gute kommt, kann der vorliegende Entwurf
insbesondere mit Artikel 11 und 13 keine Grundlage sein. Dafür braucht
es einen echten Neustart der Reformdebatte. Voraussetzung dafür kann
nur sein, dass das Europaparlament klar Nein sagt, wie es die
Abgeordneten der LINKEN von Anfang an getan haben. Ich ermutige alle
dazu, am Samstag auf der Straße ein klares Signal zu setzen."

 * 
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SOZIALES/2603: Katja Kipping zur Ganztagesbetreuung von Grundschulkindern


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 22. März 2019

Zur Bertelsmann-Studie zur Ganztagesbetreuung von Grundschulkindern sagt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:



Die Möglichkeit von Ganztagesbetreuung für Grundschulkinder ist eine
gute Sache für Eltern und Kinder. Dass sie sich auch ökonomisch lohnt,
sagt einem der gesunde Menschenverstand. Nachdem das in der aktuellen
Studie wissenschaftlich bestätigt wird, gibt es nun wirklich keinen
Grund mehr, den notwendigen Ausbau weiter hinauszuzögern. Ich hoffe,
dass dieses Angebot jetzt endlich flächen- und bedarfsdeckend
eingeführt wird.

 * 
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WIRTSCHAFT/2143: Bernd Riexinger - AKK macht sich zur Rüstungslobbyistin


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 22. März 2019

Riexinger: AKK macht sich zur Rüstungslobbyistin



Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE, sagt zur Forderung
von Annegret Kramp-Karrenbauer nach höheren Rüstungsausgaben:

"Annegret Kramp-Karrenbauer ruft nach zusätzlichen Milliarden für
Waffen in einer Zeit, in der die drängenden Probleme nicht äußere
Feinde, sondern soziale Ungerechtigkeiten sind. Das zeugt nicht von
politischer Weitsicht, sondern allenfalls von guten Beziehungen zur
Rüstungslobby.

Ihre Wiederholung der Forderung nach lascheren Regeln für
Waffenexporte macht deutlich, dass sie ihren moralischen Kompass
gründlich verlegt hat. Denn das bedeutet im Klartext, Waffen unter
anderem an Saudi Arabien zu verkaufen, das an massiven Völker- und
Menschenrechtsverletzungen im Jemen beteiligt ist.

Wer sich so äußert, kann nicht in Anspruch nehmen, europäische Werte
zu verteidigen."

Ende Januar 2018 beschrieb z.B. das Amt für die Koordinierung
humanitärer Angelegenheiten (UNOCHA) die Situation im Jemen als "die
schlimmste von Menschenhand gemachte humanitäre Krise der Welt" und
als "die größte humanitäre Krise der Welt". Saudi Arabien gehört hier
seit 2015 zu den wesentlichen kriegführenden Beteiligten.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 22. März 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8180: Heute im Bundestag Nr. 315 - 22.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 315

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 22. März 2019, Redaktionsschluss: 10.53 Uhr

1. Bamf-Hinweise zu Verfahrensablauf

2. Aufnahme von Bootsflüchtlingen

3. Brexit-Auswirkungen auf innere Sicherheit

4. Sammelabschiebungen im Jahr 2018

5. Abschiebungen nach Bulgarien

6. Abschaffung der Grundsteuer

7. Besteuerung des Kunsthandels



1. Bamf-Hinweise zu Verfahrensablauf

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Erläuterungen zum Internetauftritt des Bundesamtes
für Migration und Flüchtlinge (Bamf) gibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/8487) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/8027).
Darin erkundigte sich die Fraktion danach, warum das Bamf auf seiner
Internetseite im Rahmen der Hinweise zum Ablauf des Asylverfahrens
nicht darüber informiert, "dass nach Ablehnung des Asylantrages
(Paragraf 66 Absatz 1 Aufenthaltsgesetz) der Ausländer, durch den die
Kosten der Abschiebung entstehen, diese Kosten grundsätzlich selbst zu
tragen hat".

Wie die Bundesregierung dazu ausführt, hat das Bamf die Pflicht,
Asylantragstellende über den Ablauf des Verfahrens und über ihre
Rechte und Pflichten im Verfahren zu informieren. In diesem
Zusammenhang würden auf der Internetseite des Bundesamtes die
einzelnen Schritte des Verfahrens von der Antragstellung bis zum
Ausgang, einschließlich der Aufenthaltsbeendigung nach Ablehnung eines
Asylantrags, dargestellt. Der Fokus der Darstellung liege dabei auf
den Aufgaben, für die das Bamf zuständig ist. Abschiebungen fielen
nicht in dessen Zuständigkeit, sondern in die der Ausländerbehörden.
Darauf werde auf der Internetseite ausdrücklich hingewiesen. Daher
falle auch eine Veröffentlichung von Informationen zu den Kosten der
Abschiebung, die der Ausländer selbst zu tragen habe, nicht in den
Zuständigkeitsbereich des Bundesamtes.

 * 

2. Aufnahme von Bootsflüchtlingen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Aufnahme von Bootsflüchtlingen in Deutschland
ist Gegenstand einer Antwort der Bundesregierung (19/8447) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/8061). Darin schrieb die Fraktion,
die Bundesregierung habe auf eine schriftliche Frage vom 16. Januar
2019 geantwortet, dass "Deutschland auf Ersuchen Maltas die Aufnahme
von 60 sogenannten Bootsflüchtlingen nach Maßgabe des Artikels 17
Absatz 2 der EU-Verordnung Nr. 604/2013 (Dublin-III-Verordnung)
erklärt habe".

In ihrer Antwort weist die Bundesregierung darauf hin, dass die
genannte Verordnungspassage "die Ersuchen um Aufnahme eines
Antragstellers aus humanitären Gründen vorsieht". Seit Juli 2018 habe
Deutschland die Bereitschaft erklärt, für bis zu 185 aus Seenot
gerettete und auf Malta beziehungsweise in Italien ausgeschiffte
Personen gemäß dieser Verordnungspassage die Zuständigkeit für die
Durchführung von Asylverfahren zu übernehmen. "Gemäß Artikel 17 Absatz
2 Verordnung (EU) 604/2013 wird geprüft, ob die angeführten
humanitären Gründe vorliegen", heißt es in der Vorlage weiter.

 * 

3. Brexit-Auswirkungen auf innere Sicherheit

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die Auswirkungen eines "harten" Brexits ohne
Übergangsregelungen auf die innere Sicherheit und die Zusammenarbeit
der deutschen und der britischen Sicherheitsbehörden geht es in der
Antwort der Bundesregierung (19/8446) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/8017). Wie die Bundesregierung darin darlegt,
unterhalten Deutschland und Großbritannien "eine sehr enge und
vertrauensvolle Partnerschaft in Sicherheitsthemen, die von dem Brexit
unberührt bleiben und, sofern angezeigt, noch weiter ausgebaut und
intensiviert werden soll".

Die bilaterale Zusammenarbeit könne jedoch nicht die Möglichkeiten der
Zusammenarbeit auf EU-Ebene auffangen, die mit dem britischen Austritt
wegfallen, "wodurch das Vereinigte Königreich zu einem
nicht-schengenassoziierten Drittstaat wird", heißt es in der Antwort
weiter. Insbesondere das durch den britischen EU-Austritt bedingte
Ausscheiden aus dem Schengener Informationssystem werde zu einer
Einschränkung der Möglichkeiten bei der Personen- und Sachfahndung und
damit zu potentiellen Sicherheitslücken führen.

 * 

4. Sammelabschiebungen im Jahr 2018

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wie viele
Sammelabschiebungen im vergangenen Jahr in welche Länder stattgefunden
haben. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/8473)
danach, welche Kosten nach Kenntnis der Bundesregierung insgesamt für
Sammelabschiebungen im Jahr 2018 entstanden sind. Ferner fragt sie
unter anderem, welche weiteren Sammelabschiebungen in welche Länder
für das Jahr 2019 geplant sind.

 * 

5. Abschiebungen nach Bulgarien

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die "Problematik möglicher Abschiebungshindernisse
bei Abschiebungen von in Bulgarien anerkannten Flüchtlingen nach
Bulgarien" ist ein Thema der Antwort der Bundesregierung (19/8445) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/7624). Wie die
Bundesregierung darin ausführt, prüft das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (Bamf) in jedem Fall einer bereits in einem anderen
EU-Staat zuerkannten internationalen Schutzberechtigung und damit auch
in Bezug auf Bulgarien, ob Abschiebungsverbote vorliegen.

"Mit der Sicht des Gerichtshofs der Europäischen Union" gehe das Bamf
davon aus, dass das Gemeinsame Europäische Asylsystem das gegenseitige
Vertrauen darauf rechtfertigt, dass alle beteiligten Staaten die
Grundrechte beachten, einschließlich der Rechte, die ihre Grundlage in
der Genfer Flüchtlingskonvention und dem Protokoll von 1967 sowie in
der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) finden, schreibt die
Bundesregierung weiter. Aufgrund der in den EU-Staaten "grundsätzlich
hohen Standards der persönlichen und sozialen Sicherheit einerseits
und andererseits auch der medizinischen Versorgung" sei ein
Abschiebungsverbot hinsichtlich einer der Mitgliedstaaten der EU
allein in sehr außergewöhnlichen Einzelfällen festzustellen. Ergeben
die "besonderen Umstände des Einzelfalles bei vulnerablen Personen,
dass bei den zu erwartenden Lebensumständen in Bulgarien der Zugang zu
den Grundbedürfnissen des Lebens fehlen würde und dieser Mangel zu
einer sofortigen Lebensbedrohung führte oder zur Unmöglichkeit der
Wahrung der Menschenwürde", werde ein Abschiebungsverbot gemäß
Paragraf 60 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes festgestellt.

 * 

6. Abschaffung der Grundsteuer

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um eine Abschaffung der Grundsteuer geht es in einer
Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/8436). Die Bundesregierung soll
darlegen, wie sie sich die für eine Neuregelung der Grundsteuer
erforderliche umfangreiche Bewertung von rund 35 Millionen
Grundstücken, Häusern und Wohnungen vorstellt. Außerdem wird gefragt
ob es notwendig ist, zusätzliche Stellen für die Bewertungen schaffen
zu müssen. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage heißt es unter
Berufung auf eine Umfrage, eine Mehrheit der Bundesbürger sei für eine
Abschaffung der Grundsteuer.

 * 

7. Besteuerung des Kunsthandels

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Besteuerungsregeln im Kunsthandel macht die
FDP-Fraktion zum Thema einer Kleinen Anfrage (19/8452). Die
Bundesregierung soll erläutern, wann verschiedene Besteuerungsmethoden
wie die Differenzbesteuerung, die Gesamtdifferenzbesteuerung oder die
Pauschalmargenbesteuerung angewandt werden. Thematisiert wird auch die
angeblich massiver Ungleichheit der Umsatzbesteuerung von
Kunstverkäufen durch Urheber einerseits (sieben Prozent) und Galerien
andererseits (19 Prozent), die zu schweren Verwerfungen und
Verunsicherungen zwischen Künstlern, Galerien und Kunstkäufern geführt
habe. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage wird der Umsatz des
Kunstmarktes in Deutschland im Jahr 2017 auf 1,5 Milliarden Euro
beziffert.

 * 
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BUNDESTAG/8179: Heute im Bundestag Nr. 314 - 22.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 314

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 22. März 2019, Redaktionsschluss: 09.37 Uhr

1. Prüfer: Keine Aussage über Schaden

2. Bericht über BKA-Bewertung Amris

3. Schärfere Grenzwerte bleiben bestehen

4. Keine Einwände gegen Prospektverordnung



1. Prüfer: Keine Aussage über Schaden

Verteidigung/Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/fla) Der Bundesrechnungshof hat zwar massive Verstöße
der Bundeswehr beim Abschluss von teils millionenschweren Verträgen
mit externen Unternehmen festgestellt. Es sei "davon auszugehen,
dass vermeidbare Mehrausgaben entstanden sind", sagte die
Prüf-Verantwortliche Thea Dilger. Doch über den tatsächlichen
wirtschaftlichen Schaden für den Steuerzahler könne sie "keine Aussage
treffen", meinte sie gestern (21. März 2019) in einer Sitzung des
Verteidigungs-Untersuchungsausschusses unter der Leitung von Wolfgang
Hellmich (SPD). Schließlich sei im Nachhinein kaum feststellbar,
welche Preise bei einer korrekten Vergabe zustande gekommen wären oder
ob die Bundeswehr mit eigenen Kräften die Aufgaben hätte erledigen
können.

Ihr Kollege Helmut Peters, der speziell Verträge im IT-Bereich unter
die Lupe genommen hatte, nannte aber für einen Fall eine Schadenssumme
von einer Million Euro. Es ging um einen Rahmenvertrag mit der Firma
S. mit einem Volumen von knapp 20 Millionen Euro. Das Unternehmen
selbst habe keinerlei Leistung erbracht, sondern nur
Unterauftragsnehmer eingesetzt. Auf deren Forderung sattelte es einen
Aufschlag drauf, bevor sie die Rechnung an die Bundeswehr schickte.
Die hätte nach Peters Darstellung freilich gleich mit den
Subunternehmen Verträge schließen können.

Ob in solche Fälle Vetternwirtschaft hineinspielen könnte, dazu gab
es in öffentlicher Sitzung keine Auskünfte. Peters verwies allerdings
auf eine anonyme Eingabe vom Januar 2018 mit Erkenntnissen aus
Cyber-Projekten. Darin sei auch auf Personenbeziehungen verwiesen
worden. Doch sei der Bundesrechnungshof nun mal keine
Staatsanwaltschaft. Er habe die Eingabe an das
Verteidigungsministerium weitergeleitet, das dann selbst ermitteln
oder Strafverfolgungsbehörden einschalten könne.

Dilger stellte dar, dass der Bundesrechnungshof weit höhere
Fehlerquoten bei Verträgen mit Externen aufgedeckt habe als das
Verteidigungsministerium dann eingeräumt habe. So habe die Bundeswehr
zugestanden, dass bei 55 Prozent der Vergaben für Beratung und
Unterstützung an Externe keine Bedarfsprüfung dokumentiert sei. Der
Rechnungshof kam auf 80 Prozent. Bei der Wirtschaftlichkeitsprüfung
stehen sich 98 Prozent gegen 75 Prozent gegenüber. Wobei der
Rechnungshof die Quoten der Bundeswehr akzeptiert habe. Die Summe der
zugegebenen Fehler sei so schon "unvorstellbar groß", dass sich ein
Streit über die Prozentzahl nicht lohne, machte Dilger klar. Auch im
Vergleich mit anderen Prüfungen des Bundesrechnungshofs sei die Quote
"auffällig hoch".

Der Bundesrechnungshof beurteilte nur, ob aus den Akten hervorging,
dass die vor einer Vergabe vorgeschriebenen notwendigen Prüfungen wie
eben der Bedarf auch durchgeführt wurden. Dilger geht davon aus, dass
die Wirtschaftlichkeitsprüfungen überwiegend tatsächlich nicht
stattfanden. Dabei gehe es vor allem um die Frage, ob die Bundeswehr
die fraglichen Aufgaben nicht ganz oder teilweise mit eigenen Kräften
habe erledigen können. Dies zu beurteilen, sei außerordentlich
komplex. Das könne einer nicht einfach im Kopf ermittelt haben.

Sie mochte auch die Begründung nicht gelten lassen, ein Vertrag sei
freihändig vergeben worden, weil sich die Zusammenarbeit mit einem
Unternehmen bereits bewährt habe, oder weil Zeitdruck herrsche gebe,
oder weil nur diese eine Firma die Leistungen erbringen könne.
Mindestens hätten dann noch Angebote von drei weiteren Firmen
eingeholt werden müssen. Dass kein Wettbewerb stattgefunden habe, sei
nicht zu rechtfertigen.

Ob die Fehler vorsätzlich oder aus Unkenntnis gemacht worden seien,
mochte sie nicht beurteilen. "Das steht ja nicht in den Akten." Ob
bestimmte Firmen bevorzugt wurden, sei nicht zu erkennen gewesen.
Warum überhaupt die Vorgaben nicht eingehalten wurden, konnte sie sich
nicht erklären: "Es gibt keinen Grund, der sich aufgedrängt hat."

Dilger kritisierte, dass es im Ministerium keine aktuelle Aufstellung
über Aufträge an Externe gegeben habe. Der Überblick sei zum einen
sinnvoll, weil in diesen Fällen ja immer Steuergelder ausgegeben
werden. Zum anderen würden Auffälligkeiten bei Korruption oder anderen
Unregelmäßigkeiten eher deutlich.

Von den Prüfungen erhofft sich Dilger, dass "künftig Vergaberecht und
Bundeshaushaltsordnung eingehalten wird".

 * 

2. Bericht über BKA-Bewertung Amris

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/wid) Das Bundeskriminalamt (BKA) hat im Februar 2016 drei
"explizite Gefährdungsbewertungen" zur Person des späteren
Breitscheidplatz-Attentäters Anis Amri abgegeben und dabei die
Bedrohungsprognose geringfügig nach oben korrigiert. Dies berichtete
der damals zuständige Kriminaldirektor Martin Kurzhals am Donnerstag
dem 1. Untersuchungsausschuss ("Breitscheidplatz"). Der heute
47-jährige Referatsleiter im BKA vertrat von 2014 bis Mitte 2018 seine
Behörde im Gemeinsamen Terrorismus-Abwehrzentrum (GTAZ) der deutschen
Polizeien und Nachrichtendienste. Er moderierte in dieser Funktion
zwischen Anfang Februar und Juni 2016 sechs Besprechungen, in denen
der Fall Amris erörtert wurde.

Der gebürtige Tunesier kam erstmals am 4. Februar 2016 im GTAZ zur
Sprache. Damals war die Rede von Anschlägen mit Schnellfeuerwaffen,
die Amri angeblich plante. Entsprechende Erkenntnisse, die das
nordrhein-westfälische Landeskriminalamt (LKA) durch einen Informanten
gewonnen hatte, hatte das Bundesamt für Verfassungsschutz am 26.
Januar ohne Nennung der Quelle in einem "Behördenzeugnis" für die
Berliner Polizei verarbeitet. Der Februar 2016 sei in seiner
Erinnerung ein Wendemoment in der Bewertung Amris durch deutsche
Sicherheitsbehörden gewesen, sagte Kurzhals: "Im Februar 2016 war Amri
am nächsten an einer Anschlagsvorbereitung. Nach Februar war die
Brisanz der Lage ein Stück weit abgeebbt." So sei es zumindest
erschienen.

In der ersten seiner drei Gefährdungsbewertungen setzte das BKA Amri
damals auf Rang sieben in einem achtstufigen polizeilichen
Prognosemodell. Das bedeutete, dass ein unmittelbar bevorstehender,
durch ihn verursachter Schadensfall "eher auszuschließen" war. In der
zweiten Bewertung stieg Amri in die Stufe fünf auf, womit ein von ihm
ausgehender Schaden als "eher unwahrscheinlich" galt. Bei dieser
Beurteilung blieb das BKA auch in seinem dritten Amri-Gutachten.

Auf Stufe eins der Skala ist mit dem Eintritt eines
Schadensereignisses "zu rechnen", auf Stufe zwei "mit hoher
Wahrscheinlichkeit zu rechnen", auf Stufe acht ist er
"auszuschließen". Als Beispiel für einen Gefährder der Stufe zwei
nannte Kurzhals den syrischen Flüchtling Dschaber al-Bakr, der
unmittelbar vor der Ausführung seines geplanten Sprengstoffanschlags
auf den Berliner Flughafen stand, als er im Oktober 2016 in Chemnitz
festgenommen wurde. Amris Höherstufung auf Rang fünf habe durchaus
bedeutet, dass er als Gefährder "ernstzunehmen" gewesen sei, betonte
der Zeuge.

Das Behördenzeugnis über Amri habe der Verfassungsschutz auf Bitten
des nordrhein-westfälischen LKA gefertigt, um dessen V-Mann in der
Islamistenszene vor den Kollegen des Berliner LKA zu verschleiern,
sagte Kurzhals. Dieser Sachverhalt sei aber damals schon damals kein
Geheimnis gewesen. Er selbst habe bei der Vorbereitung der
GTAZ-Besprechung am 4. Februar im Vertrauen davon erfahren.

Kurzhals erinnerte an die Zeitumstände des Jahres 2016, das von einer
verschiedene Länder erfassenden Welle des radikalislamischen
Terrorismus geprägt gewesen sei. Im Januar ereignete sich der Anschlag
auf Touristen in Istanbul, in März fanden die Attentate in Brüssel
statt, im Juli kam es zum ersten Massenmord mit einem Schwerlaster in
Nizza. Deutschland erlebte im Januar eine Messerattacke auf dem
Hannoveraner Bahnhof, im April den Anschlag auf einen Sikh-Tempel, im
Juli einen Axtüberfall in einem Nahverkehrszug und einen
Sprengstoffanschlag in Ansbach, schließlich im Dezember das Attentat
Amris in Berlin.

 * 

3. Schärfere Grenzwerte bleiben bestehen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Verordnung

Berlin: (hib/HLE) Die teilweise über die Anforderungen des
europäischen Rechts hinausgehenden nationalen Anforderungen
insbesondere aus der technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft
und der Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen sowie
weitere Verordnungen im Rahmen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
werden beibehalten. "Bereits rechtlich festgelegte Anforderungen und
Grenzwerte für den Betrieb von mittelgroßen Feuerungsanlagen werden
somit auch im Sinne des Normadressaten nicht abgeschwächt", heißt es
in der von der Bundesregierung vorgelegten Verordnung zur Einführung
der Verordnung über mittelgroße Feuerungs-, Gasturbinen- und
Verbrennungsmotoranlagen sowie zur Änderung der Verordnung über kleine
und mittlere Feuerungsanlagen (19/8459). Nach Angaben der
Bundesregierung sehen die Richtlinie und in der Folge auch die
Verordnung für Deutschland nationale Emissionsgrenzwerte für die
Luftschadstoffe Schwefeldioxid, Stickstoffoxide und Gesamtstaub vor,
die direkt beziehungsweise ab den Jahren 2025 oder 2030 gelten sollen.

 * 

4. Keine Einwände gegen Prospektverordnung

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Der Bundesrat hat am 15. März 2019 beschlossen,
gegen den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes
zur weiteren Ausführung der EU-Prospektverordnung und zur Änderung von
Finanzmarktgesetzen (19/8005) keine Einwendungen zu erheben. Dies
teilt die Bundesregierung in einer Unterrichtung (19/8617) mit.

 * 
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BUNDESTAG/8178: Heute im Bundestag Nr. 313 - 21.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 313

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 21. März 2019, Redaktionsschluss: 17.33 Uhr

1. Beraterverträge ohne Begründung

2. Förderung von Sozialunternehmern

3. Aufarbeitung des Völkermords in Ruanda

4. Frauen in Führungspositionen



1. Beraterverträge ohne Begründung

Verteidigung/Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/fla) Von einer "viel zu hohen Fehlerquote" beim Abschluss
von Beraterverträgen durch das Verteidigungsministerium warnt Thea
Dilger vom Bundesrechnungshof. Um diese Thematik kreist die Arbeit des
Untersuchungsausschusses, zum dem sich der Verteidigungsausschuss
eingesetzt hat. Dilger sagte am Donnerstag als erste Zeugin vor dem
Ausschuss aus. Zuvor hatte Generalleutnant Ludwig Leinhos als Zeuge
erläutert, warum die Streitkräfte auf externe Unterstützung nicht
verzichten könnten. In seiner fünften Sitzung begann der
Untersuchungsausschuss unter der Leitung von Wolfgang Hellmich (SPD)
erstmals mit der öffentlichen Anhörung von Zeugen.

Dilger legte dar, dass in 55 Prozent der geprüften Fälle die
Begründung für einen Vertrag mit Externen gefehlt habe, in 75 Prozent
sei die wirtschaftliche Notwendigkeit nicht beschrieben worden. Bei 30
Prozent der Abschlüsse habe der Bundesrechnungshof Mängel beim
Prüfpunkt Vergaberecht ausgemacht.

Leinhos hob insbesondere auf den IT-Bereich ab. Er fungiert als
Inspekteur Cyber- und Informationsraum der Bundeswehr (CIR). In diesem
Bereich seien die deutschen Streitkräfte bis 2014 nicht führend
gewesen. Das habe sich grundlegend geändert. Die Bundeswehr habe sehr
viel Boden wettgemacht. Inzwischen liefere sie gewissermaßen
Blaupausen für vergleichbare Vorhaben in anderen Nato-Staaten,
abgesehen von den USA. Der "riesige Handlungsbedarf", der sich in der
Aufbauphase ergeben habe, sei ohne Einbeziehung externen Firmen nicht
zu leisten gewesen, auch weil das nötige eigene Personal zunächst
gefehlt habe.

Überdies stelle sich stets die Frage, ob es sich um
"Einmal-Aktivitäten" handle, für die die Bundeswehr auf Dauer kein
Personal brauche. Auch gehe es darum, Engpässe und Spitzen abzudecken.
In andere Fällen fehle den Streitkräften zunächst das eigene Wissen.
Als Beispiel verwies er aktuell auf Cloud-Infrastrukturen.

Leinhos betonte: "Die strategische Steuerung erfolgt immer durch uns."
Lediglich bei der Umsetzung würden externe Firmen hinzugezogen. Sie
kämen aber in besonders sensiblen Bereichen wie Cyber-Operationen
nicht zum Einsatz. Ohnehin sei die Bundeswehr bemüht, für
Dauertätigkeiten eigenes Personal zu akquirieren.

Der General verwies darauf, dass er perspektivisch mit immer mehr
eigenem Personal arbeiten wolle. Er nutzte seinen Auftritt vor dem
Ausschuss zu dem Appell, die Politik solle den Weg freimachen für eine
Zulage, die die Bundeswehr an hochspezialisiertes IT-Personal zahlen
möchte. Diese Fachkräfte würden "draußen sehr viel besser bezahlt".
Leinhos sagte, es gebe "sehr, sehr viele Firmen", die
Unterstützungsleistungen für die Bundeswehr anbieten. Er versicherte:
"Uns ist egal, wer es macht."

 * 

2. Förderung von Sozialunternehmern

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dringt auf eine
gezielte Förderung von Sozialunternehmen. In einem Antrag (19/8567)
fordern die Abgeordneten die Bundesregierung auf, eine soziale
Innovationsstrategie auszuarbeiten, die die bisherigen und zukünftigen
Maßnahmen bündelt. Die Verantwortung für diesen Bereich müsse im
Bundeswirtschaftsministerium angesiedelt werden und ein Staatssekretär
mit Koordination und Kommunikation betraut werden. Darüber hinaus sind
nach Ansicht der Abgeordneten zielgruppenspezifische Förder- und
Finanzierungsmöglichkeiten notwendig. Zur Begründung heißt es, zwar
habe die Bundesregierung im Koalitionsvertrag die Bedeutung von Social
Entrepreneurs festgehalten. Bislang sei allerdings versäumt worden,
die Branche angemessen zu fördern.

 * 

3. Aufarbeitung des Völkermords in Ruanda

Menschenrechte/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen setzt sich für
eine historische Aufarbeitung der Rolle Deutschlands in Bezug auf den
Völkermord in Ruanda vor 25 Jahren ein. "Es ist längst überfällig,
dass Deutschland die Handlungen seiner Entwicklungs-, Verteidigungs-,
Außen- und Innenpolitik in Bezug auf die Situation in Ruanda in den
Jahren 1990 - 1994 umfassend aufarbeitet", schreiben die Abgeordneten
in einem Antrag (19/8564). Viele staatliche und zivilgesellschaftliche
Organisationen hätten damals in Ruanda gearbeitet. So seien der
Deutsche Entwicklungsdienst, die Gesellschaft für Technische
Zusammenarbeit, die Deutsche Welle, politische Stiftungen, die beiden
großen Kirchen, viele Nichtregierungsorganisationen und auch eine
Bundeswehrberatergruppe vor Ort gewesen.

Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung auf, eine unabhängige
interdisziplinäre Kommission einzurichten, die systematisch und
wissenschaftlich alle Aktivitäten von deutscher Seite im Zusammenhang
mit der politischen Situation in Ruanda mit besonderem Schwerpunkt auf
die Jahre 1990 bis 1994 untersucht und deren Aus- und Wechselwirkungen
mit dem Genozid bewertet. Bis 2021 soll die Kommission einen Bericht
vorlegen, "der darlegt, welche Informationen wann und wem vorlagen,
wie sie damals von welcher Stelle bewertet und welche Konsequenzen
seitens der Verantwortlichen daraus gezogen wurden".

Die Abgeordneten sehen in einer solchen Untersuchung einen
"notwendigen Beitrag zur Diskussion über die zukünftige deutsche
Außen- und Entwicklungspolitik und die Rolle Deutschlands bei der
internationalen Prävention und Konfliktlösung, insbesondere bei der
Verhinderung schwerster Menschenrechtsverbrechen wie Völkermord,
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, ethnische Säuberungen und
Kriegsverbrechen".

 * 

4. Frauen in Führungspositionen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um "Frauen in Führungspositionen in den
Bundesministerien und obersten Bundesbehörden" geht es in einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8453). Darin
erkundigt sich die Fraktion danach, in welchen Bundesministerien und
obersten Bundesbehörden seit der Bundestagswahl 2017 wie viele Stellen
für beamtete Staatssekretäre, Abteilungsleiter, Pressesprecher,
Unterabteilungsleiter und weitere Führungspositionen neu besetzt
worden sind und wie sich diese Besetzungen nach Geschlecht
aufschlüsseln. Auch will sie unter anderem wissen, wie der Stand der
Erarbeitung eines Referentenentwurfs zur Umsetzung der im
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD vereinbarten Maßnahmen für
mehr Frauen in Führungspositionen ist.

 * 
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BUNDESTAG/8177: Heute im Bundestag Nr. 312 - 21.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 312

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 21. März 2019, Redaktionsschluss: 16.10 Uhr

1. Marokkaner warnten viermal vor Amri

2. Dauer der Juristenausbildung

3. Grüne wollen Richter-Fortbildung fördern

4. AfD-Fraktion will EZB befragen können



1. Marokkaner warnten viermal vor Amri

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Der marokkanische Inlandsgeheimdienst DGST hat im
Herbst 2016 in einem Zeitraum von vier Wochen viermal auf verdächtige
Aktivitäten des späteren Breitscheidplatz-Attentäters Anis Amri
hingewiesen. Dies berichtete der zuständige Verbindungsbeamte des
Bundeskriminalamtes (BKA) in Rabat am Donnerstag dem 1.
Untersuchungsausschuss ("Breitscheidplatz"). Der heute 47-jährige
Robin O'Debie vertritt seine Behörde seit Anfang 2015 in Marokko und
Mauretanien. Zuvor war er kurzzeitig im Libanon, in Tunesien und
Algerien tätig gewesen. Die Mitteilungen über Amri seien zeitgleich
auch dem Residenten des Bundesnachrichtendienstes (BND) in Rabat
zugeleitet worden, sagte der Zeuge.

Der erste Hinweis sei am 20. September, der letzte am 17. Oktober 2016
eingegangen. Die Marokkaner hätten von Amri als von einem
"Islamonauten" gesprochen, was in ihrer Terminologie die Bezeichnung
für einen Islamfanatiker sei, der durch Aktivitäten im Internet
auffällig werde. Die mitgelieferten Bilder Amris seien erkennbar
dessen Facebook-Profil entnommen worden. Ihrerseits habe sich die
marokkanische Seite nach Telefonnummern und Kontaktpersonen Amris in
Deutschland erkundigt. Die Abteilung Staatsschutz beim BKA habe auf
diese Fragen hin allerdings nur bestätigen können, dass ihr die Person
Amri bekannt sei.

O'Debie rühmte die Zusammenarbeit mit den marokkanischen
Sicherheitsbehörden als "sehr gut", sogar "herausragend" und
vertrauensvoll. Fragen würden in kürzestmöglicher Frist beantwortet,
wobei die Marokkaner "immer sehr werthaltige Informationen" lieferten.
Auch über Amri seien sie zum Teil recht genau unterrichtet gewesen. So
hätten sie gewusst, dass der gebürtige Tunesier vor seiner Einreise
nach Deutschland vier Jahre lang in Italien im Gefängnis gesessen
hatte.

Die Mitteilung, dass Amri in nächster Zeit in Deutschland
möglicherweise irgendetwas im Schilde führen könnte, sei allerdings
wohl nicht konkret genug gewesen, um im BKA gleich alle Alarmglocken
schrillen zu lassen. Im Gemeinsamen Terrorismus-Abwehrzentrum (GTAZ)
der deutschen Sicherheitsbehörden kamen die Warnungen aus Marokko am
2. November 2016 zur Sprache. Verabredet wurde, dass das Bundesamt für
Verfassungsschutz (BfV) die Plausibilität der Hinweise überprüfen
sollte. Dies geschah zunächst durch eine Anfrage bei einem
US-Nachrichtendienst, die freilich unbeantwortet blieb.

Auf seinem Schreibtisch seien im Laufe des Jahres 2016 rund 110
"operative Vorgänge" gelandet, von denen etwa 30 im Zusammenhang mit
Hinweisen auf radikalislamische Aktivitäten gestanden hätten,
berichtete der Zeuge. Unter diesen seien die vier Mitteilungen der
DGST zum Fall Amri in keiner Weise "außergewöhnlich" gewesen. Etwa
zwei bis drei Tage nach Eingang der letzten beiden Hinweise am 17.
Oktober habe er seine marokkanischen Ansprechpartner zu einer
Unterredung aufgesucht, in der es unter anderem um die Frage gegangen
sei, woher sie ihre Informationen über Amri hatten. In der Regel sei
es so gewesen, dass die marokkanischen Dienste auf der Suche nach
Islamisten das Internet, insbesondere Facebook, "detailliert"
ausgewertet hätten.

Seine eigene Rolle in Rabat beschrieb O'Debie als die eines
"Briefboten" beim Informationsaustausch deutscher und marokkanischer
Sicherheitsbehörden. Er habe in gut vier Jahren rund 500 "operative"
und 250 "Grundsatzvorgänge" bearbeitet. Diese beträfen die deutsche
Ausbildungs- und Ausrüstungshilfe für die marokkanische Polizei, mit
der er ebenfalls befasst sei.

 * 

2. Dauer der Juristenausbildung

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) Der Bundesrat hat den Entwurf eines Gesetzes zur
Änderung des Deutschen Richtergesetzes (Studien- und Prüfungszeit im
Studiengang "Rechtswissenschaft mit Abschluss erste Prüfung")
vorgelegt (19/8581). Mit dem Gesetzentwurf wird die Studien- und
Prüfungszeit für den Studiengang auf fünf Jahre erhöht, wie es in der
Vorlage heißt. Damit werde den im Zuge der Reform der
Juristenausbildung 2002/2003 vorgenommenen Änderungen und
tatsächlichen Anforderungen des Studiengangs angemessen Rechnung
getragen. Was Studien- und Prüfungszeit anbelangt, werde der
Studiengang Masterstudiengängen gleichgestellt.

Zur Begründung heißt es, die mit der Reform erhöhte Dauer für Studium
und Prüfungszeitraum auf insgesamt viereinhalb Jahre habe sich als zu
niedrig erwiesen, wie die tatsächliche durchschnittliche Verlängerung
der Studienzeiten zeige. Die Festlegung der Studien- und Prüfungsdauer
habe unmittelbare Auswirkungen auf die Förderung der Studenten nach
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz und damit mittelbare
Auswirkungen auf die Erfolgschancen der auf staatliche finanzielle
Hilfe angewiesenen Studenten, heißt es weiter.

 * 

3. Grüne wollen Richter-Fortbildung fördern

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Der Bundestag soll die Bundesregierung auffordern,
die Qualifizierung von Richtern gesetzlich zu verankern. Einen
entsprechenden Antrag (19/8568) hat die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vorgelegt. Danach soll im Deutschen Richtergesetz das Recht und die
Pflicht für Richter aufgenommen werden, sich zur Erhaltung und
Fortentwicklung ihrer Kenntnisse und Fähigkeiten fortzubilden nebst
einer Verpflichtung der Dienstherren, dies durch geeignete Maßnahmen
zu unterstützen. In das Gerichtsverfassungsgesetz sollen spezifische
qualitative Eingangsvoraussetzungen für Familienrichter und
-richterinnen aufgenommen werden. Zudem soll das Gesetz über das
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit geändert werden.

Zur Begründung heißt es, die Verbesserung der Qualität des
familiengerichtlichen Verfahrens sei ein seit langem dringliches und
allseits unterstütztes Vorhaben. Es gelte, unbeschadet des hohen
Engagements der Familienrichter, endlich die nötigen strukturellen
Veränderungen ins Werk zu setzen. Die Bundesregierung sei hier trotz
eines einstimmigen Beschlusses des Bundestages vom Juli 2016 nach wie
vor untätig.

 * 

4. AfD-Fraktion will EZB befragen können

Bundestagsnachrichten/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion strebt eine Regelung zum sogenannten
bankenunionalen Fragerecht des Bundestages an. Dabei geht es um das
Recht von Abgeordneten, sich von der Europäischen Zentralbank (EZB)
und dem Ausschuss für einheitliche Abwicklung (SRB - Single Resolution
Board) informieren zu lassen.

Die Abgeordneten fordern in ihrem Antrag (19/8558) konkret, die
Regelung zu "Kleinen Anfragen" laut Paragraf 104 der Geschäftsordnung
des Bundestages um eine "Bankenunionale Anfrage" und eine "Große
bankenunionale Anfrage" zu erweitern.

Demnach sollen einzelne Mitglieder des Bundestages von der EZB und dem
SRB auf Anfragen und Bemerkungen schriftliche Antworten verlangen
können. Die Anfragen und Bemerkungen sollen beim Präsidenten
eingereicht und von diesem an die Befragten weitergeleitet werden mit
der Aufforderung, sie innerhalb eines Monats zu beantworten. Der
Präsident solle die Antworten entgegennehmen und an die Fragesteller
weiterleiten.

Die AfD fordert sodann, mit einer Ergänzung von Paragraf 75 der
Geschäftsordnung des Bundestages die Anfragen und Bemerkungen an die
EZB oder den SRB sowie deren Antworten auf die Tagesordnung des
Parlaments setzen zu können.

Mit der Vorlage werde eine Regelungslücke geschlossen, heißt es zur
Begründung in dem Antrag. In der Eurokrise habe Deutschland weitere
Hoheitsrechte an die EU abgegeben, im Rahmen der Bankenunion, die
hauptsächlich in zwei Verordnungen geregelt sei: der SSM-Verordnung
(Single Supervisory Mechanism) und der SRM-Verordnung (Single
Resolution Mechanism). Mit der SSM-Verordnung werde die Aufsicht über
die Großbanken in der Eurozone geregelt, mit der SRM-Verordnung die
Abwicklung von Großbanken in der Eurozone.

 * 
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BUNDESTAG/8176: Heute im Bundestag Nr. 311 - 21.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 311

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 21. März 2019, Redaktionsschluss: 14.53 Uhr

1. Beschäftigung psychisch kranker Menschen

2. Digitalisierung bei der Arbeitsagentur

3. Arbeitsplätze für Schwerbehinderte

4. Linke fragt nach Einfluss von Lobbyisten

5. Fachkräftemangel und Digitalisierung



1. Beschäftigung psychisch kranker Menschen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/8292)
zur Verbesserung der Beschäftigungssituation psychisch kranker
Menschen gestellt. Die Bundesregierung soll unter anderem beantworten,
welche niedrigschwelligen Angebote einer begleitenden und
unterstützenden Beschäftigung es derzeit gibt.

 * 

2. Digitalisierung bei der Arbeitsagentur

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/8297)
zur Digitalisierung bei der Bundesagentur für Arbeit (BA) gestellt.
Darin fragt sie die Bundesregierung unter anderem nach dem
Personalbestand der BA und nach Aufgabenbereichen, in denen künftig
mit Blick auf die Digitalisierung mehr oder weniger Mitarbeiter
benötigt werden.

 * 

3. Arbeitsplätze für Schwerbehinderte

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/8391)
zu Arbeitsplätzen für Schwerbehinderte gestellt. Die Bundesregierung
soll unter anderem beantworten, welche Tätigkeiten Schwerbehinderte in
Unternehmen ausüben.

 * 

4. Linke fragt nach Einfluss von Lobbyisten

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/8373) zum Einfluss von Lobbygruppen auf den Gesetzentwurf der
Bundesregierung für Übergangsregelungen nach dem Brexit für den
Bereich Arbeit und Soziales gestellt. Darin fragt sie die
Bundesregierung unter anderem nach Gutachten und Untersuchungen von
externen Dritten.

 * 

5. Fachkräftemangel und Digitalisierung

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/8382)
zum ungenutzten Fachkräftepotential für die Herausforderungen der
Digitalisierung gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter
anderem, welche Kenntnisse diese über Personaleinsparpotentiale durch
die Digitalisierung in vom Fachkräftemangel besonders betroffenen
Berufsfeldern hat.

 * 
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AUSSEN/1887: Internationale Gemeinschaft muss sich vehement für Freilassung Marreros einsetzen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 22. März 2019

DJIR-SARAI: Internationale Gemeinschaft muss sich vehement für
Freilassung Marreros einsetzen



Zur Verhaftung des Büroleiters von Venezuelas Interimspräsident
Guaidó erklärt der außenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Bijan
Djir-Sarai:

"Die Verhaftung von Roberto Marrero unter fadenscheinigen Gründen ist
absolut inakzeptabel und ein reines Machtspiel. Venezuelas Machthaber
Maduro scheint jedes Mittel Recht, um seinen Kontrahenten zu
schwächen. Es ist völlig unverständlich, dass es immer noch
Solidaritätsbekundungen der politischen Linken in Deutschland für das
undemokratische und menschenverachtende Regime Maduros gibt. Die
internationale Gemeinschaft muss sich vehement für die sofortige
Freilassung Marreros einsetzen und den Druck auf das Regime weiter
erhöhen, auch mit zusätzlichen Sanktionen. Das Ziel müssen freie und
faire Wahlen in Venezuela sein."

 * 

Quelle:
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EUROPA/1602: Das Brexit-Chaos darf nicht auf die EU übergreifen


FDP-Pressemitteilung vom 22. März 2019

Beer: Das Brexit-Chaos darf nicht auf die EU übergreifen



Zur Fristverlängerung beim Brexit erklärt die Spitzenkandidatin der
FDP zur Europawahl, FDP-Generalsekretärin Nicola Beer:

"Die EU gewährt Großritannien eine letzte Fristverlängerung. Und
damit Theresa May eine Chance, das Austrittsabkommen doch noch durchs
Parlament zu bringen. Die EU hat damit das Heft des Handelns zurück
gewonnen. Sie schaut nicht mehr tatenlos den taktischen Spielereien
von Theresa May und dem britischen Parlament zu. Sie setzt mit einer
kurzen Frist das Unterhaus in London unter Zugzwang.

Vor allem kann die Wahl zum Europäischen Parlament ohne
Legitimationsprobleme stattfinden. Das muss für die EU mit Blick auf
ihre Bürgerinnen und Bürger absolute Priorität haben. Diese haben ein
Recht darauf, dass das Chaos in Großbritanien nicht auf die EU
übergreift.

Nach dem Brexit - hoffentlich mit einem Abkommen- heißt die Aufgabe
der EU, eine neue und nachhaltige Partnerschaft mit Großbritannien
aufzubauen.

Neben dem Tauziehen zwischen London und Brüssel beobachten wir genau
die Entwicklungen in der britischen Bevölkerung. Dass eine
Online-Petition für den Verbleib in der EU in kürzester Zeit bereits
über zwei Millionen Unterstützer gefunden hat, zeigt, dass in
Großbritannien etwas in Bewegung gerät. Sollte May ein drittes Mal
scheitern, sollten die Menschen die verfahrene Lage in einem zweiten
Referendum neu bewerten können"

 * 

Quelle:
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EUROPA/1601: Integrität der Europawahl darf nicht gefährdet werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 22. März 2019

LINK: Integrität der Europawahl darf nicht gefährdet werden



Zur Debatte über den Brexit erklärt der europapolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Michael Georg Link:

"Die Staats- und Regierungschefs haben der britischen
Premierministerin May zwei mögliche Lösungswege für das Brexit-Chaos
aufgezeigt. Damit gehen sie bis an die Grenze ihrer Flexibilität und
unterstreichen ihr großes Interesse an einer konstruktiven Lösung.
May muss jetzt im Unterhaus dringend eine parteiübergreifende
Mehrheit organisieren, um den drohenden unkontrollierten Brexit
abzuwenden. Die britische Brexit-Politik bleibt jedoch
bedauerlicherweise unberechenbar. Deshalb muss die Bundesregierung
jetzt mit den Vorbereitungen für alle Szenarien beginnen, auch mit
der Teilnahme der in Deutschland lebenden Briten an der Europawahl.
Das ist wichtig, falls das britische Unterhaus es versäumt, sich bis
zum Stichtag für die Erstellung der Wählerregister am 12. April zu
entscheiden. Die Integrität der Europawahl darf nicht gefährdet
werden."

 * 

Quelle:
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EUROPA/1600: Beer - Es freut mich, Teil des ALDE-Spitzenteams zu sein


FDP-Pressemitteilung vom 21. März 2019

BEER: Es freut mich, Teil des ALDE-Spitzenteams zu sein



Anlässlich ihrer Berufung ins Spitzenteam der europäischen Liberalen
(ALDE) für die Europawahl erklärte die Spitzenkandidatin und
Generalsekretärin der FDP, Nicola Beer, in Brüssel:

"Es freut mich, Teil dieses Spitzenteams zu sein. Des Teams, das in
ganz Europa die reformorientierten, dynamischen Kräfte sammelt, um
gemeinsam die Große Koalition in Brüssel aufzubrechen, den
gefährlichen Stillstand zu überwinden und so die Ewig-Gestrigen von
Links-und Rechtsaußen klein zu halten. Wir wollen die EU zum
Vorreiter machen, zum Innovationskontinent, dessen
Wettbewerbsfähigkeit endlich wieder Schritt hält mit den großen
Wirtschaftsräumen wie den USA und China. Wir wollen ein Europa, das
den Menschen dient, ihnen durch Bildung und Freizügigkeit die Chancen
eröffnet, die dieser Kontinent bietet. Zusammen mit der dänischen
Kommissarin Margrethe Vestager, mit der slovenischen Kommissarin
Violeta Bulc, mit der Ungarin Katalin Cseh, mit der Italienerin Emma
Bonino, mit dem Spanier Louis Garicano und dem Belgier Guy
Verhofstadt wollen wir gemeinsam in der ALDE die EU so reformieren,
dass keiner mehr auf die Idee kommt, ihr den Rücken zu kehren."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1093: Verkehrsausschuss diskutiert über den WLAN-Ausbau im öffentlichen Nahverkehr (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 34/2019

In seiner Sitzung am 20. März:

Verkehrsausschuss diskutiert über den WLAN-Ausbau im öffentlichen
Nahverkehr



Stuttgart. Der Ausschuss für Verkehr hat sich in seiner Sitzung am
Mittwoch, 20. März 2019, mit der Verfügbarkeit von WLAN im
öffentlichen Personennahverkehr sowie der Mobilfunknetzabdeckung
entlang der Schienenwege befasst. Anlass war ein Antrag der
FDP/DVP-Fraktion. Dies teilte der Ausschussvorsitzende Karl Rombach
(CDU) mit. "Kostenfreies WLAN zu nutzen ist in vielen Bereichen
bereits Standard. Im öffentlichen Nahverkehr ist dies allerdings oft
noch nicht der Fall", erklärte Rombach. Dabei geben besonders jüngere
Menschen an, dass es ihnen wichtig ist, dass der öffentliche
Nahverkehr ans WLAN-Netz angeschlossen ist.

Wie das Verkehrsministerium mitteilte, sei es seit 2014 in allen
Ausschreibungen für den Personennahverkehr auf der Schiene gefordert,
dass in den Fahrzeugen WLAN bereitgestellt werde. Derzeit sei das auf
30 Prozent der Strecken der Fall. Bis Ende 2020 soll der Anteil auf
zwei Drittel ausgebaut sein. Übrig blieben nur Fahrzeuge, die nur noch
kurz an Strecken in Baden-Württemberg vertraglich gebunden sind oder
Nachrüstung technisch nicht möglich sei. Rombach zufolge sei es Ziel,
dass bis 2024 auch alle Regionalzüge mit WLAN ausgestattet sind; dies
hänge jedoch vom Zeitpunkt ab, zu dem die jeweiligen Züge in Betrieb
genommen würden.

Bisher würde bereits auf mehreren Bahnhöfen WLAN-Zugang angeboten. Im
Nah- und Fernverkehr seien dies die Bahnhöfe in Baden-Baden, Freiburg,
Heidelberg, Horb, Karlsruhe, Lahr, Ludwigsburg, Mannheim, Offenburg,
Rastatt, Reutlingen und Stuttgart. An den Bahnhöfen in Biberach,
Echterdingen, Ehningen (BB), Hockenheim, Metzingen, Schorndorf,
Stuttgart Bad Cannstatt, Villingen, Waiblingen und Weinheim gebe es
ebenfalls Zugang zu WLAN. Soweit WLAN in den Fahrzeugen eingerichtet
sei, so der Ausschussvorsitzende, stehe dieses kostenlos und
unabhängig von Verbundgrenzen zur Verfügung.

Laut Rombach sollen bezüglich der Mobilfunknetze bis Ende 2022 neben
den Bundesautobahnen die wichtigsten Bundesstraßen und die wichtigsten
Schienenwege mit mindestens 100 Mbit pro Sekunde versorgt sein; bis
Ende 2024 sollen auch die übrigen Bundesstraßen mit 100 Mbit pro
Sekunde und die übrigen Schienenwege mit mindestens 50 Mbit pro
Sekunde ausgestattet sein. "Mit diesen Auflagen wird die
Flächenversorgung mit Mobilfunk noch einmal deutlich erhöht, da bisher
neben den Haushalten nur die Autobahnen und die ICE-Strecken versorgt
wurden", erklärte der Ausschussvorsitzende. Vom nun anstehenden Ausbau
werde auch der ländliche Raum profitieren, so Rombach abschließend.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 34/2019 - 20.03.2019

Herausgeber: Landtag von Baden-Württemberg

Referat Öffentlichkeitsarbeit, Haus des Landtags,

Konrad-Adenauer-Straße 3, 70173 Stuttgart

Telefon: 0711/2063-0

Telefax: 0711/2063-299

E-Mail: Post@Landtag-bw.de

Internet: http://www.landtag-bw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





NORDRHEIN-WESTFALEN/2380: Strukturwandel im Rheinischen Revier - Was kommt nach der Braunkohle? (Li)


Landtag intern 2/2019

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Strukturwandel im Rheinischen Revier - Was kommt nach der
Braunkohle?

von Wibke Busch und Sonja Wand



13. Februar 2019 - Die Stromgewinnung aus Kohle soll bis spätestens
2038 in Deutschland beendet werden. Dies empfiehlt eine Kommission,
die von der Bundesregierung eingesetzt worden war. Das Rheinische
Braunkohlerevier steht damit vor einem Strukturwandel. Was der
Kohleausstieg für die Region bedeutet, dazu äußerten sich
Sachverständige in einer umfangreichen Anhörung.


Rund 40 Expertinnen und Experten u. a. von Unternehmen,
Verbänden, Gewerkschaften und Kommunen waren auf Einladung des
Ausschusses für Wirtschaft, Energie und Landesplanung sowie des
Verkehrsausschusses in den Plenarsaal des Landtags gekommen. Über
mehrere Stunden standen sie den Abgeordneten Rede und Antwort
und konnten zuvor auch schriftliche Stellungnahmen einreichen.
Der Anhörung lagen Anträge von allen fünf Fraktionen zugrunde (siehe
unten).

Der Energieversorger und Kraftwerksbetreiber RWE Power AG nannte die
Empfehlungen der Kohlekommission zur Stilllegung von Kraftwerken "sehr
ambitioniert", zumal Deutschland bis Ende 2022 aus der Kernenergie
aussteige. Studien zeigten, dass es bei einem vorzeitigen Ausstieg aus
der Kohleverstromung "zu einem deutlichen Strompreisanstieg kommen
kann, der die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie erheblich belasten
könnte", heißt es in einer Stellungnahme des Konzerns. Es sei daher
folgerichtig, dass es ein Monitoring mit den "Haltepunkten" 2023,
2026, 2029 und 2032 geben solle, das auch die Auswirkungen auf die
Versorgungsicherheit und Wettbewerbsfähigkeit der Industrie beinhalte.


Forderung nach Moratorium

Die RWE Power AG betonte, dass die bereits laufenden Umsiedlungen für
den Braunkohleabbau im Rheinischen Revier "planmäßig und vollständig"
zu Ende geführt werden müssten. "Das gilt auch für die laufende
Umsiedlung im Tagebauvorfeld Garzweiler, da die Kohle schon in den
2020er-Jahren benötigt wird."

Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) in NRW sprach
sich hingegen für einen "sofortigen Stopp" der Umsiedlungen aus. Die
Landesregierung müsse einen Kabinettsbeschluss für eine neue
Leitentscheidung zur Braunkohlepolitik fassen und mit RWE ein
Moratorium vereinbaren, "welches das Schaffen irreversibler Fakten
ausschließt".

In der Stellungnahme des BUND-Landesverbandes heißt es: "Aus der
geplanten Abschaltung von 3,1 Gigawatt an Kraftwerksleistung bis 2022
und dem damit verbundenen Kohle-Minderbedarf ergibt sich zwingend,
dass sowohl der Hambacher Wald als auch die Dörfer Kerpen-Manheim,
Merzenich-Morschenich, Keyenberg, Kuckum, Unter- und Oberwestrich
sowie Berverath vom Tagebau ausgespart werden können und folglich
ausgespart werden müssen."

Der Landesverband Erneuerbare Energien NRW (LEE NRW) forderte einen
kontinuierlichen Ausbau von Windkraft im Binnenland und Sonnenenergie
von jährlich 4 bis 5 Gigawatt, um das Ziel der Bundesregierung zu
realisieren, einen Anteil der Erneuerbaren Energien von 65 Prozent am
Stromverbrauch bis 2030 zu erreichen. Dies sei "angesichts dramatisch
einbrechender Ausbauzahlen bei der Windkraft und weiterer geplanter
Restriktionen (erhöhte Abstandsvorgaben, Aufhebung der Privilegierung
im Außenbereich)" nur möglich, wenn es zu einem Kurswechsel "zu einem
gewollten Ausbau der Erneuerbaren Energien" komme.

Für die Wirtschaftsförderungsgesellschaft für den Kreis Heinsberg
(WFG) fällt die Bewertung des Kommissionsberichts zum Kohleausstieg
"zwiegespalten" aus. So seien einerseits die "gravierenden Probleme
der Umsiedler und Menschen, die am Tagebaurand Garzweiler II leben",
nicht ausreichend gewürdigt worden. Dies habe zur Folge, dass konkrete
Planungen für die Zukunft dieser Betroffenen immer noch nicht möglich
seien.

Andererseits biete der Kompromiss "auch eine Chance für eine
zukunftsorientierte regionale Wirtschafts-, Struktur- und
Infrastrukturentwicklung (...) - und damit für Wachstum und
Beschäftigung in der Region". Die Gesellschaft fordert: "Es muss jetzt
darauf ankommen, dass eine rasche Umsetzung in Gesetzgebung und
Vertragswerke erfolgt, um Rechtsverbindlichkeit zu schaffen und klare
Entwicklungsperspektiven. Dies ist entscheidend für die Menschen vor
Ort, ebenso aber auch für Investitionsentscheidungen von Unternehmen."

Der Landrat des Rhein-Erft-Kreises, Michael Kreuzberg, warnte vor
einem "wesentlichen Arbeitsplatzabbau" in der Region. Betroffen sein
könnten rund 3.900 direkt Beschäftigte sowie weitere mittelbar
betroffene Arbeitsplätze. Er forderte: "Dies abzufedern bedarf
dringend zusätzlicher Anreize für Firmenneuansiedlungen. Nur so kann
gewährleistet werden, dass das Rheinische Revier weiterhin ein
attraktiver Standort für alle Beteiligten bleibt."

Kreuzberg mahnte zugleich, dass die Kommunen für die
Unternehmensansiedlung und die Schaffung qualitativ hochwertiger
Arbeitsplätze ausreichend Gewerbeflächen benötigten. Er forderte ein
Vorkaufsrecht der Städte und Gemeinden für die von RWE nicht mehr
benötigten Flächen "zu den marktüblichen Preisen". Zudem sei ein
Sonderverkehrswegeplan "unbedingt notwendig". Kreuzberg: "Ein
Szenario, welches nicht eintreten darf, ist, dass der Strukturwandel
wegen fehlender Infrastruktur verzögert oder gar negativ beeinflusst
wird."

Der Landrat des Rhein-Kreises Neuss, Hans-Jürgen Petrauschke, verwies
darauf, dass die Wirtschaft im Rheinischen Revier und im Rhein-Kreis
Neuss stark von energieerzeugenden und energieintensiven Unternehmen
geprägt sei. Rund 93.000 Menschen im Revier seien in energieintensiv
produzierenden Unternehmen tätig. Daher sei es unabdingbar, dass bei
der Umsetzung der Beschlüsse der Kohlekommission einer "dauerhaft
verfügbaren und sicheren Energieversorgung zu international
wettbewerbsfähigen Preisen eine hohe Priorität eingeräumt wird".

Petrauschke betonte: "Der Rhein-Kreis Neuss erwartet von der
Bundes- und Landesregierung, dass die zur Gewährleistung der
zukünftigen Versorgungssicherheit vorgesehenen Maßnahmen zeitnah und
konsequent umgesetzt werden." Sollte sich zu den geplanten
Monitoring-Terminen zeigen, dass Maßnahmen nicht oder nur unzureichend
griffen, müsse nachgesteuert werden. "Dies bedeutet auch, dass
entsprechende Kraftwerkskapazitäten erhalten bleiben müssen, damit
eine Nachsteuerung auch möglich ist."


Vermittlung und Qualifizierung

Nach Angaben der Regionaldirektion NRW der Bundesagentur für Arbeit
sind in der nordrheinwestfälischen Braunkohlewirtschaft zwischen 9.000
und 10.000 Menschen beschäftigt. Die Regionaldirektion kündigte an,
ihre Strukturen und Ressourcen im Revier "bedarfsgerecht anzupassen",
um Beratungs-, Weiterbildungs- und Qualifizierungsangebote flexibel
vorzuhalten.

In Zusammenarbeit mit RWE könnten Angebote zu Vermittlung,
Weiterbildung und Qualifizierung entwickelt werden. Solche Angebote
seien die interne Vermittlung zwischen verschiedenen Standorten der
Braunkohleunternehmen, externe Vermittlungen sowie berufliche
Weiterbildungen, heißt es in der Stellungnahme weiter. Der Deutsche
Gewerkschaftsbund NRW mahnte in seiner Stellungnahme, dass die
Menschen im Rheinischen Revier "langfristige und verlässliche
Perspektiven" benötigten. "Ein gerechter Strukturwandel und das Ende
der Kohleverstromung müssen Hand in Hand gehen." Die Region benötige
neue und zusätzliche Arbeitsplätze - und zwar für hoch-, mittel- und
niedrigqualifizierte Beschäftigte. Dabei sei darauf zu achten, dass es
sich um tarifgebundene Arbeit in mitbestimmten Unternehmen handele.

Mit dem Ausstieg aus der Kohleförderung und -verstromung müsse "ein
Einstieg in eine wirtschaftlich zukunftsfähige, sozial sichere und
kulturell lebenswerte Region" möglich sein. "Dies kann nur gelingen,
wenn gut bezahlte Arbeitsplätze in dem Maße geschaffen werden, wie sie
an anderer Stelle wegfallen. Im Vordergrund stehen hierbei tarifliche
und mitbestimmte Arbeitsplätze in allen Wertschöpfungsstufen,
insbesondere in der Industrie und im Dienstleistungssektor."

Das Forschungszentrum Jülich sprach sich dafür aus, die
Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen im Rheinischen Revier
besser miteinander zu vernetzen. Dafür sei es auch notwendig, die
Verkehrsinfrastruktur "spürbar zu verbessern". Das Zentrum regt die
Gründung eines "Koordinierungskreises Innovation durch Wissenschaft"
an. Es unterstützt zudem die Forderung nach Einrichtung einer
Sonderwirtschaftszone, "um bürokratische Hemmnisse abzubauen und freie
Bahn für Innovationen zu schaffen".

Eine Übersicht über alle eingegangenen Stellungnahmen
der Anhörung finden Sie unter:

www.landtag.nrw.de (Parlament & Wahlen / Ausschüsse & Gremien
→ Ausschussübersicht der 17. Wahlperiode → A18 Ausschuss
für Wirtschaft, Energie und Landesplanung / Anhörungen)




DIE ANTRÄGE





Der Sachverständigenanhörung lagen insgesamt sechs Anträge und ein
 Entschließungsantrag aller fünf Fraktionen zugrunde.



Die SPD fordert, das Rheinische Revier als Sonderfördergebiet
 auszuweisen, um mehr Fördermöglichkeiten zu erhalten, und will den
 Fokus auf präventiven Strukturwandel legen (17/3811). Sie nennt
 smarte Energie, digitale Infrastruktur sowie spezialisierte Bildung
 und Forschung als Zukunftsperspektiven (17/4117). Die
 Landesregierung soll außerdem neue Flächen für Wohnraum-,
 Gewerbe- und Industrieentwicklung ausweisen (17/4118) und für
 zahlreiche Verbesserungen im Verkehr sorgen (17/4292).



Die Grünen setzen u. a. auf zentrale Strukturen, die Raumplanung,
 Flächenmanagement, Wirtschaftsförderung und Verkehrsinfrastruktur
 für die ganze Region steuern sollen, damit diese zusammenwachse.
 Besondere Schwerpunkte im Rheinischen Revier sollen "Autonome
 Mobilität" und die "digitale Energiewende" werden (17/4104).



Anstatt "von oben herab" vorzuschreiben, was zu tun sei, wollen CDU
 und FDP laut Antrag die Akteure vor Ort unterstützen (17/4446). Für
 die Zukunft erachte die "Zukunftsagentur Rheinisches Revier"
 richtigerweise eine Fokussierung auf Energieforschung, eine
 vorausschauende Raumentwicklung und gute Infrastruktur, Innovation
 und Bildung wie auch eine regionale Bioökonomie für wichtig. Der
 Bund müsse für ausreichende Finanzierung im Strukturwandel sorgen,
 so die Koalitionsfraktionen weiter.



Im Entschließungsantrag "Rheinisches Revier stärken und Wachstum
 generieren - Arbeitsplätze sichern und Versorgungssicherheit
 gewährleisten" spricht sich die AfD-Fraktion dafür aus, "allen
 geforderten, beschleunigten Ausstiegspfaden eine Absage zu
 erteilen, insbesondere kein festes Ausstiegsdatum zu akzeptieren"
 (17/4609). 



 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5095: Meisterausbildung kostenfrei stellen (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
22.03.2018

Handwerk

Christian Baldauf / Gabriele Wieland: Meisterausbildung kostenfrei
stellen - Fachkräftemangel bekämpfen



Der berufliche Aufstieg im Handwerk muss besser unterstützt werden.
Das fordern der Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion, Christian
Baldauf, und die wirtschaftspolitische Sprecherin der Fraktion, Gabi
Wieland. Die Meisterausbildung sollte kostenfrei und gegenüber dem
Studium nicht benachteiligt sein. Es gelte, Gebühren- und
Förderbedingungen für beide Bildungswege anzugleichen. Derzeit müssen
angehende Meisterinnen und Meister die meisten Kosten selbst tragen,
im Durchschnitt etwa 10 000 Euro.

Baldauf: "Eine einheitliche, schnelle und unbürokratische Regelung für
ganz Deutschland ist dringend notwendig. Wir können nicht in
Sonntagsreden die Gleichwertigkeit von beruflicher und akademischer
Bildung beschwören, während gleichzeitig angehende Meisterinnen und
Meister Kredite aufnehmen müssen, um anfallende Kosten zu decken. Die
bisherige Praxis ist ungerecht. Gerade vor dem Hintergrund des
steigenden Fachkräftemangels wäre Gebührenfreiheit ein wichtiges
Signal. Die kostenlose Meisterausbildung sollte endlich auf
Bundesebene realisiert werden. Absichtserklärungen gab es genug, jetzt
kommt es auf eine klare Ansage aus Berlin an. Meisterbonus,
Aufstiegsbonus, Meisterprämie - das bisherige Förderinstrumentarium in
den verschiedenen Bundesländern kann nur eine Übergangslösung sein."

Wieland: "Die Nachwuchsprobleme im Handwerk sind enorm. Wir müssen
mehr Anreize für junge Menschen schaffen, sich für einen
handwerklichen Beruf zu entscheiden und einen Meisterabschluss
anzustreben. Die rheinland-pfälzische Landesregierung tut zu wenig für
die berufliche Ausbildung. Nach einem aktuellen Vergleich unter den
Bundesländern zahlt Rheinland-Pfalz teilweise weniger Meisterprämie.
Auch die Gründungsprämie fällt gegenüber Bundesländern, die die
Selbstständigkeit von Meistern unterstützen, geringer aus. Zudem
vernachlässigt die Ampelregierung die berufsbildenden Schulen. Die
Unterrichtsversorgung ist dauerhaft schlecht, der Lehrermangel groß
und der fachfremde Unterricht hoch."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5094: Polizeiliche Kriminalstatistik 2017 (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
21.03.2018

Polizeiliche Kriminalstatistik 2017

Matthias Lammert: PKS zeigt weiterhin großen Handlungsbedarf



Zur Polizeilichen Kriminalstatistik 2017 (PKS) erklärt der
innenpolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Matthias Lammert:

"Die aktuelle PKS muss eingehend analysiert und auf notwendige
Konsequenzen hin überprüft werden. Mit der Vorstellung durch den
Innenminister ist es nicht getan. Bereits nach einer ersten Durchsicht
sind Entwicklungen erkennbar, die dringend der näheren Betrachtung
bedürfen.

Erfreulich ist der Rückgang bei der Zahl der vollendeten
Wohnungseinbrüche. Hierbei handelt es sich allerdings nicht um eine
für Rheinland-Pfalz spezifische, sondern um eine Entwicklung, die im
bundesweiten Trend liegt. Auffällig ist dabei, dass die
Aufklärungsquote von 22,8 % im Jahr 2007 auf gerade einmal 14,3 % in
2018 gesunken ist. Hier dürfte die mangelhafte Personalausstattung der
Polizei eine Rolle spielen. Zudem bleibt die Zahl der im
Versuchsstadium abgebrochenen Einbrüche anhaltend hoch. Auch das
zeigt, dass Wohnungseinbrüche nach wie vor ein gravierendes Problem
darstellen. Zugleich hat die vom Bund geförderte sicherheitstechnische
Aufrüstung der Hausbesitzer Wirkung offensichtlich gezeigt.

Nachgefasst werden muss auch im Bereich Cyber-Kriminalität. Hier ist
von einer hohen Dunkelziffer auszugehen. Denn Straftaten in diesem
Bereich werden häufig nicht entdeckt, wenn sie nicht proaktiv
ermittelt werden. Dafür sind hoch-spezialisierte Kriminalbeamte
erforderlich. Deshalb hat die CDU-Landtagsfraktion für diesen Bereich
einen deutlichen Personalaufwuchs gefordert. Ziel muss es sein, die
Internetkriminalität in ihrer vollen Ausprägung ans Tageslicht zu
bringen. Angesichts der extremen Dynamik im Bereich der
Digitalisierung von Handel, Kommunikation und Bankgeschäften ist davon
auszugehen, dass auch die Internetkriminalität eine stärkere
Dynamikaufweist als in der PKS ausgewiesen.

Besorgniserregend ist die wachsende Zahl von Straftaten gegen
Polizisten. Die Beamten setzen sich Tag und Nacht für die Durchsetzung
unseres Rechtsstaates ein. Dafür haben Sie Respekt und keine
Anfeindungen verdient. Deshalb müssen diese Straftaten besonders
prioritär verfolgt werden. Dafür brauchen wir ein Sonderdezernat zur
Ermittlung von Straftaten gegen Mitglieder der Blaulichtfamilie.

In den Blick genommen werden müssen zudem die Straftaten von
Zugewanderten. Hier gibt es Entwicklungen, die es als Voraussetzung
für Gegenstrategien ohne Scheuklappen zu analysieren und zu benennen
gilt."

 * 
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STANDPUNKT/004: Bundestagsberatung - Antiziganismus (Stiftung Denkmal)


Stiftung Denkmal für die ermordeten Juden Europas - 22. März 2019

Beratung des Deutschen Bundestags über die Anträge zum Kampf gegen
Antiziganismus:

Initiatoren des Bündnisses für Solidarität mit den Sinti und Roma
Europas zeigen sich enttäuscht



Berlin - Anlässlich der heutigen Beratung des Deutschen Bundestags über die
Anträge zum Kampf gegen Antiziganismus begrüßen Uwe Neumärker (Direktor der
Stiftung Denkmal für die ermordeten Juden Europas) und Hamze Bytyci
(Vorstandsvorsitzender des RomaTrial e.V.), dass sich der Deutsche
Bundestag dieses wichtigen Themas annimmt. Sie äußern allerdings
Unverständnis darüber, dass zugewanderte Roma im Beschlusstext keine
Beachtung finden. Uwe Neumärker erklärt: »Antiziganismus richtet sich gegen
alle Menschen, die als Roma oder Sinti wahrgenommen werden. Dass der
Deutsche Bundestag vorrangig die Angehörigen der als nationale Minderheit
anerkannten deutschen Sinti und Roma als schutzwürdig benennt, bedauere
ich.«

Natürlich ist die Sensibilisierung für die Heterogenität unter den Sinti
und Roma wichtig. Doch antiziganistisch motivierte Haltungen und Handlungen
vom vagen Vorurteil über Ausgrenzung und Benachteiligung bis hin zu offener
Gewalt sind sie gleichermaßen ausgesetzt.

Hamze Bytyci führt weiter aus: »Die Dauer der Anwesenheit der Vorfahren
eines von Antiziganismus betroffenen Menschen darf bei der Zurückweisung
dieser Art des Rassismus keine Rolle spielen. Die zugewanderten Roma sind
ebenso Teil dieser Gesellschaft, viele sind hier verwurzelt und besitzen
die deutsche Staatsangehörigkeit - und haben genauso ein Recht auf eine
gleichberechtigte Beteiligung am politischen, wirtschaftlichen und
kulturellen Leben in Deutschland. Auch deswegen ist es bedauerlich, dass
bei der Vorbereitung des geplanten Expertengremiums gegen Antiziganismus
lediglich der Zentralrat Deutscher Sinti und Roma konsultiert wurde.«

Uwe Neumärker und Hamze Bytyci fordern die deutsche Politik auf, die
Pluralität der Stimmen von Roma und Sinti in Deutschland zu berücksichtigen
und den Schutz vor rassistischer Benachteiligung nicht an der Zugehörigkeit
zur nationalen Minderheit festzumachen. »Dieses gebietet die besondere
historische Verantwortung Deutschlands gegenüber Roma in ganz Europa ebenso
wie die Unteilbarkeit der universellen Menschenrechte«, schließt Uwe
Neumärker ab.

Auf Initiative der Stiftung Denkmal für die ermordeten Juden Europas und
des RomaTrial e.V. wurde 2015 das Bündnis für Solidarität mit den Sinti und
Roma Europas ins Leben gerufen. Das Bündnis ist ein Zusammenschluss von
fast 30 gesellschaftlichen und kulturellen Organisationen, die in ihrer
Arbeit immer wieder Antiziganismus begegnen und die ein sichtbares Zeichen
dagegensetzen möchten.

Weitere Informationen zum Bündnis siehe romaday.org.

 * 
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MEDIEN/475: Facebook - Die Geduld ist am Ende


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 22. März 2019

Arbeitsgruppe: Digitale Agenda

Facebook: Die Geduld ist am Ende



Jens Zimmermann, digitalpolitischer Sprecher:

Der erneute Datenskandal bei Facebook belegt in aller Deutlichkeit,
dass es das Unternehmen bis heute weder verstanden noch verinnerlicht
hat, dass es sich endlich an die europäischen Regelungen halten muss.
Erneut reagiert der Konzern nur auf Veröffentlichungen. Mit der neuen
Kultur scheint es nicht weit her zu sein.

"Es ist nahezu absurd, dass Millionen von Passwörtern seit 2012
unverschlüsselt zugänglich sind und dass dies erst im Rahmen "einer
Routineprüfung im Januar" aufgefallen und inzwischen behoben worden
sei. Abgesehen davon, warum der datenschutzignorierende Konzern dies
dann erst jetzt mitteilt, ist die von Facebook angekündigte
Benachrichtigung seiner Nutzerinnen und Nutzer über den Datenskandal
keine Lappalie und "reine Vorsichtsmaßnahme", sondern dringend geboten
und eine eindeutige Rechtspflicht nach den Vorgaben der
Datenschutz-Grundverordnung. Die beschwichtigenden Aussagen zu
unternehmensweiten Zugängen zu unverschlüsselten Passwörtern klingen
nur noch wie Hohn.

Diese Datenskandale und das Ignorieren der rechtlichen Vorgaben müssen
endlich ein Ende haben. Die Datenschutzaufsichtsbehörden werden die
notwendigen Schritte einleiten und Facebook muss endlich die
Konsequenzen aus dem Ignorieren des europäischen Rechts spüren. Die
Geduld ist am Ende."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/691: Forum Recht - klares Bekenntnis zu unserem Rechtsstaat


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 22. März 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Forum Recht: klares Bekenntnis zu unserem Rechtsstaat



Johannes Fechner, zuständiger Berichterstatter;

Esther Dilcher, zuständige Berichterstatterin:

Der heutige Bundestagsbeschluss zum Stiftungsgesetz für das Forum
Recht reiht sich ein in eine ganze Reihe von Maßnahmen, die wir für
einen starken und modernen Rechtsstaat in Deutschland beschlossen
haben und uns für die Zukunft vorgenommen haben. Mit dem Forum Recht
schaffen wir in Karlsruhe und in Leipzig einen Ort, an dem sich Bürger
über den Rechtsstaat informieren können und er erlebbar wird.

"Wir stellen mit dem Pakt für den Rechtsstaat mit Bundesmitteln 2.000
zusätzliche Richter und Staatsanwälte ein und mit der Reform der
Strafprozessordnung werden wir für schnellere und effektivere
Strafprozesse sorgen. Gerade weil es aber weltweit und auch in
Deutschland antirechtsstaatliche Tendenzen gibt, gilt es den Bürgern
die Vorteile des Rechtsstaates besser zu vermitteln und genau das ist
der Sinn des Forum Rechts. Das Forum Recht wird dabei kein klassisches
Museum, sondern Botschafter unseres modernen Rechtstaats sein, in der
nicht nur dokumentiert, sondern auch kommuniziert und informiert wird.

Erfreulich ist, dass die Ost-West-Diskussion beim Forum Recht vom
Tisch ist. Im Stiftungsgesetz ist klar geregelt dass es einen Standort
in Karlsruhe und einen in Leipzig geben wird. Denn das Werben für die
Vorteile des Rechtstaats ist eine gesamtdeutsche Aufgabe.

Weil man sich in Karlsruhe schon länger mit dem Thema beschäftigt und
weiter in der Entwicklung ist, werden wir den Fortgang dort nicht
bremsen, bis die Planungen in Leipzig ebenso weit sind. Weil die
Planungen sowohl in Karlsruhe als auch in Leipzig konstruktiv und
produktiv verlaufen ist es durchaus realistisch, dass wir 2026 die
Einweihung des Forum Recht feiern können.

Für die in den vergangenen Tagen vorgetragenen Wünsche einiger
Vereinigungen und Einrichtungen, einen Sitz in einem bestimmten
Gremium zu erhalten, haben wir Verständnis. SPD, Union, FDP, Grüne und
Linke hatten sich aber auf diese Verteilung der Sitze geeinigt. Mit
einer erneuten Diskussion über die Besetzung hätte man riskiert, dass
die Stiftung erst im Herbst ihre Arbeit aufnehmen kann. Sollten sich
Fehlentwicklungen oder Unterrepräsentationen bei der Wahl des
Stiftungsbeirates zeigen, sind wir jederzeit in der Lage das
Stiftungsgesetz zu ändern."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/690: Schutz von Geschäftsgeheimnissen - Hinweisgeber besser geschützt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 22. März 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Schutz von Geschäftsgeheimnissen: Hinweisgeber besser geschützt



Johannes Fechner, rechts- und verbraucherpolitischer Sprecher;

Nina Scheer, zuständige Berichterstatterin:

Mit dem heutigen Beschluss über das Umsetzungsgesetz der
Geschäftsgeheimnisschutz-Richtlinie haben wir für die Unternehmen,
aber auch für Journalistinnen und Journalisten sowie die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und deren Vertretungen mehr
Rechtssicherheit geschaffen. Wir sorgen mit dem Gesetz für einen
fairen Interessenausgleich.

"Das Beispiel von Correctiv in der Cum-Ex-Affäre hat gezeigt, dass
Hinweisgeber und Hinweisgeberinnen und investigativer Journalismus
wichtig und im Rahmen dieses Gesetzes zu schützen sind. Denn oft
werden nur durch sie Umstände aufgedeckt, die das öffentliche
Interesse gefährden oder verletzen. Auch wenn dadurch
Geschäftsgeheimnisse an die Öffentlichkeit kommen, so darf dies nicht
zur Bestrafung oder Haftung von Hinweisgeberinnen und Hinweisgebern
oder Journalistinnen und Journalisten führen. Dies hat auch die
Öffentliche Anhörung zum Gesetzgebungsverfahren gezeigt. Wir brauchen
Hinweisgeberinnen und Hinweisgeber, die oft gleichzeitig auch
Beschäftigte sind.

Auch deshalb haben wir den Gesetzentwurf nachgebessert. Gegen
Journalisten kann nun nicht ohne weiteres mehr ermittelt werden. Denn
wir haben erreicht, dass es einen Tatbestandsausschluss gibt, der eine
Ausnahme zu den Handlungsverboten in diesem Gesetz schafft. Außerdem
begründet normales journalistisches Handeln keine Beihilfestrafbarkeit
mehr.

Wichtig ist uns, dass die Betriebsräte ihre Arbeit machen können.
Deshalb war es uns ein großes Anliegen, dass sie durch einen
ausufernden Geschäftsgeheimnisbegriff, den wir nun geändert haben,
nicht zu Unrecht darin eingeschränkt werden. Gleiches gilt für die
nunmehr aufgenommene Vorrangregelung, die klarstellt, dass das
Arbeitsrecht und die Mitbestimmung Vorrang gegenüber dem Schutz von
Geschäftsgeheimnissen besitzen.

Auf dieses Gesetz und die Änderungen, die der Bundestag beschlossen
hat, können wir als Parlamentarier mit Recht stolz sein."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2844: Mit sauberen Kreuzfahrtschiffen in den Urlaub


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 22. März 2019

Arbeitsgruppe: Tourismus

Mit sauberen Kreuzfahrtschiffen in den Urlaub



Gabriele Hiller-Ohm, tourismuspolitische Sprecherin:

Kreuzfahrten werden immer beliebter. Allein in 2018 buchten rund 2,4
Millionen Deutsche eine Fahrt auf einem Kreuzfahrtriesen. Kreuzfahrten
bedeuten einerseits Freude und Entspannung für die Touristinnen und
Touristen. Sie ziehen jedoch auf der anderen Seite eine enorme
Belastung der Umwelt durch Schweröl und Abgase nach sich. Wenn der
Kreuzfahrttourismus Zukunft haben will, müssen die Schiffe
umweltfreundlicher werden.

"Die Technologie für schadstoffarme Kreuzfahrtschiffe ist da. Statt
dreckigen Schiffsdiesels kann als Treibstoff deutlich
schadstoffärmeres verflüssigtes Erdgas (LNG) eingesetzt werden.
Während der Liegezeiten sollte Strom aus Landstromanlagen genutzt
werden.

Fast alle Kreuzfahrtschiffe fahren nach wie vor mit Schweröl und
gewinnen auch während der Liegezeiten in den Häfen Strom, der aus mit
Dieselöl betriebenen Schiffsaggregaten gewonnen wird. Wenn
Kreuzfahrten eine Zukunft haben sollen, müssen die Schiffe
schnellstens umgerüstet werden. Billigurlaub darf nicht zu Lasten von
Natur und Umwelt ermöglicht werden. Auch die Häfen müssen
umweltfreundliche Alternativen anbieten. Deshalb fordern wir, dass die
Einrichtung von Landstrom-Ladestationen in den Häfen gefördert wird.
Außerdem wollen wir die Nutzung von Landstrom wirtschaftlicher
gestalten. Bisher ist er zu teuer.

Wir wollen die gesetzlichen Rahmenbedingungen im Energiebereich so
anpassen, dass zum einen mehr Landstromanlagen gebaut werden und diese
dann auch rund um die Uhr genutzt werden können. Das reduziert den
Lärm und Schadstoffausstoß erheblich und erhöht zudem den
Erholungswert von Kreuzfahrten."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1867: Argentinien - Vorbereitungen auf die Präsidentschaftswahl (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien: Vorbereitungen auf die Präsidentschaftswahl



(Montevideo, 12. März 2019, la diaria) - Im aktuellen wahlpolitischen
Klima Argentiniens zeichnet sich eine Polarisierung bei den
Präsidentschaftswahlen am 28. Oktober 2019 ab. Auf der einen Seite
tritt der aktuelle Präsident Mauricio Macri zur Wiederwahl an, auf der
anderen Seite steht die politische Strömung der Peronismus, die ihre*n
Gegenkandidat*in erst noch bestimmen muss. Am 11. August werden die
verpflichtenden PASO-Wahlen (Primarias Abiertas, Simultáneas y
Obligatorias) abgehalten, bei denen die Anwärter*innen auf das
Präsidentenamt offiziell festgelegt werden.


Wer kandidiert für das peronistische Lager? - Sergio
Massa?
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Vergangene Woche traf sich die peronistische Partei Partido
Justicialista (PJ) zu einem Parteitag in Buenos Aires. Es wurde zur
Bildung einer "patriotischen Front" aufgerufen, die Macri im Oktober
an der Wahlurne besiegen soll. Den Aufruf haben sowohl
Provinzgouverneur*innen aus verschiedenen Lagern des Peronismus
unterstützt, als auch Sergio Massa, Ex-Kabinettschef unter der
Regierung Kirchner, der selber zu den Präsidentschaftswahlen antreten
will. Diesen Wunsch hatte Massa bereits unmittelbar nach Gründung
"seines" Parteienbündnisses Frente Renovador (Erneuerungsfront) im
Jahr 2013 ausgedrückt.


Doch nochmal Cristina Kirchner?




[image: Porträtaufnahme während einer Rede - Foto: Senado de la Nación Argentina [Public domain]]
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Obwohl man den Namen der Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner
auf dem Parteitag kaum vernehmen konnte und sie bei manchen
peronistischen Sektoren auf Ablehnung stößt, lässt sich eine erneute
Kandidatur Kirchners nicht ausschließen. Umfragen bescheinigen
Kirchner weiterhin ein großes politisches Gewicht. Die Beziehungen
zwischen ihren Anhänger*innen und der PJ sind eng, doch noch hält sich
die frühere Präsidentin zurück. Stimmen aus ihrem Umfeld sagen, dass
sie bereit wäre auf eine Kandidatur zu verzichten, wenn ein*e
Kandidat*in antritt, die/der stark genug ist, um Macri zu besiegen.


Oder Robert Lavagna mit Unterstützung des Medienunternehmers
Tinelli?
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Als peronistischer Kandidat könnte auch Roberto Lavagna in Frage
kommen, der 2007 als Unabhängiger den dritten Platz bei den
Präsidentschaftswahlen belegte. Der 78-jährige Lavagna war zwischen
2002 und 2005 Wirtschaftsminister unter Eduardo Duhalde und Nestór
Kirchner. Lavagna ist innerhalb der PJ beliebter als die
Ex-Präsidentin, doch fehlt es ihm an ihrem Charisma und ihrer
Bekanntheit und die Wähler*innen können nicht viel mit seinem Namen
anfangen. Nichtsdestotrotz schmiedet der erfahrenen Ökonom und
Politikprofi Bündnisse. Kürzlich traf er sich mit dem
Medienunternehmer Marcelo Tinelli, der seit langem und nach einem
gescheiterten Versuch den Argentinischen Fußballverband AFA zu leiten
in die Welt der Politik eintreten möchte. Tinellis Unterstützung für
Lavagna könnte dessen Annäherung an die Opposition gegen Macri
bedeuten. Diesen und auch die Ex-Präsidentin Kirchner hat er harsch
kritisiert: "Macri und Cristina sind zwei Seiten der selben Medaille.
Die beiden haben ihre Zeit hinter sich", sagte er in in einem
Interview mit dem Radiosender FM Metro. Außerdem bezeichnete er sich
als Peronisten und stellte fest, dass es um die Mittelklasse in
Argentinien schlecht bestellt sei.


Stimmungstest bei den Provinzwahlen

Ein wichtiger Test für die politische Stimmung im Land sind die Wahlen
in den Provinzen, die von den Präsidentschaftswahlen getrennt
abgehalten werden. Am Sonntag, den 10. März, gab es Wahlen in der
Provinz Neuquén, wo der der Gouverneur Omar Gutiérrez wiedergewählt
wurde. Seine Partei Movimiento Popular Neuquino stellt seit 1962 die
Regierung in der Provinz und auch dieses mal gewann ihr Kandidat mit
knapp 40 Prozent der Stimmen. Auf dem zweiten Platz landete mit 26
Prozent der kirchneristische Kandidat Ramón Rioseco. Der Kandidat
Horacio Quiroga, der Präsident Macri am nächsten stand, wurde Dritter.

Die Wahlergebnisse der Provinz Neuquén, wo 1,33 Prozent der
argentinischen Wähler*innen ansässig sind, wurden verschieden
interpretiert. Die Anhänger*innen Macris feierten die Wahl als einen
Verlust für Ex-Präsidentin Cristina. Die Kirchneristen zeigten sich
enttäuscht, da sie sich auf Grund der Umfragen einen Wahlsieg erhofft
hatten. Gleichzeitig lasen sie die Wahl als heftige Abstrafung der
Regierung Macri. So sagte der Kirchnerist Andrés Cuervo Larroque in
einem Interview mit Radio 990: "Wir haben uns sehr gut geschlagen.
Natürlich gab es bei den Umfragewerten die Erwartung, dass wir
gewinnen." Und er fügte hinzu: "Aber die Regierung Macri sollte die
Ergebnisse ernst nehmen. Die peronistische Partei Unidad Cuidadana hat
um zehn Punkte besser abgeschnitten als der Kandidat des Präsidenten."
Ähnlich bewertete die Lage Sergio Massa: "Die Ablehnung gegenüber der
Politik der Regierung ist enorm. Die Tarifpolitik wird ebenso
abgelehnt wie die Finanzspekulationen. Fast 70 Prozent der Menschen in
Neuquén haben gegen die Politik auf nationaler Ebene gestimmt und das
hat mit der Missachtung des Föderalismus zu tun."

Übersetzung: Valentin De Negri Fischer


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/argentinien-vorbereitungen-auf-die-praesidentschaftswahl/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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GEWERKSCHAFT/302: "Digitale Bildung braucht pädagogische Konzepte" (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 22. März 2019

GEW: "Digitale Bildung braucht pädagogische Konzepte"

Bildungsgewerkschaft startet "Bundesforum Bildung in der digitalen Welt"



Frankfurt a.M./Göttingen - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
(GEW) macht sich dafür stark, digitale Medien in der Schule pädagogisch
sinnvoll einzusetzen. "Der Digitalpakt ist endlich durch, jetzt können die
Gelder fließen. Aber mit der Investition in Infrastruktur und
Lehrkräftebildung ist es noch längst nicht getan. Jetzt brauchen wir
Konzepte: Digitale Medien können nur zu pädagogischem Mehrwert führen, wenn
sie sinnvoll in ein Gesamtkonzept eingebunden sind. Dazu wollen wir einen
Beitrag leisten", sagte Ilka Hoffmann, GEW-Vorstandsmitglied für Schule, am
Freitag in Göttingen während der Gründungsveranstaltung des "Bundesforums
Bildung in der digitalen Welt". "Digitalisierung allein ist kein Ersatz für
notwendige Reformen wie die Inklusion. Vor allem sind digitale Medien und
Lernprogramme aber kein Ersatz für gut ausgebildete Lehrkräfte", betonte
Ansgar Klinger, GEW-Vorstandsmitglied für Berufliche Schulen, mit Blick auf
den dramatischen Lehrkräftemangel in Deutschland.

Die Chancen der Digitalisierung könnten nur genutzt werden und für alle
Schülerinnen und Schüler Vorteile bringen, wenn die Mittel sozial gerecht
verteilt und gute pädagogische Konzepte entwickelt werden. Gerade Schulen
in sozialen Brennpunkten brauchten Unterstützung bei der
Konzeptentwicklung. "Die Länder und Schulträger müssen zudem die
spezifischen Besonderheiten der jeweiligen Schulform beachten: So haben
etwa berufsbildende Schulen wegen der Zusammenarbeit mit den ausbildenden
Betrieben und der regionalen Wirtschaft andere Bedarfe als
allgemeinbildende Schulen", sagte Klinger.

"Lehrkräfte beklagen neben einer unzureichenden Ausstattung der Schulen mit
einem schnellen Internet sowie guter Hard- und Software die mangelnde
Unterstützung für das 'Lernen in der digitalen Welt'", unterstrich
Hoffmann. Noch immer müssten private Endgeräte sowie private
E-Mail-Accounts für die schulische Arbeit genutzt werden. Auch bei Fragen
des Datenschutzes fühlten sich Lehrkräfte oft allein gelassen. "Die GEW
verlangt, dass dienstliche Mailadressen und Dienstgeräte breit gestellt und
öffentlich verantwortete Fortbildungen angeboten werden", sagte die
GEW-Schulexpertin.


Info: Das "Bundesforum Bildung in der digitalen Welt" der GEW
setzt sich mit Fragen der Arbeitsplatzgestaltung, des Datenschutzes und der
pädagogischen Umsetzung des Digitalpakts auseinander. Heute findet in
Göttingen die Auftaktveranstaltung statt. Rund 60 Kolleginnen und Kollegen
aus verschiedenen Bildungsbereichen und Bundesländern diskutieren zwei Tage
intensiv über die "Bildung in der digitalen Welt".

In einer aktuellen, für GEW-Mitglieder repräsentativen Studie mahnten 82
Prozent der Befragten eine bessere digitale Ausstattung der Schulen als
wichtig bzw. sehr wichtig an; 89 Prozent forderten mit hoher bzw. höchster
Priorität, dass zusätzliche Gelder für die digitale Ausstattung bereit
gestellt werden müssten.

 * 
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HOCHSCHULE/2271: Stellungnahme zur geplanten Änderung des Promotionsrechts in NRW (idw)


Universität Duisburg-Essen - 21.03.2019

HRK-Vize-Präsident zur geplanten Änderung des Promotionsrechts in NRW



Der Sprecher der Mitgliedergruppe Universitäten der HRK, Rektor Professor
Ulrich Radtke (Universität Duisburg-Essen), lehnt den Vorschlag der
Regierungsfraktionen im Land NRW, das Graduierteninstitut NRW in ein
Promotionskolleg und damit in eine hochschulübergreifende
wissenschaftliche Einrichtung der Fachhochschulen (FHs) mit eigener
Rechtspersönlichkeit zu überführen, nachdrücklich ab. "Dieser
Änderungsantrag wurde übereilt eingebracht, ohne ausreichend auf seine
Konsequenzen für das Wissenschaftssystem in NRW und Deutschland hin
geprüft worden zu sein."

"Die Universitäten in Deutschland haben die letzten drei Jahre genutzt, um
das System der kooperativen Promotion erfolgreich auszubauen und werden
nun von der Landespolitik in NRW für ihren Kooperationswillen bestraft",
so Radtke.

Um mehr Transparenz in dem System der kooperativen Promotion zu erreichen,
haben sich die Universitäten in der HRK 2015 zu einer systematischen
Institutionalisierung der Zusammenarbeit mit den Hochschulen für
angewandte Wissenschaften / Fachhochschulen bei der Kooperation in
Promotionsverfahren - und der Abbildung dieser Kooperation in
Hochschulordnungen und Promotionsordnungen verpflichtet. Seitdem wirken
die Hochschulleitungen noch stärker darauf hin, dass in den
Rahmenpromotionsordnungen bzw. den Promotionsordnungen klare
diskriminierungsfreie Regelungen für die Promotionsberechtigung von
Fachhochschulabsolventinnen und -absolventen und die
Betreuungsberechtigung für Fachhochschulprofessorinnen und -professoren
geschaffen werden.

Für NRW ist zu befürchten, dass es mit der Verleihung des Promotionsrechts
an eine Einrichtung der FHs zum Aufbau von ineffizienten
Parallelstrukturen kommt. Die bewährte Komplementarität in der Kooperation
zwischen FHs und Universitäten würde durch den Versuch der Zentralisierung
bislang gut funktionierender regionaler Kooperationsstrukturen ohne Not
aufgegeben. Leidtragende dieser Desintegration der Hochschulformen wären
vor allem die Promotionsinteressierten an den FHs selbst. "Die
Universitäten in NRW haben die Zahl der kooperativen Promotionen in den
letzten Jahren im Vergleich zu den Jahren 2012-2014 mehr als verdoppelt",
so Radtke, "und nunmehr wird dieses erfolgreiche System von der Politik
torpediert."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801
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FORSCHUNG/1195: Bio, öko, fairtrade - Untersuchung zu Kaufabsichten und -entscheidungen (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 21.03.2019

Bio, öko, fairtrade: Göttinger Agrarökonomen untersuchen Kaufabsichten
und -entscheidungen



Immer mehr Produkte tragen ethische Siegel wie Fair-Trade oder Bio, denen
Verbraucherinnen und Verbraucher meist positiv gegenüberstehen. Dennoch
bleiben die Verkaufszahlen dieser Produkte häufig niedrig, obwohl sie
Vorteile für die Umwelt oder die Gesellschaft bieten. Ein
Wissenschaftlerteam der Universität Göttingen hat untersucht, inwiefern
eigennützige Faktoren wie der sogenannte "Warm Glow of Giving" die
Einkaufsabsicht von Verbrauchern beeinflusst. Der "Warm Glow" ist der
persönliche Nutzen, den Menschen empfinden, wenn sie Gutes tun. Die
Ergebnisse sind in der Fachzeitschrift Journal of Cleaner Production
erschienen.

(pug) Die Forscher der Abteilung für Marketing für Lebensmittel und
Agrarprodukte der Universität Göttingen ließen jeweils rund 450
Verbraucherinnen und Verbraucher aus Deutschland und dem Vereinigten
Königreich virtuelle Kaufentscheidungen treffen: Zur Auswahl stand
Schokolade, die sich hinsichtlich Preis, Herkunftsland des Kakaos und
Herstellungsland sowie hinsichtlich des abgebildeten Siegels unterschied.
Es standen die Siegel Bio, Fair-Trade und CO₂-neutral, aber auch eine
Alternative ohne Siegel zur Auswahl. Im Anschluss beantworteten die
Verbraucher Fragen zu ihren Einkaufsabsichten, Wertvorstellungen und zum
Gefühl beim Kauf.

Das Ergebnis: In beiden Ländern ist der Preis das wichtigste
Entscheidungskriterium, gefolgt von Siegel und Herstellungsland. Zudem hat
der "Warm Glow" einen vergleichsweise großen Einfluss auf die
Einkaufsabsicht - die Aussicht, ein gutes Gefühl zu bekommen, reizt
offenbar viele Verbraucher, Produkte mit ethischen Siegeln zu kaufen. Doch
die Absicht wird nicht oft umgesetzt: Bei der wirklichen Kaufentscheidung
ist der Einfluss des "Warm Glow" nämlich nur noch bei der Fair-Trade
Schokolade von Bedeutung. Die Forscher nehmen an, dass dies teilweise auf
den starken Gemeinwohl-Gedanken des Fair-Trade-Siegels zurückzuführen ist,
das Bauern in Entwicklungsländern unterstützt. "Andere Studien haben
nämlich gezeigt, dass Verbraucher mit Bio-Lebensmitteln auch noch positive
Gesundheitsaspekte in Verbindung bringen", sagt Sarah Iweala, Erstautorin
der Studie und Doktorandin im Graduiertenkolleg "Global Food". "Das
verwässert natürlich den Gemeinwohl-Gedanken des Siegels."

Zudem scheint der Bekanntheitsgrad des Siegels ausschlaggebend. Obwohl die
Verbraucher angaben, dass sie sich gut fühlten, wenn sie ihren
CO₂-Fußabdruck reduzierten, führte dieses gute Gefühl nicht dazu, dass
sie sich für das CO₂-neutrale Produkt entschieden. Dies kann mit dem
geringen Bekanntheitsgrad des Siegels erklärt werden. In beiden Ländern
gaben weniger als 20 Prozent der Teilnehmer an, das Siegel schon einmal beim
Einkauf gesehen zu haben. Dagegen kannten über 90 Prozent der Verbraucher
das Fair-Trade Siegel. "Wenn die Verbraucher nicht wissen, wofür ein
Siegel steht, kann sich das gute Gefühl beim Einkauf nicht einstellen und
somit nicht zum Beweggrund für den Einkauf werden", so Prof. Dr. Achim
Spiller, Leiter der Abteilung für Marketing für Lebensmittel und
Agrarprodukte.

"Unsere Ergebnisse zeigen, dass im Marketing für ethische Produkte der
gesellschaftliche Nutzen durchaus offensiv kommuniziert werden sollte", so
das Fazit der Wissenschaftler. "Für das Marketing ist auch wichtig, dass
Label nur dann am Markt wirksam werden können, wenn sie bekannt sind. Die
heutige Flut vielfach unbekannter Label ist kontraproduktiv."


Originalpublikation:

Iweala, S., Spiller, A., Meyerding, S.

Buy good, feel good? The influence of the warm glow of giving on the
evaluation of food items with ethical claims in the U.K. and Germany.

Journal of Cleaner Production (2019).

https://doi.org/10.1016/j.jclepro.2018.12.266

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77
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MARKT/2276: Milchwirtschaft - "Mehr Tempo bei Branchenstrategie und Lieferbedingungen" (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 67 vom 22.03.19

Fuchtel: "Mehr Tempo bei Branchenstrategie und
Lieferbedingungen"

Parlamentarischer Staatssekretär Hans-Joachim Fuchtel beim Milchforum 2019



Die Milchwirtschaft ist ein wichtiges Standbein unseres Agrarstandortes.
Deshalb ist eine erfolgreiche und zukunftsfähige Milchwirtschaft für
Deutschland so wichtig, mit auskömmlichen Preisen für Erzeuger und
Verarbeiter.

"Damit dies so bleibt, braucht es einen breiten Maßnahmenmix. In einem
Umfeld der Marktorientierung ist es Aufgabe von Molkereien und
Milcherzeugern, den mit den hohen Preisschwankungen auf dem Milchmarkt
verbundenen Preisrisiken wirksam zu begegnen", betonte der Parlamentarische
Staatssekretär bei der Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft,
Hans-Joachim Fuchtel, in seiner Rede auf dem 10. Berliner Milchforum.

"Das Gutachten des ife-Institutes zeigt das Alternativenspektrum und den
weiteren Bedarf auf", so Fuchtel weiter. "Überlegungen, wie
Preisschwankungen in ihrem Ausmaß begrenzt und in ihren Auswirkungen
abgemildert werden können, gehören in die Branchenstrategie. Deshalb hat
die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, die
Adressierung dieses Themas zu Recht mit der Entwicklung über die Nutzung
von Artikel 148 der Gemeinsamen Marktorganisation (GMO) über die
Vertragsbeziehungen im Milchsektor verknüpft. Die staatliche Unterstützung
in Krisenzeiten ist keine Selbstverständlichkeit. Die Branche ist
gefordert. Das hat die Bundesministerin in einem Schreiben an die Verbände
auch klar zum Ausdruck gebracht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 67 vom 22.03.2019
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MARKT/2275: 10. Berliner Milchforum - "Strategie 2030 darf kein Papiertiger bleiben!" (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 22. März 2019

10. Berliner Milchforum

DBV-Vizepräsident Schmal: "Strategie 2030 darf kein Papiertiger
bleiben!"



Karsten Schmal, Vize-Präsident und Milchbauernpräsident des Deutschen
Bauernverbandes, fordert im Rahmen des 10. Berliner Milchforums
agrarpolitische Maßnahmen für die kommenden Monate, vor allem um den
deutschen Milchsektor strukturell im international geprägten
Wettbewerb besser aufzustellen.

Obwohl sich die Marktlage in den vergangenen Monaten vergleichsweise
stabil gezeigt habe (durchschnittlicher Auszahlungspreis im Februar
bei 33,7 Ct/kg; Anlieferungsmengen in Deutschland seit Jahresbeginn
1,0 Prozent unter dem Vorjahresniveau), macht Schmal deutlich, dass es
weiterhin einige strukturelle Herausforderungen innerhalb des
Milchsektors gebe, für die es strategischer Lösungen bedürfe.

Dazu gehöre vorrangig auch, sich auf die Herausforderungen des Brexits
einzustellen. "Großbritannien ist ein wichtiger Absatzmarkt u. a. für
Käse und Butter, dessen Zugang durch Zölle, Zollabwicklungen und
weitere Handelshemmnisse gefährdet würde", so Schmal.

Weitere Anforderungen bei der Düngeverordnung und das Drehen an der
Kostenschraube durch den Lebensmitteleinzelhandel würden die
Milcherzeuger weiter unter Druck setzen. "Vor dem Hintergrund dieser
Entwicklungen ist es wichtiger denn je, eine gemeinsame
Herangehensweise des gesamten deutschen Milchsektors zu definieren und
umzusetzen. Wir haben als DBV den Vorschlag zur Erarbeitung einer
Sektorstrategie deshalb ausdrücklich begrüßt. Die Strategie 2030 darf
jedoch kein Papiertiger bleiben!", sagt DBV-Vize Karsten Schmal.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22. März 2019
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ASYL/1355: Flüchtlingsrat fordert Abschiebungsstopp nach Sudan (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - 22. März 2019

Flüchtlingsrat fordert Abschiebungsstopp nach Sudan

Ladung von Geflüchteten vor Vertreter des sudanesischen Regimes angesichts
der Lage im Sudan unverständlich



Angesichts der eskalierenden Situation im Sudan fordert der Flüchtlingsrat
Niedersachsen die Landesregierung auf, einen Abschiebungsstopp zu erwirken
und die aktuellen Maßnahmen zur Abschiebungsvorbereitung sudanesischer
Geflüchteter einzustellen.

In dieser Woche sind etliche sudanesische Geflüchtete, die im Asylverfahren
abgelehnt wurden, durch die Landesaufnahmebehörde (LAB) zu einem
Anhörungstermin vor einem Mitarbeiter des sudanesischen Generalkonsulats in
die Außenstelle der LAB nach Langenhagen geladen worden. Mit dieser
Vorladung soll die sudanesische Staatsangehörigkeit der Betroffenen
bestätigt und die Ausstellung von Passersatzpapieren ermöglicht werden. Für
den Flüchtlingsrat Niedersachsen ist es absolut unverständlich, wie
angesichts der derzeitigen Situation im Sudan Maßnahmen angeordnet werden,
die dazu dienen, Abschiebungen zu ermöglichen.

Mitte Dezember nahmen friedliche Proteste gegen das islamistische Regime
von Omar Al-Bashir ihren Lauf, die rasch das ganze Land ergriffen. Das
Regime reagierte mit absoluter Härte und gnadenloser Verfolgung der
Regimegegner_innen. Demonstrationen wurden brutal niedergeschlagen.
Menschenrechtsorganisationen gehen davon aus, dass bei den Protesten rund
60 Menschen durch die Sicherheitskräfte getötet wurden. Tausende
Regimegegner_innen wurden inhaftiert und müssen Folter und Tod befürchten.
Schließlich erklärte Omar Al-Bashir am 22. Februar denAusnahmezustand für
das gesamte Land und ersetzte Regierungsbeamte durch Militärs. Die
Menschenrechtsbeauftragte der Bundesregierung, Bärbel Kofler, zeigte sich
öffentlich besorgt über die Entwicklungen.

"Wenn selbst die Bundesregierung über die Menschenrechtslage in Sorge ist,
ist klar, dass Abschiebungen in den Sudan unvorstellbar sind. Jetzt muss es
zwingend ein ganz anderes Signal geben: Einen Abschiebungsstopp in den
Sudan", erklärt Sigmar Walbrecht vom Flüchtlingsrat Niedersachsen. "Wir
erwarten, dass das Land Niedersachsen in dieser Sache vorangeht. Letztlich
ist aber die Bundesregierung aufgefordert, einen dauerhaften
Abschiebungsstopp zu veranlassen".

Auch wenn der Flüchtlingsrat davon ausgeht, dass die Landesregierung die
Menschenrechtsverletzungen und Verfolgungen im Sudan nicht vollkommen
ignoriert und daher absehbar keine Abschiebungen in den Sudan durchführen
wird, brauchen die etlichen Sudanes_innen, die in Deutschland und ganz
Europa exilpolitisch aktiv sind - von denen aber nicht wenige trotzdem im
Asylverfahren abgelehnt wurden - Sicherheit. Seit dem Beginn der Proteste
im Dezember haben sudanesische Geflüchtete ihre Aktivitäten deutlich
verstärkt, um den Menschen, die im Sudan gegen das Regime auf die Straße
gehen, ihre Solidarität zu zeigen und deren Forderungen nach dem Rücktritt
des Diktators Al Bashir zu unterstützen. Nicht zuletzt vor diesem
Hintergrund ist den Geflüchteten nicht zuzumuten, sie zur Zusammenarbeit
mit Vertreter_innen des Regimes, das sie unterdrückt und verfolgt, zu
zwingen.

Die blutige Niederschlagung der gegenwärtigen Proteste im Sudan muss zudem
Anlass für Bundesregierung und EU sein, ihre Zusammenarbeit mit dem Regime
bei der Abwehr von Migrant_innen und Schutzsuchenden einzustellen. "Welcher
Zynismus hinter dem sogenannten Khartoum-Prozess und dem Projekt "Better
Migration Management" steht, die letztlich nichts anderes als eine Kumpanei
mit diktatorischen Regimen bedeuten, ist spätestens jetzt offenkundig",
bekräftigt Sigmar Walbrecht.

 * 

Quelle:
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DEMOSKOPIE/800: Knappe Mehrheit der Bevölkerung findet Schwänzen für die Fridays for Future-Demo in Ordnung (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 21. März 2019

Deutschlandtrend im ARD-Morgenmagazin

Knappe Mehrheit der Bevölkerung findet Schwänzen für die Fridays
for Future-Demo in Ordnung



55 Prozent der Bürgerinnen und Bürger finden es richtig, wenn
Schülerinnen und Schüler für die Fridays for Future-Demo freitags dem
Unterricht fernbleiben. 42 Prozent der Befragten sind gegenteiliger
Meinung.


EU-Urheberrecht: Fast jeder Zweite traut sich kein Urteil
über Upload-Filter zu

Die aktuelle Debatte über die Einführung von Upload-Filtern, z.B. bei
Videoplattformen, hat bei vielen Deutschen nicht zur Information und
Aufklärung über das Thema beigetragen.

44 Prozent der Befragten trauen sich zu diesem Thema kein Urteil zu.
Lediglich 15 Prozent befürworten die Einrichtung von Filtersoftware,
z.B. bei Youtube. 39 Prozent der Befragten äußern sich ablehnend zu
Upload-Filtern.

Die Ablehnung von Filtersoftware ist bei jüngeren Personen deutlich
größer als bei älteren. Jüngere Menschen trauen sich auch häufiger zu,
zu diesem Thema ein Urteil fällen zu können.


Leichter Stimmenzuwachs für SPD und FDP

Wenn am Sonntag Bundestagswahl wäre, käme die Union aus CDU und CSU
auf 29 Prozent der Wählerstimmen. Für die SPD würden sich 18 Prozent
der Befragten entscheiden. Die AfD würden 12 Prozent der Bürgerinnen
und Bürger wählen, die FDP 9 Prozent, die Linke 8 Prozent und die
Grünen 19 Prozent. Insgesamt käme die Regierungskoalition aus Union
und SPD auf 47 Prozent der Stimmen.

Im Vergleich zum DeutschlandTrend vom 14. März 2019 gewinnen SPD und
FDP jeweils einen Prozentpunkt. Die AfD und die Linke verlieren
jeweils einen Prozentpunkt. Der Stimmenanteil für die Union und die
Grünen bleibt unverändert.


Studieninformation

Der DeutschlandTrend ist eine Umfrage von Infratest dimap im Auftrag
des "ARD-Morgenmagazins". Befragt wurden vom 19. März bis 20. März
1.041 Wahlberechtigte.

Die Fehlertoleranz liegt bei 1,4 (bei einem Anteilswert von 5%) bis
3,1 (bei einem Anteilswert von 50%) Prozentpunkten. Die vollständige
Untersuchung kann telefonisch unter (0172) 24 39 200 (Agentur Ulrike
Boldt) angefordert werden.

Die Ergebnisse werden im "ARD-Morgenmagazin" am Freitag, 22. März 2019
veröffentlicht.


Die Fragen im Wortlaut:

Seit einigen Wochen demonstrieren auch in Deutschland Schülerinnen und
Schüler freitags für mehr Klimaschutz. Sie schwänzen dafür den
Schulunterricht. Die Schüler argumentieren, dass sie mit dem
Fernbleiben vom Unterricht mehr Aufmerksamkeit bekommen. Finden Sie es
in Ordnung, wenn die Schüler für die Teilnahme an den Demonstrationen
die Schule schwänzen oder finden Sie das nicht in Ordnung?

Derzeit wird über eine Reform des Urheberrechts in der Europäischen
Union diskutiert mit dem Ziel, dass Filmemacher, Musiker und Autoren
auch im Internet angemessen für ihre Leistungen vergütet werden. Eine
technische Lösung besteht in der Installation von Filtersoftware, den
sogenannten Upload-Filtern, bei Videoplattformen wie z.B. Youtube.
Kritiker befürchten, dass zu viel Material herausgefiltert und so die
Meinungsfreiheit im Internet gefährdet werden könnte. Befürworten Sie
die Einführung solcher Upload-Filter oder sind Sie dagegen oder können
Sie das nicht beurteilen?

Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag
Bundestagswahl wäre?

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 21. März 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





LAIRE/1341: AfD - ein Fall fürs Establishment ... (SB)




Die rechts von den etablierten Parteien positionierte AfD, die
inzwischen in der Hamburger Bürgerschaft vertreten ist, setzt sich
mit ihrer Hetze gegen linke Gruppierungen Schritt für Schritt durch.
Das gelingt ihr nur, weil Korrespondenzen des politischen
Establishments mit ihren staatsautoritären Ansichten bestehen.

Im November vergangenen Jahres hat die Fraktion der AfD einen
Online-Pranger eingerichtet, auf der "Verdachtsfälle" auf Verstöße
gegen das Neutralitätsgebot an Schulen gemeldet, das heißt vor allen
Dingen, Lehrerinnen und Lehrer denunziert werden können. Aufgrund
einer solchen Anzeige hat die AfD eine Senatsanfrage gestartet,
woraufhin nun die Hamburger Schulbehörde im Oberstufenhaus der Ida
Ehre Schule in Hoheluft-Ost Sticker und Wandschriften unter anderem
der Antifa Altona Ost entfernen ließ, deren Botschaften an
Deutlichkeit nichts missen ließen: "Echte Alternativen statt AfD",
"Hambi bleibt", "FCK AFD", "Rechtem Spuk entgegentreten",
"Kohleausstieg statt Kohlekommission - Ende Gelände",
"Rassistische Hetze stoppen!", "Think Global, Block Local" und
einiges mehr.

Diese politischen Entäußerungen auf einer Stellwand waren nach
Angaben der Schulleitung als Kunstobjekt im Rahmen des Projekts "Sich
Einmischen - Kunst als kulturelle Kompetenz" angefertigt worden. Die
von AfD und ihren medialen Lautsprechern wie BILD bezichtigte Antifa
Altona Ost, die dort selbst ebenfalls aufklebermäßig vertreten war,
wird vom Verfassungsschutz der Hansestadt beobachtet und nimmt auch
an den freitäglichen Schulstreiks für Klimaschutz teil. Eine
Gewaltbereitschaft, so das Landesamt für Verfassungsschutz, sei der
Organisation hingegen nicht nachzuweisen.

Ganz im Sinne ihrer rechten ideologischen Tradition und des
Denunziantentums sieht die AfD jene Sticker anscheinend als Beweis
"einer linksextremistischen Propaganda" an. Es wird gar ein
linksextremistisches Netzwerk an der Ida Ehre Schule phantasiert. So
ist es der Partei gelungen, den sozialdemokratischen Schulsenator
Ties Rabe in Bewegung zu setzen. Der hatte zwar den im vergangenen
Jahr eingerichteten Online-Pranger noch heftig kritisiert, aber man
kommt um den Eindruck nicht herum, daß der Empörungslärm von der
einen oder anderen Krokodilsträne begleitet wird. So war es Rabe, dem
zu den freitäglichen Schulstreiks für Klimaschutz nichts Besseres
einfiel, als an die Schulpflicht zu erinnern und zu mahnen, daß der
Streik als unentschuldigter Fehltag gewertet wird. Erst nachdem ihm
diese erzbürokratische Haltung reichlich Spott einbrachte, machte er
auf versöhnlich und zwitscherte, er fände es gut, wenn sich junge
Menschen für eine bessere Welt engagierten (aber bitte auf Dauer
nicht während der Schulzeit ...).

Am Mittwoch äußerte sich auch Antifa Altona Ost auf Facebook unter
anderem zu der Medienberichterstattung über die Sticker und stellte
bei der Gelegenheit einige grundsätzliche Positionen klar: "Gerade an
Schulen, wo Kinder und Jugendliche beginnen, sich über Politik
Gedanken zu machen, ist ein offener und reger Meinungsaustausch ohne
Angst vor Denunziation wichtig", heißt es dort. Jenes AfD-Portal
gefährde die Meinungsfreiheit, und das habe man von Anfang an
kundgetan. Wohl auch deshalb sieht sich die Initiative zurecht als
von der AfD attackiert.

Antifaschismus sollte gerade in Deutschland eine
Selbstverständlichkeit sein. Für sie sei es völlig unverständlich,
wie man "den Kampf gegen ein totalitäres und menschenfeindliches
Weltbild kriminalisieren und in einen Generalverdacht der
Gewaltbereitschaft stellen kann". Die nicht nur in dieser Hinsicht
recht AfD-nahe Bild-Zeitung hatte gar "Linke Gewaltpropaganda an
Hamburger Schule" getitelt.

Der Hamburger SPD-Senat hat sich hier zum Erfüllungsgehilfen der AfD
gemacht, indem er sich auf das Gebot der politischen Neutralität an
Schulen beruft. Selbstverständlich schmeckt es dem Senat nicht, auf
die Opposition reagieren zu müssen. Doch auf welche Weise er das tut,
hat er durchaus in der Hand. Es hätte andere Möglichkeiten gegeben,
als qua administrativer Verfügungsgewalt eine radikale Beseitigung
des umstrittenen Kunstobjekts in der Schule zu verlangen. Schließlich
zählt der Schutz der Kunst zu den Grundrechten der Bundesrepublik
Deutschland (GG, Artikel 5 Absatz 3). Hätte die Schulbehörde nicht,
sich darauf berufend, die AfD-Anfrage ins Leere laufen lassen können?

Dazu fehlte offensichtlich der politische Wille. Der Senat versucht
den Eindruck zu erwecken, als habe er in dieser Frage nicht den
geringsten Spielraum und könne gar nicht anders handeln. Eine solche
Ohnmacht wird von den herrschenden Kräften üblicherweise immer dann
in Anspruch genommen, wenn eine vermeintlich unliebsame Entscheidung
in Wirklichkeit der eigenen politischen Linie entspricht. Das rückt
den SPD-geführten Senat in dieser Frage näher an die AfD-Position
eines starken Staats.

Es heißt, die AfD habe das politische Parteienspektrum in der
Bundesrepublik nach rechts gerückt. Diese Feststellung klingt so, als
existiere da irgendeine mysteriöse Kraft, der sich die übrigen
Parteien nicht entziehen könnten und die sie dazu genötigt habe, sich
nach rechts zu bewegen. Ohne die Bereitschaft, sich bewegen zu
lassen, wäre das allerdings nicht geschehen, bzw. ohne eine
entsprechende Standpunktlosigkeit. Was ihrerseits als Standpunkt
auszumachen ist. Der vom politischen Establishment propagierte starke
Staat erfüllt das Attribut der Stärke vorzugsweise dann, wenn er sich
als stark gegen links aufstellen kann, wohingegen er sich nach rechts
bereitwillig "Schwächen" leistet.

Wenn die rechte Alternative bereits von der Oppositionsbank her solch
eine politische Zensurgewalt entfaltet wie hier bei der Hamburger
Stickerbeseitigung, muß man davon ausgehen, daß sie im Falle einer
Regierungsbeteiligung oder -übernahme politische Meinungsverbote in
einem Ausmaß erließe, wie es die Bundesrepublik Deutschland noch nicht
erlebt hat - trotz der harschen Repressionen durch Radikalenerlaß und
Berufsverbote. Die rechten Kräfte sind sicherlich nicht in die
Schranken zu weisen, indem man ihren Vorstößen liebedienerisch Folge
leistet und sich ihren Standpunkt zu eigen macht.

22. März 2019
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STANDPUNKT/850: US-Botschafter Richard Grenell - Wolfgang Kubicki hat recht (DKP)


Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) -
21. März 2019

DKP: Wolfgang Kubicki (FDP) hat recht



Die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) unterstützt die Forderung von
Wolfgang Kubicki den US-Botschafter Richard Grenell auszuweisen.

Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP, erklärt: "Wer sich fortwährend in die
inneren Angelegenheiten eines Landes einmischt, sich wie ein Statthalter
aufführt, der mißbraucht seinen Diplomatenstatus. Wir brauchen keine
höheren Rüstungsausgaben und wir brauchen keinen US-Botschafter, der dies
fordert. Deshalb untertützen wir die Forderung von Wolfgang Kubicki (FDP)
nach Ausweisung von Herrn Grenell. Wir fordern Herrn Kubicki auf diese
Forderung mit der Forderung nach dem Abzug der US-Atomwaffen und der
Auflösung aller US-Militäreinrichtungen zu verbinden, dann wäre er
konsequent."

 * 

Quelle:
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NAHOST/1654: Israel - Sachwalter des Westens ... (SB)


Israel - Sachwalter des Westens ...



Am 9. April findet in Israel die Knessetwahl statt. Benjamin Netanjahu
von der rechtskonservativen Likud-Partei zielt auf einen historischen
fünften Sieg, der ihm bald erlauben würde, Staatsgründer David
Ben-Gurion als den am längsten im Amt befindlichen Premierminister
Israels zu überholen. Doch die Aussichten für "Bibi" - so der
Kosename, den in Israel alle benutzen - sind nicht gerade optimal.
Sein immer offener zu Tage tretender Rassismus den Palästinenser und
den israelischen Arabern gegenüber - exemplarisch hierfür ist der
umstrittene Wahlbündnis mit der rechtsextremistischen Gruppierung
Otzma Yehudit - mobilisiert geradezu Israels Liberale sowie die
nicht-jüdische Wählerschaft. In den Umfragen liegt seit Wochen die
neue Mitte-Links-Allianz Kahol Lavan (Blau und Weiß) um
Ex-Generalstabschef Benny Gantz und den Ex-Fernsehmoderator Yair
Lapid vorne. Zu dieser Entwicklung tragen auch schwerwiegende
Korruptionsermittlungen bei, die seit Dezember 2016 das öffentliche
Ansehen Netanjahus schwer belasten. Israels Zyniker witzeln bereits,
der Premierminister muß die Wahlen gewinnen, weil nur die erneute
Inthronisierung als Regierungschef ihn vor einem Aufenthalt hinter
schwedischen Gardinen retten kann.

Vor diesem Hintergrund spielt Netanjahu nun seine stets stärkste
Karte, die Außenpolitik, aus. Er brüstet sich bei jeder Gelegenheit
mit seiner Männerfreundschaft zu US-Präsident Donald Trump. Ein
gigantisches Bild, wie sich die beiden "Macher" die Hand geben,
drapiert gut sichtbar bereits seit Wochen ein Hochhaus in Tel Aviv.
Tatsächlich erfahren Israel und Netanjahu seit dem Einzug Trumps ins
Weiße Haus im Januar 2017 mehr offene Unterstützung aus Washington als
jemals zuvor. Als Zeichen seiner tiefen Verbundenheit mit dem
jüdischen Staat hat 2018 der New Yorker Baulöwe, dessen zionistischer
Schwiegersohn Jared Kushner und dessen Familie seit längerem zu den
führenden finanziellen Förderern der illegalen jüdischen Siedlungen im
Westjordanland gehören, die US-Botschaft von Tel Aviv nach Jerusalem
verlegen lassen, die Heilige Stadt als alleinige Hauptstadt Israels
anerkannt, die amerikanischen Hilfsgelder für die Palästinenser
gestoppt und zu guter Letzt den einseitigen Austritt der USA aus dem
2015 gegen den ausdrücklichen Willen Netanjahus von Barack Obama mit
Teheran vereinbarten Atomabkommen verfügt. Seit Jahrzehnten greift
Netanjahu bekanntlich immer wieder erfolgreich auf die angeblich vom
"Mullah-Regime" im Iran ausgehende "existentielle Bedrohung" zurück,
um von innenpolitischen Problemen abzulenken und die eigene
Anhängerschaft um sich zu scharen.

Zur Verbesserung seiner Chancen auf einen erneuten Wahlsieg hat
Netanjahu einen neuen außenpolitischen Stich im Ärmel, mit dem er die
Bürger Israels beeindrucken will. Es geht hier um die Anerkennung des
westlichen Zweidrittels der Golanhöhen, die zwar zu Syrien gehören,
jedoch seit dem Sechstagekrieg 1967 von Israels Truppen besetzt
gehalten werden, als Teil des israelischen Staatsterritoriums durch
die USA. Von den einst 130.000 syrische Drusen leben dort heute
lediglich 20.000 sowie ebenso viele Siedler aus Israel. Wegen seiner
Höhe von bis zu 2800 Metern, der Wasserressourcen des Oberlaufs des
Flusses Jordan sowie des Genezareth-Sees ist der Golan von großer
strategischer Bedeutung. Darüber hinaus werden auf dem Golan größere
Öl- und Gasvorkommen vermutet, für die das US-Unternehmen Genie
Energy, das von Ex-US-Vizepräsident Dick Cheney beraten wird und
dessen Vorstand der australo-amerikanische Medienmogul Rupert Murdoch
angehört, bereits 2013 von den israelischen Behörden exklusive
Erkundungs- und Förderrechte erhalten hat. Seit 1974 halten sich die
Armeen Syriens und Israels auf dem Golan an einen formellen
Waffenstillstand, der nur dank der Vermittlung Rußlands auch die
letzten acht Jahre des syrischen Bürgerkrieges Bestand hat.

Am 11. März machte Netanjahu einen Ausflug zu den Golanhöhen in
Begleitung nicht nur des US-Botschafters David Friedman, sondern auch
des republikanischen Senators Lindsey Graham aus South Carolina. Der
Vorsitzende des Justizausschusses des Senats hat sich in den letzten
zwei Jahren geschickt bei Präsident Trump eingeschmeichelt, den er vor
allem in Sachen Außen- und Sicherheitspolitik berät. Wie sein früherer
Senatskollege und Mentor John McCain ist Grahams Antwort auf jede
internationale Streitfrage die Demonstration und/oder Anwendung
militärischer Gewalt durch die heldenhaften Streitkräfte Amerikas.
Daher verwundert es nicht, daß Graham bei der Stippvisite auf den
Golanhöhen in gefährliches Schwärmen geriet. Vor den laufenden Kameras
der mitgereisten Presse verkündete er stolz: "Dieses Territorium weist
eine reichhaltige jüdische Geschichte auf. Strategisch gesehen stehe
ich hier auf einem der wichtigsten Stücke Erde im Staate Israel".

Gleich am Tag darauf wartete die israelische Armee mit der
spektakulären Enthüllung über die angebliche Existenz einer geheimen
"Terrorzelle" der schiitischen, mit dem Iran verbündeten
Hisb-Allah-Miliz in einem Dorf auf der syrischen Seite der
De-Facto-Grenze auf dem Golan auf. Ein Tag später, nämlich am 13.
März, veröffentlichte das State Department in Washington einen Bericht
zur internationalen Menschenrechtslage, in dem erstmals in einem
Regierungsdokument der USA die Golanhöhen nicht mehr als "von Israel
besetzt", sondern als "von Israel kontrolliert" bezeichnet wurden.

Am 20. März empfing Netanjahu US-Außenminister Mike Pompeo in
Jerusalem. Ein wichtiges Thema der ersten Unterredung waren offenbar
die Golanhöhen. Auf der gemeinsamen Pressekonferenz äußerte sich der
ehemalige CIA-Direktor zu der schwierigen Territorialfrage nicht,
sondern überließ dies dem Gastgeber. Unter Verweis auf die Entdeckung
besagter Hisb-Allah-"Terrorzelle" sagte Netanjahu den Journalisten:
"Ich nehme an, sie können sich alle vorstellen, was auf dem Golan
los wäre, wäre Israel nicht dort. Wir hätten den Iran am Ufer des Sees
von Genezareth. Ich denke aus diesem und vielen anderen Gründen ist
die Zeit gekommen, daß die internationale Gemeinschaft die israelische
Präsenz auf dem Golan anerkennt und die Tatsache einsieht, daß der
Golan für immer ein Teil Israels bleiben wird."

In der kommenden Woche wird Netanjahu die USA besuchen. Das gab am 20.
März das Weiße Haus bekannt. Während der Zeit in Washington wird
Netanjahu, der in den USA aufgewachsen ist und aus dieser Zeit mit der
Familie Jared Kushners eng befreundet ist, sich sowohl mit Präsident
Trump treffen, als auch als wichtigster Gastredner auf der
diesjährigen Tagung des enorm einflußreichen American Israel Public
Affairs Committee (AIPAC) auftreten. In einer Meldung der
Nachrichtenagentur Associated Press vom heutigen 21. März hieß es:
"Regierungsvertreter der USA und Israels erklärten ... sie erwarteten
eine Entscheidung [Washingtons - Anm. d. SB-Red.] zur formellen
Anerkennung des Territoriums [der Golanhöhen - Anm. d. SB-Red.], das
Israel 1981 annektiert hat, als Teil Israels in der kommenden Woche."

In der Ausgabe der New York Times vom 21. März ist in diesem
Zusammenhang die Rede von einer bevorstehenden "großen Geste" seitens
Trumps, um Netanjahu zu einer "fünften Amtszeit zu verhelfen".
Netanjahu hat im Trump-Lager einen mächtigen Fürsprecher. Der
zionistische Kasino-König Sheldon Adelson aus Las Vegas, der seit
Jahren ein finanzieller Förderer des amtierenden israelischen
Premierminister ist, war 2016 Trumps größter einzelner
Wahlkampfspender. 2020 soll Adelsons Geld für Trumps Wiederwahl als
Präsident sorgen. Daher war es keine große Überraschung, als Trump,
der sowieso auf internationale Verträge pfeift und das Recht des
Stärkeren für sich und die USA reklamiert, den Besuch Netanjahus nicht
abwartete, um dem Likud-Vorsitzenden die Golanhöhen als Wahlgeschenk
zu präsentieren, sondern bereits am Abend des 21. März die offenbar
längst gefallene Entscheidung mit einer präsidialen Twitter-Meldung
bekanntgab.

"Nach 52 Jahren ist für die Vereinigten Staaten die Zeit gekommen, die
Souveränität Israels über die Golanhöhen anzuerkennen, die für den
Staat Israel sowie die regionale Stabilität von strategischer und
sicherheitspolitischer Bedeutung sind!", twitterte der
Kommandierende der US-Streitkräfte aus dem Weißen Haus. Von seinem
Amtssitz in Jerusalem gab sich Netanjahu, ebenfalls per Twitter, von
der Geste des amerikanischen Präsidenten beinah überwältigt: "Zu einer
Zeit, in der der Iran Syrien als Plattform benutzen will, um Israel zu
zerstören, erkennt Präsident Trump mutigerweise die israelische
Souveränität über die Golanhöhen an. Vielen Dank, Präsident Trump!".

Kurz danach, bei einer eilends einberufenen Pressekonferenz im Beisein
von US-Außenminister Pompeo, erklärte Netanjahu, er habe sich
inzwischen telefonisch bei Trump bedankt, und lobt diesen zugleich
dafür, "wieder Geschichte geschrieben" zu haben. Die Erklärung Trumps
- die in den darauffolgenden Stunden von Syrien, dem Iran, der EU,
Rußland und China als klarer Verstoß gegen geltendes internationales
Recht kritisiert werden sollte - sei laut Netanjahu ein "Wunder von
Purim". Damit spielte dieser auf das dreitägige jüdische Fest, das
derzeit in Israel sowie in der Diaspora begangen wird und bei dem
traditionell die Rettung des in persischer Gefangenschaft lebenden
Volks der Juden vor der Massenermordung vor rund 3000 Jahren - so die
biblische Überlieferung - gefeiert wird.

Als Pompeo etwas später bei einem Interview für das Christian
Broadcasting Network (CBN) gefragt wurde, ob "Gott" vielleicht Trump
"auserkoren" habe, um das moderne Israel vor der "iranischen
Bedrohung" zu retten, antwortete der ehemalige presbyterianische
Diakon, als Christ halte er das "durchaus für möglich". "Ich bin
zuversichtlich, daß der Herr hier am Werke ist", so Pompeo.

22. März 2019
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SUCHT/039: Auszeichnung für Projekt "Suchtprävention und soziale Arbeit in der Natur" (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 21. März 2019

Projekt zur Suchtprävention
erhält Auszeichnung im UN-Dekade-Sonderwettbewerb "Soziale Natur -
Natur für alle"



Saarbrücken, 21. März 2019 - Dr. Christiane Schell vom Bundesamt für
Naturschutz zeichnet heute das Projekt "Suchtprävention und soziale
Arbeit in der Natur" im UN-Dekade-Sonderwettbewerb "Soziale Natur -
Natur für alle" aus. Träger des Projekts sind die AWO Saarland, die
Drogenhilfe Saarbrücken, der Caritasverband Westeifel sowie das
luxemburgische Centre de Prévention de Toxicomanies. Seit 2006
organisieren die Projektpartner wildnispädagogische Aktivitäten zur
Suchtprävention für Kinder, Jugendliche und ihre Familien. Die
Naturerlebnisse unterstützen insbesondere Kinder aus
sozialbenachteiligten oder suchtbelasteten Familien in ihrer
persönlichen Entwicklung und fördern einen positiven Zugang zur Natur.

Zu den angebotenen Aktivitäten zählen mehrtägige Camps,
Walderlebnistage, Waldgruppen und Lehrerfortbildungen. Darüber hinaus
bietet das Projekt im zweijährigen Zyklus
Multiplikatoren-Fortbildungen zur Wildnispädagogik für
Mitarbeiter/innen aus sozialen und therapeutischen Arbeitsfeldern. Die
Fortbildungen umfassen Themen wie Naturwahrnehmung, Spurenlesen oder
"Vögel und ihre Rufe". Alle Projektaktivitäten finden in einem
forstwirtschaftlich nicht genutzten Buchenmischwald bei Saarbrücken
statt.

Die Fachjury der UN-Dekade Biologische Vielfalt hat das Projekt
"Suchtprävention und soziale Arbeit in der Natur" ausgewählt, weil es
Kinder und Familien in schwierigen sozialen Lagen durch Erlebnisse in
und mit der Natur fördert und dazu ein wertvolles Netzwerk an
Organisationen aus Wohlfahrt, Naturschutz und Forst geschaffen hat.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

AWO Sozialraumbüro Saarbrücken-West

Serriger Straße 20

66115 Saarbrücken

www.awo-saarland.de

Drogenhilfe Saarbrücken gGmbH

Brauerstraße 39

66123 Saarbrücken

Caritasverband Westeifel e.V.

Alter Marktplatz 2

54568 Gerolstein

Centre de Prévention des Toxicomanies

8-10 Rue de la Fonderie

1531 Luxembourg (Luxemburg)


Weitere Informationen

Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite: 

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=2148&tx_lnv_p...

 * 

Quelle:

Presseinformation, 21.03.2019

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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VORTRAG/2315: Nienburg/Weser - Rolf Gössner "Die dunkle Kehrseite unserer westlichen Werte", 26.03.2019


Die Linke - Kreiverband Nienburg/Weser

Die dunkle Kehrseite unserer westlichen Werte

Vortrag von Dr. Rolf Gössner (Bremen) zu Fluchtursachen, Fluchtbedingungen
und Diskriminierung von Geflüchteten

Dienstag, 26. März 2019, 19.30 Uhr

im Nienburger Kulturwerk

Mindener Landstraße 20, 31582 Nienburg



In seinem Vortrag spürt Rolf Gössner, Rechtanwalt, Publizist und
Kuratoriumsmitglied der Internationalen Liga für Menschenrechte, Europas
verratenen Werten nach - der verdrängten Mitverantwortung Deutschlands,
Europas und des Westens für Fluchtursachen, tödliche Fluchtbedingungen und
die diskriminierende Behandlung von Geflüchteten. Nur so können
ursachenorientierte Lösungsansätze gefunden und das Massensterben der
Flüchtenden verhindert werden - anstatt sich weiterhin an negativen
Reaktionen und Symptomen abzuarbeiten. Der Referent geht in seinem Vortrag
auch auf die Gefährdung von Flüchtlingen hierzulande ein - auf
diskriminierende Behandlung von Schutzsuchenden, rassistische Hetze und
fremdenfeindliche Gewalt.

Der Vortrag ist öffentlich und eintrittsfrei.

Veranstalterin: Die Linke, KV Nienburg/Weser



https://www.nienburger-kulturwerk.de/veranstaltungsuebersicht.html

https://www.nienburger-kulturwerk.de/veranstaltungsuebersicht/details/die-dunkle-kehrseite-unserer-westlichen-werte-1556.html

 * 

Quelle:

Dr. Rolf Gössner
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VORTRAG/2314: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 25.03. bis 30.03.2019


Helle Panke

Veranstaltungen in der 13. Kalenderwoche 2019



Liebe Leserinnen und Leser,

das Festival Musik und Politik steht vor der Tür. Zum ersten Mal gastiert
die traditionelle Veranstaltung an der Volksbühne. Gemeinsam mit unserem
Kooperationspartner, dem Verein "Lied und soziale Bewegungen e.V.", freuen
wir uns über das rege Interesse. Einige Konzerte sind bereits restlos
ausverkauft, für andere gibt es noch Restkarten. Im Vorfeld findet am
Dienstag im SO36 eine musikalische Lesung mit dem norwegischen
Singer-Songwriter Moddi statt. Hierfür gibt es keinen Vorverkauf, sondern
nur Abendkasse. Wir erwarten ebenfalls ein volles Haus.

Weniger musikalisch - aber nicht weniger interessant - sind hingegen unsere
Veranstaltungen zu Korsch und Bodiga (Mo.), zur NATO (Di.), zur "wehrhaften
Demokratie" (Di.), zu Clara Schumann (Do.) und zum Schreiben gegen Rechts
(Do.).


Montag, 25. März 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Vielfalt sozialistischen Denkens

Revolutionäre Theorie am Nullpunkt: Die Linie Korsch-Bordiga

Referent: Felix Klopotek (Köln, Journalist u.a. bei konkret, er bereitet
zur Zeit eine Anthologie der unveröffentlichten Schriften Roman Rosdolskys
vor)

Moderation: Dr. Frank Engster

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Dienstag, 26. März 2019, 10:00 bis 12:00 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

NATO-Aufmarsch gegen Russland: der neue Kalte Krieg

Vortrag und Diskussion mit Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und
abrüstungspolitische Sprecherin der Linksfraktion im Bundestag.

Moderation: Marilies Müller

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 26. März 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Vielfalt sozialistischen Denkens

Wer schützt die "wehrhafte Demokratie" vor ihr selbst?

Referentin: Dr. Sarah Schulz (Politikwissenschaftlerin an der Universität
Kassel, gerade erschien von ihr "Die freiheitliche demokratische
Grundordnung. Ergebnis und Folgen eines historisch-politischen Prozesses"
im Verlag Velbrück Wissenschaft)

Moderation: Doris Liebscher (Juristin, HU Berlin)

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Dienstag, 26. März 2019, 20:00 bis 22:00 Uhr

Politik und Kultur

Moddi: Unsongs - Verbotene Lieder

Geschichten, Konzert, Lesung

Mit: Moddi (norwegischer Singer-Songwriter)

Eine Veranstaltung von Helle Panke e.V. in Kooperation mit Lied und soziale
Bewegungen e.V., dem Nautilus-Verlag und NORLA - Norwegian Literature
Abroad.

Kosten: 4,00 Euro

Ort: SO36, Oranienstraße 190, 10999 Berlin


Donnerstag, 28. März 2019, 15:00 bis 17:00 Uhr


Rendezvous

Clara - die "Strahlende"

Clara Schumann (1819-1896) zum 200. Geburtstag

Referentin: Gerti Barck

Moderation: Marlene Vesper

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Donnerstag, 28. März 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Richtige Literatur im Falschen

Schreiben gegen rechts

Mit Jörg-Uwe Albig, Manja Präkels, Sandra Gugic und Thomas Wagner

Inputreferat: Enno Stahl ("Sprache und Diskursstrategien der Neuen
Rechten")

Moderation: Dr. Christian Hippe (stellv. Leiter des Literaturforum im
Brecht-Haus) und Dr. des. Birgit Ziener

Eine Veranstaltung von Helle Panke e.V. in Kooperation mit dem
Literaturforum im Brecht-Haus und Richtige Literatur im Falschen
(RLiF).

Kosten: 5,00 Euro / erm. 3,00 Euro

Ort: Literaturforum im Brecht-Haus, Chausseestr. 125, 10115 Berlin


Freitag, 29. März bis Sonntag, 31. März

Festival

20. Festival Musik und Politik

u.a. mit: Die Jazzpolizei, Die Seilschaft, Erich-Fried-Chor, hardChore
"ELLA", Daniel Kahn & Painted Bird, Woger, KathyKreuzberg - "Berliner
Nachtgesang", Maike Rosa Vogel, Der Ukulelenprediger, Tobias Thiele,
Bastian Bandt, Dirk Zöllner & André Gensicke, Danny Dziuk mit Karl Neukauf,
Bernadette La Hengst, Thomas Putensen, Christoph Theußl, Kondschak, Amalia
Chikh, Le-Than Ho, Sparen auf Kaution, Die Steinlandpiraten, Dr. Maren
Köster, Hans-Eckardt Wenzel, Dr. Joachim Hetscher, Peter Deeg, Ingar Solty,
Dr. Lutz Kirchenwitz

Tickets und Infos zu den einzelnen Konzerten und Podien unter 

www.musikundpolitik.de

Ort: Volksbühne, Rosa-Luxemburg-Platz, 10178 Berlin


Samstag, 30. März 2019, 14:00 bis 16:00 Uhr

DenkMalTour

100 Jahre 1919: Friedhof der März-Gefallenen und Museum Lichtenberg

Führung: Dietmar Lange

Die DenkMalTouren sind eine Kooperationsreihe zwischen Helle Panke e.V. und
den NaturFreunden Berlin.

Kosten: 4,00 Euro

Treff: Friedhof der Märzgefallenen, Ernst-Zinna-Weg 1, 10249 Berlin

 * 

VORSCHAU

Freitag, 12. April 2019, 16:00 - 21:00 Uhr

Halbtagskonferenz

Die Komintern - eine Bewegung in Moskau für die Welt?

Programm:

16:00 Uhr: Begrüßung, Vorstellung der Referenten

16:20 Uhr: Information zur Ausstellung "Die Weltpartei aus Moskau" und die
von der Rosa-Luxemburg-Stiftung geförderten Veranstaltungen in Moskau (Dr.
Wladislaw Hedeler)

17:45 Uhr: Kaffeepause 

17:00 Uhr: Dr. Wladislaw Hedeler (Berlin): Wer gründete die Komintern? Neue
Archivdokumente

17:45 Uhr: Dr. Manfred Mugrauer (Wien): Karl Steinhardt: erster
Vorsitzender der KPÖ und Gründungsmitglied der Komintern

18:30 Uhr: Pause mit Imbiss

19:00 Uhr: Prof. Dr. Alexander Vatlin (Moskau): Die Komintern nach ihrer
Gründung - der Weg zum II. Kongress 1920

19:45 Uhr: Diskussion zu den drei Vorträgen

Moderation: Karlen Vesper

Kosten: 5,00 Euro / 3,00 Euro ermäßigt (mit Imbiss)

Wir bitten um Anmeldung.

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin

 * 

PUBLIKATIONEN

hefte zur ddr-geschichte

#149: Klaus Gysi - Zwischen Buch und Botschaft

Herausgeber und Autor: Hans-Dieter Schütt, 76 Seiten, 2010, 3 Euro

#150: War das Vorgehen der Treuhand alternativlos?

Die Antwort des Wirtschaftshistorikers Jörg Roesler, 40 Seiten, 2010,
3 Euro

Pankower Vorträge

#222: 68 in Westeuropa

mit Konferenzbeiträgen von Alexander Amberger und Frank Engster, Stefan
Bollinger, Alexander Neupert-Doppler, Giorgio Del Vecchio und Stefania
Animento, 40 Seiten, 2019, 3 Euro

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus
Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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ARBEIT/2920: Befragung 2018 - Viele Beschäftigte arbeiten immer noch körperlich hart (idw)


Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin - 21.03.2019

BIBB/BAuA-Befragung 2018: Viele Beschäftigte arbeiten immer noch
körperlich hart



Schwere körperliche Arbeit belastet noch immer viele Beschäftigte in
Deutschland. Dies zeigt das zweite Faktenblatt zur
BIBB/BAuA-Erwerbstätigenbefragung 2018, das die Bundesanstalt für
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) jetzt unter dem Titel "Körperlich
harte Arbeit in Deutschland - immer noch weit verbreitet" veröffentlicht
hat. Zugleich gibt es auch Informationen, wie gute Arbeitsgestaltung und
Verhaltensregeln gesundheitlichen Beschwerden durch körperliche Arbeit
entgegenwirken können.

Körperliche Belastungen bei der Arbeit gehören für viele Erwerbstätige zum
Arbeitsalltag. So gibt mehr als jeder Zweite (54%) an, häufig im Stehen zu
arbeiten. Das ist für mehr als jeden vierten Betroffenen (27 %) belastend.
Auch wenn nur etwa jeder Vierte (23 %) häufig schwere Lasten hebt oder
trägt, fühlt sich mehr als die Hälfte (53 %) davon belastet. Schwere
körperliche Arbeit kommt unter anderem besonders häufig in Bau- und
Gartenbauberufen vor, aber auch in der Pflege und Gastronomie vor. Das
Faktenblatt nennt auch Zahlen zu Arbeit mit den Händen und in
Zwangshaltung.

Insgesamt zeigt sich, dass körperliche Arbeit auch in der
Wissensgesellschaft präsent ist. Im Vergleich zur Erwerbstätigenbefragung
von 2012 lassen sich nur geringe Veränderungen feststellen. Die Ergebnisse
haben sich insgesamt wenig verändert: Die größte Abweichung gibt es bei
der Frage nach Arbeiten, die mit den Händen durchzuführen sind und viel
Geschick, Geschwindigkeit oder große Kraft erfordern. Hier sank die Zahl
der Betroffenen von 42 Prozent im Jahr 2012 auf 39 Prozent in 2018.

Nach wie vor sind Männer in Vollzeit am ehesten harter Arbeit ausgesetzt.
Im Teilzeitbereich berichten jedoch Frauen häufiger über körperlich
belastende Arbeitsbedingungen. Zudem empfinden Frauen unabhängig von der
geleisteten Stundenzahl körperlich harte Arbeit im Vergleich zu Männern
häufiger als belastend.

Die Daten zeigen auch, dass es ein großes Präventionspotenzial im Bereich
körperlicher Belastungen gibt. Entlastung kann eine gesundheitsförderliche
Arbeitsgestaltung bringen beispielsweise durch den Einsatz von
ergonomischen Arbeitsmitteln oder Trage- und Transporthilfen. Die
Beschäftigten können sich beispielsweise durch rückenschonende Hebe- und
Tragetechniken, gezielte Ausgleichsbewegungen, aber auch durch Pausen
entlasten. Dazu weist das Faktenblatt auf verschiedene BAuA-Broschüren zum
Thema hin.


Hintergrund:

Bei der BIBB/BAuA-Erwerbstätigenbefragung 2018 handelt es sich um eine
repräsentative Erhebung unter rund 20.000 Erwerbstätigen in Deutschland.
Durch sie werden differenzierte Informationen über ausgeübte Tätigkeiten,
berufliche Anforderungen, Arbeitsbedingungen und -belastungen, den
Bildungsverlauf der Erwerbstätigen sowie über die Verwertung beruflicher
Qualifikationen gewonnen.

Forschung für Arbeit und Gesundheit

Die BAuA ist eine Ressortforschungseinrichtung im Geschäftsbereich des
BMAS. Sie betreibt Forschung, berät die Politik und fördert den
Wissenstransfer im Themenfeld Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit.
Zudem erfüllt die Einrichtung hoheitliche Aufgaben im Chemikalienrecht und
bei der Produktsicherheit. An den Standorten Dortmund, Berlin und Dresden
sowie in der Außenstelle Chemnitz arbeiten über 700 Beschäftigte.

www.baua.de

baua: Fakten "Körperlich harte Arbeit in Deutschland - immer noch weit
verbreitet" gibt es als PDF im Internetangebot der BAuA unter

www.baua.de/dok/8816194.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1087

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, 21.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/852: Altmaier - 100 Jahre Wirtschaftsministerium und Wirtschaftspolitik (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 20. März 2019

Altmaier: 100 Jahre Wirtschaftsministerium und Wirtschaftspolitik ein Erfolgsmodell - brauchen jetzt neue Antworten auf neue Herausforderungen



Das Wirtschaftsministerium wird morgen 100 Jahre alt. Heute werden mit
einem Festakt im Beisein einiger ehemaliger Wirtschaftsminister an die
Geschichte des Hauses erinnert und aktuelle wirtschaftspolitische
Herausforderungen diskutiert.

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier: "100 Jahre
Wirtschaftsministerium zeigen eindrucksvoll, dass die Soziale
Marktwirtschaft als Basis für die anhaltende wirtschaftliche Stärke
Deutschlands funktioniert. In den Anfangsjahren in der Weimarer
Republik war Wirtschaftspolitik eher Krisenmanagement. Heute ist sie
ein Erfolgsmodell. Jede Zeit bringt dabei ihre eigenen
Herausforderungen. Wir konkurrieren heute etwa mit großen
Volkswirtschaften, die nicht allein auf den Markt vertrauen, sondern
gezielt strategische Interessen verfolgen. Wir erleben eine Abkehr vom
Multilaterismus - Wirtschaftsinteressen werden zunehmend ohne
Rücksicht auf andere durchgesetzt. Auf diese Herausforderungen müssen
Deutschland und Europa geeignete Antworten finden. Die
Wirtschaftspolitik befindet sich in einer entscheidenden Phase. Mit
dem von mir vorgestellten Entwurf einer Industriestrategie habe ich
dazu eine Diskussion ins Rollen gebracht, die jetzt auch intensiv auf
europäischer Ebene geführt wird. Denn es ist und bleibt Aufgabe des
Bundeswirtschaftsministeriums - und des Bundeswirtschaftsministers -
das Erfolgsmodell der Sozialen Marktwirtschaft zu bewahren und es
stets erneut, an den aktuellen Herausforderungen zu messen."

An dem heutigen Festakt werden fünf ehemalige
Bundeswirtschaftsminister teilnehmen. Zudem sprechen der
Wirtschaftshistoriker Albrecht Ritschl, der Präsident des
Ifo-Instituts Clemens Fuest und Bundesminister Peter Altmaier. In
einer Podiumsdiskussion gehen Sascha Lobo, Frank Thelen, Karen Horn,
Sabine Rau und Udo van Kampen zudem der Frage nach, wie viel Politik
Wirtschaft heute braucht.

Am 21. März 1919 wurde das aus der Kaiserzeit stammende
Reichswirtschaftsamt in das neue Reichswirtschaftsministerium
überführt. Über das gesamte Jahrhundert hat die Wirtschaftspolitik die
Entwicklung unseres Landes entscheidend mitgeprägt. Die ersten Jahre
des neuen Ministeriums waren so unruhig wie die junge Weimarer
Republik selbst. Kriegsfolgen und Reparationszahlungen,
Hyperinflation, die Besetzung des Ruhrgebiets und schließlich die
Weltwirtschaftskrise forderten Wirtschaft und Politik auf das
Äußerste.

In den Jahren 1933 bis 1945 folgten die dunkelsten Kapitel der
Geschichte des Reichswirtschaftsministeriums. Unter der
nationalsozialistischen Diktatur war das Haus an den Massenverbrechen
gegenüber der jüdischen Bevölkerung sowie in besetzten Gebieten
beteiligt. Es trieb die rücksichtslose Arisierung der deutschen
Wirtschaft voran und organisierte Zwangsarbeit insbesondere von
Häftlingen in Konzentrationslagern. Die Aufarbeitung dieser Epoche
bildete einen Schwerpunkt der Geschichtskommission des
Wirtschaftsministeriums.

Als erster Wirtschaftsminister der jungen Bundesrepublik Deutschland
prägte Ludwig Erhard von 1949 bis 1963 das Haus wie kein anderer.
Erhard führte die Soziale Marktwirtschaft ein und verlieh dem
Ministerium sein ordnungspolitisches Gewissen. Kernelemente seiner
Politik waren die Abkehr von staatlicher Zwangswirtschaft und der
Schutz des Wettbewerbs, flankiert durch einen sozialen Ausgleich. Dies
ermöglichte das Wirtschaftswunder und bildet noch heute die
Voraussetzung für Wohlstand und gesellschaftlichen Zusammenhalt.

Das Bundeswirtschaftsministerium wurde in den vergangenen Jahrzehnten
je nach den Herausforderungen der Zeit um einige Bereiche der
Regierungspolitik erweitert: Unter Karl Schiller war es Anfang der
1970er Jahre auch Finanzministerium, um eine Globalsteuerung zu
erreichen, die wir heute noch im Stabilitäts- und Wachstumsgesetz
finden. Nach den tiefgreifenden Umwälzungen durch die
Wiedervereinigung war das Ministerium unter Wolfgang Clement auch für
Arbeit zuständig. In dieser Zeit hat das Ministerium entscheidend dazu
beigetragen, dass Deutschland fit für das 21. Jahrhundert gemacht
wurde. Seit 2005 sorgt das Bundeswirtschaftsministerium mit
Technologiepolitik für einen besseren Transfer der Forschung in die
Wirtschaft. Seit 2013 steuert das Bundeswirtschaftsministerium zudem
den Umbau der gesamten Energieversorgung Deutschlands.

Das Bundeswirtschaftsministerium zählt zu den ersten Ressorts, die
sich der Aufarbeitung der eigenen Geschichte gestellt haben. Um zu
erforschen, welche Rolle die Wirtschaftspolitik von 1919 bis 1990
spielte, hat Bundesminister Philipp Rösler im Jahr 2011 eine
unabhängige Geschichtskommission berufen. Im Jahr 2016 legte die
Kommission eine umfassende wirtschaftshistorische Aufarbeitung der
Funktion und Wirkungsweise des Bundeswirtschaftsministeriums und
seiner Vorgängerinstitutionen im geschichtlichen Zeitablauf vor.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 20. März 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
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MELDUNG/602: Edith Kindermann ist neue Präsidentin des Deutschen Anwaltvereins (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 21. März 2019

Edith Kindermann ist neue Präsidentin des Deutschen Anwaltvereins



Berlin (DAV). Der Vorstand des Deutschen Anwaltvereins (DAV) hat heute
Rechtsanwältin und Notarin Edith Kindermann zur Präsidentin des
Deutschen Anwaltvereins (DAV) gewählt. Die Rechtsanwältin aus Bremen
tritt damit unmittelbar das Amt als erste Präsidentin des DAV an.
Schwerpunkte ihrer Tätigkeit werden im Interesse der Anwaltschaft die
RVG-Anpassung, die Reform des anwaltlichen Berufsrechts und die
zunehmende Digitalisierung sein. Im Bereich der Rechtspflege möchte
sie den Zugang zum Recht für Bürgerinnen und Bürger verteidigen und
stärken. Die Anwaltschaft sieht sie vor großen Herausforderungen.

"Es ist eine Ehre, mich als Präsidentin des DAV für die Belange der
Anwaltschaft und damit für den Rechtsstaat einsetzen zu können", so
Kindermann unmittelbar nach ihrer Wahl. Für sie sei eine starke
Anwaltschaft in einem Rechtsstaat unerlässlich. Der DAV werde sich den
Herausforderungen für die Anwaltschaft stellen. "Die Anwaltschaft
braucht eine auskömmliche Vergütung", hebt Kindermann hervor. Daher
sei es wichtig, dass die RVG-Anpassung zügig komme. Auch die vom DAV
angestoßene Reform des anwaltlichen Berufsrechts gehöre zu ihren
ersten Zielen. Hilfreich ist dabei, dass ihre beruflichen Schwerpunkte
unter anderem im anwaltlichen Berufsrecht und im Vergütungsrecht
liegen. "Für die Anwaltschaft ist wichtig, dass die Bürgerinnen und
Bürger Zugang zum Recht haben. Wir müssen bestehende oder sich
entwickelnde Schranken erkennen und bekämpfen. Nur so kann der
Rechtsstaat gelebt und verteidigt werden", so die Bremer Anwältin
weiter.

Zu den größten Herausforderungen für die Anwaltschaft zählt Kindermann
den Wandel des Marktes für Rechtsdienstleistungen und die
Digitalisierung. "Es ist der Anwaltschaft vorbehalten, Lösungen für
einen konkreten Rechtsfall zu entwickeln und die Durchsetzung eines
Rechtes zu begleiten", so Kindermann. Durch die leicht verfügbaren
abstrakten rechtlichen Informationen werde eine individuelle
Rechtsprüfung nicht entbehrlich. Sie erachte es als notwendig,
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte auf dem Weg in die Digitalisierung
zu unterstützen und Studierende sowie Referendarinnen und Referendare
für den Anwaltsberuf zu begeistern. "Anwaltliches Gesellschaftsrecht
und digitale Arbeitsmöglichkeiten werden Wege aufzeigen, wie sich
Familie und Beruf besser verbinden lassen", so die neue
DAV-Präsidentin. Bei der Führung des Verbandes werden ihr ihre mehr
als 25-jährige Anwaltstätigkeit und die damit gewonnenen Erfahrungen
helfen. Dabei gehe es ihr darum, unterschiedliche Standpunkte
konstruktiv für alle Beteiligten zu einer tragfähigen Lösung zu
verbinden. "Mehr als 200 Anwaltsvereine vor Ort sowie die
Landesverbände, Auslandsvereine, Arbeitsgemeinschaften, Fachausschüsse
und eine engagierte Geschäftsstelle bringen ihre vielfältige Erfahrung
in die Arbeit des DAV ein.", betont Kindermann. Darauf freue sie sich.

Die neue DAV-Präsidentin dankt Herrn Rechtsanwalt und Notar Ulrich
Schellenberg für seinen knapp 4-jährigen engagierten Einsatz als
DAV-Präsident. Rechtsanwalt und Notar Schellenberg stellte das
Präsidentenamt mit Ablauf des 1. März 2019 zur Verfügung. Gleichzeitig
dankt sie ebenfalls Herrn Rechtsanwalt Prof. Dr. Wolfgang Ewer, der
als früherer Präsident und Mitglied des DAV-Präsidiums übergangsweise
die Führung des DAV koordiniert hat.

Die begeisterte Volleyballspielerin und Karateka ist 56 Jahre alt und
seit 1992 Rechtsanwältin. 1999 wurde sie Fachanwältin für
Familienrecht und seit 2007 ist sie auch Notarin. Neben dem
Familienrecht liegen ihre Schwerpunkte im anwaltlichen Haftungs-,
Berufs- und Vergütungsrecht. Ihr ehrenamtliches Engagement begann im
Vorstand des Bremischen Anwaltsvereins. Seit 2005 ist sie Vorsitzende
des DAV-Ausschusses RVG und Gerichtskosten, seit 2011 Mitglied im
Ausschuss Versicherungsrecht und engagiert sich in zahlreichen
Arbeitsgemeinschaften im DAV. Dem Vorstand des DAV gehört sie seit
2009 an, dem Präsidium seit dem Jahr 2011.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 02/19 vom 21. März 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)
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BUNDESLIGA/558: Männer - vorgezogene 12. und 13. Runde (SB)




Der offizielle Termin für die Runden 12 und 13 ist eigentlich der 23.
und 24. März, aber weil sich dies mit der Europameisterschaft in
Skopje überkreuzt hätte und maßgebliche Spieler dann fehlen würden,
hatten die Ausrichter und Vereine die Gelegenheit bekommen, die
Doppelrunde vorzuziehen. Viernheim nahm das Angebot mit den anderen
beteiligten Mannschaften an und verlegte die Spiele auf den 9. und
10. März vor. An den Spielorten Solingen, Hofheim und Baden-Baden
werden dann wie vorgesehen die Runden 12 und 13 vervollständigt.

Viernheim hatte die Herrenbundesliga in der 11. Runde aufgerüttelt,
als die Mannschaft gegen das Spitzenteam aus Baden-Baden für ein
Unentschieden sorgte. Entsprechend gespannt war man auf die Spiele
gegen Dresden und Berlin. Am Samstag ging es gegen Dresden, aber der
große Wurf von seiten der Gastgeber blieb aus. Neben einer ganzen
Reihe von Remisen konnte lediglich Liviu-Dieter Nisipeanu gegen
Sebastien Maze für Dresden punkten, während der Franzose Thal Abergel
gegen Paul Hoffmann für den Viernheimer Ausgleich sorgte.

Tags darauf gegen die Hauptstädter lief es besser. Und doch war das
Match hartumkämpft. Die Berliner zeigten Biß und konnten über Felix
Blohberger und Emil Schmidek zwei Siege einfahren, aber Viernheim war
an den vorderen Brettern stärker aufgestellt und stellte über Yuriy
Kryvoruchko und Sergey Fedorchuk den Ausgleich her. Schließlich
konzentrierte sich die Aufmerksamkeit auf die letzte Partie zwischen
Igor Kovalenko und Dennes Abel. Kovalenko für Viernheim spielend
besaß das bessere Endspiel mit je zwei Türmen und einem Mehrbauern,
und doch benötigte der Großmeister mehr als sieben Stunden und 128
Züge, bis er seinen Kontrahenten niedergerungen hatte zum
4,5:3,5-Gesamtsieg. Für Viernheim war das Spielwochenende ein großer
Erfolg. Mit den drei Punkten aus den beiden Begegnungen verbesserte
sich der Aufsteiger vorläufig auf Rang 4 im Klassement, während
Berlin ganz ohne Punkte blieb und auf Platz 9 abrutschte. Bereits am
Vortag hatten die Berliner gegen Hockenheim eine 1:7-Schlappe
hinnehmen müssen.

Mit diesem Bonus startete Hockenheim am Sonntag ins Spiel gegen
Dresden. Die Rennstädter hatten sich zwei Rundensiege vorgenommen,
aber Berlin war keine wirkliche Herausforderung. Tatsächlich geht es
für Hockenheim um die Vizemeisterschaft, aber auch der Traum von der
Meisterschaft ist nicht noch ausgeträumt, zumal Dresden zuguterletzt
mit 5:3 besiegt werden konnte, auch wenn ihr Spitzenspieler Anatoly
Karpov am ersten Brett gegen Zoltan Almasi das Nachsehen hatte.
Hockenheim war zumal an den hinteren Brettern zu stark aufgestellt,
um Dresdens aufkeimende Hoffnungen wahrwerden zu lassen. Dank Arik
Braun, Rainer Buhmann und Dennis Wagner sicherte sich Hockenheim auch
den zweiten Erfolg am Wochenende und übernahm bis auf weiteres sogar
die Tabellenführung mit drei Punkten Vorsprung vor Baden-Baden und
Solingen. Das könnte aber bald schon Geschichte werden, wenn die
beiden Verfolger ihre Begegnungen am 23. und 24. März austragen.



Runde 12, am 9.3.2019

SC Viernheim - USV TU Dresden 4:4

SV Hockenheim - SF Berlin 7:1



Runde 13, am 10.3.2019

USV TU Dresden - SV Hockenheim 3:5

SF Berlin - SC Viernheim 3,5:4,5




	
 Stand nach der 13. Runde: 



	
1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.
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9.

10.

11.

12.

13.

14.

15.
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SV Hockenheim

OSG Baden-Baden

SG Solingen

SC Viernheim

Hamburger SK

SV Werder Bremen

SF Deizisau

USV TU Dresden

SF Berlin

SV Mülheim Nord

BCA Augsburg

SG Turm Kiel

Düsseldorfer SK

SV Hofheim

MSA Zugzwang

DJK Aachen


	
12
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10
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10
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10
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12
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11
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10

10
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21

18

18
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15

14

13

12

8

8

8

7

4

1

0

 


	
66  

55  

51  

50,5

45  

50,5

49,5

46  

42,5

41  

35  

32,5

29  

29  

25,5
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SCHACH-SPHINX/06874: Kein Mittel gegen Drachenfeuer (SB)


Die siebte Europa-Mannschaftsmeisterschaft 1980 im schwedischen Skara
stellte insbesondere für Garry Kasparow so etwas wie einen Durchbruch
dar. Nicht international, auf dieser Ebene hatte sich Kasparow längst
schon etabliert. Nur zu Hause, im eigenen Stall, fehlte ihm der
Rückhalt. So war er nur als Reservespieler in der russischen
Mannschaft nach Skara mitgefahren. Und doch war es am Ende Kasparow,
der die höchste Erfolgsquote des gesamten Wettkampfs erzielte. In
sechs Partien "vergab" er nur ein Remis, das entsprach in
Gewinnprozenten einem Wert von 91,67. Fortan brauchte sich Kasparow
nicht mehr mit bescheidenen Lückenfüller-Positionen abzugeben. Nun,
gewiß haben Spieler am Spitzenbrett mit ganz anderen Kalibern
klarzukommen. So verwundert es nicht, daß beispielsweise Tony Miles am
ersten Brett für England aus sieben Partien "nur" 4,5 Punkte gutmachen
konnte, und dennoch in seiner Kategorie das beste Ergebnis in Skara
einfuhr. Einen wichtigen Punkt holte sich Miles gegen die Nummer 1 aus
Jugoslawien. Mit den schwarzen Steinen spielte er gegen den Taktik-
Fuchs Ljubomir Ljubojevic sizilianisch, dazu die scharfe
Drachenvariante, und prompt stand das Brett in Flammen. Doch
Ljubojevic schien an diesem Tag kein Zaubermittelchen gegen Drachen zu
besitzen. Im heutigen Rätsel der Sphinx sind seine Figuren mehr oder
weniger damit beschäftigt, lumpige Bauern abzudecken oder stehen
teilnahmslos auf ihren Feldern herum. Für Miles war damit der
Zeitpunkt gekommen, ins Mark der weißen Stellung hineinzustoßen,
Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06874: Kein Mittel gegen Drachenfeuer (SB)]



Ljubojevic - Miles

Skara 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Nachdem der Nachziehende alles in seiner Kraft Stehende getan hatte,
um die gegnerische Stellung stark zu machen, revanchierte sich dieser
mit einem effektvollen Königsangriff: 1.Se5xg6! f7xg6 2.Lc2xg6+!
Kh7xg6 3.Dd2-c2+ Kg6-f7 4.Lf4-c7+ Dd8-f6 5.Lc7-e5! Sd7xe5 6.d4xe5
Df6xf1+ 7.Te1xf1+ Kf7-e7 8.Dc2-h7 Te8-g8 9.Sg3-h5 Sd5-e3 10.Sh5xg7
Se3xf1 11.Sg7-f5+ und Schwarz strich die Segel.



Erstveröffentlichung am 23. März 2006
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LEHRMITTEL/221: kunstlabore.de - Materialien für kreative Bildung in Schulen (idw)


Alanus Hochschule für Kunst und Gesellschaft - 21.03.2019

kunstlabore.de - Materialien für kreative Bildung in Schulen

Alanus Hochschule entwickelt Handreichungen für das Fach Bildende Kunst



www.kunstlabore.de, die Plattform für kreative Bildung an Schulen, ist
online. In drei Jahren intensiver Arbeit in fünf "Kunstlaboren" - Bildende
Kunst, Literatur, Musik, Tanz und Theater - sind 600 Seiten
Unterrichtsmaterialien, Tutorials, Checklisten und über 300 Videos
entstanden, die unter freier Lizenz zur Verfügung stehen. Die Plattform
zeigt, wie künstlerische Projekte funktionieren und Schulen nachhaltig
bereichern. Das Kunstlabor für Bildende Kunst wurde von der Alanus
Hochschule für Kunst und Gesellschaft in Alfter bei Bonn konzipiert und
durchgeführt.

Die Stiftung Mercator förderte das Gesamtprojekt mit rund fünf Millionen
Euro.

Künstler-Ateliers an Schulen

"Den Begriff 'Labor' haben wir wörtlich genommen", so Diemut Schilling,
Professorin für Zeichnung und Druckgrafik an der Alanus Hochschule und
Projektleiterin des Kunstlabors Bildende Kunst. Das Projektteam der Alanus
Hochschule erprobte und erforschte in Kooperation mit der Pädagogischen
Hochschule der Fachhochschule Nordwestschweiz, wie künstlerische Projekte
mit einem Artist-in-Residence an Schulen durchgeführt werden können.
Hierzu wurden an vier Schulen Künstler-Ateliers mit einer Laufzeit von bis
zu einem Jahr eingerichtet, die für Schüler und Lehrer für künstlerische
Arbeit, zur Inspiration und Meinungsbildung geöffnet waren. "Unsere
Studierenden, mittlerweile angehende Kunst-Lehrerinnen, haben im Rahmen
des Projektes als Artist-in-Residence bereits vor ihrem Masterstudium an
den Schulen sehr wertvolle Erfahrungen gesammelt. Das intensive Erleben
des Erfahrungsraums Schule in der Ausbildung von Kunstlehrern sollte eine
deutlich größere Rolle spielen und sehr viel früher eingesetzt werden",
sagt Schilling.

Außergewöhnliche Materialien unter freier Lizenz

Im Zusammenspiel von Praxis und Wissenschaft entstanden außergewöhnliche,
innovative Materialien für qualitätsvolle künstlerische Bildungsangebote
an Schulen. Diese sind in Form von Tutorials, Inputs und Impulsen, Videos,
Fotostrecken und Checklisten auf www.kunstlabore.de zugänglich -
beispielsweise eine Anleitung, wie man ein Künstler-Atelier an einer
Schule einrichten kann sowie ein Spiel zur Entwicklung und Reflexion
künstlerischer Projekte inklusive Spiel- und Bauanleitung.
Kunstlabore ist ein Projekt der MUTIK gGmbH, gefördert von der Stiftung
Mercator. Ziel ist die Kulturelle Bildung für alle Schüler in Deutschland.
Denn kreatives Lernen in künstlerischen Prozessen ermutigt, sich auf Neues
einzulassen und sich aktiv in die Gesellschaft einzubringen. Kunstlabore
wurde gemeinsam realisiert mit der Alanus Hochschule für Kunst und
Gesellschaft, der Fachhochschule Nordwestschweiz, dem Zukunftslabor der
Deutschen Kammerphilharmonie Bremen, der Gemeinschaft zur Förderung von
Kinder- und Jugendliteratur e. V. (LesArt), TanzZeit e.V., der
Bürgerstiftung Hamburg, der Behörde für Schule und Berufsbildung und der
Kulturbehörde Hamburg sowie den Partnern des TUSCH Hamburg-Netzwerks.

Alle Materialien stehen auf www.kunstlabore.de unter freier Lizenz zur
Verfügung. Interessierte können die Alanus Hochschule für Kunst und
Gesellschaft an den Tagen der offenen Tür am 5. und 6. April kennenlernen,
das Programm und ausführliche Informationen sind zu finden unter
www.alanus.edu/augenblickmal.

Die Alanus Hochschule für Kunst und Gesellschaft ist eine staatlich
anerkannte Kunsthochschule in freier Trägerschaft mit den Fachrichtungen
Bildende und Darstellende Kunst, Architektur, Künstlerische Therapien,
Pädagogik, Wirtschaft und Philosophie an. Sie bietet den Masterstudiengang
Lehramt im Doppelfach Kunst für Gymnasien und Gesamtschulen an. Der
Studiengang baut auf den Bachelorstudiengang Kunst-Pädagogik-Therapie der
Alanus Hochschule auf.


Weitere Informationen unter:

http://www.kunstlabore.de

http://www.alanus.edu/augenblickmal

http://www.alanus.edu/studium

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution877

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alanus Hochschule für Kunst und Gesellschaft, 21.03.2019

WWW: http://idw-online.de
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MELDUNG/098: Exzellenz-Erwartungen von Universitäten belasten Studierende nicht gleichermaßen (idw)


Leibniz-Institut für Wissensmedien - 21.03.2019

Exzellenz-Erwartungen von Universitäten belasten Studierende nicht
gleichermaßen



Unabhängig von ihrem offiziellen Status betonen zunehmend viele
Universitäten deutschlandweit ihre "Exzellenz". Auch von den Studierenden
erwarten die Hochschulen, "exzellente" Leistungen zu erbringen. Mit dem
aus diesem Druck resultierenden Stress beschäftigten sich zwei jetzt
veröffentlichte Studien des Tübinger Leibniz-Instituts für Wissensmedien
(IWM).

Tübingen, 21.03.2019 - Die Leistungsgesellschaft macht auch vor dem
Hörsaal nicht halt und nicht mehr nur Elite-Universitäten heben neben
ihrem einzigartigen Ruf gerade auch die herausragenden Ergebnisse ihrer
Angehörigen hervor. Doch wie wirkt sich diese wachsende Betonung von
"Exzellenz" auf die Studierenden aus und was passiert, wenn Universitäten
die Erwartung von herausragender Leistung unmittelbar an Studierende
weitergeben? Diesen Fragen ging Dr. Annika Scholl vom Tübinger
Leibniz-Institut für Wissensmedien mit ihrer Arbeitsgruppe Soziale Prozesse
nach. In zwei Studien befragte das Forschungsteam hierzu rund 500
Studierende einer deutschen Universität.

Hier zeigte sich: Je mehr Exzellenzerwartungen auf Seiten der Studierenden
von ihrer Universität wahrgenommen wurden, desto mehr momentanen Stress
empfinden sie. Sie waren also gereizter und berichteten mehr von Symptomen
wie Herzrasen, Kopfschmerzen oder Angst. Zudem fragte das Team um Dr.
Scholl die Studierenden auch, wie sehr sie sich zur Universität zugehörig
fühlten. Hierbei zeigte sich, dass der empfundene Leistungsdruck durch
Exzellenzerwartungen offenbar stark von der individuellen Identifikation
mit der Universität abhängt. "Das Zugehörigkeitsgefühl zur Universität
scheint als eine Art "Stresspuffer" zwischen den hohen
Leistungserwartungen der Universität und dem Stress der Studierenden zu
wirken", erklärt Dr. Annika Scholl.

Für Universitäten kann dies bedeuten, den Fokus weniger auf die Betonung
von herausragenden Leistungen der Studierenden zu legen (um erhöhten
Stress zu vermeiden), oder aber sicherzustellen, dass sich die
Studierenden ausreichend zur Universität zugehörig fühlen und mit den dort
kommunizierten Erwartungen auch identifizieren können. Die längerfristigen
Auswirkungen - auch über den Universitätskontext hinaus - beforschen die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aktuell in weiteren Studien.


Originalpublikation:

Scholl, A., Sassenberg, K., & Pfattheicher, S. (in press).

Pressured to be excellent? Social identification prevents negative affect
from high university excellence norms.

Journal of Experimental Social Psychology.

https://doi.org/10.1016/j.jesp.2019.03.007

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1393
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Wissensmedien, 21.03.2019
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/528: Wie die Zeit vergeht? hängt auch von uns selbst ab! (idw)


Universität Regensburg - 21.03.2019

Wie die Zeit vergeht? hängt auch von uns selbst ab!



Nun steht schon der Frühling vor der Tür, dabei war doch gerade erst
Weihnachten - wer kennt dieses Phänomen nicht: Die Zeit scheint wie im
Flug zu vergehen. Das ging dem Regensburger Wissenschaftler Ferdinand
Kosak schon in seiner Kindheit gegen den Strich. Nun hat er in einer
Studie festgestellt, dass der Mensch Einfluss darauf nehmen kann, wie
lange sich eine vergangene Zeitspanne anfühlt. Der Schlüssel zu "mehr"
Zeit: Erinnerungen.

"Ich fand es schon als Kind deprimierend, dass die Leute immer darüber
klagten, wie schnell die Zeit vergeht. Ich wollte das so nicht
akzeptieren." Bis heute hat Ferdinand Kosak dieser Gedanke nicht
losgelassen. "Ich glaube, dass man sich oft nicht bewusst ist, was alles
in dieser Zeit passiert ist. Wenn man sich das bewusst macht, merkt man
erst, dass die Zeit gar nicht so schnell verrinnt." Das konnten Ferdinand
Kosak und seine Kollegen nun in einer Online-Studie wissenschaftlich
belegen, die in der Fachzeitschrift Acta Psychologica veröffentlicht
wurde.

Die Teilnehmer der Studie wurden in zwei Gruppen aufgeteilt. In der einen
sollten sie zunächst beurteilen, wie schnell die Zeit in den letzten fünf
Jahren vergangen ist. Anschließend sollten sie sich an selbst erlebte
Ereignisse aus dieser Zeit erinnern. In der zweiten Gruppe, sollten die
Teilnehmer erst in Erinnerungen schwelgen, bevor sie einschätzten, in
welcher Geschwindigkeit die Zeitspanne für sie vergangen ist. Dabei
stellten die Wissenschaftler fest, dass die Personen, die zunächst
mindestens vier autobiografische Erinnerungen aus den letzten fünf Jahren
abriefen, das Zeitintervall als langsamer vergangen einschätzten, als die
Studienteilnehmer, die vor der Zeiteinschätzung weniger Ereignisse
erinnert haben oder diejenigen, die gar keine Ereignisse erinnern sollten.
Kontinuierlich verlangsamen ließ sich das subjektive Zeitempfinden
allerdings nicht: Ein Abrufen von mehr als vier Erinnerungen führte nicht
zu kontinuierlich langsameren Einschätzungen der vergangenen fünf Jahre.
"Trotzdem hat sich gezeigt: aktivierte Erinnerungen haben das Potential,
das gefühlt schnelle Zeitvergehen etwas abzumildern", so Ferdinand Kosak.
"Man muss sich nur seine eigene Vergangenheit ins Gedächtnis rufen."


Originalpublikation:

Ferdinand Kosak, Christof Kuhbandner and Sven Hilbert

"Time passes too fast? Then recall the past! - Evidence for a reminiscence
heuristic in passage of time judgments",

Acta Psychologica (2019).

DOI: 10.1016/j.actpsy.2019.01.003

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution87
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Regensburg, 21.03.2019
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1258: Theater Erlangen - "Der aufhaltsame Aufstieg des Arturo Ui" von Bertolt Brecht, 5. + 6.4.2019


THEATER ERLANGEN

Der aufhaltsame Aufstieg des Arturo Ui

Gangsterparabel von Bertolt Brecht

05.04.19 | 19.30 Uhr | Markgrafentheater

06.04.19 | 19.30 Uhr | Markgrafentheater

Einführung jeweils 30 Minuten vor Vorstellungsbeginn im Foyercafé



Gangsterboss Arturo Ui will Chicagos Gemüsehandel in seine Gewalt
bringen. Die Mitglieder des Karfioltrust veruntreuen städtische Gelder
und ziehen den angesehenen Politiker Dogsborough auf ihre Seite. Mit
diesem Wissen zwingt Ui Dogsborough dazu, für ihn zu bürgen.
Skrupellos baut Ui sein Machtimperium über die Stadtgrenzen hinweg
aus, indem er erpresst, droht, mordet und sogar das Gericht für sich
einnimmt. Für Arturo Ui scheint der Weg unaufhaltsam zu sein.
Regie ... Annette Pullen | Mit ... Matthias Buss, Amos Detscher,
Enrique Fiß, Ralph Jung, Anna Krestel, Martin Maecker, Sven Mattke,
Caroline Schreiber, Regine Vergeen, Helmut Zhuber

Kartenkauf:

Online über www.theater-erlangen.de

Theaterkasse:

Mo., Do.: 12.00 - 18.00 Uhr; Di., Fr.: 10.00 - 16.00 Uhr;

Mi.: geschlossen; Sa.: 11.00 - 14.00 Uhr

Die Abendkassen sind eine Stunde vor Vorstellungsbeginn geöffnet.

 * 

Quelle:

Theater Erlangen

Hauptstr. 55, 91054 Erlangen

Theaterkasse:

Theaterstr. 1, 91054 Erlangen

Telefon 09131 86 2511

E-Mail: service@theater-erlangen.de

Internet: www.theater-erlangen.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TREFF/458: Theater Erlangen - Kombiführung, 6.4.2019


THEATER ERLANGEN

Kombiführung

06.04.19 | 14.00 - 16.00 Uhr

Treffpunkt Eingang Markgrafentheater



Mit der Kombiführung schlagen Sie zwei Fliegen mit einer Klappe! Von
14.00-15.00 Uhr erleben Sie eine Führung durch das Theater Erlangen
mit Blick auf die Bühne und in die Werkstätten. Im Anschluss geht es
im Stadtmuseum mit der Sonderausstellung "Was für ein Theater!"
weiter, die die Theatergeschichte von ihren Anfängen bis in die
Gegenwart vorstellt.

Bitte Karten an der Theaterkasse im Vorverkauf erwerben.

Kartenkauf:

Online über www.theater-erlangen.de

Theaterkasse:

Mo., Do.: 12.00 - 18.00 Uhr; Di., Fr.: 10.00 - 16.00 Uhr;

Mi.: geschlossen; Sa.: 11.00 - 14.00 Uhr

Die Abendkassen sind eine Stunde vor Vorstellungsbeginn geöffnet.

 * 

Quelle:

Theater Erlangen

Hauptstr. 55, 91054 Erlangen

Theaterkasse:

Theaterstr. 1, 91054 Erlangen

Telefon 09131 86 2511

E-Mail: service@theater-erlangen.de

Internet: www.theater-erlangen.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





INSEKTEN/302: Ausgeflattert - Zwei Drittel weniger Tagfalter (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 19.03.2019

Ausgeflattert: Zwei Drittel weniger Tagfalter



Müncheberg, 19.03.2019. Senckenberg-Wissenschaftler Thomas Schmitt hat
in einem deutsch-polnischen Team die Auswirkungen verschiedener
Landnutzungsmodelle auf die Schmetterlingsfauna untersucht. Die
Forschenden zeigen, dass es auf Wiesen mit angrenzender intensiver
Landwirtschaft nicht einmal die Hälfte der Tagfalterarten gibt, wie
auf Flächen in Naturschutzgebieten. Die Zahl der Individuen sinkt
sogar auf ein Drittel ab. In ihrer kürzlich im Fachjournal "Insect
Conservation and Diversity" erschienenen Studie unterstreichen die
Wissenschaftler*innen die Notwendigkeit einer umweltverträglicheren
Landwirtschaft.




[image: Foto: © Senckenberg/Schmitt]

Der Magerrasen-Perlmuttfalter (Boloria dia) kann nur auf naturnahen
Trockrasenflächen angetroffen werden und ist deshalb durch die
landwirtschaftliche Intensivierung bedroht. 

Foto: © Senckenberg/Schmitt



Etwa 33.500 Insektenarten sind in Deutschland heimisch - doch ihre
Menge nimmt dramatisch ab. Von den 189 aktuell in Deutschland
vorkommenden Tagfalterarten stehen 99 Arten auf der Roten Liste, 5
Arten sind bereits ausgestorben, weitere 12 Arten vom Aussterben
bedroht. "Es wird davon ausgegangen, dass dieser negative Trend
größtenteils durch die Industrialisierung der Landwirtschaft bedingt
ist", erklärt Prof. Dr. Thomas Schmitt, Direktor des Senckenberg
Deutschen Entomologischen Institut im brandenburgischen Müncheberg,
und fährt fort: "In unserer neuen Studie haben wir überprüft, wie sich
die Intensität der landwirtschaftlichen Nutzung konkret auf die
Tagfalter-Fauna auswirkt."




[image: Foto: © Senckenberg/Schmitt]

Der Perlgrasfalter (Coenonympha arcania), auch Weißbindiges
Wiesenvögelchen genannt, benötigt eine strukturierte Kulturlandschaft
mit Hecken und anderen Strukturelementen. 

Foto: © Senckenberg/Schmitt



Zu diesem Zweck haben die Forschenden rund um Schmitt auf 21
Wiesenflächen östlich von München das Vorkommen von Tagfalter-Arten
erfasst; 17 dieser Areale liegen inmitten von landwirtschaftlich
genutzten Flächen, vier in naturnah bewirtschafteten
Naturschutzgebieten. "Unsere Ergebnisse zeigen einen klaren Trend: In
der Nähe von intensiv bewirtschafteten, regelmäßig gespritzten Feldern
ist die Tagfalter-Vielfalt und Anzahl deutlich geringer, als auf
Wiesen in der Nähe von wenig bis ungenutzten Flächen", so der
Erstautor der Studie, Prof. Dr. Jan Christian Habel von der
Technischen Universität München.

Insgesamt 24 Tagfalter-Arten und 864 Individuen haben die
Insektenforscher*innen auf allen Flächen gezählt. "Auf den Wiesen
innerhalb der landwirtschaftlich genutzten Felder haben wir im Schnitt
2,7 Tagfalter-Arten pro Besuch gefunden, auf den vier
Untersuchungsgebieten innerhalb der beiden Naturschutzgebiete
'Dietersheimer Brenne' und 'Garchinger Heide' waren es
durchschnittlich 6,6 Arten", ergänzt Prof. Dr. Werner Ulrich von der
Copernicus-Universität im polnischen Thorn. Dabei waren es besonders
die Spezialisten unter den Faltern, die auf die naturnahen Areale
angewiesen sind, "generalistische", anpassungsfähigere Tiere fanden
die Wissenschaftler*innen auch auf den anderen Gründlandparzellen.

"Unsere Studie unterstreicht die negativen Auswirkungen der
industrialisierten, konventionellen Landwirtschaft auf die
Tagfalter-Vielfalt und zeigt, dass dringend umweltverträglichere
Anbaumethoden benötigt werden. Weitere Untersuchungen vor Ort können
zudem dabei helfen, einzelne für das Insektensterben verantwortliche
Faktoren zu identifizieren und entsprechend entgegenzuwirken",
schließt Schmitt.

Die Natur mit ihrer unendlichen Vielfalt an Lebensformen zu erforschen
und zu verstehen, um sie als Lebensgrundlage für zukünftige
Generationen erhalten und nachhaltig nutzen zu können - dafür arbeitet
die Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung seit nunmehr 200
Jahren. Diese integrative "Geobiodiversitätsforschung" sowie die
Vermittlung von Forschung und Wissenschaft sind die Aufgaben
Senckenbergs. Drei Naturmuseen in Frankfurt, Görlitz und Dresden
zeigen die Vielfalt des Lebens und die Entwicklung der Erde über
Jahrmillionen. Die Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung ist ein
Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. Das Senckenberg Naturmuseum in
Frankfurt am Main wird von der Stadt Frankfurt am Main sowie vielen
weiteren Partnern gefördert.

Mehr Informationen unter www.senckenberg.de.

Originalpublikation:

Habel, J. C., Ulrich, W. , Biburger, N. , Seibold, S. and Schmitt, T.
(2019), Agricultural intensification drives butterfly decline. Insect
Conserv Divers. 

doi:10.1111/icad.12343

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news712329

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 19.03.2019
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





REPTILIEN/045: Eine "neue" Schlangenart in Bayern - die Alpen-Barrenringelnatter (idw)


Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns - 18.03.2019

Eine "neue" Schlangenart in Bayern - die Alpen-Barrenringelnatter




Forscher der Zoologischen Staatssammlung München (SNSB-ZSM) haben in
der Alpenregion Bayerns eine bisher übersehene Schlangenart entdeckt.
Es handelt sich um eine besondere Form der Barrenringelnatter (Natrix
helvetica), die bisher nur aus den Südalpen bekannt war und
offensichtlich auch im westlichen Österreich (Tirol) weit verbreitet
ist. Eine Population dieser genetischen Linie hat nach der letzten
Eiszeit anscheinend die Alpen durchquert und bestätigt, dass dieses
Gebirgsmassiv für viele Arten keine unüberwindliche Barriere war. Wie
weit die Barrenringelnatter in Bayern verbreitet ist und ob sie als
gefährdet eingestuft werden muss, müssen zukünftige Untersuchungen
zeigen.




[image: Foto: © Frank Glaw (SNSB-ZSM)]

Alpen-Barrenringelnatter (Natrix helvetica) von der oberen Isar bei
Mittenwald. 

Foto: © Frank Glaw (SNSB-ZSM)



Konkrete Hinweise auf die Existenz der Barrenringelnatter (Natrix
helvetica) in Bayern ergaben sich bereits im Zuge von Kartierungen des
Bayerischen Landesamts für Umwelt, aber erst als Forscher der
Zoologischen Staatssammlung München die vorhandenen Indizien gezielt
überprüften und Proben für genetische Untersuchungen sammelten, gelang
der sichere Nachweis. Anhand mitochondrialer DNA-Sequenzen belegten
sie die Existenz der Barrenringelnatter im deutsch-österreichischen
Grenzgebiet bei Garmisch-Partenkirchen, an der Isar bei Mittenwald, im
Inntal und bei Sachrang. Allerdings fanden sie nicht die im westlichen
Deutschland weit verbreitete westliche Barrenringelnatter (Natrix
helvetica helvetica), sondern eine bisher nur aus den Südalpen
(Norditalien und Südschweiz) bekannte Form, die offensichtlich auch im
westlichen Österreich (Tirol) vorkommt. Da die mitochondrialen
DNA-Sequenzen der Schlangen vom südlichen und nördlichen Alpenrand
fast identisch sind, dürften diese aus Norditalien über Brenner oder
Reschenpass und das Inntal bis nach Bayern eingewandert sein.




[image: Foto: © Michael Franzen (ZSM)]

Typische Kopfzeichnung der in Bayern weit verbreiteten, "normalen"
Ringelnatter (Natrix natrix).

Foto: © Michael Franzen (ZSM)



Die Barrenringelnatter wurde erst 2017 aufgrund von genetischen
Untersuchungen als eigenständige Art erkannt. Sie unterscheidet sich
von der "normalen" Ringelnatter oft durch eine dunkle Barrenzeichnung
an den Körperseiten und eine andere Kopfzeichnung, bei der die hellen
halbmondförmigen Nackenflecken nur schwach ausgeprägt sind oder ganz
fehlen. Beide Arten variieren allerdings sehr stark, so dass ihre
Eigenständigkeit lange Zeit nicht bemerkt wurde. Alle Ringelnattern
sind übrigens völlig ungiftig und beißen fast nie, geben bei Gefahr
aber ein stark stinkendes Sekret ab.

"Es ist erstaunlich, dass diese große Schlange so lange übersehen
wurde. Wahrscheinlich sind noch weitere Arten unbemerkt über die Alpen
bis nach Bayern eingewandert. Genau solche Arten möchten wir nun
gezielt suchen" sagt Frank Glaw, Leiter der Sektion für Amphibien und
Reptilien an der Zoologischen Staatssammlung München. Es wartet also
noch viel Arbeit auf die Forscher. "Wahrscheinlich ist auch, dass in
Bayern weitere, noch unbekannte Vorkommen der Barrenringelnatter
existieren. Insbesondere im Allgäu und in Unterfranken ist mit der
westlichen Barrenringelnatter (Natrix helvetica helvetica) zu rechnen,
die Bayern von Westen über Rhein und Main erreicht haben könnte",
ergänzt ZSM-Mitarbeiter und Ko-Autor Michael Franzen.

Originalpublikation:

Glaw, F., M. Franzen, M. Oefele, G. Hansbauer & C. Kindler (2019):
Genetischer Erstnachweis, Verbreitung und südalpine Herkunft der
Barrenringelnatter (Natrix helvetica spp.) in Bayern. - Zeitschrift
für Feldherpetologie 26: 1-20

Weitere Informationen finden Sie unter

Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns (SNSB)

http://www.snsb.de 

Zoologische Staatssammlung München (SNSB-ZSM)

http://www.zsm.mwn.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news712268

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1697
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BILDUNG/572: Waldfuchs-Projekt der Schutzgemeinschaft Deutscher Wald ausgezeichnet (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 21. März 2019

UN-Dekade Biologische Vielfalt zeichnet Schutzgemeinschaft
Deutscher Wald aus



Wernigerode, 21. März 2019 - Das Naturbildungsprojekt der
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald (SDW) in Sachsen-Anhalt "Waldfuchs
der SDW" erhält die Auszeichnung der UN-Dekade Biologische Vielfalt.
Die Verleihung der Trophäe "Vielfalt-Baum" findet am heutigen Tag des
Waldes statt. Veranstaltungsort ist die Jagdhütte am Försterplatz in
Wernigerode. Die Verleihung führen Sachsen-Anhalts Minister für
Landesentwicklung und Verkehr Thomas Webel und Gabriele Brakebusch,
Präsidentin des Landtages von Sachsen-Anhalt, durch.

"Waldfuchs der SDW" richtet sich an Kindertagesstätten und
Förderschulen. Die teilnehmenden Einrichtungen erhalten einen
Exkursionsrucksack, der u.a. mit Becherlupen und Bestimmungsbüchern
ausgestattet ist. Außerdem besteht die Möglichkeit, aus 23 Naturthemen
zu wählen. Bei Ausflügen in den Wald vermitteln die Erzieher/innen den
Kindern positive Naturerfahrungen und interessantes Wissen. Hat ein
Kind an mindestens acht Projekttagen teilgenommen, wird es zum
"Waldfuchs der SDW" ernannt und bekommt einen "Waldfuchspass". Die
Kindertagesstätte erhält zudem eine Urkunde. Das Projekt trägt in
vorbildlicher Weise dazu bei, Kinder mit waldpädagogischen Methoden
für die biologische Vielfalt und deren Erhalt zu sensibilisieren. Aus
diesem Grund hat sich die UN-Dekade-Fachjury dazu entschlossen, das
Waldfuchs-Programm der SDW als Projekt der UN-Dekade Biologische
Vielfalt auszuwählen.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald e.V.

Maxim-Gorki-Straße 13

39108 Magdeburg

waldfuchs@sdw-sa.de

www.sdw-sa.de/projekte/waldfuchs




Weitere Informationen

Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite: 

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=2577&tx_lnv_p...

 * 

Quelle:

Presseinformation, 21.03.2019

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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FORSCHUNG/1501: Mikroben können auf Stickstoffmonoxid wachsen (idw)


Max-Planck-Institut für Marine Mikrobiologie - 18.03.2019

Mikroben können auf Stickstoffmonoxid (NO) wachsen



Stickstoffmonoxid (NO) ist ein zentrales Molekül im Kreislauf des
Elements Stickstoff auf der Erde. Eine ForscherInnengruppe um Boran
Kartal vom Max-Planck-Institut für Marine Mikrobiologie in Bremen
konnte nun nachweisen, dass manche Mikroorganismen NO nutzen, um zu
wachsen. Das wirft ein neues Licht auf den Stickstoffkreislauf und
darauf, wie Mikroorganismen die Freisetzung von Treibhausgasen
beeinflussen. Die Studie erscheint nun in Nature Communications.




[image: Bild: © Boran Kartal]

Einer der Bioreaktoren, mit denen Kartal und KollegInnen Zellen von K.
stuttgartiensis im Labor züchteten. Die leuchtend rote Farbe entsteht
durch eisenhaltige Cytochrom-C-Proteine in den Zellen.

Bild: © Boran Kartal



Stickstoffmonoxid ist ein faszinierendes und vielseitiges Molekül,
wichtig für alle Lebewesen und unsere Umwelt: Es ist giftig und sehr
reaktionsfreudig, es kann Signale übertragen, es zerstört die
Ozonschicht unseres Planeten und es ist der Vorläufer des
Treibhausgases Lachgas (N2O). Stickoxide sind auch Teil von Abgasen,
beispielsweise aus Verbrennungsmotoren in Autos, die unserer
Gesundheit schaden. Noch etwas macht Stickstoffmonoxid besonders
interessant: Lange bevor es auf der Erde Sauerstoff gab, war NO
bereits als sehr energiereiches Oxidationsmittel verfügbar. Es könnte
also eine grundlegende Rolle bei der Entstehung und Entwicklung des
Lebens auf der Erde gespielt haben. Der Max-Planck-Wissenschaftler
Boran Kartal wirft gemeinsam mit KollegInnen ein ganz neues Licht auf
die mikrobiellen Verwandlungen dieses Moleküls, in einer Untersuchung,
die jetzt in Nature Communications veröffentlicht wurde.
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K. stuttgartiensis unter dem Transmissionselektronenmikroskop. Es
wächst in Form einzelner Zellen. Die Art kommt in Süßwasser, auch in
Kläranlagen, vor. 

Bild: © Laura van Niftrik



Die schaffen das - mit Folgen für unser Klima

Eine große Frage zum Thema NO blieb bisher unbeantwortet: Können
Organismen dieses Molekül nutzen, um zu wachsen? "Eigentlich würde man
das vermuten", sagt Kartal, "denn Stickstoffmonoxid gibt es seit der
Entstehung des Lebens auf der Erde." Dennoch wurde noch keine Mikrobe
gefunden, die auf NO wächst - bis jetzt. Kartal und seine KollegInnen
von der Radboud Universität in den Niederlanden haben nun entdeckt,
dass sogenannte anaeroben ammoniumoxidierenden (Anammox*) Bakterien NO
direkt für ihr Wachstum verwenden. Genauer gesagt: Sie koppeln den
Prozess der Ammoniumoxidation an die Reduktion von NO und erzeugen
dabei nur molekularen Stickstoff (N2).

Letzteres - die alleinige Produktion von N2 - ist besonders
faszinierend: Einige Mikroben wandeln NO in Lachgas (N2O) um, das ein
starkes Treibhausgas ist. N2 ist dagegen harmlos. So ist jedes Molekül
NO, das nicht in N2O sondern stattdessen in N2 umgewandelt wird, ein
Molekül weniger, das zum Klimawandel beiträgt. "Auf diese Weise
reduzieren Anammox-Bakterien die für die Lachgasproduktion verfügbare
NO-Menge und in Folge auch die Menge an freigesetztem Treibhausgas",
erklärt Kartal. "Unsere Studie hilft dabei, zu verstehen, wie
Anammox-Bakterien die Freisetzung von N2O und NO steuern können, und
zwar sowohl in natürlichen wie auch in menschgemachten Ökosystemen,
wie zum Beispiel Kläranlagen, in denen diese Mikroorganismen
wesentlich zur Freisetzung von N2 in die Atmosphäre beitragen."

Den Stickstoffkreislauf neu denken

Stickoxid ist ein zentrales Molekül im weltweiten Stickstoffkreislauf.
"Unsere Ergebnisse ändern einiges, was wir bisher über den
Stickstoffkreislauf der Erde dachten. Stickoxid wurde in erster Linie
als Giftstoff betrachtet. Aber jetzt zeigen wir, dass
Anammox-Bakterien von der Umwandlung von NO in N2 leben können", sagt
Kartal. Die vorliegende Studie wirft neue Fragen auf. "Anammox, ein
auf der ganzen Welt und für unser Klima sehr wichtiger mikrobieller
Prozess, funktioniert anders, als wir vermutet haben." Zudem könnten
auch andere Mikroben als die hier untersuchten NO direkt nutzen.
Anammox-Bakterien sind auf dem ganzen Planeten zu finden. "Also
könnten im Prinzip auch die auf Stickoxid wachsenden Anammox-Mikroben
überall sein", so Kartal weiter.

Eine Antwort, viele neue Fragen

Jetzt erkunden Kartal und seine Gruppe am Max-Planck-Institut in
Bremen verschiedene Ökosysteme auf der ganzen Welt und suchen nach
speziellen NO-umwandelnden Mikroorganismen. Sie wollen besser
verstehen, wie die Mikroben das NO in Lebensräumen mit und ohne
Sauerstoff verwenden. Dadurch werden vermutlich auch einige neue
Enzyme entdeckt, die an der Stickoxidtransformation beteiligt sind.
"Grundsätzlich wollen wir einfach verstehen, wie Organismen von NO
leben können."


 Was ist Anammox?

Anammox, kurz für anaerobe Ammoniumoxidation, ist ein weltweit
bedeutsamer mikrobieller Teil des Stickstoffkreislaufs. Er findet in
vielen natürlichen und menschgemachten Lebensräumen statt. Nitrit- und
Ammoniumionen werden dabei direkt in molekularen Stickstoff (N2),
Wasser und Nitrat umgewandelt. Anammox verantwortet etwa die Hälfte
der im Meer produzierten Menge an N2. Dadurch entfernt es große Mengen
an Stickstoff aus dem Meer, der dann nicht mehr von anderen Organismen
genutzt werden kann. So kann Anammox die Primärproduktion im Meer
kontrollieren. Der Anammox-Prozess ist auch für die Abwasserbehandlung
interessant. Stickstoffverbindungen mit Hilfe von Anammox-Bakterien zu
entfernen ist deutlich kostengünstiger als herkömmliche Verfahren und
es wird weniger Treibhausgas CO2 dabei freigesetzt.

Originalpublikation:

Ziye Hu, Hans JCT Wessels, Theo van Alen, Mike SM Jetten und Boran
Kartal: Nitric oxide-dependent anaerobic ammonium oxidation. Nature
Communications. 

DOI: 10.1038/s41467-019-09268-w

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mpi-bremen.de/Page3494.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news712224

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution536

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Marine Mikrobiologie - 18.03.2019
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GARTEN/377: Pflaumenmutter Kirschpflaume - Bote des Erstfrühlings (NABU HB)


NABU Landesverband Bremen - 18. März 2019

Pflaumenmutter Kirschpflaume

- erste weiß blühende Bienenpflanze

- Blüte drei Wochen früher als 2018

- Bote des Erstfrühlings

- mit Schlehe Stammform aller Pflaumensorten



(Bremen, den 18.03.19) Nach langen grauen Wintermonaten beeindruckt
die Kirschpflaume jetzt mit ihrer schneeweißen Blütenpracht. Darüber
freuen sich nicht nur die farblich ausgehungerten Menschenaugen. Auch
Wildbienen und Hummeln lechzen nach der ersten ernstzunehmenden
Trachtpflanze, betont der NABU. Ursprünglich aus Kleinasien stammend
wird die Kirschpflaume gerne in Parks und Gärten gepflanzt. Sie ist
gemeinsam mit der Schlehe die Urmutter all unserer vielgestaltigen
Pflaumensorten.




[image: Zweig mit Blüten - Foto: © NABU Bremen]

Kirschpflaume

Foto: © NABU Bremen



"Wenn die Kirschpflaume blüht, geht der Vorfrühling in den
Erstfrühling über - herrlich", freut sich NABU-Geschäftsführer Sönke
Hofmann über den Frühlingsboten im ewig fortschreitenden
phänologischen Kalender. Etwa zwei Wochen vor der verwandten Schlehe
bieten die fünfblättrigen zarten Blüten nun Nektar und Pollen für die
Insektenwelt. In diesem Jahr ist die Blüte fast drei Wochen früher
eingetreten als vergangenes Jahr.




[image: Kirschpflaume in voller Blüte - Foto: © NABU Bremen]

Kirschpflaume

Foto: © NABU Bremen



"Ich hoffe, dass es nun keinen starken Frost mehr gibt, sonst ist die
Ernte perdu", sorgt sich der Hobby-Winzer Hofmann. Er stellt aus den
murmelgroßen blauen, roten oder gelben Früchten einen gehaltvollen
Dessertwein her. Die letzte Ernte verwöhnte alle Sammler mit
Rekordmengen, auch alle anderen Wildsträucher bogen sich unter der
Last der enormen Fruchtmengen.




[image: Zweig mit Knospen - Foto: © NABU Bremen]

Schlehen-Blütenknospen

Foto: © NABU Bremen



Während die Kirschpflaume schon voll erblüht ist, stecken die
Schlehenblüten noch in kugelig-knospigem Wartestand. "Da beides zwar
verwandte aber doch strikt getrennte Arten sind, sollten sie sich
eigentlich nicht kreuzen können", erklärt der gelernte Förster
Hofmann, "durch eine Laune der Natur haben die beiden es doch
geschafft und uns all die herrlichen Zwetschen, Pflaumen, Mirabellen
und Reineclauden beschert."

Wer jetzt noch einheimische Sträucher im Garten pflanzen und sein Land
naturnah anlegen möchte, findet wertvolle Tipps in der Broschüre
"Gartenlust". Diese gibt es gegen 3 Euro in Briefmarken beim NABU,
Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen. Dort bietet der NABU auch einen
Restbestand an Schlehen und anderen Insektengehölzen aus seiner
Sammelbestellung an.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 18.03.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland
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MELDUNG/492: Gesetzentwurf - Aktuelles Rechtsgutachten räumt strittige Fragen aus (Volksbegehren Artenvielfalt)


Volksbegehren Artenvielfalt - Gemeinsame Pressemitteilung, 21. März
2019

Aktuelles Rechtsgutachten räumt strittige Fragen aus

Vor dem Beginn der Facharbeitsgruppen bescheinigen Juristen den
Trägern des Volksbegehrens die Machbarkeit des Gesetzesentwurfs



Hilpoltstein, 21.03.2019 - Bevor der Runde Tisch zur Artenvielfalt mit
einer Fachtagung im Landtag am Freitag in die nächste Runde geht,
räumen die Träger des Volksbegehrens Vorbehalte gegen ihren
Gesetzentwurf aus dem Weg. "Selbstverständlich stellen wir unser
Rechtsgutachten allen am Runden Tisch Beteiligten zur Verfügung",
erklärt Dr. Norbert Schäffer, LBV-Vorsitzender "Mit dem Gutachten
können die bisher geäußerten Befürchtungen entkräftet werden und es
dient als eine sehr gute Grundlage für die Dialoge in den anstehenden
Facharbeitsgruppen."

Auch Ludwig Hartmann, Fraktionschef der Landtags-Grünen, sieht das
Rechtsgutachten des Trägerkreises als starkes Fundament: "Ich hoffe,
dass das Gutachten auch die Detailkritiker zum Einlenken bewegt. Der
Gesetzentwurf ist juristisch gangbar und umweltpolitisch notwendig.
Wenn jetzt alle konstruktiv an zusätzlichen Maßnahmen mitarbeiten,
können wir hier etwas richtig Großes für den Umweltschutz in Bayern
auf den Weg bringen!"

"Es wird jetzt Zeit, konkret zu werden und über unseren Gesetzentwurf
zu reden. Selbstverständlich sind wir dann auch bereit, über das
Volksbegehren hinaus an weiteren Vorschlägen für mehr Naturschutz in
Bayern mitzuarbeiten. Wir möchten aber noch einmal unmissverständlich
klarstellen, dass dies zusätzliche Maßnahmen sein müssen", so Agnes
Becker, Beauftragte des Volksbegehrens Artenvielfalt und
Stellvertretende Vorsitzende der ÖDP Bayern.

Aktuell liegt dem Trägerkreis des Volksbegehrens ein Rechtsgutachten
vor, das er bei der Münchner Rechtsanwaltkanzlei Meisterernst in
Auftrag gegeben hatte. Es hat die wichtigsten, von Seiten der
Landwirtschaft aufgeworfenen Kritikpunkte und Befürchtungen
untersucht. So ging es der Frage nach, ob die gesetzliche Einführung
von fünf Meter breiten Gewässerrandstreifen, die nicht mehr beackert
werden dürfen, die bisherige Förderung der Umwandlung von Acker- in
Grünland als freiwillige Maßnahme in Zukunft verhindert. Dies verneint
die Rechtsanwaltskanzlei. Denn das Verbot ist nicht mit einer
Verpflichtung zur Umwandlung in Grünland gleichzusetzen. Landwirte
hätten auch andere Optionen. Die aktive Umwandlung in Grünland kann
somit weiter gefördert werden.

Zur an den Freistaat gerichteten Verpflichtung, dafür zu sorgen, dass
zehn Prozent des Grünlandes der Landesfläche erst nach dem 15. Juni
gemäht werden dürfen, stellt das Gutachten klar, dass eine Förderung
im Vertragsnaturschutzprogramm für diesen Schnittzeitpunkt und auch
die noch späteren Mahdzeitpunkte im gleichen Umfang möglich sind.

Dazu stellt das Volksbegehren Streuobstwiesen ab einer Größe von 2.500
Quadratmetern unter Biotopschutz. "Bei Landwirten hatte diese
Forderung die Befürchtung ausgelöst, sie könnten die Streuobstwiesen
nicht mehr bewirtschaften. Das uns jetzt vorliegende juristische
Gutachten bescheinigt, dass die Entnahme von alten oder überalterten
Bäumen weiterhin möglich ist, auch die Zusammensetzung der
Obstbaumarten kann geändert werden," erläutert Claus Obermeier,
Vorstand der Louisoder Umweltstiftung. Ist eine Streuobstwiese mit
staatlicher Förderung entstanden, kann sie innerhalb von 15 Jahren
nach Beendigung der Förderung auch einer anderen landwirtschaftlichen
Nutzung zugeführt werden.

Auch die Befürchtung hinsichtlich der Vorgabe, dass "im Staatswald das
vorrangige Ziel bei der Waldbewirtschaftung ist, die biologische
Vielfalt zu erhalten oder zu erreichen", eine weitere
forstwirtschaftliche Nutzung verhindere, bezeichnet das
Rechtsgutachten als abwegig.

In einem Punkt konnten die Bedenken der Landwirte nicht völlig
entkräftet werden. Das im Volksbegehren enthaltene Verbot, Grünland
nach dem 15. März zu walzen, dient dazu, die Gelege von Wiesenbrütern
wie der Feldlerche, dem Kiebitz und dem Großen Brachvogel davor zu
schützen, plattgewalzt zu werden. Ebenso soll es die, über das
Grünland wandernden Amphibien vor dem sicheren Tod schützen. Landwirte
wünschen sich einen flexibleren Termin. Nach Ansicht der Kanzlei kann
dies eher nicht über eine Verwaltungsvorschrift erreicht werden. Der
Trägerkreis ist zuversichtlich, bei der von Alois Glück moderierten
Fachgruppe einen Weg zu finden.


Hintergrund

Über das Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die Bienen!

Das Volksbegehren ist ein Mittel der direkten Demokratie. Es
ermöglicht Bürgerinnen und Bürgern die Einbringung eines
Gesetzentwurfs in den Bayerischen Landtag. Dazu müssen sich 10 Prozent
der Wahlberechtigten - rund 1 Million Menschen - mit ihrer
Unterschrift für das Volksbegehren aussprechen. Diese Hürde wurde von
dem Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die Bienen! mit großem Erfolg
genommen: vom 31. Januar bis zum 13. Februar 2019 haben sich über 1,7
Millionen Wahlberechtigte persönlich in den Rathäusern in Listen
eingetragen. Der Bayerische Landtag kann nun den Gesetzentwurf
annehmen oder ablehnen und ein eigenes Gesetz vorlegen. In diesem Fall
kommt es zum Volksentscheid, bei dem alle stimmberechtigten Bayern
über die beiden alternativen Gesetzesvorschläge abstimmen können. Zum
Trägerkreis des Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die Bienen!
gehören die Ökologisch-Demokratische Partei Bayern (ÖDP), der
Landesbund für Vogelschutz in Bayern (LBV), das Bündnis 90/Die Grünen
Bayern und die Gregor Louisoder Umweltstif
tung. Ein breites gesellschaftliches Bündnis von über 200
Organisationen, Unternehmen, Verbänden und Parteien unterstützt diese
direktdemokratische Initiative für ein neues Naturschutzgesetz in
Bayern.

Die Kernforderungen des Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die
Bienen!

Ziel des Volksbegehrens ist es, Regelungen im bayerischen
Naturschutzgesetz zu verankern, die die Artenvielfalt retten. Die
Kernforderungen: die bayernweite Vernetzung von Lebensräumen für
Tiere; die Erhaltung von Hecken, Bäumen und kleinen Gewässern in der
Landwirtschaft; der Erhalt und die Schaffung blühender Randstreifen an
allen Bächen und Gräben; der massive Ausbau der ökologischen
Landwirtschaft; die Umwandlung von zehn Prozent aller Wiesen in
Blühwiesen; die pestizidfreie Bewirtschaftung aller staatlichen
Flächen; die Aufnahme des Naturschutzes in die Ausbildung von Land-
und Forstwirten.

Die Aktionsbündnisse

Bayernweit kämpfen 80 Aktionsbündnisse in den Gemeinden für eine Wende
im bayerischen Naturschutz. Alle Interessierten sind aufgefordert
mitzumachen. Auf der Website des Volksbegehrens Artenvielfalt
www.volksbegehren-artenvielfalt.de findet man die Möglichkeit, Kontakt
aufzunehmen.

Das Artensterben

Wissenschaftliche Studien belegen, dass in Bayern immer mehr Tier- und
Pflanzenarten vom Aussterben bedroht oder bereits verschwunden sind.
Besonders betroffen sind die Insekten, die unter anderem für das
Überleben der Menschheit als Bestäuber von Nahrungspflanzen
existenziell wichtig sind. In Deutschland sind knapp 50 Prozent aller
Bienenarten bestandsbedroht oder bereits ausgestorben, über 75 Prozent
aller Fluginsekten sind nicht mehr da und die Bestände an
Schmetterlingen vielfach sogar noch stärker zurückgegangen, in einigen
Regionen Bayerns teilweise um 70-90 Prozent. Unter anderem in Folge
des Insektenschwundes leben in Bayern nur noch halb so viele Vögel wie
vor 30 Jahren. Diese dramatische Entwicklung will das Volksbegehren
Artenvielfalt stoppen.

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 21.03.2019
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STADT/495: Hamburg - Jedes Jahr gibt es weniger Straßenbäume (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 18. März 2019

NABU Baumfällsaison 2018/2019 aus 

Jedes Jahr gibt es weniger Straßenbäume



Nach Abschluss der Fällsaison Ende Februar hat der NABU Hamburg die
veröffentlichten Listen der gefällten Straßenbäume aus sieben Bezirken
ausgewertet. Der Trend, dass der Bestand der Straßenbäume in Hamburger
weniger werden, setzt sich damit fort.

"Der stetige Verlust von Straßenbäumen verändert nach und nach unser
Stadtbild. Dabei braucht gerade ein urbaner Raum Bäume für die
Lebensqualität. Nach der Hitzewelle im letzten Sommer sollte nun jedem
klar sein, dass Bäumen auch für unser Stadtklima eine enorme Bedeutung
zukommt. Wir wollen, dass Hamburgs Grün erhalten bleibt", so Alexander
Porschke, Vorsitzender des NABU Hamburg.

Insgesamt wurden zwischen Oktober 2018 und Februar 2019 wieder an die
1.000 Straßenbäume gefällt. Und wie jedes Jahr werden mehr Bäume
gefällt als nachgepflanzt. Über die letzten acht Jahre (2009-2017) hat
sich der Straßenbaumbestand in Hamburg um fast 4% dezimiert. Für nur
74% der gefällten Straßenbäume sind bisher Nachpflanzungen geplant.
Zudem kann ein nachgepflanzter junger Baum einen alten Baum mit großer
Blätterkrone in seinen ökologischen Funktionen nicht vollwertig
ersetzen. In den folgenden drei Bezirken wurden die meisten Stämme
abgesägt: Mitte (206), Altona (180) und Bergedorf (160).




[image: Bilanz der Baumfällsaison (Straßenbäume) 2018/2019 in den Hamburger Bezirken - Infografik: © NABU Hamburg]
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Die meisten Straßenbäume werden gefällt, weil sie eine "mangelnde
Vitalität" aufweisen, also absterben oder krank sind (50%). An zweiter
Stelle kommen mit 28% Fällungen, die durch Schrägstand oder Wuchs z.B.
die Verkehrssicherheit beeinträchtigen. Aufgrund von Bauvorhaben,
Anfahrschäden und Vandalismus werden 12% gefällt. Jedoch sind dabei
Fällungen, die im Rahmen von vielen Infrastrukturvorhaben z.B. des
Straßenbaus und Radwegeausbaus (durch den Landesbetrieb Straßen,
Brücken und Gewässer, LSBG) verursacht werden, nicht enthalten. Der
Baumverlust durch Bauvorhaben ist also noch höher. Gering fallen
hingegen die Fällungen aus Gründen der Bestandspflege mit nur 2% aus.

Das andauernde Nachpflanzdefizit wirkt sich bereits auf den
Straßenbaumbestand aus: Zwischen 2009 und 2017 hat sich der Bestand an
Straßenbäumen um fast 4% verringert (8.992 Bäume)Quelle:
Senatsdrucksachen 19-6000 und 21-13771

Dr. Katharina Schmidt, Referentin für StadtNatur, sieht den
fortschreitenden Baumverlust alarmierend: "Rückblickend zeigen die
Zahlen der Baumfällungen der letzten Jahre deutlich, dass der
Straßenbaumbestand insgesamt abnimmt. Deshalb fordern wir, jeden
gefällten Baum unbedingt zu ersetzen. Wenn der alte Standort nicht
erhalten werden kann, muss eben ein neuer gefunden werden. Nur so kann
der Abwärtstrend bei den Straßenbäumen gebremst werden."

Auswertungen Fällstatistiken aller Bezirke

(Fällungen/geplante Nachpflanzungen):

Bezirk Altona 180/138

Bezirk Bergedorf 160/125

Bezirk Eimsbüttel 76/51

Bezirk Harburg 79/44

Bezirk Mitte 206/130

Bezirk Nord 148/148

Bezirk Wandsbek 128/88.

Bei insgesamt 120 Bäumen wurden aufgrund von Dichtstand zu anderen
Bäumen oder zu erwartender Naturverjüngung keine Nachpflanzungen
eingeplant. (Quelle: HamburgService - Online-Dienste der sieben
Bezirksversammlungen, Fälllisten der Bezirke, Stand 07.03.2019 /
Quelle Nachpflanzungen Altona: Drucksache 20-5535 Baumbilanz 2018/19 -
öffentliche Bäume )

Fazit: Das traurige Ergebnis der Baumfällsaion 2018/2019: Hamburg
verliert weitere 977 Straßenbäume. Für nur 724 Bäume sind bisher
Nachpflanzungen geplant.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 18.03.2019
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PROTEST/135: Mexiko - Freier Fluss für den Río Verde (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Freier Fluss für den Río Verde



(Oaxaca, 12. März 2019, La Minuta) - Anlässlich des internationalen
Aktionstages gegen Staudämme und zur Verteidigung des Río Verde [1]
hat am 14. und 15. März 2019 an den Ufern des Flusses eine Gedenkfeier
stattgefunden. Die ansässigen indigenen Völker und kleinbäuerlichen
Gemeinden feierten mit ihrer spirituellen Praxis die Flüsse, das
Wasser und das Leben.


Weiteres Staudammprojekt geplant

Der Fluss Río Verde umfasst ein Fünftel der gesamten Fläche Oaxacas
und ist für den mexikanischen Bundesstaat von großer Bedeutung. Doch
nun ist der Fluss durch das geplante Wasserkraftwerk Paso de la Reina
bedroht. Den Bau des Projekts hatte die staatliche Stromgesellschaft
CFE (Comisión Federal de Electricidad) im Jahr 2006 angekündigt. Eine
vorherige Befragung der davon betroffenen Gemeinden wurde nicht
durchgeführt. Für das Wasserkraftwerk ist eine 195 Meter hohe
Staudammmauer geplant. Die Auswirkungen der Konstruktion würden eine
Fläche von 3100 Hektar in sechs Kommunen in Mitleidenschaft ziehen.
Die Zahl der unmittelbar von dem Staudammprojekt betroffenen Personen
läge bei 17.000, indirekt geschädigt würden 97.000 Personen.

Hinzu kommt, dass bereits im Jahr 1992 das Wasserkraftwerk Flores
Magón in den Río Verde gebaut wurde: Eine drei Meter hohe Stauanlage
zur landwirtschaftlichen Bewässerung, die für folgenschwere
Auswirkungen auf die umliegenden Gemeinden und den gesamten Fluss
sorgte. Für die indigenen Völker ist der Fluss auch in kultureller,
traditioneller und religiöser Hinsicht von großer Bedeutung, hier
befinden sich heilige Stätten. Seit über einem Jahrzehnt organisiert
der Rat der Vereinten Völker zur Verteidigung des Río Verde COPUDEVER
[2] (Consejo de Pueblos Unidos por la Defensa del Río Verde)
erfolgreich den gemeinschaftlichen gewaltfreien Widerstand [3]
gegen die Umsetzung des Staudammprojekts.

Übersetzung: Samantha Kneissler


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/indigene-in-oaxaca-lehnen-megaprojekte-ab/ 

[2] http://pasodelareina.org/

[3] https://www.npla.de/poonal/staudammprojekt-paso-de-la-reina-nationaler-menschenrechtspreis-fuer-copudever/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/allgemein/freier-fluss-fuer-den-rio-verde/
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Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.
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MASSNAHMEN/172: 1,5 Millionen Euro Soforthilfe gegen Borkenkäferplage (NMELV)


Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz - 21. März 2019

1,5 Millionen Euro Soforthilfe gegen Borkenkäferplage

Forstministerin Otte-Kinast: "Wir müssen alles dafür tun, um unsere
Wälder zu schützen."



Hannover. Die massive Vermehrung des Borkenkäfers macht den
niedersächsischen Wäldern zu schaffen. Deshalb stellt das Land den
Waldeigentümerinnen und Waldeigentümern eine Soforthilfe von 1,5
Millionen Euro zur Verfügung, um geeignete Maßnahmen zur Bekämpfung
des Schädlings einzuleiten. "Die Schäden sind enorm. Wir müssen alles
dafür tun, um unsere Wälder zu schützen", sagte Forstministerin
Barbara Otte-Kinast. Bei einem Vor-Ort-Besuch im Forstamt Reinhausen
vergangene Woche zeigte sie sich besorgt von den umfassenden Schäden,
die der Borkenkäfer bislang angerichtet hat. Zumal die Stürme
"Eberhard" und Franz" die Lage noch einmal verschärft haben.

Das Land stellt für die Bekämpfung der Borkenkäfer Fangsysteme und
Lockstoffe in Höhe von einer Million Euro bereit, die den
Waldbesitzern unentgeltlich überlassen werden. Nach einer landesweiten
Bedarfsabfrage hat die Landwirtschaftskammer Niedersachsen die
Beschaffung der Fallen und Lockstoffe mit anschließender Koordinierung
der Verteilung übernommen.

Das Aufstellen und die Bekämpfung mit Fangsystemen und Fangholzhaufen
im zeitigen Frühjahr zur ersten Schwärmzeit der Borkenkäfer gehört zu
den bewährten Maßnahmen. Da in diesem Frühjahr mit einem massiven
Befallsdruck der Käfer gerechnet wird, ist es sehr entscheidend, die
lokal bekannten massiven Käferdichten in einem ersten wirksamen Schlag
über Fangsysteme abzuschöpfen, um so eine weitere Vermehrung und
Schäden durch die Käfer zu begrenzen.

Um möglichst frühzeitig die frisch befallenen Bäume zu finden, zu
dokumentieren und im Anschluss zu beseitigen, wird auf mehr
Kontrollpersonal gesetzt. Mit der Förderung von sogenannten
"Waldläufern" beteiligt sich das Land zusammen mit dem Bund an einer
personellen Unterstützung und Entlastung auf der Fläche. Für die
digitale Dokumentation im Wald ist eine Borkenkäfer-App zur Erfassung
der Schäden in Vorbereitung, die aus Landesmitteln finanziert wird.
Damit können die durch die Waldläufer erhobenen Daten digital von den
Förstern weiterverwendet werden.

Weitere schnell greifende Hilfsmaßnahmen treten über eine
neugestaltete Förderrichtlinie mit dem Schwerpunkt Waldschutz und
Borkenkäferbekämpfungsmaßnahmen kurzfristig in Kraft. Bund und Land
teilen sich die Finanzierung, die schon jetzt für 2019 gesichert ist.
Das Geld stammt aus der Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der
Agrarstruktur und des Küstenschutzes (GAK). Die neue Förderrichtlinie
bietet folgende Maßnahmen mit einem Fördersatz von 80 Prozent über
eine Pauschale bzw. eine Anteilsfinanzierung an:


	Anlage und Behandlung von Fangholzhaufen

	Aufarbeitung, Zerkleinerung und Beseitigung von bruttauglichem Restholz auf der Schlagfläche

	Entrindung von Derbholz

	Polterbehandlung

	Anlage von Holzpolterplätzen (einschließlich Nass- und Trockenlagerung) zur Lagerung von Kalamitätshölzern

	Transport des Holzes auf Holzlagerplätze außerhalb des Waldes

	Einsatz von geschulten Hilfskräften zum Auffinden und zur Dokumentation von Borkenkäfer-Befallsherden



Hintergrund:

Die Wälder in Niedersachsen, insbesondere die Fichten, sind erneut von
Borkenkäfern bedroht. Im vergangenen Katastrophenjahr konnten sich -
begünstigt durch große Mengen von Sturmholz gefolgt von einer
langanhaltenden Dürre und Trockenheit - Borkenkäfer massenhaft
vermehren und große Populationen aufbauen. Borkenkäfer wie Buchdrucker
und Kupferstecher können Nadelbäume, vor allem die Fichten, befallen
und meist zum Absterben bringen. Aber auch die Lärchen sind lokal
stark durch den Lärchenborkenkäfern getroffen. Aufgrund der optimalen
Brutbedingungen im Sommer 2018 konnte ein weiblicher Borkenkäfer über
100.000 Nachkommen schaffen. Im gesamten Land mit einem Schwerpunkt in
südniedersächsischen Bergland zeigt sich ein verheerendes Bild dieser
größten Massenvermehrung von Borkenkäfern seit Jahrzehnten. Auch in
diesem Jahr droht eine erneute Plage. Millionen von überwinternden
Käfern werden im zeitigen Frühjahr wieder aktiv und können
voraussichtlich eine weitere Massenvermehrung fortsetzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 26/18, 21.03.2019

Nds. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
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MASSNAHMEN/297: Neue Wildnis und einzigartige Natur der Kellerwald-Region gesichert (BfN)


Gemeinsame Pressemitteilung des Bundesamtes für Naturschutz und des
Naturparks Kellerwald-Edersee - 21. März 2019

Neue Wildnis und einzigartige Natur der Kellerwald-Region
gesichert

- Naturschutzgroßprojekt "Kellerwald-Region" erfolgreich abgeschlossen


- Nachhaltiges Praxismodell "Arche-Region" erwirtschaftet bereits
Gewinn



Bad Wildungen/Bonn, 20. März 2019: Mit dem Abschluss des
Naturschutzgroßprojekts "Kellerwald-Region" ist jetzt eine
einzigartige Landschaft und ein Lebensraum für Tiere und Pflanzen von
bundesweiter Bedeutung langfristig gesichert. Zugleich wurden in dem
12.635 Hektar großen Fördergebiet die Voraussetzungen dafür
geschaffen, dass neue Wildnis entsteht. Damit ist die Umsetzungsphase
des Vorhabens im Förderprogramm "chance.natur" nach fast zehn Jahren
abgeschlossen. Ziel war es, die Region mit ihren ausgedehnten
Buchenwäldern, mit Kleinmooren, Feuchtwäldern, Bachwiesentälern und
einer kleinbäuerlichen Kulturlandschaft zu schützen und
weiterzuentwickeln. Rund 6,7 Millionen Euro wurden dafür aufgewandt.
Die Finanzierung erfolgte maßgeblich durch das Bundesamt für
Naturschutz (BfN) mit Mitteln des Bundesumweltministeriums, weiterhin
waren das Land Hessen und der Zweckverband Naturpark
Kellerwald-Edersee beteiligt.

"Das Naturschutzgroßprojekt konnte die regionale Entwicklung des
bestehenden Nationalparks Kellerwald-Edersee erfolgreich unterstützen:
Im Nationalpark und an den Ederseesteilhängen zeigt der Schutz der
natürlichen Prozesse bereits Wirkung und neue Wildnis entsteht. So ist
jetzt im Kerngebiet 'Steilhänge nördlich des Edersees' mit seinen
Urwaldrelikten, naturnahen Hangwäldern und trocken-warmen Lebensräumen
ein Naturerbe von einzigartigem Wert gesichert", sagt BfN-Präsidentin
Prof. Beate Jessel. "Der gesamte Naturpark hat sich zu einer
Buchenwald-Modellregion entwickelt, mit der wir dem
'Fünf-Prozent-Ziel' für ungenutzte Wälder näher kommen, das sich der
Bund mit der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt gesetzt
hat", bilanziert Jessel. Altbäume, die vielen Tieren wertvolle
Lebensräume bieten, werden künftig verstärkt im Wald erhalten bleiben
und der natürlichen Entwicklung überlassen.

Der Zweckverbandsvorsitzende des Naturparks Kellerwald-Edersee,
Landrat Dr. Reinhard Kubat weist auf einen besonderen Erfolg des
Projekts hin: "Das Praxismodell 'Arche-Region' hat durch die
innovative Zusammenarbeit von Naturschutz, Landbewirtschaftung, dem
Verein Arche-Region Kellerwald, der Stadt Frankenau und der
nachhaltigen Regionalentwicklung frühzeitig für überregionale
Aufmerksamkeit und Anerkennung gesorgt. Mit der 'Arche-Region' ist es
gelungen, im Umfeld des Nationalparks gemeinsam mit Landwirten und
Naturschutzvertretern verlässliche Bedingungen für eine hohe Tier- und
Pflanzenvielfalt in der Kulturlandschaft zu schaffen", betont er. In
dem Projekt wird mit alten Haustierrassen wie dem Braunen Bergschaf
oder dem Hinterwälder-Rind Grünland naturschonend bewirtschaftet und
so ein direkt ökonomisch wirksamer Naturtourismus beispielhaft mit
wirkungsvoller Umweltbildung verknüpft. Insgesamt 110 Hektar Fläche
wurden dafür erworben und über Pachtverträge mit speziell an die
Naturschutzziele angepassten Bewirtschaftungsweisen an die Landnutzer
vergeben. "Bereits in der Umsetzungsphase konnte dadurch in der Region
mit Gewinn gewirtschaftet werden", resümiert Kubat.

Konkrete Maßnahmen im Rahmen des Naturschutzgroßprojektes umfassten
beispielsweise die Freistellung und Pflege von Trittsteinen und
Wanderrouten bedrohter Arten. Weiterhin wurden gebietsfremde
Nadelhölzer entfernt, sodass sich natürliche Waldgesellschaften wieder
entwickeln und vernetzen können und sich auch das größte hessische
Pfingstnelken-Vorkommen wieder stabilisieren kann. In überregional
bedeutsamen Bächen entfernte man Barrieren, damit diese von Tieren
wieder besser durchwandert werden können. In der Pflegezone des
Nationalparks wurden schützenswerte Magerrasen und Heiden durch
Nadelholzentnahme, Schafbeweidung und Plaggenhieb erhalten.

Mit der Gründung des Landschaftspflegeverbandes Waldeck-Frankenberg
durch das Hessische Umweltministerium, das Regierungspräsidium Kassel
und den Landkreis Waldeck-Frankenberg konnte man einen weiteren
Begleiter für die Nachhaltigkeit des Naturschutzgroßprojektes
gewinnen. Zwecks Absicherung der Projekterfolge und zur Übernahme der
entstandenen Folgeverpflichtungen hatten die Beteiligten schon
frühzeitig eine beispielhafte Folgesicherungs-Konzeption aufgestellt,
die von allen getragen wird. Die positive Entwicklung in der
Kellerwald-Region kann somit erfolgreich fortgeführt werden.

Hintergrund "chance.natur"

Mit dem Programm "chance.natur" verfolgt die Bundesregierung das Ziel,
die herausragenden repräsentativen Landschaften Deutschlands zu
erhalten und zu sichern. Bislang wurden 80 Naturschutzgroßprojekte mit
einer Gesamtfläche von mehr als 3.700 Quadratkilometern gefördert.
Dafür hat der Bund seit 1979 rund 500 Millionen Euro bereitgestellt.
Derzeit stehen jährlich 14 Millionen Euro für den Erhalt und die
Optimierung bundesweit bedeutender Natur- und Kulturlandschaften zur
Verfügung.

Das Land Hessen ist neben dem abgeschlossenen NGP "Kellerwald-Region"
aktuell an zwei weiteren Naturschutzgroßprojekten beteiligt. Dabei
handelt es sich zum einen um das NGP "Vogelsberg" und zum anderen um
das NGP "Grünes Band Eichsfeld-Werratal".

 Weitere
Informationen zum Naturschutzgroßprojekt "Kellerwald-Region"

Das im Süden des Naturparks gelegene Kerngebiet "Hoher Keller"
zeichnet sich durch Buchenwälder unterschiedlicher Ausprägungen im
Komplex mit naturnahen Bächen, Feuchtwäldern, Kleinmooren,
Felsklippen, Blockhalden und Felsheiden aus. Als Lebensraum für die
Pflanzen- und Tierwelt ist die Kellerwald-Region von herausragender
Bedeutung. Zahlreiche bundesweit stark gefährdete Arten wie
Raubwürger, Rebhuhn, Große Bartfledermaus, Schlingnatter oder das
Bachneunauge leben in dem Gebiet. Durch das Naturschutzgroßprojekt
konnten schutzwürdige Teile der Natur und Landschaft vor Ort
erfolgreich wieder hergestellt und weiterentwickelt werden. Der
Nationalpark Kellerwald-Edersee ist Bestandteil des umfassenden
gleichnamigen Naturparks.

In der ersten Förderphase des Naturschutzgroßprojekts wurde von 2005
bis 2008 zunächst ein Pflege- und Entwicklungsplan erstellt. Daran
anschließend folgte von Oktober 2009 bis Dezember 2018 die
Umsetzungsphase (Förderphase II). Insgesamt 6,7 Millionen Euro wurden
zur Umsetzung des Projektes aufgewandt. Die Projektkosten sind zu 65
Prozent durch das Bundesamt für Naturschutz mit Mitteln des
Bundesumweltministeriums, zu einem Viertel vom Land Hessen (HMUELV)
und zu 10 Prozent vom Zweckverband Naturpark Kellerwald-Edersee
finanziert worden.



Weitere Informationen: 

https://www.bfn.de/foerderung/naturschutzgrossprojekt.html

https://www.naturschutzgrossprojekt-kellerwald.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 21.03.2019
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WASSER/232: Der Schaalsee ist "Lebendiger See des Jahres" 2019 (GNF)


Global Nature Fund - 19. März 2019

Der Schaalsee ist "Lebendiger See des Jahres" 2019



Anlässlich des Weltwassertages am 22. März ernennen das Netzwerk
Lebendige Seen Deutschland und der Global Nature Fund den Schaalsee
zum "Lebendigen Seen des Jahres" 2019. Im ehemaligen Grenzgebiet
zwischen BRD und DDR gelegen, stehen der zu großen Teilen in
Privatbesitz befindliche Schaalsee und die umliegenden Feuchtgebiete
beispielhaft für die Bundesländer übergreifende Naturschutzarbeit
entlang des Grünen Bandes und für die Umwandlung der Nachteile
ehemaliger Grenzregionen zu hohem Naturschutzwert und attraktivem
Erholungsziel.

30 Jahre nach dem Mauerfall - Positive Folgen für die ehemalige
Grenzregion

Einst verlief die innerdeutsche Grenze mitten durch den Schaalsee.
Diese vormals nachteilige Lage im Niemandsland bzw. sogar im
Sperrgebiet hatte über Jahrzehnte durch die zurückhaltende Nutzung und
Infrastrukturentwicklung in der Region positive Auswirkungen für den
Arten- und Biotopreichtum. Zum heimischen Artenspektrum zählen bis
heute Kranich, Eisvogel, Seeadler, Fischotter und Rotbauchunke. Auch
beherbergt das Gebiet eine unzählige Vielfalt botanischer Raritäten
wie Sonnentau, Schlüsselblume, Königsfarn, Wollgräser und Orchideen,
die in den Auen und Wäldern rund um den Schaalsee wachsen. Auch
seltene Fischarten wie Kleine Maräne, Große Maräne, Stinte, Hasel und
Quappe sind in den Gewässern der Region zu finden. Für Touristen
bietet das Gebiet einmalige ungestörte Naturerlebnisse.

Naturschutz trotz innerdeutscher Grenze

Schon im Jahr 1960 wurde der westliche Teil des Schaalsees als
Naturpark Lauenburgische Seen ausgewiesen. Der östliche Teil lag im
Grenzgebiet der damaligen Deutschen Demokratischen Republik (DDR), ein
Teil war seit dem Jahr 1958 als Landschaftsschutzgebiet gesichert. Mit
dem Fall der innerdeutschen Grenze wurde durch das
Nationalparkprogramm der DDR der Naturpark Schaalsee ausgewiesen. Im
Januar 2000 erfolgte die Anerkennung des mecklenburgisch-vorpommerschen 
Teils als UNESCO-Biosphärenreservat. Bereits 1989 gab es Vorbereitungen 
für ein deutsch-deutsches Naturschutzgroßprojekt, die zur Gründung des 
länderübergreifenden Zweckverbandes "Schaalsee-Landschaft" unter 
gemeinsamem Engagement des Bundes, Umweltverbänden,
der Länder Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern sowie der
Kreise Herzogtum Lauenburg, Nordwest-Mecklenburg und Ludwigslust
führten. Aufgabe des Zweckverbandes sind der Flächenerwerb und die
Umsetzung von Naturschutzmaßnahmen.

Naturschutzarbeit und nachhaltige Regionalentwicklung

Neben der Renaturierung der Moore als wichtige Kohlenstoffspeicher,
sind die Sanierung der Gewässer und die Extensivierung der
Landwirtschaft wichtige Maßnahmen, um den Artenreichtum der wertvollen
Biotope zu schützen und zu erhalten. Umfassende Informationskampagnen,
Aktionstage, Naturführungen und eine gezielte Besucherlenkung fördern
die Wertschätzung der Naturvielfalt und die nachhaltige touristische
Nutzung der Region. Mit der Regionalmarke "Biosphärenreservat
Schaalsee - Für Leib und Seele" werden Produkte und Dienstleistungen
von Anbietern gekennzeichnet, die auf eine besonders umweltschonende
Wirtschaftsweise setzen. Darüber hinaus wurden länderübergreifende
Planungen und Maßnahmen durchgeführt, beispielsweise zur Erfassung der
hydrologischen Gesamtsituation des Schaalsees und deren Verbesserung,
zum Zustand und zur Entwicklung der Nährstoffsituation sowie zum
Wasserstandsmanagement.

Beispielhafte Kooperation über Ländergrenzen hinweg

Mit der Ernennung des Schaalsees zum "Lebendigen See des Jahres" 2019
wollen das Netzwerks Lebendige Seen Deutschland und der Global Nature
Fund die ökologische Bedeutung des Sees und die für seinen Schutz
geleistete vorbildhafte grenzübergreifende Zusammenarbeit von
Regierungen, Verwaltungen, Umweltorganisationen und Zivilgesellschaft
und Privateigentümern aufmerksam machen. Sie alle setzen sich
gemeinschaftlich dafür ein, die ökologische Bedeutung des Gewässers in
den Mittelpunkt zu stellen und den Lebensraum für seltene und bedrohte
Tier- und Pflanzenarten zu erhalten und weiterzuentwickeln. Ein
abgestimmtes Vorgehen bei der Siedlungsentwicklung und der
Gewerbeansiedlung berücksichtigen den Schutz und den Erhalt der
Naturräume. Besucherlenkung und Angebote zur störungsarmen
Naturerfahrung unterstützen einen nachhaltigen Tourismus.

Weitere Informationen unter:

www.globalnature.org/LebendigerSee2019

Hintergrund

Netzwerk Lebendige Seen Deutschland

Das "Netzwerk Lebendige Seen Deutschland" wurde 2009 vom Global Nature
Fund ins Leben gerufen. Es ist verknüpft mit der erfolgreichen
internationalen Umweltinitiative "Living Lakes", die über 140
engagierte Partnerorganisationen weltweit einschließt. Im Mittelpunkt
des Netzwerks stehen die dauerhafte und nachhaltige Entwicklung von
Seen und Feuchtgebieten. Das Netzwerk schafft eine Plattform für den
Erfahrungsaustausch und die Zusammenarbeit zwischen den
Organisationen, die vor Ort für den Schutz der Seen und Feuchtgebiete
aktiv sind.
Mehr Informationen unter:
www.globalnature.org/Netzwerk-Deutschland.

Global Nature Fund (GNF)

Der Global Nature Fund (GNF) ist eine unabhängige, gemeinnützige
Stiftung für Umwelt und Natur mit Sitz in Radolfzell am Bodensee. Die
Arbeitsschwerpunkte des GNF liegen in den Bereichen Naturschutz,
nachhaltige Entwicklungszusammenarbeit, Wasser & Living Lakes,
Biodiversität & Unternehmen sowie der Umweltbildung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 19.03.2019

Global Nature Fund

Fritz-Reichle-Ring 4, 78315 Radolfzell

Internet: www.globalnature.org
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STANDPUNKT/1076: Damit es wieder überall summt und krabbelt (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 20. März 2019

Damit es wieder überall summt und krabbelt - Deutschland muss ein
insektenfreundliches Land werden



Berlin. Das Insektensterben ist dramatisch und geht immer weiter: Laut
einer aktuellen Studie verschwinden jedes Jahr zwei Prozent der
Insekten weltweit, in 100 Jahren könnten sie gänzlich ausgestorben
sein. An Land sind am stärksten Schmetterlinge, Käfer und Hautflügler
wie Wildbienen betroffen. Der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) kämpft dafür, dass das Insektensterben gestoppt
wird und startet zum Frühlingsanfang heute mit einer E-Mail-Aktion
eine Kampagne zum Schutz dieser kleinen, aber so wichtigen Tiere.

"Es summen und krabbeln immer weniger Insekten in unseren
Landschaften. Diese Beobachtung teilen viele Menschen in Deutschland:
72 Prozent der Bevölkerung sagen, dass es in ihrer Region heute
weniger Insekten gibt als früher", sagt der BUND-Vorsitzende Hubert
Weiger mit Blick auf eine repräsentative Umfrage des BUND. Die größte
Gefahr sei dabei: "Das massive Artensterben wirkt sich nicht nur
negativ auf unsere Pflanzen- und Tierwelt aus, sondern bedroht auch
die Landwirtschaft und damit unsere Lebensmittelerzeugung."

Die Bundesregierung tut aus Sicht des BUND viel zu wenig, um das
Problem zu beheben. "Obwohl die Bundesregierung im Koalitionsvertrag
einen Aktionsplan Insektenschutz zugesagt hat, existieren bisher
lediglich ein paar Eckpunkte. Das ist viel zu wenig und wird dem Ernst
der Lage nicht gerecht", betont Weiger. "Die Menschen in unserem Land
sind bereits viel weiter als die Regierungskoalition, das zeigt nicht
nur das erfolgreiche Volksbegehren in Bayern. Laut unserer Umfrage
sagen 79 Prozent der Bevölkerung, dass es verbindliche Regeln geben
muss, um die Insekten zu schützen."

Wissenschaftler, die das Thema untersuchen, sind sich dabei in ihren
Befunden einig: Das dramatische Insektensterben hat viele Ursachen,
aber keine hat so großen Einfluss auf den Bestand der Insekten wie der
Klimawandel und die Landwirtschaft. Doch obwohl in diesem Zusammenhang
eine Reduzierung von Pestiziden als notwendig diskutiert wird, hat das
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL)
kürzlich gegen das Veto des Umweltbundesamtes (UBA) 18 Insekten- und
Pflanzengifte zugelassen. "Die Zulassung von 18 Insekten- und
Pflanzengiften trotz Veto des Umweltbundesamtes ist ein klares
Foulspiel auf Kosten der Insekten", sagt Weiger. "Wir fordern
Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner auf, umgehend für die
Rücknahme der Zulassung zu sorgen."

Statt gegeneinander zu arbeiten müssten Bundesumweltministerium und
Bundeslandwirtschaftsministerium kooperieren. "Es ist entscheidend,
dass Umweltministerin Svenja Schulze und Landwirtschaftsministerin
Julia Klöckner endlich gemeinsam handeln und wirksame Maßnahmen zum
Schutz unserer Insekten auf den Weg bringen", fordert Weiger. Das
Maßnahmenpaket von Bundesumweltministerin Svenja Schulze enthalte
richtige Ansätze, die das Insektensterben eindämmen könnten. "Wir
fordern das Agrarministerium auf, dem Maßnahmenpaket des
Umweltministeriums zuzustimmen", sagt der BUND-Vorsitzende.

Die Erfolgskriterien für ein gelungenes Maßnahmenpaket sind dabei aus
Sicht des BUND klar umrissen: So braucht es für Insekten Lebensräume
in der Agrarlandschaft, die durch Hecken und Säume aber auch durch
mehr Ökolandbau geschaffen werden. Auf Europäischer Ebene muss die
Agrarförderpolitik sowie das Pestizidzulassungsverfahren überarbeitet
werden. Weiterhin ist es unerlässlich, dass die Bundesregierung einen
Ausstiegsplan für Glyphosat in Deutschland bis 2021 beschließt.

"Gerade im Bereich der Pestizidzulassung muss es zu Änderungen
kommen", sagt der BUND-Vorsitzende. Langfristige Risiken, die
Komplexität von Organismen und Ökosystemen sowie die
Kombinationswirkung von in der Praxis verwendeter Mittel seien
gründlicher sowie unabhängig und transparent zu prüfen. "Die
Pestizidzulassung ist dringend reformbedürftig und die bisherige
Handhabung von Pestiziden muss zwingend geändert werden. Der Einsatz
von Pestiziden in besonders schutzbedürftigen Bereichen wie Natur- und
Wasserschutzgebieten sowie im Siedlungsbereich muss komplett verboten
werden", mahnt Hubert Weiger. "Wenn vor der Sommerpause ein wirksames
Paket im Kabinett beschlossen wird, haben Svenja Schulze und Julia
Klöckner ihre Hausaufgaben gemacht und wir sind einen guten Schritt
vorangekommen, unsere Lebensgrundlage zu schützen und den Insekten zu
helfen."




Mehr Informationen:

Zum BUND-Aktionsmailing an Svenja Schulze und Julia Klöckner:

www.lass-brummen.de

Die BUND-Umfrage zum Insektenschutz finden Sie unter:

www.bund.net/insektensterben-umfrage

BUND zum Insektenschutz:

www.bund.net/insekten

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 20.03.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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TOUR/549: Was singt denn da? - vogelkundliche Führungen in und um Hamburg März bis Juni 2019 (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 20. März 2019

Was singt denn da?

Traditionsreiche Führungen des NABU Hamburg starten wieder / 146
Führungen von März bis Juni



Der Frühling ist die Zeit der Vögel, jetzt singt und ruft es wieder in
Gärten und Parks. Doch wie klingt eigentlich ein Rotkehlchen oder eine
Blaumeise? Naturinteressierte Hamburgerinnen und Hamburger können sich
diese Fragen bei den vogelkundlichen Spaziergängen des NABU
beantworten lassen. Von März bis Juni lädt der Naturschutzbund dazu
ein, unter dem Motto "Was singt denn da?" die heimische Vogelwelt zu
erkunden. Die Veranstaltungsreihe hat eine lange Tradition in der
Hansestadt. Sie besteht bereits seit 71 Jahren und wird von
erfahrenen, ehrenamtlichen Ornithologen durchgeführt.

"Hamburgs Vogelwelt bietet spannende Naturerlebnisse", weiß Marco
Sommerfeld, Referent für Vogelschutz beim NABU Hamburg, zu berichten.
"In den Naturschutzgebieten, aber auch inmitten der dicht besiedelten
Stadtteile sind die Gesänge von Vögeln zu hören. Mit unseren Führungen
möchten wir den Menschen diese Vielfalt näherbringen und sie für die
Natur begeistern." Insgesamt bietet der NABU 146 Führungen in über 40
Gebieten an. Vorkenntnisse sind für die Teilnehmer/innen nicht
erforderlich. Es sollte aber an Regenkleidung, festes Schuhwerk und,
wenn vorhanden, ein Fernglas gedacht werden. So gerüstet steht der
Beobachtung der Vogelwelt nichts mehr im Wege. Die Führungen sind
kostenlos, Spenden für die Vogelschutzprojekte des NABU Hamburg sind
aber herzlich willkommen.

Das NABU-Jahresprogramm mit allen "Was singt denn da?"-Terminen und
Treffpunkten ist zu den Öffnungszeiten (Di-Do 14 bis 17 Uhr) in der
NABU-Infozentrale, Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg-Borgfelde
erhältlich. Gegen Einsendung eines frankierten Rückumschlags (1,45
Euro) an obige Adresse wird das Programm zugeschickt.

Die Termine der vogelkundlichen Führungen finden Sie auch online unter

 www.NABU-Hamburg.de/wassingtdennda

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 31/19, 20.03.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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COMIC STRIP/0115: Hartze - Helmpflicht ... (SB)






[image: Hartze - Helmpflicht ... Copyright 2019 by Schattenblick]
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ERSTAUFLAGE/998: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3004 (SB)


Christian Montillon

Der Vital-Suppressor

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3004



Milchstraße, September 2045 NGZ

Da Perry Rhodan nicht selbst ins Solsystem fliegen kann, um sich ein
Bild davon zu machen, wieso man Terra für einen Mythos hält - die
Cairaner warten bestimmt nur darauf, daß ein Zellaktivatorträger dort
auftaucht - hofft er, daß Zeminas Koffer ihm etwas über die Zeit
erzählen kann, die die RAS TSCHUBAI übersprungen hat. Als der Paau
Holoaufnahmen präsentiert, die Regionen der Milchstraße besonders
hervorheben, in denen es eine ungewöhnlich hohe Konzentrationen von
ÜBSEF-Konstanten gibt, stutzt Perry und verschiebt den schon länger
geplanten Flug zu Reginald Bull ins Ephelegonsystem ein weiteres Mal.
Die Holoaufnahmen sind zwar nicht aktuell, aber in einer Zeit gemacht
worden, in der die Cairaner schon herrschten. Die Vitalenergie ballt
sich an Stellen, an denen Perry Rhodan dies nicht erwartet hätte.

Diese 'Highlights' sind über die ganze Milchstraße verteilt. Außerdem
gibt es in der Nähe des Milchstraßenzentrums eine Zone, in der sich
goldenes und dunkelblaues Licht abwechseln. Dem Paau zufolge handelt
es sich dabei um ÜBSEF-Konstanten von angereicherter Vitalität, also
womöglich um Zellaktivatorträger. Perry Rhodan will eines der
'Highlights' persönlich unter die Lupe nehmen. Das Nächstliegende
befindet sich nur 5000 Lichtjahre entfernt im Afallachsystem, wo sich
eine Ausweglose Straße befinden soll. Dort werden die Gefangenen ihrer
Vitalenergie beraubt. Offenbar entziehen die Vital-Suppressoren ihren
Opfern nicht nur Energie, sondern horten sie auch, was zu so einem
'Highlight' führt.

Nicht nur Perry Rhodan macht sich auf den Weg zur Ausweglosen Straße,
sondern auch Giuna Linh. Ihr Mann Lanko Wor, den sie vor einiger Zeit
mit Hilfe der NDE-Agenten Kondayk-A1 und Cyprian Okri von dort befreit
hat, wacht aus dem Koma nicht mehr auf. Sie vermutet, daß er unter
Entzugserscheinungen leidet und unter dem Einfluß des
Vital-Suppressors vielleicht wieder zu sich kommen könnte. Auch der
Ara-Mediker Spand, der ihren Mann betreut, unterstützt diese These.

Da der Nachrichtendienst Ephelegon (NDE) nach wie vor an einem
cairanischen Vital-Suppressor interessiert ist, liegt ein erneuter
Vorstoß zur Ausweglosen Straße auch im Interesse der beiden Agenten.
Allerdings ist dafür ein ausgeklügelter Plan vonnöten, denn so leicht
wie bei ihrem ersten Vorstoß werden sich die Cairaner nicht mehr
hinters Licht führen lassen. Im Schutz ihrer Deflektoren dringen
Kondayk-A1, Cyprian Okri, Spand und Giuna mit der Medokapsel, in der
sie Lanko transportieren, durch den gläsernen Ring und versuchen
erneut, einen Vital-Suppressor zu finden.

Auf der mörderischen Ausweglosen Straße kümmern sich die terranischen
Brüder Lirach und Desach, obwohl sie selbst dem Tode nah sind, um den
Echsenartigen Tsaras, da dieser sich bei der herrschenden Kälte nicht
mehr bewegen kann. Durch viel Glück fällt ihnen ein Yiru-Löwe, der sie
angegriffen hat, zum Opfer. Als sie ihn über einem Feuer braten,
gesellt sich der Aankhpanali Relas zu ihnen. Er kann sie durch seine
schwach ausgeprägten Paragaben, die seinem Volk eigen sind, im
Überlebenskampf unterstützen und rettet Tsaras das Leben. Giuna gibt
sich ihnen zu erkennen, um herauszufinden, ob sie wissen, wo ein
Vital-Suppressor zu finden ist. Die vier Gefangenen hoffen, gerettet
zu werden und halten Giuna hin. Doch Relas hat tatsächlich
telepathisch einen Begriff aufgeschnappt, der eventuell weiterhelfen
könnte: Ein Cairaner dachte im Zusammenhang mit dem Wirkungsbereich
eines Vital-Suppressors an ein 'Sextadim-Selektfeld'.

Unterdessen hat Perry Rhodan sich mit einer LAURIN-Jet an den
Außenring der Ausweglosen Straße bringen lassen. Er schneidet ein Loch
in die Gläserne Hülle, aktiviert darum ein energetisches Schutzfeld,
damit die Atmosphäre nicht entweicht und Alarm auslöst und verabredet
mit der Pilotin, ihn nach zehn Stunden wieder abzuholen. Anschließend
überfliegt er mit zwei TARA-Kampfrobotern die Ringstraße in großer
Höhe und sucht nach Hinweisen auf einen Vital-Suppressor. Selbst ihm
als Zellaktivatorträger macht der lebensenergieraubende Einfluß des
Geräts zu schaffen. Er hofft, es spüren zu können, wenn er sich dem
Suppressor nähert. Doch nach Stunden bleibt seine Suche immer noch
ergebnislos. Da entdeckt er eine geringfügige optische Verschiebung in
einer Felsformation. Es spricht dafür, daß dort etwas unter einem
Tarnfeld verborgen liegt.

Als er sich dem Bereich nähert, tauchen Kampfroboter auf und nehmen
ihn unter Beschuß. Das Feuer wird auch von den NDE-Agenten bemerkt.
Spand hat eine Verbesserung von Lankos Werten festgestellt und kann
seinen Patienten wie einen Kompaß einsetzen, um zu einem
Vital-Suppressor zu gelangen. Nach dem Motto "Wo gegen Cairaner
gekämpft wird, können nur Verbündete sein" nähern sie sich. Perry
Rhodan merkt, daß die cairanischen Kampfroboter nicht nur auf ihn
feuern. Da die Fremden aber auch auf Rhodans TARAs feuern, setzen
diese sich zur Wehr und treffen die Medokapsel. Sie explodiert. Zwar
sind die NDE-Agenten und ihre Begleiter durch SERUNs geschützt, aber
ohne die Medokapsel können sie die Ausweglose Straße nicht mehr
verlassen.

Ein Kontakt zu Rhodan kommt zustande. Gemeinsam gelingt es, den
Vital-Suppressor zu enttarnen. Das Gerät ist ein 15 Meter
durchmessender Ring, der aufrecht in einer Art Schale steht. Perry
Rhodan ist der einzige, der noch genug Kraft hat, sich dem Gebilde zu
nähern. Er sieht, wie ein Wallen die Luft verzerrt. Tropfen bilden
sich und werden von Löchern in der Schale aufgesogen. Auf diese Art
wird also die Vitalenergie der Gefangenen abgeschöpft und gespeichert.

In einer Halle in der Nähe befindet sich ein Cairaner, der den
Vital-Suppressor steuert. Er leidet selbst unter dem Einfluß des
Geräts, sieht seine Aufgabe aber als Beitrag für den Frieden in der
Milchstraße. Ihm scheint nicht klar zu sein, daß hier Vitalenergie
gesammelt wird. Er geht davon aus, daß es sich bei den Gefangenen um
üble Verbrecher handelt, denen Lebensenergie entzogen wird, um ihre
Agressivität zu dämpfen. Rhodan will wissen, wohin die Vitalenergie
geleitet wird, doch der Cairaner, der bereits Verstärkung angefordert
hat, glaubt nicht, daß es sich bei dem Gerät um eine Vitalpumpe
handelt. Cyprian Okri betäubt ihn, da sich bereits cairanische
Kampfroboter nähern.

Bei seinem Rückzug beschließt Perry Rhodan, den Suppressor zu
zerstören. Er springt in die Schale und entdeckt in einer Öffnung
einen Hyperkristall, stellt aber erstaunt fest, daß der sich nicht
bewegen läßt. Der nur zwei Zentimeter große Kristall ist unglaublich
schwer. Sein SERUN stellt fest, daß er 25 Kilo wiegt. Nachdem Perry
den Kristall geborgen und einem TARA übergeben hat, feuert er solange
auf dem Suppressorring, bis dieser zerbricht.

Zu sechst gelingt die Flucht zu dem Loch im Ring, bei dem die von
Perry bestellte LAURIN-Jet bereits wartet. Die BJO BREISKOLL ist
ebenfalls in der Nähe und bringt den Schutzschirm der Ausweglosen
Straße zum Kollabieren. Perry Rhodan beauftragt einige TARAs, die
Gefangenen zu befreien und auf Rettungsboote zu bringen. Den Rest
müssen die Gefangenen selbst erledigen.

Perry Rhodan ist bereit, dem NDE den erbeuteten Hyperkristall, nachdem
er auf der BJO BREISKOLL untersucht worden ist, zu übergeben. Es
handelt sich dabei um einen sogenannten Macairun, auf den es der NDE
schon lange abgesehen hat. Giuna, ihr inzwischen erwachter Mann, der
Ara Spand und die beiden Agenten kehren auf ihr Schiff zurück.
Kondayk-A1 und Cyprian Okri versprechen Perry Rhodan, ein Treffen mit
Reginald Bull zu organisieren. Man vereinbart, sich in vier Wochen im
abgelegenen Agnisystem wiederzutreffen. Dann soll Perry Rhodan
erfahren, ob Reginald Bull zu einem Gespräch mit ihm bereit ist.
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AKTION/1476: Borken - "Schlösser- und Burgentag" vom 15. bis 16. Juni 2019


Stadt Borken

Schlösser- und Burgentag in Borken

Außergewöhnliche Einblicke in die Herrenhäuser der Region vom
15.-16. Juni 2019



Die Burgen und Schlösser sind die Schätze des Münsterlandes: In kaum
einer anderen Region gibt es schönere Zeugen großer Baukunst als im
Münsterland. Imposante Wasserschlösser und romantische Burganlagen
begeistern die Besucher und lassen Sie in vergangene Zeiten
eintauchen.

Auch in diesem Jahr widmet sich der "Schlösser- und Burgentag" der
ganzen Vielfalt dieser Bauwerke: Am Wochenende 15. und 16. Juni 2019
werden zahlreiche Burgen und Schlösser ihre Pforten öffnen. In vielen
historischen Gemäuern werden Aktionen und Angebote stattfinden, die es
sonst so nicht zu erleben gibt.

Die Stadt Borken beteiligt sich mit zwei außergewöhnlichen Angeboten
am Schlösser- und Burgentag:

- Samstag, den 15. Juni 2019: Führung mit dem Torwächter in Gemen:

Erstmalig wird am Samstag, den 15. Juni 2019, um 18.30 Uhr eine
öffentliche Führung mit dem Torwächter angeboten. Einst wachte der
Torwächter über die Pforten in der Freiheit Gemen und kontrollierte
die Wegegeldzahlungen. Heute weiß der Stadtführer in dieser Rolle
spannende Geschichten aus dem Leben der einstigen Bewohner Gemens zu
erzählen. Was prägte das Leben der Adeligen, Kleriker, Burgmannen,
Handwerker und Bauern? Welchen Einfluss hat ihr Wirken noch heute auf
unseren Alltag?

Gemeinsam mit dem Torwächter begeben die Teilnehmenden sich auf
Spurensuche in der einstigen Herrschaft Gemen. Auf einer
unterhaltsamen Zeitreise entdecken sie die außergewöhnliche Geschichte
rund um die mächtige Burg und den zahlreichen Baudenkmälern in der
Freiheit Gemen. Die Führung kostet für Erwachsenen fünf Euro. Für
Kinder und Jugendliche bis einschließlich 14 Jahre ist die Teilnahme
kostenfrei. Eine vorherige Anmeldung ist bei der Tourist-Info Borken
unbedingt erforderlich.

- Sonntag, den 16. Juni 2019: Musikalische Wanderung von Burg zu Burg:

Am Sonntag, den 16. Juni 2019, gibt es auf einer geführten Wanderung
vom Haus Pröbsting zur Jugendburg Gemen einige musikalische
Überraschungen. Los geht es um 13.00 Uhr im Innenhof des Haus
Pröbsting. Begleitet von einer erfahrenen Gäste- und Wanderführerin
erfahren die Teilnehmerinnen und Teilnehmer auf der rund 8 Kilometer
langen Strecke entlang des Flusses Bocholter Aa viel über die
Herrenhäuser und die Münsterländer Kulturlandschaft. Ensembles der
Musikschule Borken sorgen für Unterhaltung. Im Kloster Schönstatt-Au
ist für die Wandergruppe die Kaffeetafel gedeckt. Mit dem Bus geht es
von der Jugendburg Gemen zurück zum Ausgangspunkt am Haus Pröbsting.
Die Teilnehmerzahl für diese Führung ist begrenzt. Pro Teilnehmer wird
ein Beitrag von 25,- Euro erhoben. Eine Anmeldung ist vorab bei der
Tourist-Info Borken erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 19. März 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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FESTE/2542: Frankfurt - Tanz in den Mai im Literaturhaus, 30.04.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im April 2019

Di 30.04., 21.00 h

Tanz in den Mai

Tanz in den Mai mit Jan Wiele & Elena Witzeck, FishinMotion, Anna
Böger & Hauke Hückstädt, keilschmidt



Main-Stream, Meister und Margaritas im Literaturhaus

Die beliebteste Parkettpflege, seit es Tanzmusik gibt. Das Hallo-Wach
unter den Kirschkernkissen. Der Tanz in den Mai ist wieder da.
FSK-frei, Open End und auch ohne Dünkel!

Am Mischpult der Gefühle in dieser Maien-Nacht: DJ-Paare von
erlesener Eleganz, erwiesene Laien, begnadete Dilettanten. Goldstaub
in Säcken. Junges Gemüse im Frack. Lassen Sie die Hüften für sich
arbeiten. Freude am Frühjahr. Willkommen im Stimmungshoch an der
Schönen Aussicht!

LINE-UP:

21.00 h: Jan Wiele & Elena Witzeck (F.A.Z.)

22.00 h: FishinMotion alias Petra Wittrock & Oliver Vogel (S.
Fischer)

23.30 h: Anna Böger (Schauspielerin) & Hauke Hückstädt
(Literaturhaus)

01.00 h: keilschmidt alias Antje Keil (S. Fischer) & Katharina
Schmidt (Illustratorin)

Eintritt: 9 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im April 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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KURSUS/1248: Mönchengladbach - "Makrofotografie - Die Welt der kleinen Dinge" am 6.4.2019


Stadt Mönchengladbach

Makrofotografie - Die Welt der kleinen Dinge



Es sind die kleinen Dinge, die das Leben so wertvoll machen und oft
kann ein winziges Detail viel spannender sein, als das große Ganze.
Dank der Makrofotografie kann jeder diese "Kleinigkeiten" richtig in
Szene setzen und so eine unbekannte Welt im Altbekannten entdecken.
Dabei geht es nicht nur darum, die Realität abzubilden, sondern das
Bild durch den bewussten Einsatz von Fotografie-Techniken zu gestalten
und zum Gesamtkunstwerk zu machen. Zunächst vermittelt der VHS-Kurs am
Samstag, 6. April 10 bis 15.30 Uhr, in der VHS am Sonnenhausplatz,
Lüpertzender Str. 85, die nötige theoretische Basis zum Thema
Makrofotografie.

Hierbei werden verschiedene Makro-Techniken thematisiert. Dann geht es
um die nötige Ausrüstung: Was brauche ich wirklich? Was kostet das
alles? Welche Alternativen gibt es? Anschließend werden die erlernten
Abläufe praktisch unter Einsatz von verschiedenem zur Verfügung
gestelltem Makro-Zubehör umgesetzt. Hier erfahren Sie selbst
alltägliche Dinge aus einem ganz anderen Blickwinkel!

Entgelt: 36 Euro

Information und Anmeldung: vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 19. März 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





TOUR/7403: Leer - Theaterführungen im Schloss Evenburg im März und April 2019


Landkreis Leer

Evenburg: Zeitreisen starten wieder nach der Winterpause

Theaterführungen im März und April



Im Schloss Evenburg sind im März und im April wieder zahlreiche
Theaterführungen stattfinden:

- Theaterführung mit Frau Boekhoff und Frau Ibelings // 30. März
ab 15.30 Uhr

Reformiert oder lutherisch - das ist hier die Frage. Jahrzehntelang
scheint alles in bester Ordnung. Die reformierte Kirche gehört zur
lutherischen Grafenfamilie. Bis Graf Carl Georg von Wedel eine neue
Kirche bauen lässt: die lutherische Friedenskirche. Eine
Konkurrenz-Situation entsteht und mitten drin die Pastorengattinnen.
Hier prallt christliche Nächstenliebe auf weibliche Scharfzüngigkeit,
biedermeierliche Heimatliebe auf interreligiösen Diskurs,
wirtschaftlicher Weitblick auf eingekellerte Kartoffeln.

Der Eintritt kostet 14 Euro. Kinder bis 17 Jahren frei.

- Zeitreise mit "Graf Carl Georg von Wedel" // 5. April ab 16
Uhr

"Willkommen auf meinem Schloss!" Mit diesen Worten empfängt Graf Carl
Georg die Besucher der Theaterführung und geleitet sie durch die
repräsentativen Räume der Evenburg. Stolz präsentiert der Haus- und
Majoratsherr seinen Gästen sein land- und forstwirtschaftliches
Unternehmen. Authentisch berichtet er von den großen Veränderungen des
19. Jahrhunderts, gesellschaftlichen Anlässen z. B. dem Besuch des
Königspaares von Hannover und seiner großen Errungenschaft von der
Weltausstellung in Paris. Und je nach Laune gibt er vielleicht auch
das eine oder andere Familiengeheimnis preis...

Der Eintritt kostet 10 Euro. Kinder bis 17 Jahren frei.

- Zeitreise mit der Gouvernante // 12. April ab 14 Uhr

"Gute Manieren sind der Schlitten, auf dem sich's sanft durchs Leben
gleiten lässt." Davon ist Clara vom Hofe überzeugt. Was gibt es für
den gräflichen Nachwuchs nicht alles zu lernen: formvollendetes
Benehmen, gepflegte Konversation, Französisch. Gewandt in Etikette,
Plauderei und Kurzweil führt die Gouvernante die Besucher sachkundig
durch das Schloss und gewährt tiefe Einblicke in das gräfliche Leben -
aus der Sicht einer selbständigen, berufstätigen Frau des 19.
Jahrhunderts.

Der Eintritt kostet 10 Euro. Kinder bis 17 Jahren frei.

- Zeitreise mit den Schlossgeist // 18. April ab 16 Uhr

Zart, kränklich und wunderschön - so sehen die Besucher Gräfin Frieda
von Wedel auf dem Portrait in der Eingangshalle. Allzuvieles über die
Gräfin, die sehr früh verstarb, ist nicht bekannt. Was wenigen bekannt
ist: seit ihrem Tod spukt sie durch die Evenburg! Ab und zu zieht sie
sich in den Garten Eden zurück und trifft dort auf erstaunliche
Persönlichkeiten mit spannenden Geschichten. Die Besucher der
Theaterführung lernen einen echten Schlossgeist kennen und folgen dem
ätherischen Wesen durch die Wände - Verzeihung, durch die Gemächer des
Schlosses.

Der Eintritt kostet 10 Euro. Kinder bis 17 Jahren frei.

- Zeitreise mit Mamsell Ingrid // 27. April ab 16 Uhr

Die Mamsell ist untröstlich: Soeben hat sie vom Herrn Grafen ihr
Entlassungsschreiben erhalten. Die Besucher der Führung wissen bald
warum und erfahren nebenbei wie das Leben der adeligen Familie und der
Bediensteten aussah, was es mit dem legendären Skandal von Norderney
auf sich hat und warum ihre berühmte Ananasbowle der Mamsell zum
Verhängnis wurde. Die Gäste erwartet ein amüsanter wie interessanter
Spaziergang durch das Schloss mit der temperamentvollen Mamsell
Ingrid.

Der Eintritt kostet 10 Euro. Kinder bis 17 Jahren frei.

Für alle Zeitreisen ist eine Anmeldung im Schloss unter Telefon 0491
9975-6000 erforderlich.

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

www.schloss-evenburg.de

Café Schloss Evenburg

Telefon: 0491 99236723

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 20. März 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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